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N". 27.

Verhandlungen
des

Großen Rathes der Republik Bern.

Zweite außerordentliche Sitzung. 1845.

(Nicht offiziell.)

(Fortsetzung der Sitzung vom 10. Herbstmonat 1845. Bericht
deö Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Lage des KantonS.)

NeuhauS, Schultheiß, als Berichterstatter. Tit., der
Bericht, welchen Sie soeben angehört haben, enthält zuerst eine

Schilderung unsrer kantonalen Zustände. Ist diese Schilderung
getreu, ist sie richtig, oder ist sie es nicht? Darüber können
natürlich die Ansichten verschieden sein. Diese Schilderung ist
so, wie der Regierungsrath in seiner Mehrheit unsre gegenwärtigen

Zustände beurtheilt, abgefaßt worden. Der Regierungsrath

in seiner Mehrheit hat zuerst gefunden, es sei eine Opposition

vorhanden, welche ihre Zwecke, die zwar an und sür sich

gut sein mögen, mit illegalen Mitteln befördern will; eine
solche Opposition aber sei entschieden zu bekämpfen und durchaus

nicht zu dulden. Zwar weiß der Regierungsrath, daß diese

Opposition beim Ursprünge des Volksvereins sich ziemlich klar
kund gegeben hat; aber er anerkennt hinwiederum mit Freude,
daß die Tendenz, auch gute Zwecke mit schlechten Mitteln zu
befördern, seither bei einer großen Mehrheit der Mitglieder dieses
Volksvereines gar keinen oder nur wenig Anklang gefunden,
und daß dieser Volksverein in seiner großen Mehrheit sich

entschieden für Gesetzlichkeit und Ordnung ausgesprochen hat.
Hier muß ich nun erwähnen, daß der Regierung in Bezug auf
den Vvlksverein böswillig Mehreres zugemuthet wurde, waS
durchaus unwahr ist. Man hat gedruckt, der Regierungsrath
sehe solche Volksvereine nicht gerne, beabsichtige sogar, die
einflußreichern Mitglieder derselben verhaften zu lassen zc. Solche
der Regierung zugeschobene Absichten sind natürlich geeignet,
das Volk aufzuregen, ihm das Zutrauen zur Regierung zu
benehmen, und Sie, Tit., mögen selbst beurtheilen, was man
mit Ausbreitung solcher Gerüchte will. Nun ist kein Wort
daran wahr, aber das Gegentheil ist wahr. Sobald der Volksverein

in den Schranken der Gesetze bleiben will, sobald die
Bürger sich nur versammeln, um zu berathen, wie man bald
hier, bald da den öffentlichen Zuständen helfen könnte, und um
dann daherige Wünsche in den gesetzlichen Schranken vor die
Regierung zu bringen; so sieht der Regierungsrath dieses
politische Leben im Volke sehr gerne und wünscht, daß solche
Berathungen unter den Staatsbürgern dazu dienen möchten,
schwierige Fragen der Gesetzgebung und Administration, wie
z. B. im Armenwesen, im Zehntwesen w., auf befriedigende
Weise zu lösen. Also in dieser Hinsicht möchte jedes Mißtrauen
gegen den Regierungsrath verschwinden, und ich wiederhole:
solche Vereine sieht der Regierungsrath sehr gerne. Ferner
erwähnt der Bericht einer zweiten Opposition, welche nur
gesetzliche Mittel zu gesetzlichen Zwecken will. Diese ist gewiß
sehr ehrenwerth, und sie hat Recht in mancher Beziehung.
Gewiß kann man nicht sagen, es sei zu Verbesserung unserer
Zustände seit 14 Jahren nichts gethan worden; allein alles ist
noch nicht gethan worden, was hätte gethan werden können
und sollen. Namentlich in Betreff des Armenwesens hat man

es nur noch bis zu einem Entwürfe gebracht; im Zehntwesen
sind verschiedene Versuche wiederholt gemacht worden, um diese
schwierige Frage zu lösen, und in letzter Zeit sind bekanntlich
neuerdings Schritte dafür gethan worden. Immerhin aber ist
richtig, daß in Bezug auf Gesetzgebung nicht genug gethan
worden ist. Der Bericht spricht sich daher deutlich aus, daß
diese legale Opposition, weit entfernt, der Regierung ein Dorn
im Auge zu sein, ihr vielmehr erwünscht sein muß. Das
Auftreten des Volksvereines in gesetzlichen Schranken wird den
Vortheil für das Land haben, daß dadurch ein großer Impuls
für Manches gegeben worden ist, was sonst vielleicht noch einige
Jahre unterblieben wäre. Nach diesen vorläustgen Erklärungen
komme ich nun zum zweiten Punkte. Unsere Zustände sind
ruhiger geworden. Wenn das ist, warum denn diese
außerordentliche Einberufung des Großen Rathes Ich werde auf
diese Frage antworten. Wir haben den Großen Rath nicht
darum einberufen lassen, um eine allfällige Revolution ober
einen „Putsch" zu hindern; wir haben keinen solchen gefürchtet,
und das bernische Volk denkt an Solches nicht. Wir haben den
Großen Rath auch nicht einberufen lassen, um die Presse zum
Schweigen zu bringen, wie man gesagt hat. Die Presse soll
nicht schweigen, sie soll frei bleiben. DaS ist die Absicht des

Regierungsrathes in Betreff der Presse. Wir haben den Großen
Rath ferner nicht einberufen lassen, um eine Vollmacht zu
erhalten, die Gesetze vollziehen zu können, wie die verehrten
Unterzeichner der soeben abgelesenen Erklärung es vermuthen.
Der Regierungsrath hat wohl gewußt, daß er eine solche besondere

Autorisation, die Gesetze zu vollziehen, nicht bedarf. Also
das ist nicht unser Zweck, wenn wir diese außerordentliche
Einberufung des Großen Rathes erkannt hab-n. Wir haben den
Großen Rath einberufen lassen aus mehrern Gründen. Vorerst
wurde seit einigen Monaten der Regierungsrath von Seite der
öffentlichen Blätter so angegriffen, daß man sich hat fragen
müssen: Was denkt der Große Rath über diese Angriffe, was
denkt das Volk darüber? Es ist geantwortet worden, man
könne doch wohl vermuthen, daß das Volk und seine Stellvertreter

mit diesen Angriffen nicht einverstanden seien, und daß
das Volk und die Vertreter desselben den Regierungsrath nicht
für so verächtlich halten, als jene Blätter es sagen. Man
kann das ja freilich vermuthen, aber bloße Vermuthungen bei
solchen Angriffen genügen nicht, ein Mehreres ist nöthig.
Uebrigens, wenn auch jetzt noch das Volk und seine Stellvertreter

das nicht annehmen, daß der Regierungsrath eine so

durchaus verwerfliche Behörde sei, als welche er dargestellt
wird, so kann man doch fragen: Wie lange wird eS gehen,
bis das Volk und vielleicht auch seine Stellvertreter das am
Ende glauben? Wie viel Zeit ist nöthig, um einem ehrlichen

Manne, wenn man ihn alle Wochen zwei bis dreimal ver-
läumdet, seinen guten Ruf zu nehmen Verläumdet immer,
«emper aliHuill llaoret, immer bleibt etwas davon hängen, sagt

man. Das ist also eine nicht unwichtige Frage: Wie lange
geht es, bis das Volk und seine Stellvertreter die jetzige Re-



gierung für eine schlechte und ihres Zutrauens unwürdige
Behörde halten, — wenn kein Anlaß gegeben wird, alle jene

Verläumdunzen zu beseitigen? Der erste Grund der
außerordentlichen Einberufung des Großen Rathes ist al>o der, daß

der Regierungsrath gewünscht hat, Sie, Tit., möchten die

dem Regierungsrathe gemachten Vorwürfe prüfen und dann

entscheiden, ob der Regierungsrath in seiner Mehrheit das

Zutrauen der Mehrheit der Stellvertreter des Volkes verloren
habe, oder nicht. Wir haben geglaubt, wenn eine republikanische

Regierung wirklich Kraft haben solle, so müsse sie das

Zutrauen der Vertreter des Volkes und des Volkes selbst

besitzen, und wenn wir dieses Zutrauen verloren hatten, so

könnten wir nicht mehr regieren. Ein zweiter Grund der

Einberufung ist, allfällig denjenigen Mitgliedern des Großen RatheS,
welche mit dem RegierungSralhe unzufrieden sind, einen Anlaß
darzubieten, hier öffentlich aufzutreten, ihre Vorwürfe offen
und frei, wie es Republikanern geziemt, aber mir Anstand und

Ruhe, auszusprechen und die Gegengründe der Mitglieder des

Regierungsrathes anzuhören und dann zu prüfen, ob zene

Vorwürfe gegründet sind, und ob man dem Regierungsrathe wirklich
kein Zutrauen schenken könne. Wenigstens mir wollte es scheinen,

es sei dieß besser, als das Auftreten m anonymen Zeitungsartikeln

weil der Große Rath dann eher ein richtiges Urtheil
über den RegierungSrath fassen könne. Ein dritter Grund der

außerordentlichen Einberufung des Großen Rathes ist der:
Fast alle öffentlichen Blatter entstellen die Verhältnisse des Kantons

und verdächtigen den Regierungsrath. Freilich erscheint

letzt ein „Landbote," auf welchen ich später zurückkommen
werde, und welcher zwar wohl etwas berichtigt; aber welche
Autorität der Laiidbcrenschreiber denn Volke haben kann, will
,ch nicht entscheiden. Jetzt haben wir gefunden, daß eine
freimüthige Erörterung der Verhältnisse des Kantons im Schooße
des Großen Rathes wesentlich dazu beitrage, das Volk zu
belehren, ob es eigentlich noch eine zutrauenswürdige Regierung
bade; und die durch den Druck veröffentlichten Verhandlungen
des Großen Rathes sind ein sehr gutes Mittel, diesen Zweck

zu erreichen. Eben weil unsre Zustände jetzt wiederum ruhiger
geworden sind, ist eine öffentliche und freimüthige, aber anständige

Erörterung deS Systemes des Regierungsrathes am rechten
Orte; denn nur wenn man rnhig ist, kann man solche

Erörterungen machen. Ein vierter Grund der außerordentlichen
Einberufung des Großen RatheS ist der: Unsre Mltstände und
auch daS Ausland beurtheilen unsre Zustände nur nach
Demjenigen, was die öffentlichen Blätter darüber sagen. Nun haben
wir die ultramontanen Blätter, welche natürlich gegen den

Regierungsrath auftreten, und dazu fast alle radikalen Blätter,
welche seit einiger Zeit ebenfalls gegen den RegierungSrath
auftreten, so daß in den andern Kantonen und im Auslande
natürlich die Ansicht waltet, daß die Regierung, wenn sie so

fei, wie sie einstimmig in jenen Blättern geschildert wird, sich

nicht halten könne, und daß es eine Revolution bei uns geben
werde. Die feierliche Erörterung nun, welche letzt hier beginnt,
ist eben geeignet, unsre Zustände in ihr wahres Licht zu setzen,
und dieser Grund, Tit., ist sehr wichtig. Ein letzter Grund
zu Einberufung des Großen Rathes war der: Man spricht
allgemein von Verfassungsrevision. Bereits ist ein daheriger
Entwurf im Drucke erschienen, und eS folgen vielleicht mehrere
andere nach. Daher wollte es dem diplomatischen Departement
und dem Regierungsralhe in seiner Mehrheit scheinen, diese
Verfassungsrevision sollte durch die verfassungsmäßigen Behörden
selbst, aber auf vorsichtige Weise angebahnt werden, damit nicht
die Revision zuletzt zu etwas führe, was man vielleicht nicht
sucht. DaS diplomatische Departement wollte Ihnen also einen
Entwurf für Verfassungsrevision vorlegen, um dem Volke zu
zeigen, daß man auch da nicht stationär bleiben will und nicht
so konservativ ist, um in keiner Weise von einer zweckmäßigen
Revision der Verfassung von I83l etwas wissen zu wollen. Der
RegierungSrath beabsichtigte sodann noch, Ihnen, Tit., gleichzeitig

Gelegenheit zu geben, für den ersten Januar 1847, wo
Bern neuerdings Vorort wird, eine ganz andere Regierung zu
haben. Durch die im Herbste bevorstehenden Erneuerungswahlen

können Sie allerdings einige Mitglieder des Regierungsrathes

anders wählen, und ebenso in zwei Jahren wiederum
eine gewisse Zahl; aber wenn wirklich das Zutrauen des Volkes

und seiner Vertreter in den jetzigen Regierungsrath so geschwächt
ist, wie behauptet wird, so wäre eS dann besser, Sie erhielten
eine besser organisirte und zugleich auch mehr Zutrauen besitzende
Vollziehungsdehörde. Dieser letzte Zweck des Regierungsrathes
ist nun freilich zum Theile durch den Entscheid von RegierungSrath

und SechSzehnern in Betreff der vorgeschlagenen Versas-
sungsrevisioii vereitelt worden. Ich werde darauf zurückkommen.
Jetzt frage ich mich nun: Warum >st denn die öffentliche
Meinung, wie sie sich wenigstens m den Blättern ausspricht,
durchweg gegen den Regierungsrath? Warum wirft man ihm
eine reaktionäre Tendenz vor? Wenn man den Gründen hievon
nachforscht, so zeigt sich vorerst etwaS, was beständig von den
Blattern behauptet und ausgebreitet wird, daß nämlich der
Regierungsrath anfänglich den Freifchaarenzug im Geheimen
begünstigt habe. Solchen Verdächtigungen gegenüber hat der
RegierungSrath kein anderes Mittel, dieselben in Abrede zu
freuen, als eben dasjenige, daß er Ihnen, Tit., sagt: Es ist
nicht wahr. Ich habe es hier bereits früher ausgesprochen,
und keine einzige RegierungShandlung kann gezeigt werden, durch
welche der RegierungSrath mittelbar oder unmittelbar den
Freifchaarenzug begünstigt hätte. Wenn Sie aber das nicht glaube»

wollen, was für ein anderes Mittel haben wir den», solche
Verdächtigungen zurückzuweisen Wenn einzelne Beamte
unvorsichtiger Weise zeneu Zug begünstigt oder gar selbst daran
Theil genommen haben, so ,st daS doch kein hinreichender Grund,
um dem Regierungsrathe deßhalb solche Vorwürfe zu machen,
und selbst wenn einzelne Mitglieder deS Regierungsrathes lenen
Zug privatim begünstigt hätten, so berechtigt dieß wiederum
nicht, d,e Mehrycit des Regierungsrathes als Behörde der
Begünstigung des Freischaarenzuges anzuklagen. Ich wenigstens
habe den Freifchaarenzug privatim in keiner Weise begünstigt,
und ich wünsche, daß meine sämmtlichen Herren Kollegen daS
Nämliche sagen können. Man wirft dem RegierungSratbe sein
Benehmen vom l. April vor, aber, Tit., damals war der
RegierungSrath bekanntlich in einer ,ehr schlimmen und schwierigen

Lage, und Diejenigen, welche daS Benehmen deS
Regierungsrathes vom l. April auf's Heftigste tadeln, befinden'sich
selbst in großer Verlegenheit, zu sagen, waS denn der Regie-
rungSrath damals hätte thun sollen. Ferner wird dem
Regierungsrathe die Einstellung einiger Beamten zum Vorwurfe
gemacht. Der Regierungsrath will nicht, daß die Beamten servil
sem sollen, wie man gesagt hat; die Beamten sollen nicht servil
sein, sie sollen politische Ansichten haben und aussprechen können;
Niemandem ist es in den Sinn gekommen, dieses zu tadeln.
Nichtsdestoweniger sollen die Beamten doch die Regierung
ferviren, d. h. Diener sein der Regierung, und gehorchen,
wenn ivnen Etwas befohlen ist, oder aber, sie sollen ihre Stellen

niederlegen. Wenn der Regierungsrath seinen Beamten
ausdrücklich verbot, am Frelschaarenzuge Theil zu nehmen, —
war er dazu berechtigt? Ich glaube - Jg. Waren die
Beamten verpflichte!, dem Regierungsrathe zu gehorchen? Ich
antworte wiederum — Ja. Also haben diese Beamten, welche
dennoch am Fresichaarenzuge Theil genommen baden, Strafe
verdient wegen ihres Ungehorsams; aber diese Strafe ist nicht
sehr groß gewesen. Sie waren einige Tage in ihren Beam-
tungen eingestellt, dann hat der Große Rath in Berücksichtigung

der Umstände der Republik und des allgemeinen WodlS
Vergessenheit des Geschehenen ausgesprochen, und jetzt sind
diese Beamten nach wie vor in ihren Ehren und Stellen.
Ist daS nun etwas so Ungeheures, wie man nach den
Aeußerungen jener Blätter noch jetzt glauben sollte Ein anderer
Grund, weßhalb dem RegierungSralhe reaktionäre Tendenzen
vorgeworfen werden, ist die Abberufung eines Professors der
Hochschule. Sie kennen die Gründe dieser Maßregel bereits,
ich will dieselben also nicht wiederholen. Freilich haben die
Blätter, welche den Regierungsrath deßhalb so hart angreifen,
diese Gründe in ihren Spalten nicht abgedruckt. Dieser
Professor gab seit langen Jahren öffentlich Aergerniß durch ein
Laster; der Regierungsrath mußte also, sobald die Sache
einmal erwiesen war, einschreiten. Ferner ist ein Unterstatthalter
seither von seiner Stelle abberufen worden, was wiederum die
reaktionären Tendenzen des Regierungsrathes beurkunden soll.
Diese Abberufung geschah nicht aus politischen Gründen, aber
der Regierungsrath fand, wenn ein Beamter beständig um
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Schulden betrieben werde, so könne er nicht Beamter bleiben.
Ferner hat der RegierungSrath unlängst einen Aargauer sort-
gewiesen, weil dieser öffentlich gesagt hatte, man solle alle
Regierungsräthe bis auf drei auszagen, welche Aeußerung er dann
nachher durch Trunkenheit entschuldigte. Wer öffentlich sagt,
man solle die Regierungsräthe ausjagen, der thut wie Pfarrer
Hirzel im September als er rief: In Gottesnamen,
tchießet. Dieser Pfarrer Hirzel war ein Reaktionär, und jener
Aargauer ist es auch. Also hat der Regierungsralh eine Pflicht
erfüllt, indem er diesen Fremden weggewiesen hat. Ferner
sollen die zahlreichen Preßprozesse ein Belege sein für die
reaktionäre Tendenz des RegierungSralhs. Wenn Sie, Tit., das
Preßzesetz lesen, so werden Sie sehen, daß die darin enthaltenen

Vorschriften gebieterisch sind, daß Mithin der Regierungs-
rath durch diese Vorschriften zu Anhevung dieser Preßprozeffe
gezwungen war. Ich bekenne zwar, daß während langer Jahre
der Regierungsrath von dem bekannten Blatte in Burgdors
verläumdet worden ist, ohne daß er deßhalb einen Preßprozeß
angehoben hat; allein die damalige Mehr.eit des Regierungs-
rathes wollte nicht; ich war nicht der Meinung. W.U man
nun jetzt darin, daß die gegenwärtige Mehrheit des RegierungS-
ratheS das Gesetz vollzieht, reaktionäre Tendenzen erblicken, so

ist vor Allem aus daS Gesetz reaktionär, welches den RegierungS-
rath dazu verpflichtet, und der Groß- Rath ist reaktionär,
welcher dieses Gesetz gemacht hat. Der Regierungsrath in
seiner gegenwärtigen Mehrheit hat nun aber gesunden, es sei

an der Zeit, das Gesetz zu vollziehen. Wenn der Regierungs
rath fragt: Ist der Fall der Anwendung des Preßgesetzes
eingetreten? so hat er das Recht der Meinung, er sucht sur sich

keine Unterstützung dabei, er erfüllt bloß eine Pflicht, und
wenn der Richter den Beklagten freispricht, so liegt darin keine

Demüthigung für den Regierungsrath, wie man behaupten

wollte, sondern so wie der RegierungSrach das Recht der

Meinung hatte, als er den Prozeß anhob, ebenso hat auch der

Richter seinerseits das Recht der eigenen Meinung, und wenn
er freispricht, so ist nichtsdestoweniger dem Gesetze ein Genüge
geleistet worden. Wenn wir ein Institut besäßen, daS wir
leider nicht haben, nämlich einen Staatöanwalt im eigentlichen
Sinne des Wortes, dann würde der RegierungSrach nie in den

Fall kommen, selbst Preßprozesse zu erkennen, und seine Stellung
würde in dieser Hinsicht eine viel vortheilhastere sein. Was
beabsichtigt übrigens die Regierung durch diese Prozesse? Etwa
die Unterdrückung der Preßfreiheit? Durchaus nicht; die Mehrheit

des Regierungârathes und ich selbst sind der Ansicht: Besser
eine Preßfreiheit mir Mlßdräuchen, als keine Preßfreiheit.
Aber es fragt sich: Sind diese Mißbräuche durchaus
unvermeidlich, und sollen sie nicht wenigstens nach dem Gesetze geahndet
werden? Die öffentliche Presse mag dann ihre Kritik über die

Verhandlungen der Regierung ganz scharf und frei walten lassen,

aber nur ohne Injurien. Glaubt denn die Presse, die Freiheil
werde befördert durch Injurien? Befindet sich ein Volk besser

mit Magistraten, welche durch die Piepe der öffentlichen
Verachtung preisgegeben sind? Ein anderer Vorwurf, welchen

man dem Reglerungsrathe gemacht hat, betrifft die Erscheinung
des Landboten, als welcher geeignet sei, die freu- Presse zu
unterdrücken Ich gestehe ausrichtig, ich finde es zum Theil selbst. Die
Gründe, welche den Regierungsralh bewogen haben, den Land
boten so erscheinen zu lassen, wie er gegenwärtig erscheint, sind

mir nicht ganz bekannt, indem ich der Berathung darüber nicht
beigewohnt habe. Im Grundsätze billig? ich die Sache, indem
ich glaube, daß der Regierungsralh auch daö Recht der freien
Presse besitzt. Der Regierungsralh mag also Berichtigungen
in's Amtsblatt einrücken lassen, wenn er verdächtigt ist; er mag
seine Beschlüsse bekannt machcn :c., aber ein Weiteres möchte
ich nicht; ich hoffe auch, die Form des Landboten könne später
abgeändert werden. Man kann einer Regierung nicht zumu-
rhen, daß sie von einem Tage zum andern ihre Beschlüsse abändere;

aber mit der Zeit soll nach meinem Dafürhalten diese

Form des Landboten verändert werden. Wir sollen nicht cine

solche weitläufige Polemik führen und nicht eine eigentliche
Zeitung schreiben; denn namentlich durch die Mittheilung der

Nachrichten auS allen Theilen der Welt tödten wir die andern
Zeitungen, und das wäre nicht gut, denn nictfl nur die Regierung

soll sich hören lassen, sondern andere Stimmen auch,

aber mit Anstand. Was soll nun der Regierungsrath thun,
wenn er noch ferner regieren will? Er muß Preßprozesse
anHeden, so lange das Preßgesetz epistirt, und so oft der durch dieses
Gesetz bezeichnete Fall zu solchen Preßprozessen eingetreten ist.
Ich habe persönlich die Preßprozesse nicht gerne, und persönlich

habe ich nie einen solchen angehoben oder begehrt; aber der
RegierungSrath bat geschworen, die Gesetze zu vollziehen, also
hat er keine Wahl, sondern er muß in vorkommenden Fällen
Preßprozesse erkennen, ohne daß man idn deßhalb reaktionärer
Tendenzen beschuldigen darf. Ferner muß der Regierungsralh
gegen unwürdige Beamte einschreiten, denn die Beamten sind
für das Volk da, und nicht das Volk für die Beamten. Wenn
aljo der RegierungSrath gegen Beamte, die ihre Stellung
mißkennen einschreitet., so ist das nicht Willkür, sondern Anwendung

des Recht? und Erfüllung einer Pflicht im Interesse des
Volkes. Wenn ferner die Idee, welche seiner Zeit auftauchen
wollte, sich neuerdings gellend zu machen suchen würde, die
Idee nämlich, daß, weil der Freischaarenzug mißlungen sei,
nun die Regierung mit ihren Bataillonen nach Luzern mar-
lchiren solle; so muß der Regierungsrath eine solche unglücksiche
Idee keästig bekämpfen. Wären unsre Bataillone statt der
Freischaaren gegen Lnzern marschirt, so würde gewiß die
Regierung von Luzern gefallen sein; aber wäre damit etwas
gewonnen gewesen Glauben Sie, Tit., selbst unsre freisinnigsten

Mitstände würben es zugeben, daß Bern so den Meister
spiele in der Eidgenossenschaft, und sein? Bataillone nach
Gutdünken bald hiehin, bald dorthin schicke, um seinen Willen
durchzusetzen? Hätte der RegierungSrath den daherigen
Zumutungen nachgegeben, so würde er dadurch die ganze Eidgenossenschaft

in's Unglück gestürzt haben. Sogleich würde eine
außerordentliche Tagsatzung zusammengetreten sein, und da,
Tit., würden Sie gesehen haben, ob selbst die freisinnigsten
Mitstände das hätten dulden mögen. Wenn also der
R-gierungsrath einer solchen Znmutkung nicht nachgeben wollte, so

war er deßhalb nicht reaktionär, nicht Freund der Jesuiten,
wie man in den Blättern und sonst gesagt hat, sondern er
erfüllte bloß eine heilige Pflicht. Hätte dann die Tagsatznng
nicht vermocht, die gestürzte Regierung von Luzern sofort
wiederherzustellen, so würde daS Ausland gekommen sein.
Gelüste der Intervention, Tit., von Seite des Auslandes sind
vorhanden, sie warten nur auf die Gelegenheit; ich war an
der Tagi'atzung in der Stellung, solche Gelüste zurückzuweisen.
Also, T>r., ist die fremde Intervention kein bloßes Hirngespinst,
keine leere Drohung. Was würde nun der Erfolg einer solchm
Intervention sein Herstellung sämmtlicher aristokratischer
Regierungen in d r Schweiz. Wenn also der Regierungsrath
solche Zumuthungen zurückgewiesen bat, so hat er dabei nach
E>d und Pflicht und in wohlverstandenem Interesse der ganzen
Schweiz gehandelt. Was muß der RegierungSrath thun, wenn
in öffentlichen Versammlungen gesagt wird, man müsse den

Regierungsralh ausjagen? Solche reaktionäre Reden muß.der
RegierungSrath nicht dulden, und er wird es nicht; ist der
Betreffende ein Fremder, so wird er sortgewiesen werden ohne

Weiters; ist er oder ein hiesiger Bürger, so wird er vor
Gericht gestellt werden. Ferner muß der Regierungsrath keine

Derfassungsrev-sion durch einen Verfassungsrath zugeben, und
muß, wo solche Bestrebungen sich zeigen dagegen einschreiten.
Die Verfassung schreibt vor, daß cine V rsassungsrevision nur
durch den Großen Rath vorgenommen werden dürfe, und der

Große Rath ist m den Blättern nicht so verdächtigt worden,
daß er die Achtung und das Zutrauen des Volkes verloren
haben sollte; also kann der Große Rath gar füglich selbst die

Versassung revidiren nach Maßgabe der Versassung, und also
wird der RegierungSrath nicht dulden, daß von einem Ver-
fassungsratde gesprochen werde. Nachdem ich nun
auseinandergesetzt habe, weiches die Stellung des RegicrungSratdes
ist, so will ich nun ebenfalls auseinandersetzen, was der

RegierungSrath will. Er will vorerst Preßfreiheit. Wollen
Sie, Tit., das Preßzesetz, welches gegenwärtig in Kraft
besteht, abändern, so g-ben Sie den Befehl dazu; wollen Sie
sogar erklären, Verdächtigungen und Beschimpfungen der
Magistraten haben gar keine Bedeutung, so wird der Regierungsrath
dann keine Preßprozesse mehr verhängen, aber er wird
alsdann auch wissen, w-aS für ein Gewicht er jenen beilegen soll.



Ter Regierungsrath will ferner einen legalen Fortschritt m
allen Zweigen der Verwaltung. Nun wird aber behauptet, es

sei vorerst in der Gesetzgebung nichts gemacht worden. Dieser

Vorwurf ist ungerecht. Die große Gesetzgedungskommission

arbeitet allerdings langsam, aber man muß nicht vergessen,

daß sie aus Mitgliedern aus den entferntesten Gegenden des

Landes zusammengesetzt ist. Seit mehr als einem Jahre hat

der Herr Präsident dieser Kommission eine verdankenswerthe

Thätigkeit entwickelt, aber er findet sich eben gelähmt durch

diese Komposition derselben. Indessen ist daS Strafgesetz fast

vollendet, und ein Handelsgesetz ist auch in Berathung.
Indessen rücken die Arbeiten, wie gesagt, langsam vorwärts.
Daher hat der Regierungsrath die Initiative ergriffen und

zwei wichtige Gesetzesentwürfe durch einen besondern Redaktor
entwerfen lassen, nämlich den Geldstags- und den Vetreibungs-
prozeß. Ferner haben wir ein FriedenSrichtergesetz, welches sehr

gut gewirkt hat im Lande. Also ist es nicht richtig. zu sagen,

wir haben nichts gethan. Wir haben aber nicht genug gethan,
und daS ist nicht meine Schuld; an wem die Schuld ist, weiß

ich nicht. Seit 14 Jahren hätten wir unsere Civilprozeßform,
den Administrativprozeß, die Tarife u. f. w. längst revidiren
können ; aber es wollte nun einmal nicht gehen. Jetzt ist indessen

etwas gegangen, und das Geschehene ist namentlich dem von
Seite des Volksvereines gegebenen Impulse zu verdanken. Der
Regierungsrath hat eine Kommission niedergesetzt, um die

genannten Zweige der Gesetzgebung unverzüglich zu revidiren,
und zu diesem Behuf hat die Kommission die Vollmacht, einen

eigenen Redaktor dafür anzustellen und zu besolden. So ist auch

nn Armenwesen und im Zehntwesen Etwas geschehen. Der
Regierungsrath wird diese Entwürfe später berathen; was darüber

bis setzt erschienen, ist nicht die Arbeit des Regierungsrathes,
namentlich nicht die Entwürfe, betreffend das Zebntwesen,
sondern das sind bloß unmaßgebliche Ideen, welche dazu dienen

sollen, die Ansichten des Landes darüber zu vernehmen. ES ist

also Irrthum, wenn diese Arbeit dem Negierungsratke zuae-
schrieben wird. Der Regierungsrath will auch in Bezug ans

die Versassung selbst dem Fortschritte huldigen. Bereits letzten

Sommer, während meiner Abwesenheit in Zürich, hat das

diplomatische Departement gesunden, wenn die Wünsche für
Verfassungsrevision im Volke rege werden, so werde man
denselben nicht immer widerstehen können. Wenn man übrigens
dieser Idee auch widerstreben könnte, so frage ich: Ist es

zweckmäßig s Unsere Verfassung hat 14 Jahre gedauert, man kennt

demnach ihre Vortheile und Mängel genau, warum sollte man
also nicht dem Volke entsprechen, um denzenigen, welche dadurch

Ausregung bezwecken, diese Waffe auS der Hand zu nehmen,
weil man dann sagen kann: Die Revision ist angebahnt. Ist
das nicht klüger, als einen Revisionssturm abzuwarten Das
diplomatische Departement hat gefunden — Ja; eben weil man

ruhig sei, gezieme es sich, eine angemessene Revision zu befördern.

Ist man ruhig, so sagen Viele: Warum jetzt von
Verfassungsrevision reden; man ist ja ruhig? Und ist man unruhig,
so sagen die nämlichen Leute: Nicht jetzt ist eS der Moment
zur Revision, wir müssen zuerst ruhigere Zeiten abwarten. So
würde man ja ganz stabil bleiben. Daher bat das diplomatische
Departement einen Revisionsentwurf gemacht zu Reorganisation
der Vollziebungsgewalt und hat denselben vor den Regierungsrath

gebracht. Die Mehrheit des Regierungsrathes hat sich

für das Eintreten auSgesvrvchen; wir baden gefunden, mit
bloß neun Mitgliedern deS Regierungsrathes und mit einer
andern Departementaleinrichtung würde dem Volte besser

gedient sein, als auf bisherigem Fuße. Indem aber der
Regierungsrath das Eintreten beschloß, fand er die artikelswesie
Berathung deS Entwurfes bloß im Schooße des Regierungsrathes

nicht angemessen, sondern er hielt es für besser, die

Herren Sechszehner mit einzuberufen. Das ist doch wahrlich
ein kollegialisches Benehmen. Aber aus eben dem Grunde,
weil der Entwurf noch nicht artikelsweise vorberathen war,
hätte er auch nicht veröffentlicht werden sollen, indem derselbe

zelzt alS Arbeit des Regierungsrathes bezeichnet wird, was
durchaus unwahr ist. Uedrigens hatte das diplomatische Departement

nicht die Anmaßung, zu glauben, der Entwurf sei so,
daß man mchts daran ändern könne; gewiß würde, wenn
Regierungsrath und Sechszehner in die artikelsweise Berathung

eingetreten wären, noch Manches verändert worden sein.
Ungeachtet nun aber das Kollegium von Regierungsrath und
Sechszehnern nicht in die artikelsweise Berathung eingetreten
ist, sondern die Sache von der Hand gewiesen hat, so finde
ich mich durch die ausgestreuten Verdächtigungen dennoch
genöthigt, in die Grundsätze dieser Arbeit noch näher einzutreten.
Es fragt sich : Wie soll die Vollziehungsgewalt eines freien Volkes
organisirt sei», — etwa so, daß sie fast nichts thun kann Nach
unsrer gegenwärtigen Organisation muß seder einfache Gegenstand,
welcher in den Geschäftskreis eines einzelnen Departements ge-
hört, zuerst m einer Kommission von fünf oder mehr Mitgliedern,

dann vom Departements, welches sieben Mitglieder
enthält, vorberathen werden, worauf erst die Beratbung im
Negierungsratke durch 17 Mitglieder erfolgt, so da? möglicherweise
ein solcher einfacher Gegenstand eine Berathung von .42
Mitgliedern erfordert. Wenn aber der Gegenstand in die Sphäre
mehrerer Departements einschlägt, was häufig der Fall ist, dann
ist im Ganzen eine Berathung von mehr als 40 Mitgliedern
nöthig. Daraus entsteht ein schleppender und inkonsequenter
Geschäftsgang. DaS hat das Volk auch längst gefühlt, und der
Regierungsrath und daS diplomatische Departement haben sich

daher gefragt: Wie soll die Vollziehungsgewalt organisirt werden,

damit sie eben Gewalt besitze? Wenn z. B. ein Postwagen
auf öffentlicher Straße angehalten wird, in der Absicht, einen
mißfälligen Reisenden aus demselben herauszureißen und zu
mißhandeln und wenn die VollziehungSgewalt da Ordnung schaffen
soll, — soll der betreffende Beamte Kraft haben oder keine
4 er Regierungsrath muß befehlen können, man soll ihm
gehorchen müssen, und die Beamten sollen kräftig einschreiten
können, wenn die Gesetze überschritten werden. Die Zweiund-
dreißigtausend im Waadtlande haben ihre Vollziehungsgewalt
ungefähr so organisirt, wie sie für uns vom diplomatischen
Departement vorgeschlagen wurde, und doch sagen S>e, Tit.,
nicht, daß sene Zweiunddreißigtausend deßhalb Reaktionäre sind.
Nein, Tit., diese Leute versieben die Freiheit, sie wissen, daß,
je mehr Freiheit daS Volk hat, desto mehrerer Gewalt die
Regierung bedarf. Wenn der See bewegt ist, so kann ein
schwacher Steuermann das Schiff nicht retten. Wir wollten
eine weniger zahlreiche Vollziehungsgewalt, eine andere Organisation

der Departemente, eine raschere Erledigung der Geschäfte
und infolge alles dessen eme kräftigere Vollziehungsgewalt. Wo
ist dann aber, kann man fragen, eine Garantie gegen den
Mißbrauch dieser Gewalt Ich antworte; Vorerst wählt das Volk
alle zwei Jahre einen Dritthcil der Mitglieder des Großen
Rathes; ebenso trifft der Große Rath alle zwei Jahre neue
Wahlen in den Regierungsrath, und zwar würde er nach dem
neuen Entwürfe alle zwei Jahre Gelegenheit gehabt haben, ie-
weilen drei Mitglieder aus der Regierung zu entfernen. Ferner
stand im Entwürfe, daß die vollziehende Gewalt ganz abhängig
von der obersten Landesdehörde sein soll, daß mithin der Große
Rath entweder die ganze VollziehungSgewalt oder einzelne
Mitglieder derselben jeden Augenblick entlassen könne, ohne Angabe
der Gründe. Der Regierungsrath wäre dem neuen Entwürfe
zufolge einerseits wirklich kräftig gewesen geffen jede Unordnung
und bälte auch mit Beförderung die nöthigen Gesetzesentwürfe,
Dekrete :c. vorlegen können; aber auf der andern Seite würde
er sehr abhängig gewesen sein im Schooße des Großen Rathes.
Der Regierungsrath würde sich, wenn z. B. ein Negierungs-
stalthalter seinen Amtsbezirk nicht gut verwaltet und seine
Pflicht nicht erfüllt, dann nicht mehr damit entschuldigen
können, es stehe nicht an ihm, diesen Regierungsstatthalter
abzuberufen, sondern einzig Regierungsrath und Sechszehner seien
dazu befugt; sondern nach dem neuen Entwürfe würde der
Regierungsrath genöthigt sein, einen solchen Regierungsstatthalter
oder andern Beamte» abzuberufen, um nicht selbst durch den
Großen Rath zur Verantwortung gezogen zu werden, und also
müßte die Behörde dann überhaupt icden Schritt, den sie ldut,
sehr wohl überlegen. Dieß ist, ganz kurz beleuchtet, der Revi-
sionsvorichlag des diplomatischen Departements. Hat man nun
recht, diesen Entwurf einer reaktionären Tendenz zu beschuldigen,

wie mau es gethan hat '' Ich bedaure eS sehr, daß
Regierungsrath und Sechszehner mit 17 Stimmen gegen 14 nicht
in den Entwurf eingetreten sind und mithin nichts davon
gewollt haben. Das diplomatische Departement verlor aber deß-



halb den Muth nicht. Weil der Entwurf von keiner obern
Behörde artikelweise diskutirt worden war, so glaubte das

Departement, es würde der Achtung gegen den Großen Rath
zu nahe getreten sein, wenn dieser Entwurf nichtsdestoweniger
sofort hieher gebracht würde; aber es schlug dem Regierungsrathe

vor, bei dem Großen Rathe darauf anzutragen, daß im
Grundsatze eine partielle Verfassungsrevision erkannt werde. Die
Mehrheit des RegierungSrathS wollte hierauf nicht eintreten,
wahrscheinlich auS Achtung vor dem Entscheide deö Kollegiums
von Regierungsrath und Sechszehnern. Wenn also der
Regierungsrath heute noch nicht sagen kann, was er nun thun will
in Bezug aus Verfassungsrevision, so hoffe ich, er werde diesen

Gegenstand jedenfalls nicht aus den Augen lassen. Allerdings

bedürfen auch die übrigen Titel der Verfassung einer
zeitgemäßen Revision; so wünsche ich namentlich ebenfalls direkte
Wahlen ohne Census, ferner Abänderung im Gerichtswesen ,c.,
aber es fragt sich: Wollen wir diese Fragen alle auf einmal
berathen, und nicht lieber eine nach der andern? Dieses, Tit., ist
der Stand der Dinge in Bezug auf Revision der Verfassung, und
ein Hauptzweck dieser außerordentlichen Versammlung des Großen
Rathes ist somit gescheitert. Nach dieser Darstellung fragt es sich

nun: Verdient der Regierungsrath alle die Vorwürfe, welche man
ihm gemacht hat, oder können Sie, Tit., ihm noch so viel
Zutrauen schenken, daß Sie beruhigt nach Hause zurückgehen und
diese Ihre Beruhigung auch Ihren Mitbürgern mittheilen können
Zm Interesse der gegenwärtigen Ordnung der Dinge wünscht
der Regierungsrath, daß Sie ihm diese Gerechtigkeit wiederfahren

lassen möchten, anzuerkennen, daß er nicht eine solche
reaktionäre Behörde sei, als welche er in den letzten Zeilen
geschildert worden ist. Sollte aber das Gegentheil der Fall sein,
so fragt es sich: Was soll der Regierungsrath thun Wenn
wir das Zutrauen des Volkes und seiner Stellvertreter so sehr
eingebüßt haben, daß wir als Ehrenmänner nicht mehr im
grünen Saale sitzen können, so müssen wir offenbar abtreten.
Das wollen wir Ihnen aber schon jetzt offen sagen und es nicht
verschweigen, weil wir geschworen haben, der Republik Bern
Wahrheit zu leisten, und weil eS im öffentlichen Interesse nöthig
ist, dass der Große Rath wisse, aus welchem Boden er sich

befinde. -Das, Tit., ist aber keine Drohung, wie man gesagt
hat, sondern es ist die Erfüllung einer heiligen Pflicht, es ist,
waS Ehrenmänner thun sollen, wenn sie das Zutrauen ihrer
Kommittenten eingebüßt haben, es ist ein Akt der Unterwerfung
unter Ihren Willen. Wenn wir aber das Zutrauen des Volkes
und seiner Stellvertreter in dem Maße eingebüßt hätten, daß
wir eine verächtliche Regierung wären, und wenn wir dennoch
unsere Stellen beibehielten, — welches ist dann die Lage der
Republik? Wird sich das Volk wohl dabei befinden? Wird
nicht vielmehr eine beständige Aufregung im Volke noch mehr
als bisher unterhalten werden, und kann das nicht sehr
nachtheilige Folgen für den Kanton Bern haben? Ist es also nicht
besser, der Regierungsrath, wenn er das Zutrauen eingebüßt
hat, ziehe sich zurück? In diesem Falle würden Sie, Tit.,
vielleicht morgen schon eine andere Regierung nach Ihren
Wünschen erwähnn können, und dann würde der Stand Bern
ruhig und freisinnig bleiben. Und wirklich, wenn wir nicht
mehr für freisinnig gelten können, so wünsche ich eine
freisinnige Negierung nach dem Sinne des Volkes, damit der Stand
Bern in seinem Innern ruhig und in den Augen der Eidgenossen

geachtet bleibe. Die liberalen Eidgenossen fragen überall
mit banger Besorgniß: Ist der Stand Bern fest oder wird er
fallen? Fällt er, dann werden vielleicht bald Solothurn,
Aargau, Tessin u. s. w. auch fallen. Also, Tit., ist eS nicht
eine Drohung, wenn der Regierungsrath Ihnen sagt, er wolle
sich, wenn er Ihr Zutrauen verloren habe, zurückziehen.
Jedenfalls ist der eine Hauptzweck dieser außerordentlichen
Einberufung des Großen Rathes erreicht, insofern diese öffentliche
Besprechung zur Beseitigung mancher Mißverständnisse beitragen
kann, und das Zutrauen in die Regierung dadurch wiederum
hergestellt wird, oder aber insofern Sie jetzt eine Ihr Zutrauen
besitzende neue Regierung sofort bekommen, und zugleich durch
die Bekanntmachung unserer Verhandlungen das Volk beruhigt
wird. Der andere Zweck dieser außerordentlichen Versammlung

des Großen Rathes, nämlich die Anbahnung einer
partiellen Verfassungsrevision kann nun aus den bereits ange¬

führten Gründen nicht mehr erreicht werden. Sollten aber
im Schooße des Großen Rathes solche Anträge auf eine
partielle Verfassungsrevision fallen so werde ich mit Freuden
dazu stimmen. Das, Tit., sind die Hauptbemerkungen, welche
ich als Berichterstatter dem Berichte des Regierungsrathes
beizufügen hatte. Ich bin gezwungen, nur noch Etwas zu
erwähnen. Man hat bekanntlich von einer gewissen Allianz
der Regierung gesprochen; die oberwähnten Handlungen der
Regierung haben gewisse Blätter dazu geführt, zu behaupten,
die Regierung von Bern wolle mit den Jesuiten Hand in Hand
gehen, Aargau fallen lassen, sich an die Sarnerstände anschließen
und sei einverstanden mit der Opposition in Burgdorf. DaS
Alles ist durchaus unbegründet, und Diejenigen, welche das
aussagen, glauben selbst nicht daran; aber es ist dieß ein Mittel,
um die Regierung zu verdächtigen. Bern will weder mit den
Jesuiten Hand in Hand gehen, noch auch Aargau ausopfern,
sondern es wird diesen Stand auch ein zweites Mal retten, wenn
es nöthig ist und ich für mich wenigstens kann mich in keinem
Falle mit der Opposition in Burgdorf vereinigen, ich kann
mich nicht an Männer anschließen, welche seit 14 Iahren mich
stets auf die ungerechteste Weise angegriffen haben; wohl aber
kann ich hin und wieder mit denselben stimmen, weil ich ein
Mann der Ueberzeugung und nicht ein Parteimann bin. Man
hat den Schlußantrag deö vorliegenden Berichtes als undeutlich
getadelt. Wenn Sie, Tit., beschließen, „diesen Bericht und
den darin entwickelten Grundsatz ,c. zu genehmigen," so genehmigen

Sie durchaus nicht alle in dem Berichte enthaltenen
Einzelnheiten, sondern nur den Bericht in seinem Ganzen
überhaupt; Sie genehmigen also auch nicht jede Verfügung der
Regierung, denn ich selbst könnte dann nicht dazu stimmen.
Sondern wenn Sie den Bericht genehmigen, so geschieht dieß
nur in dem Sinne, daß Sie, ohne deßhalb alle und jede Hand-
lung des Regierungsrathes zu billigen, doch im Allgemeinen
sein Benehmen so finden, daß Sie ihm für die Zukunft noch
Zutrauen schenken können. Ferner erklären Sie dadurch, daß
Sie einen entschiedenen Fortschritt in, ganzen Staatshaushalte
wollen, aber nur auf gesetzlichem Wege. Ich kann mir wenig-
stens nicht denken, wer diesem Theile des Schlußantrages nicht
beistimmen könnte. Endlich dann erklären Sie, daß jede illegale
Richtung mit aller Kraft bekämpft werben soll. Auch da scheint
es mir, sollten Sie einmüthig sein, dieses zu wollen und
dadurch die Republik Bern zu befestigen. Demnach scheint der
Schlußantrag durchaus klar zu sein. Der Regierungsrath
glaubt, die zum Regieren nöthige Kraft verloren zu haben
durch die beständigen Angriffe, denen er seit einiger Zeit von
allen Seiten her ausgesetzt war, so wie andrerseits durch die
Lauheit vieler seiner Beamten. Darum sucht er diese Kraft
bei dieser hohen Behörde. ES ist von einer Großrathskommission

gesprochen worden, an welche dieser Gegenstand noch
gewiesen werden sollte. Darüber kann Ihnen der Regierungsrath
nichts anralhen. Er hat sich verpflichtet gefühlt, Ihnen die
Zustände deö Landes und sein eigenes Thun und Handeln nach
beßtem Wissen und Gewissen vorzulegen; er fragt Sie nun:
Was sagen Sie dazu? Wenn nach stattgehabter Diskussion
Sie noch nicht genug darüber ausgeklärt sind, dann mögen Sie
das Ganze noch an eine Uiitersiichungsrommission schicken, sonst
aber werden Sie sofort pro oder ouuir-r entscheiden. Was denn
die Mitglieder des Regierungsrathes betrifft, so scheint eS mir,
dieselben sollen in der Diskussion AlleS erörtern helfen, aber
nach erstattetem Schlußrapporte an der Abstimmung selbst keinen
Antheil nehmen. Sie mögen nun entscheiden, Tit., ob diese
außerordentliche Versammlung des Großen Rathes so am
unrechten Orte war, oder ob der Regierungsrath nicht gute Gründe
dafür hatte. Ich meinestheils habe vorläufig geschlossen.

Herr Landammann fragt, ob es nicht vielleicht
zweckmäßig wäre, die Sitzung hier zu unterbrechen

Neuhaus, Schultheiß, als Berichterstatter, bejaht diese

Frage und schlägt vor, etwa um 3 Uhr fortzufahren.
Z. Schnell wünscht eine Unterbrechung bloß bis 2 Uhr,

da ein solches Vertrauensvotum wo möglich in einem Tage
abgethan werden sollte.

(Schluß der Morgensitzung um 12^4 Uhr.)
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(Nachmittagssitzung um Z Uhr.)

Funk, ObergerichtSpräsident. Man soll es mir nicht als
Unbescheidenheit auslegen, wenn ich zu dieser wichtigen Bera-
tkung zuerst das Wort ergreise, wegen ziemlichen Unwohlseins
thue ich es, sonst aus keinem andern Grunde. Zm gegenwärtigen

Momente ist es gewiß nichts Angenehmes, seine Meinung
zu eröffnen, um eine Frage entscheiden zu lassen, deren Ausgang

gewiß von größter Wichtigkeit ist; es ist aber heilige
Pflicht der Mitglieder des Großen Rathes, sich jetzt
auszusprechen, namentlich derjenigen, welche in Zeit eines Monats
den Erneuerungswablen unterliegen. Ich war nie Parteimann,
weder in Privatverbältnissen, noch m öffentlicher Stellung,
sondern ich bin immer ruhig meinen Weg gegangen und bin
einzig meiner Ueberzeugung gefolgt; ich folge auch beute meiner
reinsten, innigsten Ueberzeugung, und ich glaube, durch das

Votum, welches ich abgeben werde, einzig d^m Wodle des
Landes zu dienen. Ueber die Nothwendigkeit dieser Einderu
sung deS Großen Ratdks will ich kein Wort verlieren, das
Faktum der Einberufung genügt, um jedes Mitglied in die
Nothwendigkeit zu versetzen, seine Meinung auözusprechen.
Zu diesem Momente ist es aber besonders schwierig noch auS
einer andern Rücksicht, seine Meinung frei und offen auSzu-
sprechen, weil die politischen Meinungen in den extremsten
Gegensätzen sich kund geben, wo die eine Meinung die andere
verdammt, und wo jede Meinung, d>e gerade herrscht,
unbedingte Unterwerfung zeder andern will. Ich appellire in dieser
Hinsicht an Sie Alle, T>t., ob es nicht so ist. Wegen meines
Votums vor Regierungsrath und SechSzebnern, wodurch ich
für das Eintreten in den RevisivnSentwurf stimmte, bat man
mich verdächtigt und gleichsam als ein Instrument erscheinen
lassen bei verschiedenen meiner Freunde hier im Großen Rathe.
Um nun unsere Zustände der Gegenwart zu beurtheilen, soll man
den Gang der Regierung auffassen zur Zeit des Freischaarenzuges
und seither. Ich billige den Gang der Regierung von damals
und seither durchaus nicht; sie hätte damals mit aller Kraft
jede illegale Richtung bekämpfen und den Freischaarenzug ver-
hindern sollen. So wie sie seither wandelte, hat sie wiederum
nicht der ^öffentlichen Meinung ein Genüge geleistet, so daß
nach meiner Ueberzeugung die Regierung nicht Billigung finden
kann. Dieses mag ein Grund sein, daß die Gemüther
unverkennbar ein großes Mißbehagen fühlen, weil man ein gewisses
unsicheres Schwanken im Regierungsgange wahrgenommen bat,
und mehrere Erscheinungen für diese Annahme sprechen. Deß.
wegen aber ist daS kem Grund, beute in den vorliegenden
Projekt-Beschluß nicht einzutreten. Eine Regierung ist nicht
so ein Spielwerk, daS man von deute auf morgen beliebig
wegwerfen oder in zedem Krämerladen anders umtauschen kann.
Eine Regierung, welcher die öffentlichen Angelegenheiten anvertraut

sind, muß auch mit dem nöthigen Ansehen ausgerüstet
sein, und Pflicht der Mitglieder deS Großen Rathes ist eS,
nichts zu unterlassen, waS zu Hebung dieses Ansehens beitragen

kann, und ebenso olles zu entfernen, waS id», im Wege
sieben mag Wenn man aber sagt, der Regierungsgang sei
nicht zu billigen, so frage ich: Ist die Regierung doch so

gesunken, daß sie unfähig ist zum Guten und geneigt zu ollem
Bösen? Gewiß nicht; aber es ist gegenwärtig eine Taktik,
nichts anzuerkennen, was EuteS in der Regierung ist; man
saßt nur die schlimme Schattenseite auf, und die bessere Seite
will man nicht sehen. DaS ist ein Unglück. Ich sage das
nicht mit Rücksicht auf die persönliche Zusammensetzung der
Regierung, sondern ich betrachte die Regierung olS eine absolut
nöthige Behörde gegenüber der Bevölkerung und ihren Interessen.
Wenn man nun daS jetzige Verhältniß der Regierung zur Presse
bedenkt, so bat Herr Schultheiß NeuhauS ausführlich und mit
Thatsachen nachgewiesen, daß die Regierung in diesem Zustande
mit Nutzen und Vortheil für die Bevölkerung nicht sortarbeiten
kaun. Wenn man die verschiedenen Blätter unseres KantonS
zusammenstellt, so ist darin die Regierung so herabgewürdigt
worden, daß man sich verwundern muß, daß noch kein ..Putsch"
stattgesunden hat, daß daS Zutrauen zur Regierung noch nicht
gänzlich zerstört worden ist, indem dieselbe auch von gar keiner
Seite her in Schutz genommen wird. Wie hat man nicht auch

einzelne Mitglieder der Regierung in jenen Blättern bebandelt?
Ist das freisinnig? Kann man von den Leuten, welche Solches
treiben, etwa sagen, daß sie Männer zu Beamten wünschen,
welche frei nach Wissen und Gewissen wirken und handeln
können? Sind das nicht vielmehr Leute, welche nur solche
Beamte haben wollen, die dann unbedingt im Sinn und Geist
derselben verfahren und sich bewegen '^ So weit ist eS gekom-
men, daß wenn Einer die Regierung beschimpft oder tadelt, er
den Namen eineS Freisinnigen hat, und daß ein Anderer, der
sie in Schutz nimmt, in Verdacht gerätk, vom freisinnigen
Prinzip abgefallen zu sein. Das Tit., ist Wahrheit. DaS
Erscheinen des Landdoten bat man sehr getadelt. Auch ich bin
darüber nicht einverstanden hinsichtlich der Form; aber dieses
Mittel der Regierung, sich zu rechtfertigen, ist als unabweisbare

Nothwendigkeit hervorgerufen worden durch unsere Tagespresse

denn eS wäre sonst der Regierung nicht vergönnt
gewesen, auch nur in zwei Linien eine Rechtfertigung ihrer
Handlungsweise erscheinen zu lassen. Fragt man nun »ach der
Ursache oller dieser Zustände, so glaube auch ich, eine derselben
liege darin, daß unter den Mitgliedern der Regierung nicht
genug Offenheit, Aufrichtigkeit und gegenseitiges Vertrauen
waltet. Wo daS nicht ist, da wird die RegierungSqewalt
geschwächt und ihr Ansehen untergraben. Andere Ursachen mögen
in der Einwirkung mehrerer störender Elemente zu suchen sein.
Ich habe gestern mit einem Manne darüber gesprochen, welcher
nicht etwa zur Aristokratie von Lern oder zur Burgdorserpartei
gehört, sondern mit einem Manne, welcher die beutigen Zeiten
sehr ernst auffaßt; derselbe sagte, wenn eS zur gewaltsamen
Erschütterung käme, so wäre Mord und Todtschlag unvermeidlich,

und einige Personen hätten zu riSguiren, daß ihnen ihre
Häuser verbrannt würden. WaS ist nun der Gegenstand, womit

wir uns beute zu befassen haben Es ist die Frage, ob
der Große Rath dem Grundsätze deS entschiedenen Fortschritts
auf gesetzlichem Weg? und dem Prinzip beipflichte, daß jede
illegale Richtung mit aller Kraft bekämpft werden solle. Wenn
man annimmt, wie ich es thue, daß die Regierung biS-
her nicht so nach dieser Regierungsmaxim? verfahren ist,
wie sie gesollt hätte, so soll der Große Rath ja freilich
der Regierung diesen Befehl geben und zwar um so mehr,
als sie selbst darum nachsucht. Die Regierung ist jetzt
geneigt, zu einer Revision der Verfassung mitzuwirken und aus
Verbesserung der Administration und Gesetzgebung bedacht zu
sein. Hier fragt man nun billig: Ist denn seit 1830 hiesür
nichts geschehen? Nur in allgemeinen Umrissen hab? ich mir
darüber Verschiedenes angemerkt. Zm UuterrichtSwesen sehe»
wir die Hochschule als ein? Schöpfung der neuen Ordnung der
Dinge, auch die Sekundärschulen sind eine neue Schöpfung, und
ebenso die Primärschulen in ihrem gegenwärtig verbesserten
Zustande. Alle diese großen Opfer deS Staates unter der
tüchtigen Leitung deS ErzicbungSdepartements, — ist das Nichts
Erforderten diese Schöpfungen keine Zeit? Das Gemcindew?-
sen ferner ist unter der neuen Ordnung orgamsirt worden,
während es früh?r durchaus nicht orgamsirt war. Wir haben
j-tzt überall Burgergemeinden und neben denselben Emwohner-
gcme-nden, an welchen die Einsaßen Stimmrecht haben, wie
die Burger. Im Armenwesen sodann wird WeleS geleistet;
freilich ist ein neues Armengesetz bis dahin nicht in'S Leben
gerufen worden, aber wenn man die Schwierigkeit bedenkt, welche
durch die Verschiedenheit der Landestheile und ihrer Interessen
gegeben ist, so kaun mau sich darüber gerade nicht verwundern,
und diese Verschiedenheit macht eS ungemcui schwierig, diesen
Gegenstand auf eine allgemein befriedigende Weise zu erledige».
Ist etwa im Zebntwesen auch nichts geschehen zur Erleichterung
der Censiten? Ich möchte Jeden, der Zehnten leistet, darüber
fragen; aber diejenigen, welche keinen Zehnten zahlen, frage
ich nicht und begehre von ihnen auch keine Antwort. Auch die
Enthebung des NeubruchS vom Zehnten war eine bedeutende
Erleichterung. Im Straßenwesen ist ungemein Vieles geleistet
worden, sei es durch Uebernahme der Straßen von Seite deS
Staates, welche mit großen Kosten verbunden ist, sei eS durch
die Anlegung so vieler neuen Straßen. DaS wird man nicht
verkennen. Seie man also billig, überlege man kaltblütig
unsere Zustände, wie sie heute sind und wie sie vor dem Iabre
I83l waren, und man wird ohne Zweifel einen bedeutenden



Abstand anerkennen müssen. Auch im Zollwesen haben unter
Mitwirkung der Regierung bedeutende Erleichterungen
stattgefunden, ebenso durch Herabsetzung der Salzpreise. Noch so

Manches könnte ich, wenn es nöthig wäre, anführen, um zu
zeigen, daß unsere Regierung zu Verbesserung der Administration

doch nicht unthätig geblieben ist, und ist nun etwa auf dem
Gebiete der Gesetzgebung nichts gemacht worden? Ein Crimi-
nalgesetz liegt in Berathung vor dem Großen Rathe; diese
Arbeit bedürfte ungemein viel Zeit. So ist auch ein Handelskodex

bearbeitet, wir wissen auch, daß ein Entwurf über das
Geldstagsverfadren und über das Detreibungsverfadren aus
den Händen eines Mitgliedes des RegierungsratheS hervorge-
qanden ist. Kurz, überall ist wenigstens etwas geleistet worden,
daß aber noch mehr hätte geleistet werden können und sollen,
das ist ebenfalls meine Ueberzeugung. Nun frage ich: was haben
wir zu erwarten, wenn der vorgelegte Projektbeschluß unbedingt
verworfen wird? Wahrlich nichts, was dem Lande frommen
könnte. Wenn man fragt, ob der Regierungsratk durch
unsern Entscheid im einen oder andern Sinne gebilligt oder
gemißbilligt werde, so sage ich: Weber das Eine, noch das
Andere. Ich will Geschehenes vergessen, hat die Regierung auch
gefehlt bis zu dieser Stunde, so will ich dazu Ja und Amen
sagen. Man hat alle Theilnehmer am Freischaarenzuge hier
von Seite des Großen Rathes mit Schonung behandelt, mit
großer Mehrheit ist beschlossen worden, daß kein weiteres
Verfahren gegen sie stattfinden, sondern daß AlleS gänzlich der Ver-
gessenheit anheimfallen solle; warum nun, wenn einzelne
Mitglieder des Regierungsrathes in etwas gefehlt haben, warum
wollten wir es nur diesen nicht vergessen? Das Eine, wie das
Andere möchte ich in die Vergessenheit zurückdrängen, und ich
halte dafür, die Verwerfung des vorgeschlagenen Beschlusses
wäre ein großes Unglück nicht bloß für das engere Vaterland,
sondern auch für daS weitere Vaterland. Die nächste Folge
davon wäre nämlich, daß die Regierung zurücktreten würde,
denn nach der im Berichte enthaltenen bestimmten Erklärung,
welche durch den Herrn Berichterstatter wiederholt worden ist,
darf wenigstens ich nicht daran zweifeln. Also wird der Re-
gierungsrath in seiner Mehrheit zurücktreten, und auch die
vier Mitglieder der Minderheit haben eine gleiche Erklärung
heute abgegeben, und ich halte sie Alle für Ehrenmänner, welche
mit dem Großen Rathe kein bloßes Spiel treiben. In welcher
Lage wären wir dann Der Große Rath müßte also zu einer
neuen Wahl schreiten; glaubt nun ein einziges Mitglied dieser
obersten Landesbebörde, daß unter den gegenwärtigen Umständen
die Wadl von !7 Regierungsräthen auf eme für das Land
wohlthätige Weise ausfallen würde Würde nicht vielmehr der Einfluß

der Intriguen und der Leidenschaft die Sache entscheiden?
Ich möchte diesen peinlichen Moment so viel an mir abwenden

und den Großen Rath in diese schwierige Lage nicht
versetzen. Angenommen aber, die Herren Reg'erungsräthe ließen
sich, was ich bezweifle, vom Großen Rathe erbitten, die Nie-
derlegung ihrer Stellen zurückzuziehen, so frage ich: Was wäre
die Folge davon? Die Regierung würde von nun au von der
Presse mit kräftigerer Anstrengung, als nie, verfolgt werden, die
Presse würde glauben, einen Sieg über die Regierung errungen

zu haben, so daß die Regierung am Ende gezwungen wäre,
entweder dennoch abzudanken oder aber, um ihre Existenz zu
fristen, nachzugeben einer gewaltsamen Nötdigung, um dahin zu
steuren, wohin man dieselbe von gewisser Seite her längst zu
treiben suchte. Man wolle mir den Ausdruck verzeihen, aber
ich glaube, wenn der Große Rath nicht eintreten würde, so

wäre dies gewissermaßen ein Putsch, auf legalem Wege freilich,
aber im Effekt nichts Anderes; die Regierung würde gesprengt
durch einen Beschluß des Großen RatheS. Zn welcher Stellung

wäre dann eine aus andern Mitgliedern ganz neu
zusammengesetzte Regierung? Denn wenn dis bisherigen Mitglieder
das Zutrauen des Großen Rathes verloren haben, so wird
man diese offenbar nicht wieder wählen. Würde dann etwa

gegen diese neue Regierung keine Opposition mehr sein?
Gesetzt, unsere Presse würde einstweilen schweigen, so giebt es noch
andere Blätter, in welchen die Unzufriedenheit sich Luft machen
würde. Gewiß würde eine solche neue Regierung mit
ungeheuren Schwierigkeiten zu kämpfen haben in jeder Beziehung,
und sie würde noch weniger, als die jetzige Regierung, so bald

im Stande sein, Hand anzulegen an Arbeiten, auf welche das
ganze Land mit Ungeduld wartet. Man sagt, es liege etwas
Unlauteres in dem ganzen Auftreten der Regierung, und zwar theils
in dem vorgelegten Berichte, theils in dem bekannten Berfas-
sungsrevisionsprojekt. Zm Berichte selbst kann ich für mich
durchaus nichts Unlauteres sehen, odschon ich dafür halte, daß
Manches darin sehr übertrieben ist, denn ich glaube, die Sache
sei doch nicht ganz so, wie sie hier dargestellt wird. Das gibt
aber noch keinen Beweis, daß etwas Unlauteres darin sei; die
Regierung kann glauben, es sei Alles so, wie der Bericht sagt.
Man sagt, die Regierung spreche sich im Berichte unverkvlen
dahin aus, sie wolle dann inskünftig kräftig einschreiten gegen
einzelne Beamte, und zwar namentlich dieselben je nach
Umständen abberufen. Ich frage aber: kann die Regierung
diejenigen Beamten, welche sie selbst gewählt hat, nicht schon jetzt
durch einen motivirten Beschluß abberufen? Offenbar, und
was diejenigen Beamten betrifft, welche von RegierungSrath
und SechSzehnern gewählt sind, so werden Regierungsrath und
Sechszehner in vorkommenden Fällen über sie entscheiden. Auch
in dem Revisionsprojekte, welches von RegierungSrath und
Sechszednern beseitigt wurde, ist kein Schatten von Unlauter-
keit zu finde». Wäre dieses Projekt zur artikelsweisen Berathung

gelangt, so würde es unstreitig wesentliche Modifikationen
erlitten haben; dieselben würden alsdann dem Großen Rathe
vorgelegt worden sein, und auch da würde der Entwurf noch
Veränderungen erlitten haben. Der aus dieser ersten Berathung
des Großen Rathes hervorgegangene Entwurf durfte dann erst
nach einem Jahre zur zweiten Berathung gebracht und mußte
dann noch dem Volke zur Annahme vorgelegt werden. Erst
dannzumal konnten die neuen Bestimmungen in Kraft treten.
Wie um Gotteswillen sollten jetzt einzelne Mitglieder des
RegierungsratheS auf zenen entfernten Zeitpunkt hin mit diesem
Verfaffungsprojekle die Absicht verbunden haben, irgendwie
gewaltthätig oder willkürlich zu verfahren! Mein Wunsch ist
schließlich der, daß der Große Rath heute in dieser wichtigen
Angelegenheit Dasjenige erkennen möchte, was zum Heile und
zur Wohlfahrt des Landes diene, und daß jedes Mitglied des
Großen RatheS nach Wissen und Gewissen, ohne Rücksicht auf
allfällige Bestrebungen und Bearbeitungen, von welcher Seite
her solche versucht werden möchten, stimme. Ich wenigstens,
indem ich meine Stimme abgebe, glaube, nur eine heilige Pflicht
erfüllt ZU haben, und ich bitte zedes Mitglied, zu glauben, daß

ich aus reinem Pflichtgefühle gesprochen habe, und daß keine

Einflüsse mich dabei leiten und auf meine Stimmgebung wirken.
In erster Linie trage ich nun auf Niedersetzung einer Groß-
ralhskommission an und zwar darum, weil der Bericht erst

heute unter die Mitglieder ausgetheilt werden konnte, so daß

man ziemlich unvorbereitet hinsichtlich der Sache selbst hier
erscheinen mußte. Eine solche Begutachtung durch eine
Kommission würde auch wesentlich zu mehrerer Ausklärung mancher
Mitglieder dienen. Man kann dagegen einwenden, d:e
Diskussion werde ohnehin lange dauern, und nach dem Schlüsse
der Diskussion werde jedes Mitglied aufgeklärt genug sein, um
zu wissen, wie eS stimmen solle. Ich nehme das als möglich
an und behalte mir daher vor, am Schlüsse meinen Antrag in
Bezug auf diesen Punkt zurückzuziehen. Dann aber möchte

ich, sosern das sofortige Eintreten erkannt wird, auf eine kleine

Aenderung der Redaktion des Beschlusses antragen und sagen:

„Der Große Rath zc. beschließt: Den m diesem Berichte ent-
wickelten Grundsatz w. :c. zu genehmigen ch indem ich nicht
glaube, daß der Große Rath auch den Bericht selbst zu genehmigen

habe.

Schöni, Gerichtspräsident. Die miserabeln Angriffe und

ungerechten Anfeindungen des sogenannten Volksfreundes und
der Allgemeinen Schweizerzeitung gegen mich, die diese sogar
in deutsche Blätter übertragen lassen, und welche in letzter Zeit,
was auffallend genug ist, das gegenwärtige Regierungssystem
in Schutz nehmen, — nicht achtend, sondern es als eine Ehre
betrachtend, von solcher Seite bespöttelt zu werden, halte ich

cS heute, in einer Sitzung, welche mir als die seit l4 Jahren
wichtigste erscheint, für die heiligste Pflicht, nicht zu schweigen.

Ich bin kein eigentlicher Redner, aber ich werde offen,
unumwunden und frei meine Meinung heraussagen. Was will die



Regierung ào von uns Wir sollen gut und recht heißen

Alles, was dieselbe bis dahin gethan und unterlassen hat,
namentlich in letzter Zeit. Ich muß sagen, ich bin beinahe auf
den Kopf gestanden, alS ich die außerordentliche Einberufung
des Großen Rathes vernahm. Wenn auch die Presse, was sich

Zedermann gestehen muß, zu ungebunden und oft übertrieben
tadelnd auftritt, so fragt es sich, ob die Negierung nicht zum
größten Theile selbst Schuld daran sei, und wenn dieß, — sollen
und können wir die Menge Preß- und Achtungsprozesse nach

einem frühern gleichgültigen Gehenlassen billigen? Können wir
die Fortweisungen der Herren Snell und Frikart, die Polizei-
liche ängstliche Beaufsichtigung der Volksvereine, die keineswegs
aus den gesetzlichen Schranken getreten sind und in großer Mehrheit

gewiß nie, so wenig als zur Zeit die Schutzvereine, welche
eine Stütze der Regierung waren und über welche die Regierung
froh war, heraustreten werden, gutheißen Sollen wir die

Ausstellung des Landboten billigen, dieses Bkatteö, das eben so

gut wie andere Schmutzblätter hin und wieder in den

Holzschuhen läuft? Was ist der offizielle Theil dieses kostspieligen
Blattes? Die Regierung stellt sich damit an den Pranger,
denn ein Regierungsstatthalter oder ein Gerichtspräsident des

geringsten Amtsbezirkes thun wohl eben so viel, als ich bis
jetzt darin gelesen habe. Wenn der Regierungsrath keine andern
Arbeiten beseitigte, als was der Landbote unS im offiziellen
Theile bringt, so hätte er wahrhaftig weniger zu thun, als der
eine oder andere jener Beamten. Dieses sollen wir also nicht
billigen, und wir können das Alles nicht so hinnehmen; denn

sonst wäre der Uebertritt zum sogenannten Konservatismus nicht
mehr weit, und das wäre die größte Unehre und ein wahrer
Schandfleck für den Stand Bern und höchst verderblich für die

Eidgenossenschaft. Mit der Billigung des seit dem 1. April
eingeschlagenen Ganges der Regierung und ihrer außerordentlichen

Maßnahmen sehe ich die weitere Beeinträchtigung des

Vereinsrechtes und die Knebelung der Presse nicht mehr ferne.
Wahrlich, es war nicht der Moment, so viele Preß- und
Achtungsprozesse zu erheben, eben so wenig als es der Moment
war zu der so schnellen Abberufung und Fortweisung des Herrn
Snell, welche viel füglicher schon vor Zabren hätte geschehen

können. Alle diese und andere exceptionellen Maßregeln der
Regierung kann ich nie und nimmermehr billigen. Wenn das
Vereinsrecht und die Presse unterdrückt sind, so ist das Palladium

der Freiheit zernichtet. Za, ich darf wohl fragen, ob

wohl das von uns verlangte Zutrauensvotum nicht oben drein
auf das Obergericht influiren sollte? Vollends lächerlich
kommt es mir dann vor, von einer Proscriptions- oder

Abberufungsliste zu hören, auf welcher auch ich längst stehen

soll. Hat wohl die Regierung von 1845 ein schwarzes Buch,
wie die abgetretene alte Regierung, auf welchem ich zweimal zu
stehen die Ehre hatte? Sonderbare Vergleichungen könnte man
da anstellen, sonderbare Schlüsse könnte man daraus ziehen? Keine
AbderufungSdrohungen, auch nicht die Verhaftung, welche mir in
die Ohren geflüstert wurde nach dem 8. Dezemb., werden mich
einschüchtern. Vielleicht wäre ich bereits, wie ich dazu entschlossen

war, freiwillig abgetreten von meiner Gerichtspräsidentenstelle,
aber wie ich dieses vernahm, sagte ich zu mir: Nein,

jetzt willst du gerade ausharren und getrost der Dinge abwarten,
die da kommen mögen. Anderseits gebe ich hier öffentlich die
Zusicherung und den Trost, daß ich mich nach keinen Stellen
mehr sehne und nie auf etwas, weder aus Eitelkeit, noch des
Gewinnes wegen, aspiriren werde, und daß eS mich am wenigsten

nach der Sarnerluft gelüstet oder je gelüsten wird. Wie
Ihr auS dieser kurzen Rede wohl verstehet, so bin ich gegen das
Zutrauensvotum, welches ich für viel unheilvoller hielte als
den Rücktritt des Regierungsrathes. Ich weiß auch nicht,
warum ein Bericht von solcher Wichtigkeit erst heute in der
Sitzung den Mitgliedern des Großen Rathes mitgetheilt worden
ist. Indem ich somit meine Stimme nicht für Billigung der
Handlungsweise des Regierungsrathes abgebe, will ich einstweilen

auch keine Mißbilligung aussprechen, sondern die Sache für
jetzt insoweit auf sich beruhen lassen, daß ich gewärtige, die
Regierung werde aus dieser Diskussion die Lehre ziehen, daß
sie sich besser dem Willen der großen Mehrheit des Berner-
volkes anzuschließen, mit den freisinnigen Ständen Hand in
Hand zu gehen und den dem Stande Bern, als dem größten
Kantone, gebührenden Rang gegenüber aller Zesuiterei und
Ultramontanismus einzunehmen, alles Doktrinäre aufzugeben,
und namentlich nicht zu viel zu diplomätlen habe, daß sie end-
lich einmal kalt oder warm Fisch oder Fleisch sei, ohne
unschlüssig in der Wahl zu sein. Ich stehe hier beinahe seit dem
Anfange der neuen Ordnung der Dinge, und ich stehe hier mit
gutem, reinem Gewissen, immer nur das Gute gewollt zu
haben ohne Eigennutz, ohne dabei mich für unfehlbar zu halten.
Ich verachte allfällige Schmähartikel übelgesinnter Blätter,
welche neuerdings über mich herfallen können, ohne daß ich
ihnen replicire. Zch verachte namentlich falsche Freunde,
deren es viele giebt, und ich wünsche, daß hochgestellte Männer
von einer Warnung, welche ihnen zugekommen, Notiz nehmen
möchten. Ich habe gesprochen.

(Fortsetzung folgt.)
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Verhandlungen
des

Großen Rathes der Republik Bern,

Zweite außerordentliche Sitzung. 1845.

(Nicht offiziell.)

(Fortsetzung der Sitzung vom 10. Herbstmonat !845. Bericht
des Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Lage des Kantons.

Stettler. Daß der Regierungsrath entschlossen ist, in
Zukunft die bestehenden Gesetze und die Versassung zu handhaben,

und daß er mit dieser Erklärung vor den Großen Rath
trittet, darin sehe ich nichts Anderes als eine Erklärung, in
Folge welcher sich der Regierungsrath verpflichtet, in Zukunft
dasjenige zu erfüllen, was ihm in Folge seiner Stellung obliegt,
und was er schon längst hätte erfüllen sollen. Darin sehe ich nichts
Außerordentliches und nichts Erschreckendes, und ich wünsche
der Regierung Glück zu ihrem Vorhaben, und daß sie es mit Energie
und Kraft zu Ende führe. Ich hätte gewünscht, daß fle nicht
erst jetzt, sondern seit längerer Zeit Solches gethan hätte.
Indessen ist es besser, die Erklärung folge jetzt, als noch später,
und es wird diese Erklärung wieder Ruhe und Ordnung in das
Volk bringen. Hätte der Regierungsrath zur rechten Zeit mit
Energie und Kraft Gesetz und Verfassung gekandhabt, so wäre
großes Unglück vermieden worden, welches jetzt in so großem
Maße über unser Vaterland hereingebrochen ist. Indessen sehe

ich den Grund nicht ein, warum in gegenwärtiger Zeit der
Große Rath außerordentlich hat zusammenberufen werden müssen.
Zm verflossenen Winter war wegen der Zesuitenfrage große
Aufregung unter dem Volke, es fanden Volksversammlungen
statt, in welchen davon gesprochen wurde, den Willen des Volkes
mit den Waffen in der Hand zu erklären. Damals drohte eine
Auflösung aller gesetzlichen Bande, und es hatte das Ansehen,
als wenn allein das Recht des Stärkern geltend gemacht werden
sollte. Der Regierungsrath hat damals ruhig zugesehen und
keine außerordentlichen Maßregeln ergriffen, obschon ich schon
damals aufmerksam machte, daß solche Erscheinungen nicht un-
beachtet gelassen werden dürften, und daß dieselben große Gefahren

andeuten. Man glaubte mir nicht, man hielt diese Erscheinungen

für vorübergehend und nicht von denjenigen schädlichen
Folgen für die Zukunft, welche ich in denselben zu erblicken
glaubte. Jetzt zeigen sich die Folgen dieser Auftritte und deren
Gefährlichkeit. Als nach dem geschehenen Unglücke der
Regierungsrath Bericht erstattete, äußerte ich mich mit Mißtrauen,
als man erklärte, man wisse nichts von den Freischaaren,
obschon gewisse Briefe, so wie das Benehmen mehrerer Beamten,
welche ich nicht näher bezeichnen will, auf etwas Anderes
hindeutete und mich nicht im Glauben bestärkte, daß wirklich dem
also sei. Das unglückliche jEreigniß hat nun stattgefunden und
ist auf die gesellschaftliche Ordnung und die gesetzlichen Bande,
welche allein ein Volk zusammenhalten können, von auflösendem
und verderblichem Eindrucke gewesen. Verletzungen der persönlichen

Sicherheit fanden seither in Menge statt, widerrechtliche
Auftritte kamen vor, ohne daß die Thäter bestraft wurden,
Handel und Wandel wurden unsicher und gedrückt. Tit., das
sind traurige Kennzeichen und Hindeutungen auf eine Auflösung
der gesellschaftlichen Verhältnisse, welcher nur durch strenge An¬

wendung der Gesetzlichkeit und durch kräftiges Anschließen an
die verfassungsmäßigen Bestimmungen begegnet werden kann.
Es muß indessen auffallen, daß jetzt, wo sich die Gemüther
theilweise wenigstens beruhigt haben, der Regierungsrath für
gut findet, zu einer solchen außerordentlichen Maßregel seine
Zuflucht zu nehmen. Die Volksvereine, welche sich gegenwärtig
überall bilden, haben, wenigstens aus ihren Statuten zu schließen,
nichts Ungesetzliches im Sinn; gegen den Inhalt ihrer Statuten
kann nichts eingewendet werden, sie enthalten durchaus keine
gesetzwidrigen Bestimmungen. Man kann ihnen auch nicht
vorwerfen, daß es ein verwerflicher Verein sei. Hat man damals,
als sich bewaffnete Vereine bildeten, nicht für gut gefunden, zu
außerordentlichen Maßregeln zu schreiten, — warum sollte man
denn jetzt dieß thun, wo kein bewaffneter Verein mehr vorhanden

ist? Man kann sich zwar nicht verhehlen, daß unter dem
Mantel der Religiosität Manches gethan wurde, um das
religiöse Gefühl des Volkes aufzuregen und es zu unheilbringenden
Schritten zu verleiten. Es ist wahr, daß das Unwesen der
Presse in einem solchen Maße o-. men hat, daß man hätte
glauben mögen, wir seien noch m den Kinderjahren des Volkslebens

und der Oeffentlichkeit. Die Preßfreiheit wurde zur
Preßfrechheit, und es wurde die Presse benutzt, um Leute von
ehrenhaftem Charakter im Kothe herumzuziehen. Indessen wenn
man die Preßfreiheit hat, so muß man sich Solches gefallen
lassen, und das einzige Mittel dagegen sind die strenge
Handhabung der Gesetze über die Preßfreiheit und die Benutzung der
Presse selbst. Der Regierungsrath muß sich daher so gut als
jeder andere Privatmann der Kritik der Presse unterwerfen,
und unter den gegenwärtigen Verhältnissen wird es wohl
Niemandem in Sinn kommen, diese Kritik durch außerordentliche
Beschränkungen unterdrücken zu wollen. Zwar spricht z. B.
der Redaktor der Berner-Zeitung im Namen des Volkes, aber
glauben Sie, Tit., daß er wirklich die Volksmeinung vertrete?
Nein, Tit., es ist seine Ansicht, die er ausspricht, und die
kann manchmal sehr verschieden sein von derjenigen des Volkes.
Wenn nun die Zeitungen, welche meist nur das Organ ihres
Redaktors sind, den Regierungsrath angreifen, ist es dann der
Mühe werth, daß er den Großen Rath zusammenberufe und
sich vor den Zeitungsangriffen zu vertheidigen suche? Zch glaube
das nicht. Meine Wenigkeit ist zu verschiedenen Malen auf
eine schimpfliche Weise in den Zeitungen herumgezogen worden,
aber das hat mir den Muth nicht genommen, für Freiheit, Recht
und Gesetz zu kämpfen, und diesen Muth, für Freiheit, Recht
und Gesetz zu kämpfen, werde ich mir durch keinerlei Angriffe
und Verdächtigungen nehmen lassen, sondern ich werde im
Gegentheile, durch alle diese Angriffe doppelt ermuthigt, —
fortfahren, um so ungescheuter meine Ansichten zu äußern, und
werde fortfahren, solche hinterlistige Angriffe einzelner Männer
nicht zu beachten. Darin bin ich jedoch mit dem Regierungsrath

einverstanden, daß man Ruhe und Ordnung und
Gesetzlichkeit im Lande will, und daß das Unwesen und die Auflösung
aller gesetzlichen Bande einmal aufhöre und mit allen uns zu Gebote
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stehenden gesetzlichen Mitteln bekämpft werde. Wie bereits
bemerkt, habe ich es nicht nothwendig gefunden, daß der vorliegende

Gegenstand einem außerordentlicher Weise zusammenberufenen

Großen Rathe vorgelegt werde; der Regierungsratd hätte
wissen sollen, daß er ohne ein Vertrauensvolum im Willen deS

Großen Rathes handle, wenn er streng an Gesetz und Verfassung

sich halte. Indessen begreife ich, daß man auch anderer
Ansicht sein kann, und in dieser Beziehung muß ich dem Regie-
rungSrath und Sechszebnern danken, daß sie vor diese Behörde
nur einen Bericht, und nicht auch Anträge auf Revision der

Versassung gebracht haben, wie es vom Regierungsrathe allein
beabsichtigt worden ist. Zch erlaube mir bei diesem Anlasse

einige Worte über die Frage einer Verfassungsrevision. Vor
Allem aus frage ich mich: ist es jetzt der Zeitpunkt, eine Ver-
fassungsrevision anzuregen? Diese Frage beantworte ich mit —
Nein, denn in dem Zustande, in welchem sich gegenwärtig unser
Land befindet, kann die RevisionSfraqe unmöglich mit der nöthigen

Unbefangenheit und Rude zur Sprache kommen. Denn um
eine solche Frage zu erörtern, darf man nicht einen Zustand
auswählen, wo die Bande der gesetzlichen Ordnung lose sind,
und wo die Leidenschaftlichkeit an der Tagesordnung ist. Zch
frage: ist es nicht besser, die Verfassung mit ihren UnVollkommenheiten

zu handhaben, als dieselbe provisorisch zu erklären,
und dadurch die Achtung vor ihr, unserem Palladium und
unserem Bollwerke gegen leidenschaftliche Angriffe und egoistische
Absichten, zu schwächen? Daß in unserm Kanton Ruhe sei,
ist wichtig, wichtig für din ganzen Kanton, und noch wichtiger
für die ganze schweizerische Eidgenossenschaft, und diese Ruhe
sollen wir durch Handhabung der bestehenden Verfassung zu erhalten

und nicht durch Angriffe auf die darin ausgesprochenen Grundsätze

zu gefährden suchen. Die erste Verfassung der Republik
Bern, welche im Zahre 1798 gestürzt wurde, hatte über 4(10

Zahre lang ohne alle Aenderung bestanden. Begreiflich war es

daher, daß sie nun auf die spätern Verhältnisse nicht mehr paßte,
und daß sie zu Grunde ging; aber unsere gegenwärtige Verfassung,

die aus dem innersten Volksleben hervorgegangen ist,
und nicht einmal 15 Zahre besteht, — ist sie denn schon so

schlecht, daß man sie wie ein verhudeltes Kleid wegwerfen soll
Wird nicht durch daS beständige Rütteln an den bestehenden
Vorschriften die Zuversicht und das Zutrauen in deren Gültig-
tigkeit erschüttert Müssen nicht alle Leute, welche Ordnung
und Gesetz lieben, vor dem beständigen Aendern einen Eckel
erhalten, daß sie sich veranlaßt sehen, sich von Allem zurückzuziehen?

Gewiß wäre beides die unmittelbare Folge der steten
Veränderungen bestehender Gesetze, und statt etwaS durch eine
Verfassungsrevisiou zu gewinnen, würde dadurch eher mehr
verloren gehen. Man hat von verschiedenen Seiten verschiedene
Mittel vorgeschlagen, durch deren Realisirung eine Verbesserung
der Verfassung erzweckt werden sollte; man hat nämlich
vorgeschlagen, den Regierungsrath zu reduziren, demselben mehr Gewalt
zu verleihen, die Einrichtung der Departements aufzuheben und
den Wahlmodus hinsichtlich gewisser Beamtungen zu verändern.
Zch erlaube mir einige Worte darüber. Non der einen Seite
wird bemerkt, der Gang der Geschäfte sei deswegen nicht
befriedigend, weil die Vollziehungsgewalt nicht gut organisirt sei.
Tit., ich lasse mir nicht gerne Sand in die Augen streuen,
sondern liebe es, die Sache genau anzusehen. Es wird behauptet,
an 17 Mitgliedern des Regierungsrathes sei es zu viel; mit
dem nämlichen Recht kann ich behaupten, es sei an 9 zu viel,
und ein Einziger genüge. Zedes der französischen Departements
bat eine Bevölkerung von weit mehr Einwohnern als der Kanton
Bern, und dennoch hat jedes Departement nur einen einzigen
Präfekten. Wenn nun für jedes französische Departement ein
Präfekt genügt, warum sollte dann nicht auch für unsere
499,999 Seelen ein Einzelner genügen? Tit., ich habe die
Aeußerung schon hier und da gehört: es wäre fast besser, unter
einem Einzigen zu stehen, als unter Mehreren, wenn nur
dadurch Ruhe und Ordnung im Lande herbeigeführt würde. Tit.,
hüten wir uns, daß diese Meinung sich nicht weiter verbreite
dadurch, daß das Land in steter Unruhe gekalten wird, es
könnte sonst noch dazu kommen, daß ein Einziger das Regiment
über uns führte. Zn einer Republik gilt es als Prinzip, daß
alle Landestdeile möglichst vertreten werden, und daß die
Mitglieder der Vollziehungsgewalt, wenn nur möglich, aus allen

Landestheilen seien. Wenn wir daher die Zahl der Regierungs-
Mitglieder verringern, so verringern wir auch die Möglichkeit,
daß diesem Prinzipe Rechnung getragen werde, und es würde
unter den verschiedenen Lanoestheilen, dem Seeland, dem Jura,
dem Emmenthal, den, Oberland, dem Oberaargau, dem Mit-
telland Rivalitäten erwecken, welche von keinen guten Folgen
wären. Der Zura z. B. würde protestiren, wenn aus dem
Seelande, welches uns bekanntlich unsere ausgezeichnetsten Staatsmänner

gel'elert hat, eine Ueberzadl von Regierungsmitgliedern
in der Vollziehungsbehörde säßen. Das Nämliche wäre bei den
andern Landesgegenden der Fall, jede würde sagen: was ist
das, haben wir denn nicht auch sähige Leute? und jede Gegend
würde ihren Repräsentanten haben wollen. Man würde nach
wie vor nicht vorzugsweise aus Männer sehen, welche keiner
Partei ausschließlich angehören, dabei aber sädig wären und
das Ganze im Auge hätten, sondern auf solche Männer, welche
die Interessen je ihres Landestheiles gekörig verträten. Unter
17 Regierungsrälhen hat man nun Platz für solche Ansprüche,
und bei dieser Zahl ist am Wenigsten zu gewärtigen, daß
einzelne Landestheile einen Vorzug vor den andern erhalten. Unter
den 17 wird es natürlich »mmer auch solche geben, die weniger
thätig sind, aber auch solche, welche arbeiten, solche, welche
feurig dem Fortschritte anhangen, und solche, welche etwas
ruhiger die Sache ansehen. Man macht einer großen Zahl der
Regierungsmitglieder den Vorwurf, daß sie als'Exekutivbehörde
nicht die gehörige Entschlossenheit und Raschheit in der Erlas-
sung und Ausführung von Beschlüssen haben können. Ich kann
diese Behauptung durch Thatsachen widerlegen; denn kaum wird
von einer wenig gegliederten Behörde so rasch gehandelt werde»
können, als unser aus 17 Mitgliedern bestehender Regierungsrath

-m Zahr 1841 bei den Wirren in den Kantonen Solo-
rhurn und Aargau gehandelt hat, wo mit der größten Ge-
schwindigkeit Hülfe geschafft wurde. Es sind nicht zu viel Re-
gierungsräthe, wenn man bedenkt, daß sieden Departements
sind, und nicht sämmtliche Mitglieder des Regierungsrathes stetö
anwesend sein können; wie sollte es gehen, wenn nur 9 Regie-
rungsräthe wären, von denen mehrere neben ihren Regierungs-
rathsstellen noch Militärftellen bekleiden? wer sollte die Depar-
temente präsidiren und den Gang der Geschäfte leiten? Man
deklggt sich schon jetzt über den langsamen Gang der Teparte-
mentalgeschäfte; wenn diese Klagen wirklich begründet sind, so
liegen sie nicht in der Organisation der Departements, sondern
der Fehler möchte wohl ganz anderswo liegen. Ich erinnere
mich an eine Zeit, wo ich neben meinen Funktionen eines
LehenskommissärS noch überdicß in drei Departementen thätig
war, und da ist mir Manches klar geworden, warum die Ge-
schäste stecken bleiben. Aber wie gesagt, der Fehler liegt nicht
in der Organisation, sondern wenn Fehler vorhanden sind, so
liegen sie »n Mangel an der Beaufsichtigung der Beamten.
Daß die Departement aus mehreren Mitgliedern verschiedener
Landesgegenden zusammengesetzt sind, hat manche Vortheile,
welche man bei anderer Einrichtung gewiß sehr missen würde.
Denn so ist man im Stande, über die Eigenthümlichkeiten der
verschiedenen Landestheile richtige Berichte zu erhalten, welche
sonst nicht in dem Maße möglich wären. Man muß übrigens
nicht außer Acht lassen, daß das Volk auch ein Recht hat, an
den Regierungsverhandlungen Antheil zu nehmen, und diesem
Grundsatze wird durch die gegenwärtige Zusammensetzung der
Departement Rechnung getragen. Wenn nur Einer den Depar-
tementalgeschäftn vorstünde, so zweifle ich, daß es besser ginge
als jetzt, wohl aber ginge eS despotischer und willkürlicher.
Der Präsident würde sich einen guten Schreiber anschaffen,
und dieser würde dann statt des Präsidenten die Geschäfte leiten,
wie es bei den meisten Ministerien der Fall ist. Von einer
solchen Regierung hätte das bernische Volk bald genug. Ein
zweiter Hauptpunkt, warum man eine Verfassungsveränderung
möchte, betrifft das Wahlgesetz und die Ersetzung der indirekten
Wahlen durch direkte. Was ist die Bedingung eines jeden
Wahlsystems? es ist diejenige, daß dasselbe so eingerichtet sei,
daß Leute gewählt werden, welche Garantien geben, daß sie es
mit dem Gesammtwohl des Landes gut meinen. Die Freiheit
des einzelnen Menschen besteht darin, daß er nach seiner Willkür

bandeln könne. Er macht von dieser einen guten Gebrauch,
wenn er nach den Grundsätzen der Vernunft und der Religion



bandelt; er macht aber keinen guten Gebrauch, wenn er die

Vernunftgrundlätze und die Lehren der Religion bei Seite laßt
und nur egoistischen Ansichten und Leidenschaften fröhnt. Die
Freiheit der Völker ist nicht dafür da, daß sie machen können,
was sie wollen, das heißt, den Leidenschaften und den egoistischen

Absichten, Gewaltthätigkeiten, entgegen den Grundsätzen
der Vernunft und deö RechtS, fröhnen. Dafür ist die Freiheit

nicht da. Völker, welche den Grundsätzen der Vernunft
widerstreiten, die Gesetze des Rechts und der Sittlichkeit außer
Acht lassen, verlieren den einzigen Haltpunkt ihrer Freiheit.
Das beweisen die alten Republiken der Römer und Griechen,
beide Völker fielen Despoten anheim, als sie die Grundsätze des

Rechts und der Sittlichkeit außer Acht ließen. Aehnliche
Beispiele baden wir in der neueren Zeit, Polen gieng unter, weil
jeder Einzelne seiner Magnaten nicht das Gesammtwohl des

Staates, sondern sein eigenes im Auge hatte, und es konnte
sich von dem eisernen Joche, welches aus ihm lastete, nicht de-

freien, weil man nicht für die Freiheit Aller, sondern nur
Einzelner focht. Die Polen gingen als Volk unter, weil sie

von den Grundsätzen des Rechts und der Sittlichkeit abgewichen
waren. Tit., es könnte der letzten europäischen Republik gleich
gehen, wenn sie den Weg des Rechts und der Gesetzlichkeit
verläßt und in ihrem Innern das Recht des Stärkern geltend
machen will, denn es giebt Stärkere, als wir sind, und wenn
wir von den Grundsätzen des Rechts und der Gesetzlichkeit abweichen,
wenn einseitige und eigennützige Ansichten die Oberhand erhalten
sollten, wenn die Achtung vor der Heiligkeit des Rechts und
der bestehenden Gesetze schwindet, können wir denn mit Recht
verlangen, daß das, waS wir nicht thun, von Andern gethan
werbe? verlangen, daß von Andern uns gegenüber von Alters
hergebrachte Institutionen und Gesetze, daß unsere Freiheit
respektirt werde? Unsere Kraft besteht allein in der Gesetzlichkeit,

in Handhabung von Rube und Ordnung, sonst fällt auch
die letzte der europäischen Republiken, da würden selbst

hochtönende, noch so wohlklingende Phrasen an der Tagsatzung nichts
helfen. Die Wahlgesetze müssen nun so beschaffen sein, daß man
eine Garantie hat, daß von den Gewählten die Grundsätze des

Rechts, der Gesetzlichkeit und der Religion geltend gemacht
werden. Um dieß zu erhalten, hat man verschiedene Garantien,
welche theils die Wahlart, theils die Bedingungen, unter welchen
ein Beschluß Gültigkeit erhält, betreffen; so hat man m manchen
freisinnigen Ländern eine Garantie darin, daß zwei Kammern
existiren, von welchen die wichtigern Beschlüsse in deidsettiger
Uebereinstimmung genehmigt werden müssen, ehe sie Rechtskraft
erhalten. Diese Garantie haben wir bei uns nicht, sondern haben

nur eine gesetzgebende Behörde, deren Mitglieder infolge des

indirekten Wahlsystemes und Anwendung eines Census gewählt
werden. Man will direkte Wahlen und in diesen sieht man
das Heil der Republik, durch diese hauptsächlich werde das Princip

der Freiheit gewahrt und der Fortschritt befördert. Tit.,
im Kanton Zürich hakte man schon seit längerer Zeit direkte
Wahlen, und doch fand im Jahr l839 der sogenannte Zürcherputsch
statt. Im Waadtland hatte man direkte Wahlen, und dennoch
wurde die Regierung daselbst in jüngster Zeit über den Haufen
geworfen. Diese Beispiele allein mögen genügen, um zu
zeigen, daß direkte Wahlen keineswegs vor Gewaltsmaßregeln
schützen; im Kanton Zürich hat man neben den direkten Wahlen

eine Inlregalerneuerung der obersten LandeSdehörde alle
vier Jahre, man hat dort alles das, was man hier alS Mittel
zur Beförderung des liberalen Princips und des Fortschrittes
angikbt, und dennoch fand der Zürichputsch statt, während bei

unserer angeblich so fehlerhaften Verfassung bis jetzt wenigstens
noch kein gcwaltthätiger Umsturz der Regierung erfolgt ist.
Unsere Verfassung ist gut, wenn die darin ausgesprochenen
Grundsatz; ausgeführt und die gesetzliche Ruhe und Ordnung
mit Kraft gehandhabt wird; unser Wahlsystem halte ich in dieser

Beziehung für besser als die direkte Wahlart, wo den

Intriguen und Geldbestechungen freier Spielraum gegeben wird.
Der Große Rath, welcher hier versammelt ist, ist ein Produkt
der indirekten Wahlart, und ich will Sie, Tit., gefragt haben,
ob in demselben nicht alle Parteien vertreten sind, ob nicht
alle Meinungen hier geltendgemacht werden, von denjenigen des

Präsidenten des allgewaltigen Volksvereines, bis zu denjenigen
der eidverweigernden Offiziere. Alle diese Meinungen sind hier

vertreten. Von allen Kantonen, welche sich seiner Zeit dem
Fortschritte angeschlossen haben, sind wir bis jetzt der einzige
geblieben, wo es ohne Gewaltsmaßregeln abgelaufen ist und
welcher sich in den gesetzlichen Formen bewegte, und ich bin
stolz darauf. Hüten wir uns daher, diese schöne Eigenschaft
der Gesetzlichkeit zu verlieren, und seien wir einstweilen zufrieden

mit der Verwirklichung derjenigen Grundsätze, welche in
unserer jetzigen Verfassung ausgesprochen sind, indem es
zweifelhaft ist, ob durch die Umstoßung der bestehenden Institutionen
etwas besseres erhältlich wäre. Der Regierungsrath trägt hier
aus ein Vertrauensvotum an und verspricht, von nun an auf
dem gesetzlichen Wege vorwärts zu streben und alle Ungesetzlichkeiten

mit voller Kraft zu bekämpfen. Es kann eine solche
Erklärung gewiß nicht anders als willkommen sein nach den
bisherigen Vorgängen, und es ist gewiß gut, wenn der Regie-
rungörath und einzelne Mitglieder desselben, von ihrer bisherigen

Ansicht zurückgekommen sind. Denn es ist nicht lange
her, daß man ,m Regierungsrath die gewaltthätige Umwälzung
im Waadtlande mit Jubel aufgenommen hat, eine Umwälzung,
deren nachtheilige Folgen man jetzt zu fühlen anfängt. Ja, eS

gab Solche, welche sich dahin äußerten, im Herbst müssen wir
auch bei uns eine Verfassungsrevision haben, und wer weiß,
ob es nicht deren gab, welche an Herrn Staatsrath Drüey
ein Beispiel nehmen wollten und sich ebenfalls vorsetzten, an
die Spitze der Bewegung sich zu stellen. Vom Regierungsrath

selbst wurden Gesetzesentwürse, welche der bestehenden
Verfassung geradezu zuwiderlaufen, dem Volke ausgetheilt, wie
z. B. die Entwürfe über die Liquidation der Zehnten und
Bodenzinse; wenn diese zum Gesetz erhoben würden, woran ich
aber zweifle, indem ich nicht einmal glauben kann, daß es dem
Regierungsrath wirklich Ernst damit sei; so würde die
Verfassung durch die darin ausgesprochenen Grundsätze offenbar
verletzt. Man sagt zwar, solche Maßregeln seien politisch, die
Klugheit gebiete sie, Tit., ich bin kein Politiker, aber so viel
verstehe ich,. daß zede Politik, welche die Grundsätze des RechtS
bei Seite läßt und dieselben der Klugheit zum Opfer bringt,
eine verwerfliche ist; einzig das Recht kann den richtigen Weg
führen, und wer dasselbe verläßt, der zieht sich den Boden unter

den Füßen weg. Das Sprichwort sagt: wer sich selbst

verläßt, der ist von Gott verlassen; fernerö heißt es: hilf dir
selbst, so wird dir Gott helfen. Jeder, dem die Verfassung lieb
ist, und welcher wirklich in die Aufrechthaltung der verfassungsmäßigen

Grundsätze einen Werth setzt, der wird wünschen, daß
dieselbe nicht so leicht aufgegeben werde, sondern daß deren
wohlthätige Wirkungen noch lange unserm Volke zu gut kommen. Ich
liebe die Verfassung, und will auch an ihr halten; ich bin überzeugt,
daß der biedere, ruhige, wackere Theil des Bcrnervolkes die
nämliche Ansicht theilt, und an diesen gesunden, ruhigen,
friedlichen Theil des Bernervolkes will ich appelliren. Er wird dem
Regierungsrathe, wenn es ihm Ernst ist mit der Handhabung
der Verfassung und der Gesetze, zur Seite stehen, und mit seiner
Hülfe wird das Land wiederum in denjenigen ruhigen und
gesetzlichen Zustand kommen, welcher für uns alle so wünschens-
werth ist, und welcher unserm Kanton wieder diejenige Stellung

und dasjenige Zutrauen gegenüber der Eidgenossenschaft
verschaffen wird, welches ihm gebührt. In diesem Sinne, Tit.,
stimme ich zum Antrage des Regierunsrathes und wünsche von
Herzen, daß demselben die nöthige Folge gegeben werde.

Küpfer, Oberstlieutenant. Wenn nicht die Frage in Zweifel

gezogen word n wäre, ob man heute eintreten, oder den

Bericht an eine Kommission weisen solle, so hätte ich daS Wort
nicht ergriffen; so aber fühle ich mich verpflichtet, gegen den

Antrag des Herrn Obergerichtspräsidenten Funk zu stimmen.
Mir scheint der Bericht deutlich und darin Alles so dargestellt,
daß man es beim ersten Durcklesen begreift. Warum dann
die Sache verschieben, und an eine Kommission überweisen? Ich
stimme mit inniger Ueberzeugung zu dem Antrage des

Regierungsrathes, indem ich glaube, baß auf diesem Wege das Wohl
des Landes am meisten gefördert w,rd.

Blösch, alt Landammann. Ich erkläre mich zu dem

Antrage des Regierungsrathes, wie er vorliegt; weiter will ich

in die Sache selbst nicht eintreten, sondern ich wünsche dem

Regierungsrathe Glück zu den ausgesprochenen Grundsätzen;



wenn er dieselben mit Kraft durchführt, so braucht er sich

keiner Partei anzuschließen, sondern die Rechtlichen aller Parteien

werden sich an ihn anschließen.

Zaggi, Regierungsrath, jünger. Ich gehöre zur Minorität

des Regierungsrathes, und deshalb fühle ich mich

verpflichtet, die Gründe anzugeben, welche mich bewogen, so und

nicht anders zu stimmen. Ich halte nämlich dafür, das Bild,
welches in dem vorliegenden Berichte über unsere Zustände

enthalten ist sei zu düster, und der Zustand des Landes sei viel

günstiger als man ihn darstellen will und dargestellt hat. Ich
war daher der Ansicht und bin es noch, daß >me außerordentliche

Zusammenberufung des Großen Rathes im gegenwärtigen

Momente nicht am Orte war, indem die Regierung zu

Handhabung von Ruhe und Ordnung hinlängliche gesetzliche Mittel
in Händen hat, und es in ihrer Pflicht liegt, dieselben ohne

vorderige Autorisation von ihrer Seite und ohne ein

Vertrauensvotum in Ausübung zu bringen. Man kann zwar nicht m
Abrede stellen, daß mehrere im Bericht enthaltenen Angaben und

Fakta richtig sind, aber diese berechtigen nicht zu den (Schlüssen,

welche man aus diesen ziehen will, und welche fast als eine

Bestätigung dessen erscheinen, was die uns feindseligen öffentlichen

Blätter zum Nachtheil unsers Kantons in das Publikum
auszustreuen versucht haben; jetzt werden sie sagen: seht, unsere

Behauptungen waren richtig, die außerordentliche Zusammenberufung

des Großen Rathes und der Bericht der Regierung

von Bern selbst bestätigen das, was wir schon längst gesagt haben.

Es ist richtig, daß der Regierungsrath manches Gute gethan

hat, und daß seit der Znkrafttretung unserer Versassung gewiß

Vieles geleistet worden ist. Aber es ist damit nicht gejagt, daß

die Regierung nicht mehr hätte thun können, ungeachtet
zugegeben werden muß, daß eine mangelhaste Organisation derselben

und die verschiedenen Angriffe, welche gegen sie gerichtet
worden sind, große Hinderniß in den Weg gelegt haben. Zch

bedaure die außerordentliche Zusammenderufung des Großen

Rathes im höchsten Grade, sie erscheint mir nicht gerechtfertigt,
odschon die Angriffe einzelner öffentlicher Blätter, die darin

enthaltenen Entstellungen und Verdächtigungen, der Mißbrauch
der Presse überhaupt jeden guten Willen lahmt, und Einem die

Sache verleidet. Alles dieß berechtigt aber den Regierungsrath

nicht, den Muth zu verlieren, Gesetz und Ordnung zu
handhaben, und wenn er diesen Muth verliert und sich genöthigt
sieht, bei Ihnen, Tit., wiederum frischen Muth zu schöpfen,

so ist das ein Beweis von Schwäche. Die Angriffe öffentlicher

Blätter gegen einzelne Mitglieder des Regierungsrathes sollen

aber kein solches Resultat haben, und wenn man auch gegen

dieselben nicht ganz unempfindlich sein kann, und die Art und

Weise, wie sie nicht nur in letzter Zeit, sondern schon srüher-
hin geschehen sind, ist kein Grund, um solche außerordentliche

Maßregeln zu beantragen. Zn andern Ländern, und namentlich

in England werden die höchsten Magistratspersonen ebenso

scharf und noch mit mehr Rücksichtslosigkeit angegriffen, ohne

daß man sich zu außerordentlichen Maßregeln veranlaßt sieht.

Bekannt ist es, daß in England das Bildniß deS ersten Ministers

auf offener Straße verbrannt worden ist, und daß dieser

Minister sich einfach an's Fenster setzte und der ganzen
Geschichte zusah, ohne weitere Maßregeln dagegen zu treffen. Ich
zweifle übrigens, daß, wenn der Antrag der Majorität des

Regierungsrathes angenommen wird, dadurch diesem Uebel geholfen

werde, es könnte daher einfach durch Unterdrückung der

Preßfreiheit geschehen; aber ich will die Preßfreiheit mit allen
ihren Nachtheilen lieber, als das Knebeln der Presse; denn

diese Nachtheile sind im Verhältniß zu den Vortheilen, welche
die Preßfreiheit gewährt, so unbedeutend, daß sie beinahe ganz
verschwinden, um so mehr als die Gesetze selbst uns Mittel an
die Hand geben, die Auswüchse abzuschneiden. Tit., es geht
im Regierungsrath viel vor, was nicht vorkommen sollte, und
ich halte es für meine Pflicht, darüber hier offen meine Mei-
nung auszusprechen, Sie müssen wissen, was seit einiger Zeit
dort vorgeht. Seit einiger Zeit nämlich regiert nicht der
Regierungsrath, sondern das diplomatische Departement, und der

Regierungsrath ist nur dafür da, um zu Dem, was das
diplomatische Departement bringt, Za und Amen zu sagen. Es
wird Ihnen dieß etwas streng vorkommen, aber wahr ist es.

Seit einiger Zeit nimmt das diplomatische Departement die al-
lerwichtigsten Fragen in Behandlung, ohne daß der Regierungsrath

ein Wort davon weiß, bls alles gehörig vorgearbeitet und
der Rapport vollständig ist. Dann kömmt man mit der Sache
vor den Regierungsrath, nimmt sie sogleich in Behandlung, und
wenn auf Verschiebung angetragen wird, um doch wenigstens
genau prüfen zu können, zu was man seine Stimme abgeben

soll, so findet Solches keinen AnklangZ, und man sieht sich ge-
nöthigt, sogleich in die eigentliche Behandlung des Geschäftes
einzutreten, ohne Zeit und Gelegenheit gehabt zu haben, davon
gehörige Kenntniß zu nehmen; man stimmt ab, und die Sache
wird angenommen. So gieng es mit dem Landboten; der
Regierungsrath wußte von der ganzen Sache nicht ein Wort, ehe

und bevor das diplomatische Departement den diesfallsigen Antrag
plötzlich vor den Regierungsrath brachte, und in dem Berichte
sagte man nicht, daß man eine eigentliche Zeitung herausgeben
wolle, welche nicht nur die Regierungsverhandlungen, sondern
überhaupt alle Neuigkeiten im Zn- und Auslande mittheile,
sondern man beantragte lediglich ein politisches Beiblatt zum
Amtsblatte hauptsächlich zum Zwecke der richtigen Darstellung
der Regierungsverhandlungen. Der RegierungSrath hat die
Creirung eines solchen Blattes auch alsogleich beschlossen, und
das diplomatische Departement mit der Exekution beauftragt,
ohne daß der RegierungSrath nur gewußt hätte, wer der
Redaktor sei. Man sagte, es sei bereits Einer dafür bestellt, ohne
ihn zu nennen. Nach drei Tagen kömmt eine förmliche
Zeitung, welche sich vor andern Zeitungen um kein Haar unter-
scheidet. AIS der Landbote im Regierungsrathe behandelt wurde,
gieng ich von der Ansicht aus, daß der Regierungsrath ebenso

gut ein Recht auf die Benutzung der Preßfreiheit habe als ein
Private, und daß eS in Beziehung auf die manigfachen, zum
Theil böswilligen Entstellungen ihrer Verhandlungen durch einige
öffentlichen Blätter nicht außer Orts sei, in emer eigenen Beilage

zum Amtsblatte lediglich die Beschlüsse mit ihren Motiven
bekannt zu machen. Jetzt erscheint aber eine förmliche Zeitung,
welche, da sie der Regierungsrath creirt hat, auch als dessen

Organ angesehen wird; man hätte erwarten sollen, eS müsse
sich ein solches Blatt zu einer gewissen Höhe von Moral, Recht
und religiösen Ansehen erHeden, aber statt dessen erscheint ein
ganz gemeines Blatt, welches sich vor andern Parteidlättern
durchaus nicht unterscheidet, welches Unwahrheiten und
Verdächtigungen seinen Spalten öffnet, und von Persönlichkeiten
angefüllt ist. Ein solches Blatt sollte keine Regierung der Welt
haben, und man hätte erwarten sollen, daß das diplomatische
Departement oder der RegierungSrath sogleich dagegen einschreite.
Za, eS gieng so weit, daß der RegierungSrath nicht einmal
wußte, welche Besoldung der Redaktor erhalten solle. Zch
wenigstens erkläre hier auf Ehre, daß ich solches nicht wußte, bis
ich es zufällig durch den Landboten selbst vernahm. Ich frage :

hat das diplomatische Departement das Recht, dieß AlleS von
sich aus zu thun, hat es das Recht, ein Blatt in dieser Form
herauszugeben, welches alljährlich einen Kostenaufwand von etwa
Fr. 12,000 zur Folge hat und mit der französischen Ueberse-
tzuug vielleicht aus Fr. 18,000 zu stehen kommen dürfte? Hat
daS diplomatische Departement das Recht, eine eigentliche
besoldete Stelle zu creiren und eine solche bleibende Ausgabe dem
Büdget aufzuladen? Nein, nicht einmal der Regierungsrath
hatte daS Recht dazu. Diese ist eine der Handlungen des diplo-
malischen Departements, welche gewiß nicht gebilligt werden
kann; aber es sind noch andere. So wurde ein Mitglied deS

diplomatischen Departements in amtlicher Stellung nach Zürich
gesandt, ohne daß der Regierungsrath darum wußte; ich
wenigstens wußte nicht, daß das Mitglied von Bern abwesend

war, bis ich es in der Zürcher Zeitung las. Das Nämliche
geschah mit diesem Berichte hier und mit der Zusammenberusung
des Großen Rathes. Von Beiden wußte ich nichts, bis in der
Sitzung vom 1. September, wo sie, gegen meine Einsprache
auf Verschiebung bis nächste Sitzung, nach blos einmaliger
Ablesung behandelt und mit Mehrheit auch beschlossen wurden.
Mir kam es vor, als wie ein Blitz aus heiterm Himmel, denn
ich wenigstens kannte keinen Umstand, welcher eine solche
außerordentliche Maßregel begründen konnte. Ist dieß die Manier,
wie man die wichtigsten Geschäfte behandeln soll? ist dieß die
Manier, eine Versassungsrevision anzubahnen? soll namentlich



das letztere so geheimnißvoll behandelt, oder soll nicht vielmehr
einem so wichtigen Gegenstand die größtmögliche Öffentlichkeit
gegeben werden Mir kömmt eS vor, als wolle das diplomatische

Departement die Stelle des frühern geheimen Rathes
annehmen, mit der einzigen Ausnahme, daß unter den heutigen
Umständen nicht Alles geheim bleiben kann. Unter solchen
Umständen kann man den Regierungsrath abschaffen und einfach
das diplomatische Departement regieren lassen; es käme beinahe
auf's Nämliche heraus. Es hat ganz den Anschein, als welle
man gewisse Dinge dem Regierungsrathe vorenthalten, in der
Voraussetzung, es könne in demselben nichts geKeim bleiben,
es seien in seiner Mitte Zeitungsschreiber, es seien Mitglieder,
welche an Verbindungen aller Art Theil nehmen u. s. w. Tit.,
es thut mir leid, daß ich das Alles sagen muß, aber ich glaube
mich verpflichtet, über den in letzter Zeit eingerissenen Gang
der Geschäfte im Regierungsrathe klares Wasser einzuschenken.
Der Bericht, welcher hier vorliegt, wurde letzten Montag vor
acht Tagen im Regierungsratde vorgelegt; ich machte auf die
Wichtigkeit seines Inhaltes aufmerksam und trug auf die
Verschiebung bis am Mittwoch an; als das nicht beliebte, machte
ich auf den Umstand aufmerksam, daß es nicht am Orte sei,
die am Schlüsse enthaltene Alternative zu stellen und so den
Großen Rath entweder zu nöthigen, den Bericht zu genehmigen
oder den Regierungsrath in seiner Mehrheit zu entlassen; es
schien mir nicht am Ort, gleich wie es das Patriziat seiner
Zeit gemacht hatte, dem Großen Rathe den Bündel vor die
Füße zu werfen. Ich machte ferner aufmerksam, daß die
Aufregung, welche im Lande herrsche, sich größtentheils bereits gelegt
habe, und daß der Bericht in seiner gegenwärtigen Form eher
geneigt sei, statt den Rest der Aufregung zu beseitigen, neue
Aufregung zu verursachen. WaS ich voraussagte, trat ein:
mehrere Mitglieder deö Großen Rathes und zwar der Herr
Landammann selbst, fragten mich: was um Gotteswillen ist
das, warum soll der Große Rath zusammenberufen werden
Zch antwortete: der Regierungsrath findet es nothwendig wegen
vermeintlicher Aufregung im Lande. Man antwortete mir aber,
es existire auf dem Lande dermal keine Aufregung, sie werde
aber gerade durch die Maßnahme der Regierung erweckt, indem
die Stämpfli Zeitung der Guckkasten u. s. w. dem Großen
Rathe gewiß nicht schaden können. Dem ist wirklich also. Jetzt
ist die Aufregung da, und wer hat sie hervorgerufen? Der
Regierungsrath selbst, und'wenn daraus ein Putsch erfolgen
sollte, so hat er ihn veranlaßt oder vielmehr das diplomatische
Departement; denn es ist es, welches dem Großen Rathe die
Pistole auf die Brust hält und ihn zwischen zwei Wegen wählen
läßt, von denen jeder verderblich ist. Alles das muß ich im
höchsten Grade bedauern, und diese Gründe veranlassen die
Minorität deS Regierungsrathes, die heute abgelesene Erklärung
zu geben. Es ist nicht Eigennutz und nicht Ehrgeitz, was mich
bewegt, die Stelle eines Mitgliedes des Regierungsrathes zu
bekleiden oder selbe zu erhalten, sondern es ist das Pflichtgefühl,

welches mir vorschreibt, in schwierigen Momenten an
derjenigen Stelle zu bleiben, an welche mich das Zutrauen
dieser hohen Behörde berufen hat. Daß einzelne Mitglieder
der Regierung in öffentlichen Blättern angegriffen worden sind,
berechtigt zu solchen Schritten nicht, man soll sich dadurch nicht
decontenanciren lassen, man muß unterscheiden zwischen Angriffen
auf die Regierung als solche und gegen einzelne Mitglieder; wird
die Ehre einzelner Mitglieder angegriffen, so haben wir Gesetze,
mit welchen man sich schützen kann, und es giebt Fälle, wo man
sich dagegen durch Anwendung der Gesetze schützen soll. Die
Regierung bat auch eine Ehre, welche, wenn sie angegriffen
wird, geschützt werden soll, und aus diesem Grunde stimmte
ich zu mehrern der angehobenen Preßprozesse. Oder sollte die
Regierung nicht daö nämliche Recht haben, welches ein einfacher
Bürger hat Wenn dieser im Wirthshause beleidigt und an
der Ehre angegriffen wird, ko sucht er Hülfe bei'm Richter,
und doch ist dessen Ehre nur vor wenigen Leuten, welche gerade
da gewesen sein mögen, angegriffen worden. Wenn aber
vermittelst der Presse Jemandes Ehre angegriffen wird, wo die
Beleidigung zu aller Leuten Ohren kömmt, wie viel mehr sollte
dann nicht da eine Herstellung der verletzten Ehre der Fall sein?
Odne Ehre ist der Mensch nichts, und wird ihm diese genommen,

so wird ihm das Heiligste genommen, was er hat.

5 —

Darum wird ein Ehrenmann sich dagegen auch mit der
Aufopferung seines letzten Kreuzers zu schützen suchen. Von Jemanden,

der seine Ehre ongreifen läßt, ohne sie zu vindiciren, sagt
man, er sei ein ehrloser Mensch. Das Nämliche ist mit einer
Behörde der Fall, und in so fern habe ich zu einigen, nicht
zu allen, der angehobenen Preßprozesse, gestimmt, weil ich keine
ehrlose Regierung will. Bereits im Jahre 1840 habe ich dem
Regierungsrathe ein Exemplar einer Zeitung vorgelegt, in
welcher gegen sie eine Menge förmlicher Injurien enthalten
waren, und verlangt, daß man dagegen einschreite. Man war
aber damals anderer Ansicht und sagte, man sei den
Preßprozessen grundsätzlich abhold. Zch behauptete, der
Regierungsrath bade nicht daS Recht, einen solchen Grundsatz
aufzustellen; man blieb aber dabei. Vier Jahre lang hat man
nun die Sache so gehen lassen, bis man zu einer andern
Ansicht gelangte, als liberale Blätter die Regierung angriffen.
Das Traurigste an der Sache ist, daß man seit zehn bis zwölf
Jahre Gesetze gegen Mißbrauch der Presse hat und nun erst
jetzt zu der Ueberzeugung gelangt, daß man dieselben anwenden

müsse. Wer sich berufen fühlt, eine Zeitung herauszugeben,

von dem muß man erwarten, daß er die gehörige
Bildung dazu, Anstand und Lebensart besitzt, und wer diese nicht
besitzt oder davon in feinem öffentlichen Blatte Mißbrauch macht,
der soll in die Schranken des Gesetzes zurückgeführt werden.
— Ich gebe zu, daß die vorliegende Sache eine ernste ist,
nicht sowohl wegen der Personen, als wegen der Sache. So
wie der Bericht abgefaßt und der Antrag gestellt ist, muß die
Majorität des Regierungsrathes abtreten, wenn der Antrag
des Regierungsrathes nicht unverändert angenommen wird,
sie hat es erklärt und muß bei ihrer Erklärung bleiben; die
Minorität des Regierungsrathes, welche nicht mit dem Austritte

drohte, sondern es in ihrer Pflicht hielt, so lange
auszuharren, als der Große Rath nicht etwas Anderes beschließt,
wäre nicht verpflichtet, abzutreten. Um jedoch allfälligen
Mißdeutungen vorzubeugen und um nicht die Ansicht hervorzurufen,
als blieben sie aus egoistischen Gründen an ihrer Stelle, haben
sie die Erklärung gegeben, auf den Fall, daß die Mehrheit der
Mitglieder des Regierungsrathes sich durch Ihre Beschlußnahme
bewogen finden sollte, ihre Stellen niederzulegen, sie auch ihrer-
seits Ihnen, Tit., ihre Stellen zur freien und ungehinderten
Verfügung anheimstellen werden. Zu einer solchen Erklärung
glaubte sich die Minorität verpflichtet, und ich für meinen Theil
nehme es nicht im Geringsten übel, wenn Sie, Tit., über
meine Stelle verfügen. Vielleicht wäre es, wenn die Majorität
abtritt, das Angemessenste, wenn der ganze Regierungsrath
neu besetzt würde, und ich bin jeden Augenblick bereit, sollte
ich das Zutrauen der Majorität dieser hohen Behörde verloren
haben, meine Stelle niederzulegen und das Mandat eines
Regierungsrathes Ihren Händen wieder zu übergeben. Das
Mandat eines Mitgliedes des Regierungsrathes ist nicht anzusehen

wie das Mandat, welches man einem Advokaten
übertragen hat, und wenn das Zutrauen zu einem Mitgliede deS

Regierungsrathes wegfällt, so versteht es sich von selbst, daß

es abtritt. Auf der andern Seite aber frage ich: waS entstehen

für Folgen, wenn der Große Rath durch eine Majorität des

Regierungsrathes durch eine Alternative, wie sie heute gestellt

ist, in den Fall kömmt, entweder den Regierungsrathin seiner
Mehrheit zu entlassen, oder dann ihm zu lieb einen Beschluß

zu fassen, welcher sonst nicht gefaßt worden wäre? Hat daS

nicht beinahe den Anschein, als wolle man sich aufnöthigen, als
wolle man mehr oder weniger den Großen Rath dem

Regierungsrathe unterordnen; risquirt nicht der Große Rath, dessen

Gewalt auch im Zutrauen des Volkes besteht, eben dieses

Zutrauen zu verlieren? Ist es in diesem Falle nicht besser, daß

17 Mitglieder des Regierungsrathes ihre Stellen verlassen, alâ
daß 240 Mitglieder des Großen Rathes den politischen Kredit
bec'm Volke einbüßen? Der Große Rath kann zu keinen Zeiten
etwas Anderes wollen, als daß Ruhe und Ordnung im Lande

herrsche, und daß Fortschritte auf gesetzlichem Wege geschehen.

Wie kann nun der Regierungsrath das, was sich von selbst

versteht, dem Großen Rathe zur Beschlußnahme vorlegen und

an die Fassung einer solchen Beschlußnahme das Abtreten in

corpore als Bedingung anknüpfen. Der Regierungsrath weiß

ja, daß der Große Rath nichts Anderes will. So erscheint der



ganze Antrag alâ eine moralische Nötbigung, EtwaS zn erklären,

waS sich von selbst versteht. Oder soll etwa der Große

Rath daâ Gegentheil erklären oder soll er sich dadurch, daß

er in den Bericht deS RegierungSratheS nicht eintritt, den

Anschein verschaffen, alö wolle er Unruhe, Unordnung und
ungesetzliche Mittel? Diese Alternative, ich nenne sie ein- furch-
terliche, ist nicht am Ort, und ich bin der Meinung, daß der

Große Rath sich durch dieselbe nicht EtwaS adnöthigen lasse,

waS er sonst nicht gethan hätte. Der Große Rath sell seine

Autorität über den Regierungsrath behalten uud soll sich dieselbe

auf solche Weise nicht nehmen lassen. Tit., durch die Annahme
deS vom Regierungsrathe gestellten Antrages genehmigen Sie
alle die im Berichte angeführten Thatsachen, Sie genehmigen
alle bisherigen Verhandlungen deS RegierungSratheS, Sie
anerkennen den Zustand deS Landes in denjenigen düstern Farben,
wie er im Berichte geschildert ist, Sie anerkennen die Art und

Weise, wie daö diplomatische Departement in letzter Zeit
verhandelt hat, und dessen ungebührliches Benehmen. DaS AlleS

aber kann ich nicht anerkennen, und auS diesem Grunde erlaube

ich mir, einen Antrag zu stellen in folgender Redaktion:

„Der Große Rath der Republik Bern, nach Anhörung

„ des Berichtes deS RegierungSratheS über die dermalige politi-
„sche Lage des Kantons,

beschließt:
„den Regierungsrath für die Handhabung der Ruhe und

„Ordnung lediglich auf die Gesetze zu verweisen."

Fischer. Mit den meisten übrigen Mitgliedern deS Großen
Rathes bin ich heute m Folge der unerwarteten Einberufung
deS Großen Rathes hieher gekommen, ohne tue Veranlassung

zu kennen. Schon deßwegen habe ich, abgesehen vor allem

Uebrigen, gewünscht, daß eine grvßräthliche Kommission niedergesetzt

werde, indem eS mir schien, der Reglerungsrath in seiner

gegenwärtigen besondern Stellung könne nicht wohl vorberathende

Behörde in dieser Angelegenheit sein, während auf der

andern Seite die Sache sehr wichtig ist und allem Anscheine

nach einen Wendepunkt in unsern politischen Verhältnissen
bilden soll. W»r mögen eintreten oder nicht, so können wir nicht

sagen, daß eine eigentliche Vorberalhung deS Gegenstandes

stattgefunden bade. Wäre der Gang der heutigen Berathung solcher

Art geblieben, wie man eö im Anfange derselben glauben sollte,
so hätte ich mich entschließen können, von diesem Wunsche
abzugehen, in der Erwartung, eS werde sich nur um kräftige
Handhabung der Gesetze handeln. Allein waS mich neuerdings bestimmt,
den Antrag auf Niedersetzung einer Kommission festzuhalten,
ist die Rede, welche ich soeben gekört habe. Ist eS möglich,
anzunehmen, daß der Regierungörath, welcher kräftig fein soll
und will, je t in seiner eigenen Mitte zerworfen ist? Wie ist
eS möglich, baß er da Ruhe und Ordnung wirklich bandhaben
könne? Würde m -n mich um die Mittel fragen, welche dazu

führen können / so wüßte ich keine anzugeben; denn ich lebe der

Regierungswelt vollkommen fremd; aber wenigstens das ist nicht
der Weg, wenn man sieht, wie in sich zerfallen die Regierung
ist. Diesem Uebel muß Heilung verschafft werden. Das
geschieht aber nicht durch ein Zutrauenövotum, denn der

Unfriede bleibt nach, wie vor. DaS bestimmt mich, den bereits
gestellten Antrag auf Niedersctzung einer Großrathskommission
ehrerbietig zu unterstützen. Wir sollen nichtö überstürzen, allen
Meinungsverschiedenheiten Rechnung tragen, und darum liegt
die Nwdersetzung einer solchen Kommission vor Allem aus im
Interesse deS RegierungSratheS selbst, welcher namentlich soeben

blutig angegriffen worden ist, und welchem eS daran gelegen
sein muß, sich vollständig rechtfertigen zu können. Eö muß
aber auch der sogenannten konservativen Partei daran gelegen
sein, daß eine solche Kommission niedergesetzt werde, weil dieß
daS einzige Mittel ist, um diesem Zwiespalts, sei eS durch friedliches

Zureden, sei eS auf andere geeignete Weise, den Faden
abzuschneiden und um eine Garantie zu erhalten, daß in Zukunft
Ruhe und Frieden erhalten werde. Auch den Freunden und
Anhängern deö VolksveremS muß eS daran gelegen sein, denn
wenn ich wenigstens ein solcher wäre, so müßte ich großes
Mißtrauen schöpfen. Ich finde nun in dem Berichte entweder
Anklagen; dann sollte man damit vor den Richter treten; oder

aber Verdächtigungen, und diesen bin ich nicht hold. Ich ge-
höre zu derjenigen Ansicht, welche bisher oft erfahren mußte,
was eS ist, die Zielscheibe von Verdächtigungen zu sein. Also
möchte ich Alles gründlich untersuchen und zu diesem Ende die

Sache vor Allem aus an eine Kommission weisen. Noch eine

Bemerkung zum Schlüsse. Ich glaube, wir könnten eS vor
Gott und den Menschen nicht verantworten, wenn wir nicht
dafür sorgen würden, daß besser regiert werde, als eS bis jetzt
geschehen ist.

Kohler, Regierungsstatthalter. Der Antrag auf Niedersetzung

einer Großrathskommission mag gewiß vielen von Ihnen,
Tit., als sehr zweckmäßig und begründet erscheinen, wenn man
bedenkt, daß in einer so wichtigen Angelegenheit erst beute ein
so wichtiger Rapport unS mitgetheilt worden ist. Andrerseits
ist bereits bemerkt worden, diese außerordentliche und unerwartete

Einberufung des Großen Rathes habe im Lande eine gewisse

Spannung hervorgerufen. Dieses ist ganz wahr. Wenn nun
eine Kommission erwählt wird, wo dann schon die Wahl
derselben vielleicht Stoff zu mancherlei Intriguen und Reibungen
giebt, so ist die Folge davon die, daß dieser Gegenstand mehrere
Tage oder Wochen unentschieden hängen bleibt. Das müßte ich
alS ein großes Unglück für das Land betrachten, und daher
thut es Noth, so schnell alS möglich aus diesem penibeln
Zustande herauszukommen, mithin den Antrag auf Niedersetzung
einer Kommission zu verwerfen. Ich hätte gewünscht, baß der
schriftliche Bericht ungefähr so gelautet haben möchte, wie der
mündliche Rapport deS Herrn Schultheißen Neudaus; denn so

wie jener Bericht ist, hat er mich sehr überrascht, und zwar
nicht nur der Schluß, welcher etwas enthält, was sich von
selbst versteht, sondern auch der ganze Inhalt. Ich sehe da

gegen eine sehr ehrenwerthe Volksklasse große und starke
Verdächtigungen ausgesprochen. Thatsachen, welche dazu gegründeten

Anlaß geben konnten, kenne ich nicht; wären solche
vorhanden, so gehörten sie allerdings vor den Richter, wie der

Herr Präopinant sagt. Ader wo sind die Nachweisungen und
Belege, daß illegale Zwecke angestrebt werden, und zwar
namentlich von Seite deS Volksvereines, wie behauptet wird?
Eine ganze Menge Thatsachen werden diesem Vereine zur Last

gelegt. Ich bin auch Mitglied desselben, und zwar war ich
e«neS der ersten. Hätte ich nun da etwas Illegales gesehen,
so würde ich weder in meiner Eigenschaft eines guten Staats-
dürgerS, noch auch als Beamter demselben deigetreten sein.
Tausende und Tausende sind ihm mit mir deigetreten, wenn
aber der Volksverein, wie im Berichte behauptet wird, nicht
so viel Anklang findet beim Volke, warum macht denn die
Regierung so viel Aufhebens davon? Ader der Verein findet
Anklang, und weit entfernt, daß die angesehenen Leute dem-
seiden fremd seien, verhält es sich damit wenigstens in der
Gegend, wo ich wohne, ganz anders. Die Regierung hätte besser

gerhan, anstatt der polizeilichen Beaufsichtigung dieses Vereines
den Regierungstattdaltern zu sagen, sie sollen sehen, was das mit
dem Volksvereine sei, waS er wolle, und sie sollen Verzeichnisse der
Mitglieder einschicken. Wäre dieses geschehen, so würde
alsdann dieses Mißtrauen und die Verdächtigung gegen den Volks-
verein nicht in den Bericht des RegierungSratheS eingeflossen
sein, und der Regierungörath würde vielleicht den Großen Rath
überhaupt nicht außerordentlich einberufen haben. Diese ganze
Maßregel betrachte ich alS einen durchaus unglücklichen Gedanken.

Ich verlange genaue Nachweisung, daß irgendwo die Regie-
rungSautorität Mißachtet, das Ansehen des Gesetzes deiseitsgesetzt,
der Pflichterfüllung der Beamten von Seite des Volksvereines
in den Weg getreten worden sei. Dagegen hat sich der Volks -

verein vielmehr die Aufgabe gestellt, in Unterstützung der Regierung

— was die Regierung aber nur ungern glauben will — die
Bedürfnisse und Interessen des VolkeS zum Gegenstande seiner
Berathungen zu machen, in schwierigen Fragen der Administration

Voruntersuchungen, Gutachten u. f. w. zu veranstalten und
damit der Regierung an die Hand zu gehen. Solche Vereine
sollte man gerne sehen, bis wenigstens illegale Zwecke nachgewiesen

werden können. Wenn aber hier oder dort von
Einzelnen irgend etwas der Art, worauf der Bericht hindeutet,
geschehen sollte, dann ist eö Pflicht der Regierung, nicht
deßhalb den Großen Rath einzuberufen, sondern die Betreffenden



vor Gericht zu ziehen. Also einerseits die Volksvereine haben
diese Zusammenberufung des Großen Rathes veranlaßt; andrerseits

dann aber auch die Presse, welche von allen Seiten böse
ist. Hiegegen haben wir ein Preßgesetz. Nachdem der Regie-
rungsratd 14 Jahre lang keine Preßprozesse angehoben, und
man nichtsdestoweniger und gut regiert hat, sind in Zeit von
6 Wochen 12 bis 15 Preßprozesse angehoben worden. Ungeachtet

die große Mehrheit des Volkes die Ausfälle der Blätter
gegen die Regierung gewiß nicht billigt, so ist doch diese große
Zahl plötzlich hintereinander angehobener Preßprozesse höchst
auffallend. Jetzt auf einmal kören in der letzten Zeit diese Prozesse

auf, aber ist die Presse etwa seither besser geworden?
Nein, sie nimmt sich nur etwas mehr in Acht in der Form,
aber in der Sache ist sie eher schlimmer, als vorher. Wenn
die Regierung den guten Willen hat, einen entschiedenen
Fortschritt zu befolgen, in freisinnigem Systeme nach den Grundsätzen

der Verfassung und auf gesetzlichem Wege, — was braucht
sie dafür ein Votum des Großen Rathes zu proooziren? Wo
ist die Regierung denn darin gehindert worden, wo zeigen sich
Spuren einer Auflösung im Lande, wo ist eine gewaltthätige
Widersetzlichkeit, wo eine Zusammenrottung u. s. w. gewesen?
Es haben allerdings Mißhandlungen gegen Luzernerbürger
stattgesunden, die gewiß zu mißbilligen sind; sie sind aber überall
in Untersuchung gezogen und bestraft worden. Uebrigens
betrafen diese Mißhandlungen nicht immer, wie der Bericht sagt,
harmlose, unschuldige Reisende, sondern gar oft sind solche
Mißhandlungen durch das Benehmen der Betreffenden selbst provo-
zirt worden. Allein wenn solche Erscheinungen sich auch noch
in höherm Grade gezeigt hätten, berechtigt das die Regierung
zu sagen, wir seien nicht mehr in einem gesetzlichen Zustande,
die Regierung könne nicht mehr regieren zc.? Ist denn jetzt in
irgend einem Theile des Kantons etwas begegnet, wodurch eine
solche Darstellung gerechtfertigt wäre? Wenn die Polizei nicht
überall gehörig gehandkabt wird, so ist das meist nur die Schuld
des betreffenden Beamten. Dieser Rapport ist also offenbar
übertrieben, und der Regierungsrath bat sich da nicht die nöthige
Kenntniß verschafft, um dem Großen Rathe em wirklich getreues
Bild der Zustände des Landes zu entwerfen. Wenn die Zeit es
erlaubte, so würde es etwas sehr Leichtes sein, gar manche An-
gaben des Berichtes als irrig zu bezeichnen. Auf diesen nicht
ganz richtigen, übertriebenen Bericht stellt nun der Regierungsrath

einen alternativen Antrag, indem er in seiner Mehrheit
abzutreten erklärt, wenn der Große Rath seinen Schluß nicht
genehmige. Das ist wodl das Bedenklichste, was der Negie-
rungsrath thun konnte. Wenn der Regierungsrath die Sache
für gefährlich ansieht, wenn er anarchische Zwecke und
Bestrebungen vorhanden glaubt,c., so hättte er allenfalls den
Mitgliedern des Großen RatheS einen Bericht darüber geben können
und dann erwarten sollen, ob Jemand eine außerordentliche
Versammlung des Großen Rathes begehre. Oder aber, er
hätte seinen Bericht an den Großen Rath stellen können, und
demselben sagen, die Regierung wünsche nun zu vernehmen,
was die oberste Behörde darüber denke, ohne aber eigentliche
Schlußanträge zu stellen. Anstatt dessen — was geschieht?
Nachdem der Regierungsrath seinen Bericht abgelegt hat, so
sagt er: von Zweien Eins; wir verlangen vom Großen Rathe
ein Vertrauensvotum, in dem Sinne also, daß alles von
uns Gemachte gut gemacht sei, nebst einer Billigung der von
uns für die Zukunft entwickelten Grundsätze. Da finde ich nun
in ersterer Hinsicht, der Regierungsrath habe zwar in den
Schranken von Gesetz und Verfassung gehandelt, aber inkonsequent,

und dadurch habe er die Volksvereine, die herben
Aeußerungen der Presse u. a. m. wesentlich provocirt, denn
gewiß ist die Handlungsweise des Regierungsrathes vor dem
Freischaarenzuge und seit dem Freischaarenzuge nicht die gleiche,
obgleich wir damals, wie jetzt, die nämliche Versassung und
die nämlichen Gesetze hatten; und was die für die Zukunft zu
befolgenden Grundsätze betrifft, so können dieselben keine andern
sein, als die Handhabung der Gesetze. Als zweite Alternative
verlangt der Regierungsrath indirekt eine Mißbilligung desselben,

deren natürlich? Folge dann das Abtreten der Mehrheit
des Regierungsrathes sein würde. Eine solche bedenkliche, ja
fürchterliche Alternative, wodurch man uns gleichsam die Pistole
auf die Brust setzt, sollte der Regierungsrath nicht stellen; er
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hatte keine Anzeigen, daß er das Zutrauen des Großen Rathes
verloren habe. Hätten z. B. zwanzig Mitglieder des Großen
RatheS von sich aus die Einberufung dieser hohen Behörde
verlangt, um dem Regierungsrathe Weisungen zu geben und ein
Mißfallen auszusprechen, dann wäre ein solcher Antrag von
Seite des Regierungsrathes zu begreifen gewesen. Das war
aber nicht der Fall, und also bedaure ich die Alternative, in
die man uns versetzt hat. Es liegt in der Pflicht einer Regierung,

so etwas nicht ohne äußerste Noth herbeizuführen. Jetzt
wäre es nicht der Moment, gute, neue Wahlen zu treffen, und
eine neue Regierung würde Mühe daben, den nötdigen Kredit
und daS nöthige Ansehen zu bekommen. Der RegierungSrath
selbst bezeichnet den vorgeschlagenen Beschluß als ein Vertrauens-
Votum; dieses wird vom Volke so ausgelegt werden, daß man
mit dem Gange der Regierung im Allgemeinen einverstanden
sei. In dieser Hinsicht kann kein Einziger von uns ganz unbe-
dingt und offen Ja oder Nein sagen; in einzelnen Beziehungen
ist Mancher zufrieden, in andern Beziehungen wird er finden,
es sei hier zu viel und dort zu wenig gethan worden. Nun
soll aber jetzt der Große Rath erklären, er sei zufrieden, sonst
tritt der Regierungsrath in seiner Mehrheit ab. Das ist nun
nach meiner Ansicht und Ueberzeugung etwas Nichtpolitisches.
Ich wenigstens kann den Gang der Regierung weder überhaupt
billigen, noch auch überhaupt mißbilligen; hingegen wünsche
ich, den Regierungsrath auf einen Standpunkt zu führen, von
wo aus derselbe des Beifalls der Mehrheit des Volkes gewiß
sein könne. Aber hat man denn je etwas Anderes gewollt, als
was der Regierungsrath in seinem Projektbcschlusse vorschlägt?
Hat man je etwas Anderes gewollt, als „Fortschritt" und
„auf gesetzlichem Wege"? Wird Jemand von uns keinen
Fortschritt wollen, oder wird man dem Negierungsrathe Fortschritt
auf nicht gesetzlichem Wege zumuthen? Ist ferner Jemand
unter uns, der nicht will, daß „jede illegale Richtung mit aller
Kraft bekämpft werde"? So wie aber der diesem Projektbeschlusse

vorangehende Bericht abgefaßt ist, muß ich glauben,
daß, wenn wir dieses sogenannte Vertrauensvotum erkennen,
der Regierungsrath den Volksvereinen von nun an den Kopf
brechen werde, weil er darin eine illegale Opposition oder Richtung

erblickt. Die Regierung sagt in ihrem Berichte, es falle
ihr auf, daß so viele Beamte sich dieser illegalen Opposition
angeschlossen daben. Also wird dann der Volksverein als illegal
erklärt und aufgehoben werden. So lange nun aber nicht
nachgewiesen werden kann, daß von Seite des Volksvereins etwas
Illegales begangen worden ist, soll man daS Vereinsrecht,
welches durch die Verfassung garantirt ist, unangetastet lassen.

Die Zwecke des Volksvereins sind öffentlich bekannt gemacht
worden. Ist es nun nicht besser, die gesetzlichen Leute seien in
möglichst großer Zahl Mitglieder dieses Vereins und widersetzen
sich im Schooße desselben allsälligen ungesetzlichen Bestrebungen?
Ist das nicht honoriger, als die polizeiliche Beaufsichtigung
dieses Vereines von Seite der Regierung? Der RegierungSrath

hätte es also vielmehr billigen sollen, daß die Beamten
diesem Vereine beiwohnen, um dort durch ihren persönlichen
Einfluß jeder Ungesetzlichkeit entgegenzuwirken. Da ich nun
infolge des von uns verlangten Vertrauensvotums solche
Maßnahmen von Seite der Regierung befürchten muß, welche dann
große Unzufriedenheit im Lande herum und auch im Schooße
des Großen RatheS zur Folge haben könnten, woraus dann zu-
letzt allerdings ein Putsch möglicherweise entstehen möchte, so

kann ich, so sehr ich im Uebrigen zum Regierungsrathe daS

Zutrauen habe, daß er künftighin vollständiger, als bisher,
Verfassung und Gesetz vollziehen und jedem ungesetzlichen Treiben

entgegentreten werde, doch nicht aussprechen, daß ich die

bisherige Handlungsweise desselben und ebensowenig den unS

vorgelegten Bericht in allen Theilen gutheiße und genehmige.
Aber ebensowenig oder noch weniger möchte ich direkt oder in-
direkt eine Mißbilligung aussprechen. Ich trage also einfach

darauf an, in den Gegenstand gar nicht einzutreten.

(Fortsetzung folgt.)
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von Tavel, Altschultheiß. Daß wir in bewegten Zeiten
leben seit ungefähr einem Jahre, das weiß Zedermann, und
die Gründe, wodurch der Regierungsrath sich bewogen gefunden
hat, den Großen Rath außerordentlich zusammenzuberufen, sind
bereits angegeben worden. Welches war die Stellung des
Regierungsrathes gegenüber dem Großen Rathe den letzten Winter
hindurch? Der Regierungsrath hatte hier eine Opposition gegen
sich, und zwar ziemlich in allen Anträgen, welche er brachte;
hingegen bei der großen Mehrheit dieser hohen Versammlung
fand er stets Unterstützung. Dieses war die Stellung des Re-
gierungsrathes bis zum l. April. Von da an haben nicht bloß
die Organe der Presse, sondern eben auch eine bedeutende
Anzahl von Mitgliedern des Großen Rathes, nebst ihren Freunden

außerhalb desselben, geglaubt, der Regierungsrath habe
vollständig Politik geändert, und haben ihm offenbar ihr
Zutrauen entzogen. Wir wollen ganz offen mit einander sein,
Tit. Zch sehe dort Männer, die mich anschauen, welche mir
vor neun Monaten ein großes Zutrauen bezeigt haben und dieses
Zutrauen jetzt nicht mehr haben. Man kann spielen mit dem
Worte „Zutrauen", aber ich erkläre: Für den Regierungsrath
und für mich insbesondere besteht alles Mandat und alle Kraft
im Zutrauen des bernischen Volkes, und dieses Zutrauen kann
ich laut Verfassung nicht anders crwabren, als im Schooße der
obersten Landesbehörde. Diejenigen Mitglieder des Regierungsrathes

nun, welche, wie ich, dieses Zutrauen für nothwendig
halten, bat das Vorgefallene auf denOedanken bringen müssen',
endlich einmal vor Sie, als oberste Landesbehörde, zu treren,
um zu wissen, ob denn wirklich die von uns befolgte Regie-
rungsart und ob die gegenwärtigen Mitglieder der Regierung
das Zutrauen der Mehrheit des Großen Rathes haben oder nicht.
Daß dieses nöthig war in diesen Zeiten, das scheint mir klar.
Seit dem l. Avril oder schon seit dem 29. März, wo die

Proklamation in Betreff des Freischaarenzuges erschienen ist,
haben die Organe der liberalen Presse angefangen, den Regie-
rungsratd anzuklagen, als habe er sich geändert. Dieser
Zustand hat seither fortgedauert, und was war das Resultat davon
Daß in der ganzen Schweiz und im Auslande man dafür hält,
die Regierung von Bern besitze nicht mehr das Zutrauen des
dernischen Volkes und seiner Stellvertreter. Diese Gedanken
hat man über die bernischen Zustände in der ganzen Schweiz
und auch im Auslande. Sollen wir nun, Mitglieder der
Regierung, unserer Stellung in der Regierung zu lieb, den Kanton

Bern in diesem Zustande lassen, oder sollen wir nicht viel
eher vor Sie treten und Ihnen sagen: Tit., Das und Das
haben wir gemacht; Das und Das waren unsere Absichten, so

und so sehen wir gegenwärtig den Zustand der Dinge im Kanton

an, und auf der und der Bahn gedenken wir in Zukunft
zu regieren; wenn Sie nun diese Ansicht der Dinge, dieses

Verfahren für die Zukunft nicht billigen, so können wir nicht
mehr die geeigneten Leute sein, um die öffentlichen Geschäfte
zu leiten? Ist das nicht unsere Pflicht unter den obwaltenden
Umständen, auf solche Weise vor Sie zu treten und Ihnen das
ganz offen zu sagen. Wenn auch der Regierungsrath nicht
geradezu eine Billigung seiner bisherigen Politik begehrt, wie
ein Herr Präopinant meint, so Muß er doch über seine Politik
hier eintreten, damit Sie klar in die Sache sehen. Aber der
Regierungsrath fragt nichts Anderes, als das: Haben Sie
noch das Zutrauen, daß der Regierungsrath fernerhin die
Geschäfte des Landes leiten könne, oder haben Sie dieses Zutrauen
nicht mehr? Also liegt in der verlangten Antwort eine Billigung

weder der Vergangenheit, noch der Gegenwart, am
allerwenigsten aber die Absicht, Maßnahmen gegen den Volksverein
oder gegen die Presse zu ergreifen; sondern wir wollten Ihnen
ganz offen die Gründe unseres Handelns darlegen, damit Sie,
Tit., entscheiden können, ob die Regierung in ihrer Mehrheit
anders komponirt werden, oder ob dieselbe fortbestehen solle.
Eben dafür muß man aber den bisher befolgten Gang der
Regierung etwas genauer in's Auge fassen. Glauben Sie ja nicht,
Tit., daß ich es der Presse übel nehme, wenn sie Etwas tadelt,
woran ich Theil genommen habe; aber das verlange ich, daß,
wenn man meine Handlungen tadelt, man mir nicht Absichten
unterlege, welche ich nie gehabt habe. Was nun die Politik
des Regierungsrathes betrifft, so ist nicht zu verkennen, daß
man den Regierungsrath mehr oder weniger als betheiligt am
Freischaarenzuge ansieht und sagt, unmittelbar nachher habe
er Politik geändert, weil der Zug mißglückt war. Dieser Gegenstand

ist hier schon ein Mal zur Sprache gebracht und entschieden

widerlegt worden. Trotz dem ist dieses seither neuerdings
und von ganz anderer Seite in öffentlichen Blättern besprochen,
und der Regierungsrath ist wiederholt beschuldigt worden, er
habe die Zurüstungen zum Freischaarenzuge, wenn auch nicht
direkt befördert, doch wenigstens gerne gesehen. Da namentlich
ich von dieser Seite her angegriffen werde, so sei es mir
erlaubt, zwei kurze Worte darüber zu sagen. Zch berufe mich
auf Mitglieder des Großen RatbeS, welche hier sitzen, — oder
Vielmehr dort stehen, — die am Freischaarenzuge Theil genommen

haben, mit denen ich vorher oft darüber gesprochen,
ich berufe mich auf dieselben und ich fordere sie auf, hier zu
erklären, ob ich nicht von Anbeginn an Alles gethan habe, um
von dem Freischaarenzuge abzurathen; ob ich sie nicht persönlich

dringend gewarnt und ihnen Manches vorgestellt habe, was
leider nun eingetroffen ist. Nichts desto weniger verdächtigt
man mich, als habe ich die Finger in der Sache gehabt; mau
bat sogar Dasjenige, was ich früher in amtlicher Stellung als
Präsident des Regierungsrathes, während der Abwesenheit des

Herrn Schultheißen Neuhaus, und als Centralvolizeidirektor
on vilely ebenfalls während der Abwesenheit deS Herrn
Regierungsraths Weber während der außerordentlichen Tagsatzung,
gethan habe, benutzt, um daraus eine Konnivenz des

Regierungsrathes oder wenigstens einzelner Mitglieder desselben zum
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Freifchaarenzuge herzuleiten, indem nämlich in einer Zeit, wo

in sämmtlichen Urkantonen u. s. w. die Truppen unter den

Waffen standen, während hier noch kein Mann unter den

Waffen war, in einem Augenblicke, wo der Centralpolizei auS

andern Kantonen und von Behörden angezeigt wurde, daß in
einem Nachbarkantone bewaffnete Ueberfälle von fener Seite
her befürchtet werden — ich es in meiner Pflicht geglaubt habe,

in den betreffenden Nachbarkantonen nachsehen zu lassen, warum
es denn eigentlich zu thun sei. Das betrifft namentlich eine

dieser Sendungen, deren mehrere stattfanden, diejenige nämlich
des Herrn Hauprmanns Ochfenbein. Er hat zwar auf diese

Verdächtigung bereits selbst öffentlich geantwortet, und was er
darüber gesagt hat, ist wahr. Obschon ich nicht glaube, daß

man mit Veröffentlichung dieser Sachen dem Vaterlande einen
Dienst geleistet habe, so erkläre ich jetzt dennoch, daß ich in jener
meiner damaligen amtlichen Doppelstellung es für nothwendig
und für Pflicht erachtet habe, auf alle mögliche Weise
Erkundigungen aus den verschiedenen Kantonen einzuziehen, in welchen
damals allerhand außerordentliche Rüstungen bemerkbar waren.
Hätte ich dieses nicht gethan, so würden wir wahrscheinlich, um
uns doch auf jede Eventualität gefaßt zu halten genöthigt gewesen
sein, drei, vier Bataillone während mehrern Wochen im Dienste
zu halten. Daher habe ich vorgezogen, mich zuerst zu erkundigen

wo die Gefahr sei, und wie es damit stehe. Dieses
wollte man mir aber so auslegen, als habe ich dadurch den

Freischaarenzug befördern und begünstigen wollen, weil Herr
Hauptmann Ochsenbein nachher diesen Zug als Oberkomman-
dar.t mitgemacht hat. ES ist dann auch diesen Leuten nur zu
gut gelungen, mich deßhalb zu verdächtigen; sie haben meinen
Namen dadurch gleichsam ehrlos im Auslande gemacht, denn
in ganz Deutschland wird man an die Verbindung zwischen mir
und dem Freischaarenwesen glauben. 8vmper -iliczuicl Invrvt.
Das mag Diejenigen vielleicht freuen, welche eS gethan haben.
Weitn schon nachher die Berichtigungen des Herrn Hauptmanns
Ochsenbein auch in der Augsburger-Zeitung erschienen, so wird
man doch überall sagen, Herr Ochsenbein habe das dem Schultheißen

von Tavel zu gefallen geschrieben. Welches war die

Politik des Regierungsrathes seit dem I. Aprils Man hat
dieselbe sehr verschieden beurtheilt; eine der ersten Sachen,
welche Gegenstand von Angriffen wurde, war die sogenannte
Preßordonnanz, mithin eine der fünf Verfassungsverletzungen,
deren der Regierungsrath in einem bekannten öffentlichen Blatte
beschuldigt wird. In dieser sogenannten Preßordonnanz, zu
welcher ich gestimmt habe, obgleich ich nicht schuldiger daran
bin, als jedes andere Mitglied, das dazu stimmte, wollte man
die Absicht erblicken, der Presse zu nahe zu treten. Der Re-
gierungsratb saß damals den ganzen Tag, die Lage des Vaterlandes

war äußerst schwierig und bedenklich, zweitausend gefangene
Mitbürger befanden sich zu Luzern. Als nun der Regierungs-
rath sah, daß infolge der damaligen gereizten Stimmung sehr
aufreizende, die Gemüther noch mehr beunruhigende, Artikel
in den Zeitungen erschienen, beschloß er, die Redaktoren der
verschiedenen Zeitungen warnen zu lassen, damit nicht ihre
aufreizende Sprache den unglücklichen Gefangenen zu Luzern zum
Schaden gereiche. Man hat gefragt, warum man das nicht
zugleich gesagt habe. Ader, Tit., man kann doch unmöglich
Alles sagen. Ferner hat man dem Regierungsrathe den
Beamteneinstellungsbeschluß als eine Verfassungsverletzung ausgelegt, und
ich habe sogar gelesen, dieser Beschluß sei nicht motivirt. Ader,
T>t., im Rathsprotokolle ist roch eine ganze Seite mit den
Motiven zu diesem Beschlusse angefüllt. Die Sendung des
Herrn Gerichtspräsidenten Sträub nach Höchstetten sei eine
dritte Verfassungsverletzung, wird von der nämlichen Seite
behauptet. Ich bin nicht Jurist, also will ich die Rechtfertigung

diejer Maßregel andern meiner Tit. Herren Kollegen
überlassen; aber so viel ist richtig, daß während des Reaktionsprozesses

von 1832 genau das Nämliche wiederholt geschehen ist.
Der Auftrag an den Herrn Gerichtspräsidenten Sträub bestand
übrigens in nichts Anderm, als darin, die Voruntersuchung in jenem
bekann en Handel an der Stelle des RegierungsstatthalterS von
Konolsingen, welcher dieselbe abgelehnt datte, zu leiten. Als
vierte Verfallungsverletzung wird das Schreiben vom 18. Juni
an den Regieruiigsstatthalter bezeichnet, worn, derselbe beauftragt
wurde, die Brojchüre ^ Worte christlicher Liebe u. f." w. peinlich

zu verfolgen. Da bin ich wiederum nicht Jurist; aber immerhin

mag auch dieses zeigen, wie man mit uns verfährt. Die
fünfte Verfassungsverletzung endlich sei die Ereirung deS
Landboten. Diese Maßregel ist vom diplomatischen Departements
beantragt worden, und warum? Seit Monaten waren wir von
den Zeitungen verfolgt; ich hatte daher anfänglich die Idee,
mit andern Freunden eine Zeitung zu gründen für mich; diese
Freunde befürchteten aber, eS möchte dieß dann zu Entzweiungen

in der Regierung selbst führen', indem wir allerdings
Erfahrungen darüber gemacht haben. Daraufhin ist bei Gelegen-
heit »m diplomatischen Departement? die Idee geäußert worden,
es möchte besser sein, dem Amtsblatte ein politisches Beiblatt
beizugeden. Nach längerer Berathung wurde beschlossen, dieses
zu thun und dem Regierungsrathe vorzuschlagen. Das ist
geschehen unter'm 19. Juli. Im daberigen Vortrage steht: „Eine
der Hauptursachen der in unserm Kanton überhandnehmenden
Nichtachtung der gesetzlichen Ordnung und der Organe, die zu
deren Aufrechthaltung bestimmt sind, liegt darin, daß die
Handlungen der Regierung sowohl durch die öffentlichen Blätter,
als auch durch andere Mittheilungen entstellt und verdächtigt
zur Kenntniß des Publikums gelangen tc. Die gegenwärtig zu
Gebote stehenden Mittel reichen nicht hin, djesem Unwesen zu
steuern. Das Preß- und Achtungsgesetz beschlägt nur wenige
Fälle der bezeichneten Art, in denen die Hülfe der Gerichte in
Anspruch genommen werden könnte u. f. w. Gegen solch?
Angriffe ist eine bloße, einfache Berichtigung von Thatsachen
keine hinreichende Schutzwedr; es muß gegen dieselben eine
wohlgeordnete Defensive auf fester, breiter Basis ergriffen werden,

welche einzig darin bestehen kann, daß die Regierung selbst
dem Volke Rechenschaft giebt über ihr Thun und Lassen, zu
dem Ende ihm regelmäßig die wichtigern ihrer Beschlüsse und
deren Motive mittheilt und dieselben gegen ungeqründete
Angriffe vertheidigt :c. Die vorgeschlagene Maßregel kann aber
nur dann zur vollständigen Durchführung gelangen, wenn der
Regierung ein Blatt zu Gebote steht, in welchem sie unabhängig
von allem Parteieinfluß in möglichst ausgedehntem Kreise Schritt
für Schritt, schnell und konsequent, die gegen ihre Handlungen
gerichteten Angriffe abwehren und das Volk über den wahren
Sachverhalt belehren kann :c. Da nun noch kein solches Blatt
existirt, so erfordert die Nothwendigkeit dessen Gründung, und
zu dem Ende bietet sich nach Vierseitiger Ansicht als das
einfachste, am wenigsten kostspielige, Mittel dar tue Zugabe eines
„auch sonstige politische Nachrichten" enthaltenden Beiblattes
zum Amtsblatt?, welches jeweilen am Diensttage mit dem
Anzeiger, am Samstage mit dem Amtsblatt?, und wenn Sioff
vorhanden ist, auch am Donnerstage ausgegeben würde" u. s.w.
Also hat man dem Regierungsrathe ganz deutlichen Bericht
gegeben, was man damit beabsichtige. Herr Regierungsrath
2aggi, jünger, hat dann allerdings dagegen gestimmt, ein
anderes Mitglied hat im Grundsatze der Sache gehuldigt,
wünschte aber, vorher den Redaktor zu kennen. Von Seite des
diplomatischen Departements wurde dann erklärt, auf heute sei
daS nicht möglich, weil der Redaktor aus begreiflichen Gründen
nicht genannt zu sein wünsche, so lange die Sache selbst noch
ungewiß sei; hingegen in der künftigen Sitzung werde man,
wenn die Sache heute beschlossen werde, den Redaktor nennen.
Hierauf ist die Creirung dieses Blattes einmüthig, mit alleiniger
Ausnahme jener zwei Stimmen, erkannt worden. Man sagt nun,
das sei eine Versassungsverletzung, weil eine Unterdrückung der
Presse darin liege. Diese Wirkung des Landboten wünsche ich
wenigstens durchaus nicht. Man hat den Landboten eines meiner

Kinder genannt. Das ist keineswegs der Fall; ich habe
zwar dafür gestimmt, aber gleichzeitig im Regierungsrath
erklärt, es sei diese Maßregel gar nicht meine Idee. Es ist auch
Manches im Landboten erschienen, das mir nicht gefällt. Ich
bade dem Herrn Redaktor selbst erklärt, es sollen in diesem
Blatte alle und jede Persönlichkeiten durchaus v'rmieden werden,

und als ich später eine, ein Mitglied des Großen RatheS
betreffende Persönlichkeit darin dennoch sad, hat dieß mich
mehr bemüht, als hundert andere Persönlichkeiten in andern
Blättern. Die Ansicht, daß der Landbote zu viel fremde
Nachrichten, eigene Rechtfertigungen :c. aufnehme, theile auch ich;
aber in einer Behörde von 17 Mitgliedern hat der Einzelne
nur eine Stimme. Also erkläre ich für mich, daß ich nie



und nimmer zu Unterdrückung der Presse in irgend einer Weise
stimmen werde. Es wird in Bezug auf diesen Landboten auch
eingewendet, die Errichtung einer bleibenden Stelle stehe nicht
dem Regierungsrathe zu; wir haben keine bleibende Stelle
creirt, sondern das Ganze ist bloß ein Provisorium. Bei der

Büdgetberathung werden Sie, Tit., zu entscheiden haben, ob

Sie die Sache an sich ferner wollen oder nicht. Die Ausgaben

für dieses Blatt sodann sind übermäßig übertrieben ge-
schätzt worden. Das weiß ich mit Zuverläßigkeit und zwar vom
Herrn Amtöblattdirektor selbst, daß durch dieses Blatt der Raths-
kredit bis zur nächsten Vüdgetsberatbung nicht überschritten
werden wird. Daß dann der Landbote auf dem Lande gefällt,
geht daraus hervor, daß in einer Zelt von 30 Tagen lk>7

Abonnenten neu hinzu gekommen sind, und von vielleicht 40
Personen aus verschiedenen Landesgegenden habe ich gehört, daß

sie das Blatt gerne sehen. Was dann die Preßprozesse betrifft,
so war ich nie ein Freund von solchen, und >n Absicht auf
mehrere, welche erkannt worden sind, habe ich nicht beigestimmt,
weil die betreffenden Blätter mich persönlich angegriffen hatten
und ich nicht den Schein auf mich laden wollte, als wolle ich
meine amtliche Stellung in die Waagschale legen, wo es meine
Person beträfe. Ein Herr Präopinanl glaubt, wenn Sie, Tit.,
den Schlußantrag des RegurungsratheS annehmen, so erklären
Sie dadurch den Volksverein für ungesetzlich. Ich zweifle
daran, daß ein einziges Mitglied des Regierungsraths den Rapport

in diesem Sinne auSlegt; wenigstens bei mir ist das nicht
im Geringsten der Fall Von verschiedener Seite ist bei mir
gefragt worden, ob eö nicht der Fall wäre, beim Großen Ra-
tbe auf Aufhebung des Volksvereines anzutragen. Ich war
entschieden dagegen, denn ich halte etwas auf dem Vereinsrechte.
Schon zur Zeit der Aufhebung des Sicherheitsvereins war ich

dagegen. Wenn Ihr mich dann aber fragt, ob der Volksverein
dem Lande nützlich gewesen sei und noch ferner nützlich sein

werde, so glaube ich daS, ausrichtig gesagt, nicht; einen einzigen

Nutzen sehe ich dabei, daß er nämlich ein wenig Leben

dringt in die Geschäfte und zu Manchem den Impuls gibt,
was vielleicht sonst unterblieben wäre. Ader dieser Verein hat
auch seine Kehrseite. Ein Verein mit bestimmter politischer
Tendenz ruft in der Regel einem andern Vereine im entgegengesetzten

Sinne, und dann könnte sehr großes Unglück für unter

Land daraus entstehen, weil dadurch die Leidenschaften
zwischen den Bürgern des nämlichen Landes angefacht, und
dieselben in zwei feindselige Lager gespalten werden. DaS ist ein
großes Inconvenient der politischen Vereine überhaupt, aber
deßwegen soll man nie denken, daß bei uns irgend ein solcher
Verein aufgehoben werden solle, so lange wenigstens derselbe die

gesetzlichen Schranken nicht überschreitet. Herr Gerichtspräsident
Schöni spricht von Proscriptionslisten, von einem schwarzen Buche,
das vorhanden sei, von beabsichtigten Verhaftungen:c. Davon
ist im Regierungsrathe me ein Wort gesprochen worden, und
ich kann nicht glauben, daß der betreffende Herr Präopinant
selbst solches glaube; er muß wahrlich eine sehr geringe
Meinung von denjenigen Männern haben, welche an der Spitze
der Geschäfte stehen, daß er so etwas nur sagen kann. Was
die Verfassungsrevision betrifft, so will ich jetzt nicht weitläufig
darüber eintreten; ich gehöre zu denjenigen, welche eine
partielle Revision wünschen, und ich hätte auch sehr gewünscht,
daß der Große Rath sich wenigstens mit dem Grundsatze, ob
eine solche stattfinden solle oder nicht, beschäftige, weil es später
doch geschehen muß. Ein Mitglied des Regierungsrathes hat
das diplomatische Departement beschuldigt, es regiere zu viel.
Wahr ist, daß seit etwa zwei Monaten dieses Departement sich

etwas häufiger versammelt hat, als in gewöhnlichen Zeiten.
Zn gewöhnlichen Zeiten bat dasselbe sehr selten Sitzungen;
wenn man aber bedenkt, waS für ein Geschäftskreis demselben
verfassungsgemäß zugewiesen ist, so wird man auch begreifen,
daß in bewegten Zeiten es für dieses Departement mehr zu
thun giebt, als in nicht bewegten Zeiten, und wenn die politischen

Fragen, weil sie den ganzen Kanton betreffen, deßhalb zu
den allerwichtigsten gehören, so ist es ganz natürlich, daß das

diplomatische Departement sich dann mit den wichtigsten Fragen
beschäftige. Man hat dasselbe der Eeheimthuerei beschuldigt und
es einen geheimen Rath genannt. Als Beweis biesür wird die

Sendung eines seiner Mitglieder nach Zürich angeführt. Das

verhält sich so. Am Juli hatte sich das diplomatische
Departement mit einer partiellen Verfassungsrevision beschäftigt,
so wie mit der Frage, ob es der Fall sei, den Großen Rath
zusammenzuberusen. Da nun der Präsident dieses Departements,

Herr Schultheiß Neuhaus, als Gesandter auf der
Tagsatzung in Zürich war, so wurde ein Mitglied der Behörde,
Herr Regierungsralh Weber, dahin abgeordnet, um mit ihm
Rücksprache zu nehmen und seine Ideen darüber zu erfahren.
Ist jetzt das Gedeimthuerei, wenn ein Mitglied einer Behörde
an den Präsidenten derselben abgesendet wird? Die andern
Departement« senden ihre Mitglieder oft fort, ohne dieß dem
Regierungsrathe anzuzeigen, und eS hat sich deßhalb bis jetzt
noch Niemand verletzt gefüblt. Wie kann auch so etwas Jemanden

verletzen? Eine fernere Gedeimthuerei wird dem Departement

in der Angelegenheit des Landboten vorgeworfen. DaS
Departement hat einen einläßlichen Vortrag darüber vor den
Regierungsrath gebracht, und wenn die Sache nicht vorher
schon unter den Mitgliedern des Regierungsrathes besprochen
wurde, so kömmt dieß daher, weil dieser Vortrag nicht infolg«
einer Weisung des Regierungsrathes gemacht worden, sondern
weil die Sache vom Departement« selbst ausgegangen ist. Was
den deute vorliegenden Bericht betrifft, von welchem man ebenfalls

den Vorwand hernimmt, dem diplomatischen Departemente
Eeheimthuerei vorzuwerfen, so wird Herr Schultheiß Neuhaus
in seinem Schlußrapporte wohl selbst darauf antworten. Im
Uebrigen hat das diplomatische Departement in keiner Sache
etwas verfügt, und in den beiden letzterwähnten Angelegenheiten
ist es nur als antragstellende und vocderathende Behörde
aufgetreten. Es werden noch manche Maßregeln vom diplomatischen

Departemente vorberathen werden, über welche es nichts
sagen wird, bis es sie vor die obere Behörde dringt. Von
einem geheimen Rathe ist gewiß kein Mensch weniger Freund,
alS ich; im Gegentheil, wenn ich einen Fehler habe, so ist eS

der, daß ich eher zu viel rede, als zu wenig; ich habe seiner
Zeit sogar die Oeffentlichkeit der Verhandlungen des Regie-
rungsrathes gewünscht. Ein Mitglied der Minorität des

Regierungsrathes hat zu beweisen gesucht, daß man dem Großen
Rathe durch diesen Bericht und Schlußantrag gewissermaßen
eine Pistole auf die Brust setze zc. Davon ist keine Rede; dieser

Bericht und Schlußantrag enthält nichts Anderes als, daß

Ehrenmänner, welche seit Monaten verdächtigt, ja gebrandmarkt

werden im Heiligsten, was sie haben, und zum Theil
lebenslänglich darunter leiden werden, endlich vor Euch treten
und fragen: Haltet Ihr uns noch länger für würdig, in der
Regierung zu sitzen? wenn daö nicht der Fall ist, so lasset
unS gehen. Wenn nicht unter den obwaltenden Umständen
meine Ehre mir es verboten hätte, so würde ich schon vor
Monaten davvngestellt sein. Wer unter diesen Umständen
je in der Regierung saß, der wird wahrhaftig sein Leben

lang daran denken. Das Bewußtsein also, daß wir als
Ehrenmänner nicht mehr in solcher Stellung in der Regierung
bleiben können, das, Tit., hat uns einzig bewogen, vor Sie
zu treten, um zu wissen, ob auch Sie in Ihrer Mehrheit uns
das Zutrauen entzogen haben. Sie, Tit., werden nun
beschließen, was sie für gut finden, aber das wollen Sie glauben,
daß kein anderer Beweggrund mich persönlich in dieser Sache
geleitet hat, als die Ueberzeugung, daß ich mit Ehren nicht
mehr in der Regierung sitzen könne, wenn der Große Rath nicht
erklärt, daß er noch einiges Zutrauen zu mir bade.

Imobersteg, Oberrichter. Nach dem EmgangSravporte
des Herrn Schultheißen Neuhaus, welcher in Bezug auf Ver-
fassungsrevifion sich dahin ausgesprochen, daß dieselbe am deßten

jetzt vorgenommen werden könne, well die Rude im Lande
wieder eingetreten sei, muß die Eile auffallen, mit welcher
der Große Rath zusammenberufen und Regierungsrath und
Sechszehner versammelt wurden, so daß selbst von den nächsi-
wohnenden Sechözehnern kaum Kenntniß davon erdalten konnten.
Ebenso auffallend ist die Art und Weise, mit welcher der
Regierungsrath den vorliegenden Bericht hier zur Behandlung
bringt indem ich aus zuverlässiger Quelle weiß, daß derselbe

bereits vor drei Wochen abgefaßt war und dem Drucke nach

sich schon vom l. September datirt, während er erst heute

Morgen der Versammlung ausgetheilt wurde. Die Regierung

mag hierbei ihre besondere Absicht gehabt haben. Auf die Sa-H?



selbst zurückzukommen, ist der beutige Tag wichtig, nicht nur
in Betreff unsrer kantonalen Verhältnisse, sondern er ist noch

wichtiger gegenüber unsern Nachbarkantonen und der ganzen
Eidgenossenschaft. Zn den letzten vierzehn Tagen hatte ich

Gelegenheit, mich von den Ansichten mehrerer Kantone der Schweiz
und namentlich der östlichen in eigener Person zu überzeugen,
und da habe ich erfahren, waS man daselbst von dem Gange der

Tinge hier im Kanton, von der in jüngster Zeit eingeschlagenen

Richtung des Regierungsratdes und von den von ihm
ausgegangenen Beschlüssen hält. Und diese Meinung habe ich erfahren,

nicht etwa von Habenichtsen und Kommunisten, sondern

von den ersten Staatsmännern jener Kantone, von Leuten,
welche auch wissen, waS Recht und Unrecht ist, was im Interesse
deS ganzen Landes oder nur einzelner Regierungsmitglieder ist,
von Leuten, welche die Achtung der ganzen Eidgenossenschaft

besitzen, und welche sich stets zur Ausgabe gemacht haben, einem

entschiedenen Fortschritte im Staatsleben zu huldigen. Ich darf
mich hier auf sie berufen, wenn ich behaupte, daß in diesen

und andern Kantonen der Schweiz der von unserer Regierung
eingeschlagene Gang seit dem Freischaarenzuge einstimmig
mißbilliget wird, und man fürchtet, daß diese retrograde Richtung
den Kanton Bern in eidgenössischen Dingen von der bisherigen
liberalen Richtung abbringen werde. Tit., unsere Nachbarkantone

schauen alle auf uns, und dasjenige, was wir hier
entscheiden, wird nicht ohne Rückwirkung bleiben auf unsere

Nachbarn, sei nun der Entscheid im Sinne des Fortschrittes,
oder im Sinne des Stehenbleibens oder gar des Rückschrittes.
Der heutige Tag entscheidet viel, und je nachdem der Beschluß

ausfällt, wird er Ruhe und Ordnung befestigen, oder aber

Unordnung und später Unruhe hervorbringen. Denn wenn der
Kanton Bern in seinen innern Angelegenheiten und in seinen

Verhältnissen zu der Eidgenossenschaft nicht eine entschiedene
freisinnige Tendenz zeigt und dieselbe auf jegliche legale Weise zu
fördern sucht, so ist damit der Anfang gemacht mit dem
Rückschritte, und die Gegner des liberalen Prinzips werden nicht
ermangeln, davon nach ihrer Weise Gebrauch zu machen. Tit.,
ich komme zu diesem Berichte, welchen uns der Regierunqsrath
über den Zustand der Dinge im Kanton Bern gemacht hat, und
welcher der Gegenstand unserer heutigen Berathung ist. Dieser
Bericht stellt den Zustand des Kantons auf eine Weise dar,
wie er gewiß nicht vorhanden ist; auf der einen Seite wird von
anarchischen und revolutionären Tendenzen gesprochen, welche

einzelne Personen und Vereine im Lande zu verbreiten suchen

und auch wirklich verbreitet hatten. Auf der andern Seite wird
dann auseinandergesetzt, wie diesem Treiben ein Ziel gesteckt

werden könne, und auf welche Weise in Zukunft der RegierungS-
rath zu regieren sich verpflichte. Bezeichnend ist es, daß sich

von den Mitgliedern des Regierungsrathes heute wenigstens
keines unbedingt zu den im Berichte ausgesprochenen Grundsätzen

bekennen will. Selbst Herr Schultheiß Neuhaus hat
seinen Eingangsrapport nicht in dem Sinne gehalten, wie der
Bericht abgefaßt ist, sondern sich namentlich gegenüber den

Tendenzen des Volksvereines viel gemäßigter ausgesprochen. Wenn
man den Theil des Berichtes durchliest, welcher von der als
illegal bezeichneten Opposition spricht, und als eine solche Opposition

den Volksverein und dessen Führer bezeichnet, so muß
man sich wahrhaftig wundern, daß gegenüber den bestimmten
Erklärungen des Vereins solche Behauptungen aufgestellt werden
dürfen, wie sie im Berichte aufgestellt sind. Es wird dem
Volksvereine vorgeworfen, er beabsichtige, die Negierung zu
gesetzwidrigen und bundeswidrigen Schritten zu verleiten; das
,md strenge Worte, Tit., und ich verwahre mich im Namen
des ganzen Vereines gegen solche Verdächtigungen. Die Regierung

wird, das sieht man aus dem Berichte deutlich, auf
unrichtige Weise über die Tendenzen deS Volksvereines belehrt,
und ich erkläre den als Verläumder, welcher über den Volksverein

und dessen Tendenzen dem Regierungsrathe so unwahre
Berichte hinterbringt. Jedenfalls hätte ich nicht erwartet, daß

derartige Behauptungen auf eine solche Weise, wie es geschehen

ist, im Berichte angeführt und als der Wahrheit getreu dargestellt

werden würden. Aus was leitet der Bericht den dem
Volksvereine gemachten Vorwurf einer selbstsüchtigen und
illegalen Opposition ab Er datjrt sie von dem Freischaarenzuge
her und will aus diesem Alles herleiten. Der Bericht ver¬

wendet auch zu dieser Herleitung mehrere Seiten. Tit., ich
hätte erwarten dürfen, daß der Freischaarenzug als eine
abgethane Sache angesehen und hier nicht wieder aufgewärmt würde,
namentlich nicht auf eine Weise, von welcher ich nicht erwartet
hätte, daß sie vom Herrn Schultheißen Neuhaus unterschrieben
werde. Als der Freischaarenzug vom Großen Rathe behandelt
wurde, trat ich als betheiligt aus und nakm so keinen Antheil
an der Diskussion; auch seither habe ich so wenig als möglich
davon gesprochen, indem ich ihn und dessen Ausgang und dessen

Folgen alS ein unglückliches Ereigniß betrachtete, von welchem
so wenig als möglich gesprochen werden müsse; da indessen der
Freischaarenzug jetzt von Neuem wieder aufgewärmt, und aus
demselben Folgerungen gezogen werden, welche nicht nur auf
dessen Theilnehmer, sondern auch auf den Volksverein und die

ganze dem Fortschritte huldigende Partei ein falsches Licht werfen

soll, so sehe ich mich genöthigt, wider Willen auf diese
Sache zurückzukommen und einige Worte darüber zu reden.
Ich darf behaupten, daß der größte Theil Derjenigen, welche
am Freischaarenzuge Antheil genommen haben, dieses nicht aus
Abneigung gegen Gesetzlichkeit oder Hang zu anarchischem Treiben

gethan haben, sondern nur ihrer heiligsten Ueberzeugung
gefolgt sind; es waren Leute, die ihre Vaterlandsliebe nicht in
der Hosentasche tragen, Leute, die ihr Interesse nicht in schnödem

Eigennutze suchten. Dieß hat selbst Herr Schultheiß Neubaus

in der vorletzten Sitzung ausdrücklich anerkannt. Man
wirft ihnen vor, daß sie durch die Theilnahme am Freischaarenzuge

eine ungesetzliche Handlung begangen hätten, und deutet dieß
jetzt auf eine bemühende Weise aus. Ich kann zugeben, daß der
Freischaarenzug eine irrige, ja vielleicht ungesetzliche Handlung
gewesen ist, aber es frägt sich: wem ist diese Ungesetzlichkeit zur Last

zu legen? ob Denjenigen, welche daran Antheil genommen haben,
oder liegt ihr Grund vielleicht nicht ebensogut außer den Theilneh-
mern am Freischaarenzug, und sind nicht gewisse Handlungen
vorgefallen, aus welchen mit ziemlicher Sicherheit geschlossen
werden mußte, man sehe den Zug nach Luzern nicht ungerne?
Tit., es bemüht mich unendlich, daß die Regierung jetzt alle
Schuld des FreischaarenzugeS von sich ab und auf Andere zu
wälzen sucht, während sie doch den Sachverbalt gekannt und
nichts gethan hat, um demselben vorzubeugen. Der Vorwurf,
welchen man der Regierung von Bern zu verschiedenen Maien
gemacht bat, daß sie den 8. Dezember provozirt kabe, indem
auf ein einfaches, von einem Postillon hergebrachtes Gerücht, daß
im Kanton Luzern die Revolution ihren Anfang genommen kabe,
man auf der Stelle mehrere Bataillone an die Luzernergrenze
gesandt und dadurch den noch nicht zeitigen Ausbruch beschleunigt

hat, ist noch niemals vollständig widerlegt worden, sondern
Jedermann hat noch jetzt die Ueberzeugung, wenn es auch hinten-
drem von der Regierung in Abrede gestellt wird, daß dieselbe
deßhalb Truppen an die Luzernergrenze verlegt kabe, um bei dem damals
nicht in Zweifel gezogenen günstigen Erfolg einer liberalen Bewegung

derselben alsogleich zu Hülfe kommen zu können. Seit dem
unglücklichen Ausgang des 8. Dezembers fiengen die verschiedenen
Bewegungen im Lande zu Gunsten der flüchtigen Luzerner
überall an, und nirgends nahm man sich die Mühe, dieselben
sehr zu verdecken. Die Regierung schritt gegen diese Bewegung
nicht ein, sie ließ der Bewegung mehr oder weniger freien
Lauf, um so mehr, als sich überall im Volke das größte
Vertrauen und die größte Anhänglichkeit an die Regierung zeigte.
Die Regierung wurde auf den Händen getragen, und überall
sprach sich das volle Vertrauen auf sie auS. Das Volk wollte
damals nichts Anderes, als daß die Regierung von Bern
bestimmt erkläre, sie wolle nicht, daß die Jesuiten in den Vorort
Luzern einziehen, und daß sie sich mit andern Kantonen von
gleicher Gesinnung in diesem Sinne verständige. Es wurden
aber daderige Anträge anderer Kantone zurückgewiesen, man
stellte sich dem Sarnerbunde nicht auf eine bestimmte und kräftige

Weise entgegen, und eine enge Verbindung mit befreundeten

Kantonen unterblieb. Das sind Thatsachen, welche bis
jetzt noch nicht widerlegt wurden. Ich komme auf die Sendung
des Herrn Ochsenbein, von welcher in neuerer Zeit Vieles
gesprochen worden ist. Herr Schultheiß von Tavel hat der Sendung

eine ganz andere Bedeutung untergelegt, als man ihr
von anderer Seite giebt. Ob die Auslegung des Herrn Schultheißen

von Tavel wirklich die richtige sei, müßte hierseils fast



bezweifelt werden, denn ich kenne von der ganzen Sache
vielleicht mehr, als man glaubt, und ich habe in dieser Beziehung
etwas andere Dinge vernommen, welche ich jedoch aus besondern

Rücksichten nicht veröffentlichen will. Ich könnte hier von
Briefen sprechen, die nicht vom Kanton Luzern ausgegangen
sind. —

Herr Schultheiß Neuhaus, Herr Altschultheiß v. Tavel
und Herr Regierungsrath Jaggi, alter, verlangen, daß der
Redner die reine Wahrheit sage und Alles vorbringe, was er
ln dieser Beziehung wisse.

2 modersteg, Oberrichter. 2ch will mich nicht in
Persönlichkeiten einlassen, bemerke aber jedoch nur so viel, baß

mir nicht bekannt ist, daß die Regierung als Regierung von
allen diesen Verhältnissen in Kenntniß gesetzt war; aber daß

einzelne Mitglieder des RegierungsratheS darum wußten/ ist

nicht zu läugnen. So stand, um nur ein Beispiel anzuführen,
Herr Reglerungsrath Weder während der bewegtesten Zeit in
täglichem Briefwechsel mit Männern aus dem Aargau, er hatte
sogar einen eigenen Berichterstatter in Zofingen unv mithin
Kenntniß von der ganzen Sachlage. Hat man nun ein Recht,
gestützt aus diese Thatsachen, aus welchen sich eine theuweise
Mitschuld der Regierung von Bern herausstellt, den Volksverein

eine egoistische und illegale Opposition zu heißen und
ihm gesetz- und bundeswidrige Tendenz unterzulegen? Der Nor-
wurs, als sei der Name „Volksverein" usurpirt, weil nicht
Zedermann der Beitritt offen stehe, ist ungerecht; allerdings wollte
man nicht das ganze Volk in denselben aufnehmen; sondern wie
der Zweck selbst deutlich angibt, nur die freisinnigen Kräfte im
Vaterlande vereinigen. Ich will indeß darüber nicht weiter
eintreten ; es ist ein Vorwurf, wie so mancher andere, welcher
jeglicher Grundlage entbehrt. Aber das darf mau nicht übersehen,
daß in dem Bericht, dem Volksverein gesetzwidrige Tendenzen
untergeschoben werden, und so mehr oder weniger auf eine
Beschränkung des Vereinsrechts hingedeutet wird. Denn was hat
man für Garantien für das Vereinsrecht, wenn es von den

Regierung abhängt, einem Vereine ohne Weiteres ungesetzliche

Absichten zuzuschieben? Wenn auch einzelne Mitglieder desselben,

über diese oder jene Gegenstände, z. B. über Verfassungsrevision

auf eine Weise sich ausgesprochen haben, welche mit
den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen nicht im Einklang ist,
hat der RegierungSrath bann das Recht, diese Aeußerung
einzelner Vereinsmitglieder dem Vereine alS solchem zuzuschreiben?

Nein, Tit., das Recht gebe ich ihm nicht zu; denn nur das

darf dem Verein als solchem zugeschrieben werden, waS er als
solcher beschließt, und das, was der Volksverein bis jetzt beschlossen

hat, hat auch nicht den geringsten Auslug von Ungesetzlichkeit.

Warum entstand überhaupt der VolksvereinWenn
unsere Regierung sich gleich geblieben wäre seit dem unglücklichen
Ausgange des FreischaarenzugeS, wie es die Regierungen oon
Aargau und Solothurn geblieben sind, welche doch an dem ganzen

Unternehmen mehr betheiligt waren, als unser Kanton, so

wäre keinem Menschen in Sinn gekommen, einen derartigen
Verein zu bilden, und in kurzer Zeit wäre Alles wieder in das

alte Geleise gekommen, Rübe und Ordnung hätte sich wieder
befestigt, und die in unserm Kantone, wie anderwärts vorkommenden

Exzesse wären nach und nach ganz verschwunden. Statt
aber den Zeitumständen einige Rechnung zu tragen und die

Aufregung des Volkes nach und nach sich legen zu lassen, wollte
unsere Regierung mit einem Male das Geschehene ungeschehen
machen, ja sie ging so weit, die Beamten, welche am Freischaa-
renzuge Theil genommen haben, zuerst ohne Verantwortung
abzuberufen und dann, nach Verwendung von liberalen Mitgliedern

des Regierungsrathes, wenigstens einzustellen, Herrn Professor

Snell aus unhaltbaren Gründen abzuberufen und aus dem Kanton

zu verweisen, ebenso Herrn Fürsprech Frikart ungeachtet be-

stehender Konkordate, weil er sich eine unbesonnene Aeußerung
an einem öffentlichen Orte zu Schulden kommen ließ. Ferners wurden

bei zwanzig Preßprozesse angehoben über Dinge, welche

früher eben so stark ausgesprochen aber unbeachtet gelassen worden

sind. Abberufungen und Absetzungen von Offizieren und
Soldaten sogar folgten Schlag auf Schlag. Zch will nur ein
Beispiel anführen: Ein Offizier, Herr Pfenninger, welchem so

viel ich weiß nichts vorgeworfen werden kann, wurde an einem

schönen Morgen aus das Platzbüreau berufen und ihm ohne
Weiteres eröffnet, er sei als Offizier abberufen und dergleichen
mehr. Alle diese Schritte mußten den Glauben erwecken, es
wolle die Regierung von Bern, statt vorwärts, rückwärts. Die
Masse von Preßprozessen erscheinen als ein indirekter
Angriff der Preßfrelheit, die willkührlichen, durch kein richterliches

Urtheil begründeten Abberufungen und Verweisungen von
liberalen Männern erscheinen als ein Eingriff in die persönliche

Freiheit, Alles zusammengenommen deutete aus eine
reaktionäre Tendenz des Regierungsrathes; ist es sich dann in
solchen Fällen zu verwundern, wenn sich ein Verein bildet, welcher
sich'ö zur Ausgabe stellte, dieser deutlich ausgesprochenen Tendenz

der obersten Vollziehungsbehörde, welche den durch
Verfassung und Gesetz garantirten Rechten der Bürger Gefahr zu
bringen drohte, entgegen zu treten, und zwar auf gesetzlichem Wege
und mit den durch die Versassung uns an die Hand gegebenen Mitteln?

Zst es sich zu verwundern, daß die Männer, welche den Volksverein

gründeten, die nemllche Ansicht und Besorgniß betreffend den
vom Regierungsrath eingeschlagenen Weg hatten, welche von
allen öffentlichen Blättern des Zn- und Auslandes getheilt und öffentlich

ausgesprochen wurde, so daß der Reglerungsrath nicht ein
einziges öffentliches Blatt mehr fand, welches ihn und seine
Maßregeln vertheidigte? Nein, Tit., das ist nicht zum
verwundern. Aber verwundern muß man sich über die Behauptungen,

welche dem Volksvereine ungesetzliche und anarchische
Absichten unterschieben. Vom Tage seiner Gründung an bis
aus heutigen Tag hat der Verein ausgesprochen, was er
bezweckt; er hat es öffentlich ausgesprochen, und wer wollte, hat
sich in dessen Versammlungen, die öffentlich sind, überzeugen
können, daß in seiner Mitte niemals von einem ungesetzlichen
Schritte die Rede war. Herr Regierungsstatthalter Sydold und
Herr Amtsverweser Stooß (beide Mitglieder dieser Versammlung),

weiche bei der Kantonalvereinigung anwesend waren,
können darüber Auskunft geben. Die Negierung aber hat für
gut gefunden, ihren günstigen Bericht nicht bekannt zu machen.
Die nämlichen Statuten, welche der Volksverein des Kantons
Bern bat, hat der Volksverein des Kantons Thurgau, aber
ein wesentlicher Unterschied der beiden Vereine besteht
darin, daß im Kanton Thurgau die ersten Staatsmänner, wie
Herr Dr. Kern und Andere, sich anschlössen und an die Spitze
gestellt haben, während sich dieselbe» in unserm Kanton davon
zurückziehen. 2a man streute hier aus, als wollte baS Komit«
des hiesigen Volksvereins die Regierung stürzen, und bezeichnete
es als Revolutinärs, weßhalb es auch unter polizeiliche Aussicht

gestellt wurde. Tit., freie Bürger lassen sich nicht unter
polizeiliche Aussicht stellen, und nur gegen Verbrecher darf
eine solche Maßregel verhängt werden. ES liegt ebenfalls nicht
in der Stellung der Regierung, eine Zeitung herauszugeben,
wie es mit dem Landbvten geschehen ist. Man sagt, der Land-
bote habe gefallen und guten Anklang im Lande gefunden,
indem seit seinem Erscheinen nicht weniger als IliO Abonnenten
für das Amtsblatt sich haben anschreiben lassen. Es scheint mir
ein etwas gewagter Schluß, auS diesem Umstände schließen zu wollen,
daß der Landbote gefalle, und baß diese Regierungsmaßregel
gebilligt werde. Mit mehr Begründtheit glaube ich, die Behauptung

aufstellen zu dürfen, daß, wenn die Regierung nicht so

klug 'st, den Landboten in seiner gegenwärtigen Form fallen zu
lassen, derselbe eher dazu dient, die Gemüther in Aufregung zu
ervalren. Ob die oben gerügten Beschlüsse des Regierungsrathes
wirkliche Verfassungsverletzungen seien, darüber kann man
verschiedener Ansicht sein, aber daß die Creirung einer besoldeten
Stelle durch den RegierungSrath, ferner die Ueberschreitung
der Kompetenzsumme von Fr. (,000 den Vorschriften der
Versassung nicht geradezu zuwiderlaufen, werden wohl nur Wenige
in Zweifel zu ziehen wagen. Nach der Verfassung ist die

Errichtung eurer neuen bleibenden und besoldeten Stelle, so wie
die Bestimmung ihrer Befvldung, allein dem Großen Rathe
vorbehalten. Entgegen dieser Bestimmung hat der Regierungs-
ralh einen eigenen Landbotenschreioer ernannt, und demselben
eine Besoldung von Fr. haibiährlich gesprochen, und die

Verfassung behaltet dem Großen Rathe serner vor den Entscheid
über alle Gegenstände, welche nicht eine bereits im Allgemeinen
beschlossene Ausgabe von mehr als 6000 Schweizer-Franken
verursachen. Es kostet nun der Landdote nach angestellten mäßigen



Berechnungen alljährlich ungefähr Fr, 18,000, abgezogen all-

fällig, was die französische Redaktion kosten mag, indem die

Mitglieder der Negierung, die dieselben besorgen, sich wohl
kaum noch werden honoriren lassen. Es wird nun der Große
Rath solche Handlungen des Regierungsrathes gewiß nicht sank-

tioniren wollen, er wird nicht zugeben wollen, daß man den

Staatsseckel dazu verwende, um die freie Presse zu unterdrücken;
denn natürlich ist es, daß andere Blätter in Betreff des

Abonnementspreises mit dem Landboten nicht konkurriren können, und
daß die natürliche Folge einer solchen Maßregel daS allmälige
Eingehen der meisten Blätter zur Folge haben wird. Es werden

über diesen Gegenstand auf dem Wege der Wünsche Anträge
an Sie, Tit., kommen. (Hier wird der Redner durch nahes
Gewehr- und Kanonenseuer — herrührend, wie es sich nachher
zeigte, von den von einer militärischen Uebung zurückkehrenden
vereinigten Schulkorps hiesiger Stadt, — unterbrochen, und
es mußte deßhalb während einer Viertelstunde mit der Diskussion

innegehalten werden.) Es ist wahr, die Regierung

ist im gegenwärtigen Augenblicke von allen Seiten
angegriffen, und sie wirb zugeben müssen, daß sie solches selbst
verschuldet habe. Dessenungeachtet bringt sie hier einen Antrag,
der, wenn er angenommen werden sollte, die Schuld von den

Schultern des Regierungsrathes wälzt und sie denjenigen des

Großen Rathes aufsalzt. Der beßte Beweis, daß die Regierung
im Rückschritte begriffen ist, mag wohl der sein, daß ihr Organ,
der Landbote, von der Allgemeinen Schweizer-Zeitung und vom
Volksfreunde, ja selbst von der katholischen Staatszeitung,
belobt wird und mit den erstern Blättern meist einverstanden ist,
während dem kein einziges liberales Blatt in der ganzen Schweiz
die Handlungsweise der Regierung hat rechtfertigen können.
Wenn der Große Rath das verlangte ZutrauenSvotum aus-
spricht, und der Regierungsrath infolge eines solchen Beschlusses
die in letzter Zeit manifestirte Tendenz weiter verfolgt, so muß
es nicht ausfallen, wenn dadurch Unordnungen herbeigeführt
werden, und durch den Beschluß des Großen Rathes gerade
Dasjenige bewirkt wird, was wir Alle verhüten wollen. Wie
Herr Regierungsstatthalter Kohler finde ich, daß man in den

Bericht nicht eintreten soll. Damit ist die Regierung nicht
kompromittirt, sondern es will ein solches Nichteintreten einfach
sagen, die Umstände seien nicht so gewesen, um eine
außerordentliche Maßregel zu rechtfertigen und überhaupt einen
Beschluß zu fassen.

Schönt, Gerichtspräsident. Infolge der Rede des Herrn
Altschultheißen von Tavel sehe ick mich veranlaßt, wegen zweier
Punkte berichtigungsweise das Wort zu ergreifen. Es thut mir
leid, daß derselbe zwei meiner Aeußerungen so hoch aufgenommen
und als erdichtet bezeichnet hat; ich bin somit genöthigt, zu

erklären, daß ich dieselben doch nicht so ganz aus der Luft
gegriffen habe. Vorerst wird von Herrn von Tavel das
Vorhandensein einer Proscriptionsliste bestimmt in Abrede gestellt.
Diese Liste, auf welcher mein Name sich befand, stund wiederholt

in öffentlichen Blättern, ohne relevirt worden zu sein,
und man hat mir das Vorhandensein einer solchen Liste
versichert. Wenn ich nun in dieser Beziehung zu leichtgläubig
gewesen dm, so mag man mir dieß um so eher verzeihen,
als auch der Regierungsrath den öffentlichen Blättern zu viel
geglaubt oder sonst Gespenster gesehen hat, die nirgends vor-
Handen waren. — — — (Herr Landamman n unterbricht
hier den Redner mit der Bemerkung, daß einem Mitgliede in
der nämlichen Umfrage daS Wort nicht zwei Mal gestartet sei.)
— Ich appellire an die Gerechtigkeit des Großen Ratkes, indem
mir pure Erdichtungen vorgeworfen worden sind. WaS dann
zweitens meine Aeußerung betriffst, daß von meiner Verhaftung
die Rede gewesen, so ist diese Angade mir von einem Mitgliede
des Regierungsrathes »n Privatgespräche gemacht worden,
welches mir sagte, ich habe eS ihm zu verdanken, daß ich nicht
verhaftet worden sei. Ich muß aber ersuchen, mich nicht zu
nöthigen, dieses Mitglied zu nennen, da die Sache auf Privat-
gesprächen beruht.

Steinhauer, Regierungsrath, verlangt, daß dieses Mit-
glied mit Namen genannt werde.

Herr Landammann wünscht, daß die Sitzung abge-
brachen, und morgen mit den Verhandlungen fortgefahren
werde, indem dieselbe sonst bis tief in die Nacht hinein dauern
würde.

Da mehrere Stimmen sich dagegen aussprechen, so wird
zur Abstimmung geschritten.

Abstimmung.
Für Verschiebung bis morgen .102 Stimmen.
Dagegen 84

(Schluß der Sitzung nach 6'/z Uhr).
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Präsident: Herr Landammann Zaggi.

Nach dem Namensaufrufe zeigt der Herr Staatsschrei-
ber an, daß ein Protokoll über die gestern begonnene
Verhandlung, da diese noch nicht zu Ende sei, auch nicht vorgelegt
werden könne.

Hierauf wird verlese» und dem Regierungsrathe überwiesen
eine Vorstellung von 15 Staatsbürgern, deren Schluß
dahin geht:

1) Dem Regierungsrathe die bisher gethanen Schritte für
Befreiung deS Herrn Ilr. C. Herzog zu verdanken,

2) den Regierungsrath anzuweisen, auch fernerhin die geeig.
neten Schritte zu Erreichung dieses Zweckes zu thun,
unterdessen aber die bedürftige Familie des Herrn Herzog
von Staatswegen zu unterstützen.

Tagesordnung.
Bericht des Regierungsrathes an den Großen Rath

der Republik Bern über die dermalige politische
Lage des Kantons.

Fortsetzung der gestrigen Diskussion.

Herr Landammann ermahnt noch einmal zur Mäßigung
und Ruhe.

Manuel. Was vergangen ist, das ist stets für Alle
dahin, das steht unabänderlich fest und ist kein Gegenstand von
Berathshlagung mehr. Wenn wir berathschlagen, so können
wir nur über die Gegenwart oder die Zukunft berathschlagen.
Zeh werde daher heute die Vergangenheit nicht im Mindesten
zu Anktagen nach irgend einer Seite hin, sondern einzig, wo
cS nöthig ist, zur Belehrung benutzen. Denn allerdings, wie
eS im Leben deS Einzelnen Zeitpunkte giebt, wo eS nöthig ist,
einen Augenblick stille zu stehen und zurückzuschauen, was für
einen Weg man bereits gemacht, und wohin wir noch vorwärts
zu gthen haben, so treten solche Zeitpunkte auch zuweilen für
ganze StaatSgesellfchaften ein, und wenn ein solcher Rückblick
mit Ruhe und Klarheit geschieht, so kann es nur heilsam für
die Zukunft sein. Zu solchen Betrachtungen hat nun auch der

Regierungsrath durch die Einberufung des Großen RatheS diese

oberste Landesbehörde veranlaßt, und ich glaube, als Stellvertreter

des Landes eine Pflicht zu erfüllen, indem ich mir ein
Wort in dieser Angelegenheit erlaube. Es ist eine Thatsache
der Erfahrung (und ich bemerke, daß ich überhaupt von Erfahrung

ausgehen uad diesen Boden nicht verlassen werde), daß
im Ganzen, — so wie in den Individuen gewisse körperliche
Prädisposttionen vorherrschen, welche, abgesehen von äußern,
gewaltsamen Zufällen, später Ursache tödtlicher Krankheit werden

können, — auch in Staatsgesellschaften, fe nach ihren
eigenthümlichen Verfassungen, solche Anlagen, in ihrem Wesen
begründet, existiren, welche gleichsam als tödtlicher Keim in
spätern Zeiten das Absterben und Ausarten dieser Verfassungen
bewirken. Und so wie der physische Arzt solche im Individuum
liegende Keime nicht zerstören, sondern einzig ihre zu schnelle
Entwickelung aufhalten und dem Körper durch eine gewisse,
zweckmäßige Lebensweise Dauer verschaffen kann so besteht die
Kunst des Politikers, Dessen, der an der Spitze von Regierungs-
angelcgenheiten steht, darin, die Entwickelung solcher schlimmen,
seder Staatsform eigenthümlichen, Keime möglichst zu ermäßigen,

aufzuhalten, zu mildern. Solche verderbliche Keime liegen
im Prinzip von jeder Verfassungsart und bestehen in der
Uebertreibung dieses natürlichen Prinzips. Die Monarchie
z. V. geht zu Grunde, wenn sie zu absolut wird, wenn die
Gewalt über alles Maß angespannt wird. Und da Verfassungen
nie unendlich fortschreiten, sich unendlich entwickeln, wie geometrische

Progressionen, sondern ein Kreislauf stattfindet, so schlagen

diese verschiedenen Verfassungsweisen selten in das ihr
zunächst liegende Prinzip, sondern meist in den Gegensatz um,
so z. B. absolute Monarchie in Demokratie, Demokratie in
Despotie u. s. w. In Demokratien besteht nun (und dieß sage
ich ganz allgemein als Erfahrungsthatsache, nicht gerade in
Bezug aus den Kanton Bern, sondern von allen Demokratien,
die jemals existirt haben) dieser schlimme, gefährliche Keim
darin, daß man sich aus dem Becher der Freiheit berauscht,
indem man ihn mit vollen Zügen leert. Es liegt in der
demokratischen Versassungsweise und ist ganz natürlich, ja nothwendig,

daß, da jeder Einzelne ein größeres Maß von Freiheit
hat, sich freier bewegen kann, als unter andern Staatsformen
der Fall ijt, sich Jeder im Verhältnisse zum Ganzen leicht
überschätzt und seinen Willen, da auch der Egoismus größer ist,
leicht als Volkswillen Andern ausdrängen will. Dazu kömmt
die ganz falsche Auslegung des Begriffes Volksssuveränetat,
deren richtige Ausfassung für die ungebildete Menge oft schwer
ist. Volkssouveränetät, richtig verstanden, kann nichts Anderes
bedeuten als den Grundsatz, daß der Wille der Gesammtheit
der Bürger im Staate das Gesetz machen und mehr gelten
soll, als der Wille von bloßen Theilen des Ganzen, von Ein-
zelnen Korporationen, Partikularinteressen u. s. m. Und doch

sieht man oft gerade in Demokratien, daß der Wille Einzelner
oder der Wille von Cotterien, Gesellschaften, Vereinen, Parteien

Partikularinteressen sich als Volkswille will geltend
machen und sich über das Ganze erhebt und sich dieses unter-



ordnen will. So lange nun diese verschiedenen Elemente und

Bestrebungen noch durch das gemeinsame Band des Gesetzes,
das noch seine Kraft bat, zusammengehalten werden, wird die

Verfassung von Dauer, und werden die Zustande nicht schlimm sein.
Wenn aber früher oder spater tund ich spreche, wie gesagt,
ganz allgemein und behaupte, daß ein solcher Zeitpunkt bei

allen Demokratien, deren Dauer übrigens verschieden sein kann,
einmal stattfindet) die Kraft des Gesetzes erschlafft, alle Bande
lockerer werden, wenn jene Parteiungen und Absonderungen
überHand nehmen, so hält nichts mehr daS Auseinanderfalten
der verschiedenartigen Elemente auf, der Egoismus wird immer
größer, und am Ende treten dann Zustände von Auslösung ein,
beü denen man das strenge, aber wahre, Wort jenes Ordens»
meiste, s zu Rhodus ausrufen muß:

Die Schlange, die daS Herz vergiftet,
Die Zwietracht und Perderben stistet,
Das ist der widerspenst'ge Geist,
Der gegen Zucht sich frech empöret,
Der Ordnung heilig Band zerreißt;
Denn er »st's, der die Welt zerstöret.

WaS nun, nach diesen allgemeinen Bemerkungen, die

Zustände des Kantons Bern, wie sie jetzt find, betrifft, so erkläre
ich voreist, daß ich nichts übertrieben, durchaus nichts ärger
darstellen will, als es ist. Ich erkläre, daß in der Landes»

gegend, wo ich wohne, Alles vollkommen ruhig ist. Ich glaube,
die Meinung der überaus großen Mehrheit des Amtsbezirkes
Signau, dessen Stellvertreter zu sein ich die Ebre habe, aus-
zusprechen und ich glaube, meine Herren Kollegen aus diesem

Bezirke werden es bestätigen können, daß dort die Bevölkerung
nichts Anderes wünscht als ein Fortdauern der gegenwärtigen
Ordnung und ein ruhiges Entwickeln d-i selben, daß von
reaktionären Tendenzen nicht eine Spur zu finden ist, daß aber
hinwiederum allzugewaltige Neuerungen Besorgnisse errege»
würden. Wie es in andern Gegenden aussteht, weiß ich nicht,
aber, wie gesagt, ich sehe nirgends irgend eine große, imminente
Gefahr, etwas gegenwärtig Drohendes. Allein, wenn man die

Zustände im Ganzen ansteht und untersucht, so läßt sich das

Dasein gefährlicher Symptome für die Zukunft nicht verkennen,
man muß finden, daß überall ein gewisses Unbehagen, ein
Zweifel an der Fortdauer der Dmge, wie sie jetzt sind, ein
Glaube an nahe Erschütterungen, ein Gefühl der Unsicherheit
verbreitet ist. Dergleichen Betrachtungen veranlaßten den Re-
gierungSrath, den Groß n Rath einzuberufen, um sich mit ihm
über die Lage der öffentlichen Angelegenheiten zu besprechen.
Ich finde in diesem Wunsche nichts Jnkonstitutionelles, sondern
etwas Natürliches. Bei den Spannungen der letzten Zeit, bei
den maßlosen Angriffen auf den Regierungsrath, über dessen

Haupt gleichsam in den letzten Monaren das Schwert des

Damokles schwebte, mußte er wünschen, vor die oberste Landes-
dehörde zu treten, um zu wissen, ob er wirklich noch das
nöthige Vertrauen besitze; er wollte wissen, woran er sei.
Uebrigenö ist die öffentliche, freie Diskussion im Ganzen nur
nützlich. tRest stu oboe ües opinions gue jaillissent Iss lumières;

und die Diskussionen in dieser Versammlung find gründlicher

und vielseitiger, als die in den öffentlichen Blätter».
Aus diesen Gründen erkläre ich frei, daß ich ohne Weiteres,
frank und unumwunden, ovne irgend einen Hintergedanken, zu
dem Antrage des Regierungsrathes stimme, obwohl ich allfälligen
Modifikationen in der Fassung desselben beistimmen kann. —
Was wendet man nun hauptsächlich gegen ein solches Votum
ein? Man sagt, es sei reaktionär, und der Reglerungsrath
habe auch reaktionäre Tendenzen. Dagegen sage ich, daß man
doch einmal auskören sollte, sich von bloßen Stichwörtern und
Redensarten meistern und leiten zu lassen. Man muß die
Bedeutung der Worte prüfen. Was ist Reaktion, dieses so furchtbare

Wort? Es ist nichts als Gegenwirkung gegen eine
Wirkung. Wirkungen und Gegenwirkungen machen das Leben aus;
wo weder Wirkung noch Gegenwirkung ist, da ist der Tod.
Reaktion ist überall, im Körper des Individuums, im Leben
des Einzelnen, in der ganzen Natur. Im Ocean ist Ebbe und
Fluch, im Jahre wechseln die Jahreszeiten, im Leben folgt
Ruhe auf Bewegung, Schlaf auf Wachen, Tag auf Nacht.
Was aber politische Reaktionen betrifft, so steht wiederum dieß
als Erfahrung aller Zeiten fest, daß, je heftiger die Wirkung,

desto heftiger die Gegenwirkung ist, daß politische große
Reaktionen immer dann entstehen, wenn Völker durch furchtbare
Erschütterungen, Stürme, Aufregungen ermüdet werden, und
nach Erschöpfung und Aufreibung ihrer Kraft durch fieberhafte
Zustände sanft und leicht in die Arme des Despotismus gleiten.
Wer hätte im Jahre 1789 bei der damaligen Bewegung des
französischen Volkes geglaubt, daß eS schon nach zehn Jahren
oder vielmehr nach fünfzehn Jahren (denn die Jahre des Konsulats,

welches sich durch eine weise Verwaltung auszeichnete,
rechne ich nicht dazu) einen Militärdespotismus würde ertragen
können Nur so viele vorhergegangene Erschütterungen hatten
dieß möglich gemacht. Wer Reaktionen vermeiden will, muß
kein Prinzip übertreiben. Man sagt ferner, die Regierung
habe große Fehler gemacht, und man könne nicht mehr das
gehörige Zutrauen zu »hr haben. Wie ich von Anfang sagte,
Tit., ich will heute nicht anklagen, und finde mich überhaupt
nicht gestimmt zu so strenger Beurtheilung, wie viele Andere
es sind. Wenn man billig sein will, so kömmt man oft in den

Fall, von Handlungen einer Regierung, wie von Handlungen
einzelner Menschen zu sagen:

Dem Menschen bring' ich nur die That in Rechnung,
Wozu ihn ruhig der Charakter treibt.
Denn blinder Mißverhältnisse Gewalt
Reißt oft den Beßten aus dem rechten Gleise.

Regierungen, so wenig als einzelne Menschen, handeln mit
absoluter Willensfreiheit, sondern sie werden in ihren
Handlungen durch die verschiedenartigsten Einflüsse bestimmt. Der
gleichen kompiizirte Verhältnisse und Situationen haben in den
längsten Zeiten allerdings stattgefunden. Dazu kömmt, daß
Regierungen in demokratischen Staaten von der Macht der
Meinung weit abhängiger sind, und von dieser bald hierhin,
bald dorthin gezogen werden, so daß unvermeidliches Schwanken
entsteht. In diese Schwierigkeiten muß man, will man nicht
unbillig sei», eintreten. Eine Opposition, die loyal zu Werke
gehen will, muß nicht nur bloß negativ angreifen, sondern sie

muß in Verfassung sein, jeden Augenblick selbst das Ruder zu
übernahmen und zu regieren. Da zeigt sich denn das Schwierige
von selbst. Wenn nun, Tit., heute alle stehenzehn Mitglieder
der Regierung abtreten und Ändern den Platz einräumen wär
deu, so würden diese Nachfolger ungezweifelt sofort auf alle
die Hindernisse stoßen, die ihre Vorgänger beschränkten; sie

würden bald finden, daß eine Regierung es nicht bloß mit einer
Klasse von Staatsbürgern zu thun hat, daß sie Rücksicht nehmen

muß, nicht nur auf die Armen, sondern auch auf die
Reiche»!, nicht nur auf die Gewerbtreideuden, auf die Industriellen,

sondern auch auf den ackerbauenden Theil der Bevölkerung,
kurz auf die verschiedensten Jnteress.n; sie würden bald vielleicht
heftigere Angriffe zu gewärtigen haben, als die gegenwärtige
Regierung, und würden kaum freier handeln können. — Ich
glaube, was die eidgenössischen Beziehungen betrifft, daß ein
Nichtemtreten m dieses Vertrauensvotum in den andern Kan-
tonen, und gerade in den liberalen, sehr ungern gesehen würde
und ein? schlimme Wirkung hätte. Namentlich würde der Vorort

Zürich, der gegenwärtig eine feste und rubige Haltung
angenommen, gewiß nicht ohne große Besorgniß stehen, wenn die
Zustände um denselben herum sich wieder auflockerten und ein
Kanton

^
wie Bern neuen Erschütterungen entgegenginge.

Auch muß man sich zuweilen zu höher» Gesichtspunkten erheben.
Was mich betrifft, so lebe ich nicht bloß, wie eine Eintagsfliege

in der Sonne des deutigen Tages, sondern ich lebe auch
in dem, was gestern war, und in dem, was morgen sein wird.
Ich glaube nicht bloß an eine öffentliche Meinung des Tages,
die veränderlich, vergänglich, wechselvoll ist, sondern ich glaube
auch eine öffentliche Meinung, die bleibt und feststeht; ich frage
mich: was wird diese öffentliche Meinung nach fünf, nach zehn
Jahren sein und vor dieser will ich gerechtfertigt erscheinen.
Im Jahre 1793 antwortete der Präsident des französischen
NationalkonventS der Deputation einer Pariser-Sektion, die
mit Ungestüm ein Ankiagedekret gegen zwölf Mitglieder deö
Konvents verlangte, Namens der Versammlung mit folgenden
Worten: iVous reeoimaissons «laus votre ektervvsoeuoe lo
sentiment lle la liberté; mais pour I'avoir, il taut oouoaìtre
l'obeissanoo aus lois. Kaokes Hue la liberté ne eonsistv pas
eu lles mots ou ou «les situes; saoben Hue la t^ramikle, soit
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ipi'e-Ilo 80 coolie «u sonst st'nno Oâvo vu qu'elle so monlro sur
los pluces pnbliguo«, izu'ollc soil sur uu lràno ou à lu tri-
Inino st»n club, n'en est pss moins tyrannie. Dieser Präsident
wurde ein paar Monate darauf geächtet, ein Jahr daraus wurden

seine Proscriptoren auch proscribwt, Frankreich erlebte
noch hundert Umwälzungen, aber jetzt, nach 52 Jahren, wie
mancher vernünftige und liberale Franzose wird nicht finden
und anerkennen, daß in jener stürmischen Zeit Wahrheiten
gesagt wurden, die stets ihre Geltung haben werden. Majoritäten
und Minoritäten wechseln und ändern immerfort, aber gewisse
Ideen bleiben fest und tauchen immer wieder auf, so die Idee
dessen, was recht ist, die Idee der Gerechtigkeit, als der
Austheilung eines gleichen Maßes. — Zch wiederhole es, sowohl
unsere schweizerischen als kantonalen Zustände bedürfen der
Beruhigung. Will man dem schweizerischen Staatsschiffe, wenn
ls nach so manchen Stößen irgendwo den Anker niederläßt,
denselben wieder losreißen und das Schiff immer neuen Stürmen

preisgeben? und was unsere kantonalen Einrichtungen
betrifft, so können alle die verschiedenen Zweige, das
Schulwesen, das Etraßenwesen, die Industrie, die materiellen
Interesse», nur m friedlicher Zeit sich wohl befinde» und gedeihen.
Wenn wir immer neu erschüttert und aufgeregt werv,n und
aus diks-n fieberhaften Bewegungen nicht herauskommen, so

fürchte ich, daß für das schweizerische Vaterland jene Worte
Prophezeiung weiden möchten:

ES geht ein finst'rer Geist durch unser Haus,
Und schleunig will das Schicksal mit unS enden.

Dieß aber möge der Himmel abwenden, und deßhalb schließe

ich, indem ich Allen ein Wort empfehle, das für alle Parteien
und zu allen Zeiten beherzigenSwerth ist, das Wort des alten
ChronikschreiberS: Nosterà sturanl, d. k., nur das Gemäßigte
kann sich Dauer und Fortschritt versprechen. Ich stimme zum
Antrage des Regierungsrathes, mit allfälllgen Modifikationen,
die der Herr Berichterstatter zugeben würde.

Dr. 1! e h m a n n. Auch ich fühle mich gedrungen, mich hier
frei auSzusprechen Im E.ngange dieses Berichtes wird gesagt,
unverkennbar sei der gegenwärtige Zustand derjenige eines
gewissen allgemeinen Unbehagens; das Land aus diesem peinlichen
Zustande zu befreien u. s. w., sei der Zweck dieses Berichtes
sowohl, a!S auch der gegenwärtigen außerordentlichen Einberu-
sung des Großen RalheS. Zu Erreichung dieses Zweckes wird
dann eine Darstellung der wahren Sachlage, des wirklichen Zustandes

deS Landes in ganz offener und unumwundener Sprache,
unbefangen und frei von Selbsttäuschung, verheißen. Mein Zweck ist

nun, mich hauptsächlich über die Ursachen jenes unbehaglichen
Zustandes auszusprechen. Bei Untersuchung dieser Frage muß es sich

von selbst ergeben, ob der Regierungsrath und das diplomatische
DcpartiMent bei Abfassung dieses Berichtes frei von Selbsttäuschung

und unbefangen gewesen seien, wie der Bericht sagt, und ob
die darin vorgeschlagenen Mittel helfen können oder nicht. Ein
gewisses Gefühl allgemeinen Unbehagens muß auch ich anerkennen,
aber doch so, wie sie hier dargestellt sind, sehe ich unsre politischen
Zustände nicht an, und wenn auch hier und da nach dem Frei-
schaarenzuge allerdings bedauerliche Excesse vorgefallen, Rube
und Ordnung momentan gestört worden sind, und die Presse
heftiger und rücksichtsloser aufgelreten ist, so bin ich loch weit
davon entfernt, daraus eine sociale Auslösung, ein Umschlagen
der politischen Agitation in eine kommunistffche, eine ernste
Bedrohung unsres öffentlichen Rcchtszustandes herzuleiten; denn
allerdings waren diese Eischeinungen ziemlich vorübergehend,
mit Ausnahme etwa des fortgesetzten Tobens der Presse, wobei
indessen nicht zu übersehen ist, daß alle Organe lieser Presse
ohne Ausnahme einen gereizten Ton angenommen haben. Also
sehe ich in diesem Berichte eine etwas übertriebene Ängstlichkeit

und eine Art hypochondrischer Eemüthsverstimmung.
Oder will man etwa die Zustände von Preußen und
England, von Sachsen :c. auch so grell darstellen, weil unlängst
zu Kr.uznach der Wagen eines deutsch katholischen Pfarrers
verbrannt wurde, oder weil an einem andern Orte las Haus
eines Deutsch Katholiken m t Koth beschmiert wurde, oder weil
zu Leipzig die Fenster des PallastcS des Prinzen Johann mit
Steinen beworsen wurden, oder weil in Engtand hochstehende

Wahlkaiididaten mit faulen Eiern beweisen, in öffentlichen

Blättern und durch Bilder bespottet und lächerlich gemacht zu
werden pflegen? Darum glaube ich, es liege am Tage daß
deejer Bericht übertrieben gehalten >st. Zch tmlte ^ aber für
höchst wichtig, gegen solche UiVertreibungen mich auSzusprechen
denn das ist unter Umständen sehr gefährlich. Als Ursachen
des Unbehagens werden dann hervorgehoben die Nichterfüllung
von allerlei Hoffnungen und Erwartungen, und dann Versas-
sungsmängel. In Bezug auf Letztere steht aus Seite 8-. Und
zwar liegen diese Fehler gerade in den organischen Vestim'mun-
gsn »der die Vollziehungsgewalt. So lange die oberste Vott-
ziehungsbehörde aus 17 Mitgliedern besteht, welche dazu noch
den verschiedensten Landesgegenden und Lebensverhältnissen
angehören, ist vorerst die so wünschenSwerthe, ja mitunter
unerläßlich nothwendige Uebereinstimmung in Gesinnung, Ansichten
und Grundsätzen schwer gedenkvar." DaS finde ich denn doch
auffallend, daß ein Versassungsmangel darin liegen solle, daß
die Mitglieder des Regurungsrathes den verschiedensten LandeS-
gegenten und Ledensverbältnissen angehören. Zch hoffe das
sei ein Druckfehler. Eine dritte Ursache des Unbehagens' steht
der Bericht in dem Besteden einer illegalen, selbstsüchtigen
Opposition, eine vierte in den Volksvereinen, eine fünfte in der
Presse. In Bezug auf alle diese angeblichen Ursachen deS
Unbehagens kann ich unmöglich den Verfasser dieses Berichtes als
unbefangen und frei von Selbsttäuschung anerkennen, und ici>
muß bedauern, daß man bei so schweren Anschuldigungen gegen
die sogenannte illegale Opposition nur von unbestimmten
Anzeigen und Indizien, von unvorsichtigen Aeußerungen Einzelner
spricht, während es weit angemessener gewesen wäre, sich ein
wenig nach bestimmten Beweisen umzusehen. Ich verwundere
mich aus der andern Seite, in dem Berichte eine gewisse
Abberufung und Fortweisung nur ganz leise berührt zu sehen, denn
das wmd man nicht bestreiten, daß gerade in diesem Vorgange
eine wesentliche Ursache des daraus folgenden, rasch zunedmendeii
Unbehagens zu suchen ist, und daß man darin eine Annäherung
an die BurgdorsnPartei geflhen hat, weil von ihr jene Maßregel

schon seit Langem angestrebt worden ist. Ich sehe ferner
in diesem Berichte nichts gtsagt von einer während eines
gewissen Provisoriums stattgehabten kostbaren Art polizeilicher
Thätigkeit, die sonst bei uns obsolet geworden war, weil sie
mit den Sitten und Gewohnheiten des' Volkes glücklicherweise
nicht übereinstimmt. Kein Wort ist ferner darin gesagt von
der Creation des Landboten, worin eine sehr gesäh.liche
Beeinträchtigung der Presse liegt, und welche e>n Akt ist, der unerhört

ist in der Schweiz. Nichts ferner ist im Berichte gesaar
von einer Art Camarilla, welche schon seit längerer Zeit eine:,
großen Theil der Staatsbürger beunruhigt hat. Nichts ferner
ist davon gesagt, daß man im Regierungsrathe Mitgliedern
desselben nicht einmal Zeit lassin wollte, d-e wichtigsten Anträge
bis zum nächsten Tage ruhiger zu prüfen. Niemand wird sender

nicht bezeugen muß, daß in allen diesen Dingen Vieles'
das allgemeine Unbehagen Veranlaßendes liege, und gerade ter
Versa,jungsrevisions Entwurf deS diplomatischen Departements
biweiSt, daß dieser peinliche Zustand nicht ungegründet w^r
denn dieser Entwurf so wenig, als der vorliegende Berichts
zeugt, wie man es doch glauben machen will, von einer Tendenz

zu entschiedenem Fortschritte, sondern vielmehr zu einer
sehr gefährlichen Ausd-Hnung der Gewalt deS RegierungSrathes
aus Kosten wichtiger Rechte des Volkes und des Großen Rathes.
Hiedei mache ich nur aufmerksam, daß selbst ein Mitglied der
Regierung, von konservativer Seite, gesagt hat, es sei ihm
aufgefallen eine merkwürdige Urb-remstimmung zwischen Demie-
nlgen, waS Herr von Tavel im Regierungsratbe darüber sagte,
und einer Rede im Hervdot, weil der Redner im Herodot in
seinen Schlüssen aus die Monarch.? kam, während Herr v. Tavel
natürlich nicht eben dahui steuern konnte. Darin liegt nicht
nur der Beweis der Begründtheck des peinlichen Zustandes,
sondern auch eine der Ursachen, weßhalb dnscs Unbehagen
gegenwärtig zu einem eigentlichen Uebel geworden ,st. Welches
sind nun die im Berichte vorgeschlagenen Mittel dagegen?
Erstens Bekämpfung der sogenannten wühlerischen, auf Ver-
sslgung Pflicht- und gesetzwidriger Zwecke gerichteten Opposition
mit offenem Visire und allem Nachdrucke; zweitens Abhülfe
wirklicher Bedürfnisse und möglichst beförderlicher Berücksichtigung

begrüudittr Begehren; drittens partielle Verfassungsrevi-



sion; viertens kräftiges Einschreiten gegen Beamte, welche nicht
das vollständige Zutrauen der Regierung besitzen; um aber die

Kraft zu finden, alle diese Mittel anzuwenden, glaubt der Re-
gierungsrath fünftens, ein Vertrauensvotum nöthig zu haben.
Zch will hier schließen und bloß bemerken, daß ich für mich
ein solches Votum für sear gefährlich ansehe, für ein Mittel,
welches der Große Rath setzt nicht anwenden darf, weil es gewiß
von der Mehrheit des Volkes nicht ertragen werden, sondern
nur überreizen würde. Also stimme ich gegen daö Eintreten
in den vorliegenden Gegenstand, weil ich den Zustand des Landes
anders ansehe, als wie er hier geschildert ist, und weil ich glaube,
daß die bestehenden Gesetze genügen. Zch will den Regierungsrath

weder mißbilligen, noch billigen, ich will ihn also auch

nicht zu dem von ihm angedrohten Schritte nöthigen. Zch bin
überzeugt, daß es möglich ist, die gesetzliche Ordnung zu erhal-
ten, ohne die Freiheit zu gefährden. Schließlich muß ich,
veranlaßt durch die gestrige Diskussion, noch etwas berühren,
nämlich in Bezug auf die Tendenzveränderung der Regierung.
Wie kömmt eS, daß der traurige Ausgang deS Freischaaren-
zuges für die Regierung von Bern eine solche Erschütterung
zur Folge hatte, während in den Kantonen Solothurn, Aargau

und Basel-Land nichts dergleichen bemerkt wurdeGibt
das nicht einen Fingerzeig hinsichtlich der Ursachen, durch welche
diese Erscheinung bewirkt worden sein möchte s Niemand hat
lenen Regierungen eine Aenderung des Systems vorgeworfen,
vielmehr haben dieselben stetsfort in Uebereinstimmung mit dem
überwiegenden Mehrheitswillen des Volkes gehandelt.

Moschard. Zch muß mir erlauben, die Anwendung des

vom Präopinanten vorgeschlagenen Mittels zu bekämpfen; ich
ziebe demselben daö von der Regierung angetragene vor,
indem mir dasselbe weise, klug und von der Art scheint, um
vieles Gute hervordringen zu können. Man möchte uns sagen,
dasselbe sei ein reaktionäres, gefährliches, den öffentlichen Frieden
störendes Mittel! Ich zweifle aber im Gegentheile nicht daran,
daß dasselbe in jeder Beziehung wirksam sein wird, das Land und
die Eidgenossenftvaft zu beruhigen, und einen guten Eindruck im
Ausland zu begründen. Zch gebe die Richtigkeit der im Berichte
der Regierung aufgezählten Thatsachen zu, und indem dadurch
der bestehende unbehagliche Zustand bezeichnet wird, muß man
feine Zuflucht zu dem durch die Regierung angetragenen Mittel
nehmen, obschon dasselbe nicht durch die Versassung geradezu
vorgeschrieben ist. Dieses Mittel wird dem Zustande der Krisis ein
Ende machen können; denn es ist ein Zustand der Krisis, den
wir durchlaufen, und diese Krisis ist schon seit Langem
vorbanden. Blicket auf das was vorgeht, und was man von allen
Seiten liest. Bern steht an der Spitze des Schicksals der
Eidgenossenschaft; Bern muß nach einer andern Politik handeln.
Es ist dieß keineswegs eine Reaktion, sondern eS ist eine
Nothwendigkeit. Wenn man die vorgeschlagenen Maßregeln als
reaktionär gualifiziren will, so liegt gerade hierin der Beweis,
wie nothwendig sie sind. Man hat gesucht, überall die Mittel
und die Handlungen der Regierungsgewalt in demjenigen zu
paraiisircn, was sie Gutes an sich hatte; demnach ist es wobl
nothwendig, daß der Große Rath in einem so schwierigen Augenblicke

sich ausspreche. Das Mittel ist vielleicht nicht
verfassungsmäßig, dagegen aber ist es gut, und man hat dasselbe
m allen konstitutionell-parlamentarischen Staaten, in Frankreich,
rn England, angewendet; es wäre sogar wünfchenswei td, daß
man solches bei unsern RegierungSformen häufiger benutzen
würde; vielleicht wäre der Große Rath schon früher in eine
andere Bahn eingetreten. Da dieses ein politisches Votum ist,
so werden Gesetze und Verfassung in voller Achtung bleiben.
Da die Regierung sich geschwächt findet, so verlangt sie
Unterstützung vom Großen Rathe, und ich denke, daß man ihr
dieselbe mit großer Mehrheit gewahren wird. Allein indem sie
,hre Zustimmung zu den vorgeschlagenen Mitteln ertheilen,
baden die Mitglieder, welche in diesem Sinne stimmen, zugleich
begriffen, daß, weil es sich um ein politisches Votum dandle,
es dann auch in der Pflicht der Staatsbehörde liege, an welche
man sich richtet, daß diese Behörde offen und redlich sagen
könne, nach welchen Grundsätzen man fortan zu Werke gehen
solle; übrigens spricht dieses der Bericht selbst ebenfalls aus,
indem er erklärt, man müsse sich auf bestimmte Weife über den

Grundsatz verständigen, nach welchem man sich in Zukunft
richten wolle. Es handelt sich um eine neue Politik, um eine
neue Tendenz; darum, auf einer andern Bahn zu wandeln, als
auf derjenigen, die man bisher befolgt hat. Wenn dieß eine
Reaktion ist, so ist eS eine glückliche Reaktion in die verfassungsmäßigen

Grundsätze. Nichtsdestoweniger sehe ich nicht ein, daß
man bei diesem Anlasse über die Vergangenheit Stillschweigen
beobachten sollte, wie einer der Präopmaiiten geglaubt hat; im
Gegentheil ist es nöthig, daö Uebel zu ergründen, auf seinen
Ursprung zurückzugehen, damit man auf alle Zukunft jene Bahn
verlasse, die, nach den Aeußerungen deS Berichterstatters selbst,
unsern Kanton an den Rand deS AbgrundeS und seines Ruins
gebracht hat. Es ist heilsam, baff man wisse, wie die Geschäfte
geleitet worden sind, ob die befolgte Politik weise und vorsichtig
gewesen sei, ob nicht eine andere Art von Politik dazu beigetragen

habe, den Kanton auf diese Bahn des Verderbens zu leiten.
Die Verirrungen und Mlßbräuche, ,n welche man verfallen ist,
möchte ich nicht durch meine Stimme gutheißen. Einzig in
den frühern Vorgängen können wir die wahre Quelle des Uebels
entdecken. Wenn ich übrigens einen Blick in die Vergangenheit
werfe, so geschieht es einzig in der gewissenhaften Absicht, daß
wir vom gegenwärtigen Augenblicke an die Bahn der Klugheit
und Mäßigung betreten möchten. Nicht im Gange der
Staatsverwaltung liegt das Uebel; im Allgemeinen ging dieselbe gut
von statten, und in einem Staate, wie der Kanton Bern, wo
die öffentlichen Kassen gefüllt sind, müßte eS übel zugegangen
sein, wenn man dem Laufe der Verwaltung nicht hätte Genüge
thun könne». DaS Land trägt daher den Behörden für ihre
guten Absichten in dieser Beziehung Rechnung; allein eS frägt
sich, wie man an den Rand deS Abgrundes, an dem wir uns
befinden, gekommen sei; das ist dann die politische Frage, welche
aufgeworfen wwd.^ Es liegt klar vor Augen, daß es seit vierzehn

Zadren gewisse verborgene Elemente gab, eine etwas krie-
gerische Politik, eine Politik der Uebertreibung, welche forderte,
baß man ibr gehorche, und welche keine Opposition vertragen
mochte. Wenn ich mich nicht von dem am weitesten getriebenen
Radikalismus habe hinreißen lassen, so ist meine Meinung
dafür um so reiner und unbefangener, und ich habe mir die Freiheit

nicht entreißen lassen, mir demjenigen nicht einverstanden
zu sein, was ich als verderblich für unser Land ansehe. ES
war eine Regierung der Sympathie, welche seit zwölf oder dreizehn

Zahren das Ruder geführt hat; eine Regierung der Sym-
pathieen für sich, der Antipathie für die Andern. Hieraus ent-
stand das Uebel. Die Männer, welche an der Spitze der
Geschäfte standen, liebten den Widerspruch nicht, und um in ihrer
Gunst zu bleiben, mußte man Za und Amen zu Allem sagen,
was ihnen durch den Kopf gierig. Dieß war gewißlich keine
Politik der Geradheit, des Rechts, der Vorsicht und Klugheit.
Zu der That, wohin hat uns dieje Politik geführt der Bericht
sagt es Ihnen: zu einem sichern Rum, an den Rand deS
Abgrundes. lind Sie würde» verlangen, daß man, nach dem
Rathe deS verehrlichen Präopinanten, sich enthalten solle, von
den frühern Vorgängen zu sprechen? Es ist im Gegentheile
nöthig, dieselben zu bezeichnen, um sich vor der Wiederkehr des
Uebels zu hüten. Es ist nöthig zu wissen, daß die Sympa-
thuen, die von hier auSgiengen, incht die Sympatbieen einer
in sich selbst einigen Behörde waren, sondern nur diejenigen
einiger einzelnen Mitglieder. Diese Sympathieen haben sicy in
Privatunterhaltungen, in öffentlichen Vorirägen, in Reden,
die im Schooße dieler Versammlung gehalten wurden, Luft
gemacht. Die Handlungen, zu welchen sie Veranlassung gaben,
geboren nicht in den Bereich deS grünen SaaleS; sie sind der
Ausstuß einiger Zndividuen, und man hat in irgend einem
diplomatischen Kabmet die Rolle des ehemaligen geheimen Rathes
wieder aufgenommen; auf solche Weise müssen Sie einsehen,
daß nicht nur wir allein, sondern auch ein großer Theil der
Eidgenossenschaft ze nach Beweggründen der Sympathie oder
der Antipathie geleitet worden ist. Dieses war die Grundlage
der Politik, die unS in die gegenwärtige Lage versetzt hat.
Nunmehr sehen wir die bedauerlichen Folgen dieser allzukrie-
gerischcn, allzuweit gehenden Politik, und es handelt sich darum,
in eine andere Bahn überzugehen. Seit dem Zeitpunkt, wo
die zetzige Ordnung der Dinge ihren Anfang nahm, haben wir
cine sehr bemerkenswerthe Bewegung wahrnehmen müssen; feit



1844 ist es, daß sich die Politik der Sympathieen auf eine
Weise kund gegeben bat, welche geeignet war, die Sicherheit
der Schweiz aus's Schwerste zu kompromittiren. Man hatte
es nicht etwa bloß auf einzelne Manner, sondern auf
Regierungen abgesehen. Ohne auf daherige Proben zurückkommen
zu wollen, ruft mir mein Gedächtniß dassenige in Erinnerung,
waS sich bei Anlaß der Walliserereignisse im Schooße dieser
Versammlung zugetragen hat. WaS den Zug nach Luzern im
Dezember vorigen Jahres anbetrifft, so ist es schwer zu glauben,

daß derselbe nicht durch Sympathieen hervorgerufen worden

sei. Herr Oberrichter Zmobersteg hat hierüber gesprochen,
und wenn man im mündlichen Berichte versichern null, daß
man Allem fremd geblieben sei, so kann ich dieses nicht
zugeben, denn dieses wäre eine Art von Geringschätzung gegen
diese Versammlung, wie wenn dieselbe mit Blindheit geschla-
gen wäre. Die von Herrn Zmobersteg angeführten
Thatsachen haben mich überrascht, und ich werde später darthun,
daß die mündliche Berichterstattung nicht in Uebereinstimmung
mit dem gedruckten Rapporte steht. Die förmliche Verneinung,
welche als Antwort aus dasjenige gegeben worden ist, was er
von einem Rückzüge der Regierung gesagt bat, mußte diejenigen
in Erstaunen setzen, welche an dem Orte keine Sympathie mehr
fanden, wo sie gewohnt waren, ihr jederzeit zu begegnen.
Diese Sympathieen waren ja allgemein bekannt und geben der
unter dem Berichte stehenden Unterschrift ein Dementi. Zch
werde Herrn Zmobersteg sagen: Trösten Sie sich; Sie sehen,
daß die Politik, die man jetzt befolgen will, ein Bedürfniß,
eine Nothwendigkeit ist. Ohne Zweifel liegt darin ein Tadel
der frühern Politik, die von einigen Mitgliedern befolgt wurde,
denn die Majorität war immer erkünstelt; allein Sie müssen
sich überzeugen, daß die Leute, welche Zhnen Sympathie
bewiesen, das größte Badauern tragen, daß der Zug verunglückte.
Wenn daher auch die Regierung, insgesammt genommen, sich

genöthigt sieht, eine andere Haltung anzunehmen, so müssen
Sie deßwegen kein Uebelwollen gegen selbige hegen; diejenigen,
welche an der Spitze stehen, sehen ein, daß wenn Sie bei der
Politik der Sympathieen beharren, Sie dem Land und sich selbst
den sichern Untergang bereiten würden. Herr Zmobersteg darf
es daher nicht übel aufnehmen, wenn man eine andere Bahn
betritt und man die verborgene Politik aufgiebt. ES eyisiirte
eine illegale Opposition und sie besteht noch immer; ich lobe die

Regierung gerade wegen dessen, was ihr von der zu weit
gehenden Partei vorgeworfen wird; denn erst seit den vier oder

fünf Anfällen, welche man ihr zum Verbrechen anrechnen will,
ist die Regierung aus der Lethargie erwacht, in welche sie

gewissermaßen versunken war. Um sich einen Begriff davon zu
machen, wie die Regierung vor dem l. April gelähmt war,
muß man sich daran erinnern, daß gesagt wurde: Gebet Acht,
wenn Bern nicht gemeinsame Sache mit uns machen will, so

wird es einen Putsch geben. Man schrieb ihr Gesetze vor;
man schüchterte sie ein; ein Machiavellismus von Intriguen
beherrschte die Regierung. Zn einer Versammlung wurde
gesagt: wenn sie nicht gehen will, so werden wir ihr helfen.
Zch muß aus jene äußere Regierung zurückkommen, auf den

Tcrrorlsmus, den man über die Behörde ausgeübt hat, weil
sie eine gesetzliche Maßregel hat treffen wollen; man war ohne
Unterlaß von einem Putsch von Außen und Zniien bedroht.
Man muß daher der Regierung für die schwierige Stellung, in
welcher sich ihre Majorität befand, für den Tcrrorismus, unter
welchem sie von unternehmenden CbcfS gehalten wurde, Rechnung

tragen. Wie hatte sie Energie entwickeln können, als sie

unter dem Gewichte dieser Bedrängnis stand; als sie durch eine
andere Regierung bedroht war, die sich schon in Bereitschaft
setzte, und deren Liste bereits in Umlauf kam s Wir haben
eine Zeit der Anarchie durchlaufen, und seit dieser Zeit ist die

Regierung aus ihrer Hut. Man wirst ihr die Preßprozesse

vor, welche sie angehoben hat. Nur zu lange ließ sie sich auf
die empörendste Weise behandeln; jetzt da sie ihre Ehre schützen

will, muß man ihrem Entschlüsse Beifall schenken; sie muß den

Sieg über die gefährlichen Elemente davontragen, welche ihren
Gang beeinträchtigten. Dieß ,st eine Aenderung der Politik;
die Regierung hat sich unter den Schutz der Gesetze begeben,
man muß sie unterstützen; allein sie muß ihrerseits ebensowohl
sich vormerken, daß man aus's Ernsrlichste von ihr erwartet,

daß sie sowohl nach der Richtschnur der Verfassung zu Werke
gehe, als auch die Politik der Sympathieen verlasse, um an
deren Stelle eine Politik der Geradheit, der Gerechtigkeit,
Wahrheit, Vorsicht und Klugheit zu setzen, nicht aber eine
Politik der Intrigue, eine kleinliche Coulissenpolitik, die Politik
eines diplomatischen KabinetS oder einer Art von geheimem Rath.
Allein wenn ich jetzt Zutrauen in die Regierung'setze, so ist es,
weil sie aus 17 Mitgliedern besteht und nicht bloß auS 9; und
dieses führt mich darauf', zu sagen, warum ich nichts von den
vorgeschlagenen Verfassungsänderungen wissen will. Die Politik
der Sympathieen wird bei einer beschränkten Zahl von
Mitgliedern des Regierungsrathes viel leichtere Fortschritte machen,
und zwar aus den von Herrn Stettler angegebenen Gründen.
Wir wollen uns keiner Illusion hingeben. Haben wir nicht bei
den Männern, welche die Staatsgewalt in Händen haben, die
Tendenz zu fortgesetzten Uedergriffen wahrgenommen^ es ist dieß
eine Art menschlicher Schwäche. Wenn man nun die Staatsgewalt

unter 9 Glieder konzentriren will, so beißt dieß jener
Tendenz Vorschub leisten. Wenn man mit Schnelligkeit handeln

wollte, so that man es ohne den Großen Rath zu
berücksichtigen, ungeachtet der Art. M der Verfassung nicht erlaubt,
daß gewisse militärische Maßregeln getroffen werden, ohne seine
Genehmigung einzuholen. Erinnern Sie sich übrigens, daß
wir am 5. Dezember hier saßen, und daß sich in jenem
Zeitpunkt allbereits ein Zug auf die Grenzen des Kantons Luzern
vorbereitete. Hat man den Großen Rath über die damals
stattgefundene Kraftentwicklung zu Rathe gezogen? Man sagt uns,
daß die Thätigkeit einer zahlreichen Behörde nur langsam sei.
Wir wollen untersuchen, ob das, was im damaligen Zeitpunkt
geschah, nicht mit außerordentlicher Raschheit von Statten ging.
Den 5. Dezember war das Aufgebot der Truppen bereits
beschlossen, und dem Großen Rathe blieb dieses unbekannt! Zch
will nicht, daß man die Gerechtigkeit nach den Eingebungen der
Sympathie verwalte; weil die Regierung die Absicht zu erkennen

giebt, in die richtige Bahn zurückzukehren, darum gebe ich
ihr meine volle Beistimmung, allein mit der Einladung, sich

nicht zu übereilen, wenn die Umstände erfordern, daß man sie

der Prüfung unterwerfe. (Der Herr Landammann ersucht
den Redner, sich kurz zu fassen.) Zch könnte mich noch über
den Rapport ausbreiten, allein ich beschränke mich auf das, was
ich gesagt habe. Zch nehme den Bericht als wahr an, mit
Ausnahme der Erläuterungen, deren ich erwähnt habe; ich
nehme ihn an, weil er im Zn- und Ausland einen günstigen
Eindruck hervorbringen wird, wenn man einmal die Ueberzeugung

hegen kann, daß die Regierung von Bern von nun an
auf der Bahn des Rechts und der Offenheit wandeln und jene
Politik der Sympathieen verlassen wird, welche das Land an
den Rand deS Verderbens gebracht hat. Zetzt wird man einmal

wissen, woran das Land ist; das politische Votum, daS

man von uns verlangt, wird den Kanton und die Eidgenossenschaft

beruhigen und ihnen eine Meinung von unsern Zuständen
geben, wie sie solche bis dahin nicht hatten. Zn diesem Sinne
stimme ich für den Antrag.

Herr Landammann richtet das Ansuchen an die Tit.
Redner, sich möglichster Kürze zu befleißen.

Hünerwadel, Staatsschreiber. Zch werde mich bestreben,

dem so eben geäußerten Wunsche des Herrn Landammanns
gemäß mich so kurz als möglich zu fassen. Indessen sind von
verschiedenen Rednern sowohl gestern als heute dem Berichte
solche Vorwürfe gemacht worden, und überhaupt solche Ansichten

gefallen, daß ich mich genöthigt sehe, in meinem Votum
ziemlich einläßlich zu sein. Zch bitte daher ab, wenn ich etwas
lange Zhre Aufmerksamkeit, Tit., in Anspruch nehmen muß.
Einige Worte vorerst über den Antrag aus Niedersetzung einer
außerordentlichen Großrathskommission. Wenn nach unserm
Derathungsreglemente dieser Antrag als Vorfrage sogleich hätte

zur Abstimmung gelangen können, so würde ich gestern
unbedenklich dazu gestimmt haben, weil der in Frage liegende
Gegenstand wichtig genug ist. Nun aber, da unser Reglement
für einfache Gegenstände, wie der vorliegende nach seinem Schlußantrage

es allerdings ist, vorschreibt, daß die Vorfragen
zugleich mit der Hauptfrage in der nämlichen Diskussion berathen,

und dann bloß in der Abstimmung von einander getrennt



werden sollen; so ändert das die Sache völlig. Wenn wir zwei

Tage lang über die Hauptfrage diSkutirt haden, so wird es sich

am Ende gewiß zeigen, daß die meisten Mitglieder hinreichend
darüber aufgeklärt sein werden, um sofort einen Entscheid fas-

sen zu können, ohne einer weitern Untersuchung durch eine

Kommission zu bedürfen, welche frühestens in zwei oder drei
Tagen würde Rapport erstatten können. Uebrigens wenn auch
der Gegenstand sehr wichtig ist, so ist er doch nichts weniger
als neu. Der Bericht behandelt vorerst den Zustand des Landes.

Jedes Mitglied dieser hohen Versammlung hat nun wohl
bereits aus eigenem Impulse seit Monaten unsere Zustände
beobachtet und sich, bevor eS dieher kam, ein Bild davon
gemacht. Der zweite Punkt, der vorliegt, ist der AuSspruch,
welchen der Große Rath geben soll über sein Verhältniß zum
Regierungsrathe, über sein größeres oder geringeres Zutrauen
zu demselben. Auch in Bezug hieraus wird die Ansicht der
meisten Mitglieder des Großen Rathes bereits festgestellt sein.
Sie Alle, Tit., haben den Gang der Regierung seit Monaten
beobachtet und wissen, ob diese Regierung für die Zukunft Ihr
Zutrauen besitzt, oder ob es besser ist, dieselbe ihrem Schicksale
zu überlasse». Das führt Mich nun auf den eigentlichen Sinn
des Beschlusses, welchen man Ihnen vorschlägt, und des
sogenannten Vertrauensvotums, welches der Regierungsrath von
Ihnen erwartet oder wünscht, oder vielleicht auch nicht wünscht,
aber wenigstens verlangt. Gestern ist gesagt worden, in diesem
Beschlusse liege eine Billigung der ganzen Handlungsweise des

Regierungsralhes in den letzten Monaten. Das ist durchaus
irrig. Jeder kann zum Beschlusse stimmen, der, obschon er
manche einzelne Handlung des Regierungsrathes nicht billigen
mag, doch so viel Zutrauen zur gegenwärtigen Regierung
besitzt, um überzeugt zu sein, daß sie in Zukunft den hier in
diesem Berichte entwickelten Grundsatz eines entschiedenen
Fortschrittes auf gesetzlichem Wege, und der Bekämpfung jeder
illegalen Richtung mit Nachdruck und Ernst befolgen werde.
Dieser Autrag beschlägt also nicht die Vergangenheit sondern
die Zukunft. Darüber muß man sich verständigen, und zu
diesem Ende werde ich dann so frei sein, Ihnen, Tit., eine etwas
veränderte Redaktion vorzuschlagen. Ich komme nun auf
Dasjenige, wodurch ich eigentlich genöthigt worden bin, das Wort
zu ergreifen, nämlich auf die dem Berichte deS Regierungsrathes

gemachten Vorwürfe, und ich beginne mit einem bereits
gestern angebrachten weniger bedeutenden Vorwurfe, nämlich
dem, daß der Bericht erst gestern den Mitgliedern des Großen
Rathes ausgetheilt worden sei. Der Bericht, Tit., ist erst in
den letzten Tagen gedruckt worden, während man wissen wollte,
daß er schon seit 4 Wochen fix und fertig gewesen sei. Das
letztere ist unrichtig; derselbe war erst seit dem letzten Freitage
zum Drucke bereit. Ich will daS nachweisen. Der Bericht ist

vor mehrern Wochen in seinem ersten Entwürfe abgefaßt worden

nach einer vorläufigen Besprechung im diplomatischen De-
partemente über das, was er entHallen solle. Nachdem er
abgefaßt war, ist er im diplomatischen Departtmenle sorgfältig
diskutirt und genehmigt worden, jedoch nicht definitiv, und ich
bitte, dieses wohl zu beachten, sondern mit dem Vorbehalte,
daß nach der Rückkehr des Herrn Präsidenten des Departements
von der Tagsatzung er nochmals einer einläßlichen Berathung
der Behörde unterworfen und erst dann als definitiv genehmigt
angesehen werden solle, wenn er vom Präsidenten, Herrn Schultheiß

NeuhauS, wurde unterzeichnet worden sein. Also war er
zu jener Zelt noch nicht fertig, sondern ein Entwurf, der sein
definitives Urtheil erst noch zu gewärtigen hatte. Nun kehrte
unsere Gesandschaft von der Tagsatzung zurück; noch in der
nämlichen Woche laS Herr Schultheiß NeuhauS den Bericht
zu Hause, wie er auch vom Herrn Vize-Schultheißen v. Tavel
zu Hause gelesen worden war. In der gleichen Woche ferner
ließ Herr Schultheiß Neuhaus das diplomatische Departement
zur nochmaligen Prüfung und endlicher Genehmigung des
Berichtes versammeln. Diese Sitzung fand statt letzten Samstag
vor acht Tagen, und zwar einzig und ausschließlich für diesen
Zwcck. Zwei Tage nachher, am Montage, ist dann der Bericht,
mit den vom Herrn Schultheißen gewünschten Modifikationen,
dem Negierungorathe vorgelegt worden. Allerdings wurde nun
von einem Mitglieds dieser Behörde eine Verschiedung der
Berathung bis aus den Mittwoch verlangt, aber auf die von an¬

derer Seite gefallene Bemerkung, daß der Gegenstand gewiß
keinem Mitglieds des Regierungsrathes an und für sich neu sei,
wenn auch allerdings die Form der Sache etwas unerwartet
sein möchte, daß man ferner voraussetzen könne, der Zustand
deö Landes sei jedem Mitgliede beßtens bekannt, und jedes
derselben werde über den Grundsatz, welchen die Regierung zur
Befestigung von Ruhe und Ordnung im Lande zu befolgen babe,
einverstanden sein, — wurde mit großer Mehrheit beschlossen,
sofort in die Berathung des Gegenstandes einzutreten, und der
Regierungsrath hat sodann den ganzen Tag, vier Stunden des

Vormittags und drei Stunden des Nachmittags, aus die
Berathung, Prüfung und Modifikation dieses Berichtes verwendet.

Dort ist nun allerdings von einer Seite her auf einige
Milderung des Berichtes angetragen worden, zehn Stimmen
aber waren dagegen, und der Bericht wurde ohne Milderung
genehmigt, so w e er jetzt vorliegt. Hieraus könnte man schließen,
der Bericht sei also doch schon am Montage vor acht Tagen,
am l. September, zum Drucke fertig gewesen. Nein, Tit.,
denn er wurde damals genehmigt mit dem Vorbehalte des Punktes
über die Verfassungsreviston, über welche Frage der Regierungsrath

noch nicht definitiv entschieden hatte; wenn nun später der
Regierungsrath keine solche wollte, so hätte dann natürlich der
einschlägige Passus im Berichte abgeändert werden müssen.
Diese Frage ist nun erst gestern vor acht Tagen, am Mittwoch,
durch den Regierungsrath entschieden worden. Noch ein an-
derer Punkt blieb aber ebenfalls vorbehalten, nämlich die
Genehmigung der im Berichte angezeigten Nwdersetzung einer
Kommission zu Revidirung der Cioil- und Admimstrativpro-
zeßsorm und der Tarife. Dieser letztere Beschluß nun ist erst
gefaßt worden am letzten Freitage, und also behaupte ich: der
Bericht, wie er heute vorliegt, war erst am letzten Freitage
fertig, und vorher konnte er also auch nicht gedruckt werden,
weil man wenigstens möglicher Welse zwei wichtige Modifikationen

desselben voraus sah. Vorgestern Abends find dann
die gedruckien Exemplare hieher gekommen, und gestern mit
dem Beginne der Sitzung find fie ausgetheilt worden. Ist nun
da ein Anlaß zum Klagen, oder liegt es nicht vielmehr in der
Natur der Sache, daß der Bericht Nicht früher vertheilt
werden konnte? Ich komme aber nun zu viel wesentlichern
Vorwürfen. Vorerst findet mau, derjenige Tveil des Berichtes,
welcher den politischen Zustand teS Landes schildert, sei zu grell,
zu düster und übertrieben. Der Bericht schiidert aber diesen
Zustand nicht bloß so, wie er heute und gestern sein mag,
sondern er faßt die ganze Epoche der letzten Monate in'S Auge.
Diesen Zustand nun kaun man natürlich ganz verschieden
beurtheilen; die Einen können finden, er sei prächtig, es hälte nicht
besser gehen können. Ich will eS Diesen nicht verargen, aber
man soll eS dann auch den Andern nicht übel nehmen, welchen
der Zustand deS Landes in weniger rosigem Lichte erscheint.
Der Bericht sagt, in den letzten Monaten habe sich der Zustand
eines gewissen allgemeinen Unbehagens kund gegeben, und die
Jd-e der Gesetzlichkeit im Volke sei nach und nach geschwächt
worden. Ist diese Behauptung übern jeden oder wahr ist
ditser Zustand deS Mißbehagens in letzten Zeiten wirklich
vorhanden gewesen oder wenigstens von Vielen als ein solcher
gefühlt worden? Nach meiner innigsten Ueberzeugung — Ja!
Dieser Zustand mußte durch verschiedene Tdatsachen nothwendig
hervorgerufen werten. Nur im Vorbeigehen will ich von den
mancheilei Unordnungen und Mißhandlungen irden, welche wir
alle gewiß bedauern, aber nun einmal nicht wegläugnen können.
Solche Excesse allem, ich gebe es zu reichen noch nicht hin,
um den Zustand eines Landes als gar bedenklich darzustellen;
aber in Verbindung mit andern gleichzeitigen Erscheinungen
konnten sie doch genügen, um bei ordnungsliebenden Männern
Besorgnisse zu erregen. Dazu kömmt aber serner die Thatsache,
daß im ganzen Lande, auf Märkten, in Wirthshäusern, hier in
Bern bei den Brunnen sogar, die Frage öffentlich verhandelt
wurde : gibt eS wohl bei uns euren Putsch, oder gibt es keinen?
werden wir einer gewalisameu Krisis entgegengehen u. s. iv.
Oder ist es etwa nicht Thatsache, daß ein solches Ereigniß in
angeführter Weise besprochen worden ist? Ich habe Solches
zum Theil selbst angehört, und ich habe von vielen Personen
erfahren, daß sie da und bort das Nämliche vernommen haben.
Ist eS nun etwa gar beruhigend für die Freunde gesetzlicher



Ordnung, welche nichts von einem gewaltsamen Umstürze der
bestehenden Ordnung wissen wollen, — wenn von allen Seiten
gefragt wird, ob es einen Putsch gebe? wenn man ferner
sogar den Zeitpunkt bezeichnet, m welchem diese Krisis
stattfinden soll? wenn die Einen behaupten, dieser Umsturz werde
nächstens, die Andern, er werde später, im Herbste, stattfinden?
2a das, Tit., ist oft und viel, da und dort gesagt worden,
und ich lasse es auf das Zeugniß vieler hier anwesender
Mitglieder dieser Versammlung ankommen, ob man nicht ganz
unumwunden davon gesprochen hat. DaS nun mußte, wenn auch
nicht absolut die Besorgmß eines Putsches erregen, doch wenigstens

einen unbehaglichen Zustand im Volke selbst vervorbringen.
Wenn auch die Mehrheit der Staatsbürger, zu denen auch ich
gehöre, >m Vertrauen auf die gesetzliche Ordnung und auf den
gesetzlichen Sinn des Volkes, nicht glaubt, daß es euren solchen
Putsch bei uns gebe; so konnte doch die Thatsache overwäknter
Erscheinung genügen, um bei Vielen eine gewisse Unsicherheit
über die künftigen öffentlichen Rechtsverhältnisse des Kantons
und mit dieser Unsicherheit eben jenes Gefühl deS Mißbehagens
hervorzubringen. Ich frage aber weiter, ob nicht noch andere
Umstände von diesem allgemeinen Mißbehagen zeugten oder das-
selbe hervorriefen. Das Volk sieht die Regierung als solche
nicht; es beurtheilt die Regierung zunächst nach ihren Beamten
oder öffentlichen Organen, denn diese einzig sieht es. Sind
nun diese Organe überall geachtet und geehrt, so ist es auch
die Regierung, und umgekehrt. Nun will ich diese öffentlichen
Beamten, deren viele hier sitzen, fragen, wie sie selbst ihre
Stellung in dieser Hinsicht während der letzten Monate beur^
theilt haben. Ich weiß wohl, daß in einzelnen Gegenden dieß-
orts nichts zu klagen ist. Aber hat überall daS Gesetz die
nöthige Achtung un Volke, gefunden? Ist überall die Autoiität
der Beamten respektirt worden? Zst die Thätigkeit und das
Einschreiten der öffentlichen Gewalt in Fällen eingetretener Un
ordnung immer ganz so ungehindert und unverkümmert gewesen,
wie dieß in durchaus normalen Zuständen des Staatslebens sein
soll? Ich glaube es nicht, und einzelne Thatsachen, welche
für meine Ansicht sprechen, sind schon gestern berührt worden.
2a man hörie bereits da und dort fragen: haben wir denn
eigentlich noch eme Regierung, welche Ruhe und Ordnung
handhaben, die Bürger vor Gewaltthat schützen und dem Gesetze
Vollziehung und Gehorsam verschaffen kann Aber noch m
größerem Maße als Alles das hat die Haltung der ganzen Op-
pvsitionöpresse Unruhe und tiefe Besorgmß erwecken müssen.
Gibt es irgend einen Spott, einen Hohn, eine Verdächtigung,
einen Vorwurf, eine Beleidigung, welche man der Regierung
in ihrer Gesammtheit oder einzelnen Mitgliedern derselben von
dieser Seite her erspart bat? Was für einen Eindruck mußte
das auf das Volk machen? Zst das Alles so ganz spurlos und
ohne Effekt vorübergegangen, wie man gestern unter Hinwei-
sung auf großbritannische Minister hier behauptet hat? Ich
mache einen großen Unterschied zwischen großbritannischen oder
französischen Ministern und zwischen einer republikanischen
Negierung eines kleinen Staates. Em englischer oder französischer
Minister, der 300,000 Bajonnette im Rücken hat, der kann
wohl ein wenig gegen sich schreien und belfern lassen; aber die
Regierung eines kleinen republikanischen Staates, die keine
andere Kraft hat als das Zutrauen ihrer Kommittenten, das
Zutrauen des Volkes, und die keine Bajonnette zu ihrem
Schutze im Rücken hat, wie jene Minister, — diese Regierung,
Tit., muß sorgfältiger darauf achten, was die Presse über sie
sagt und schreibt. Welchen Eindruck bat nun die ganze
Haltung dieser Presse machen müssen? Bei den Freunden der
Regierung offenbar den Eindruck der höchsten Betrübniß und
Entrüstung. Zch rede aber nicht bloß von den eigentlichen
Freunden der Regierung ; es gibt im Volke eine ganze Menge
ruhiger, achtbarer, sittlicher Männer, welche in durchaus keiner
nähern Beziehung zur Regierung stehen, denen es ganz gleichgültig

sein kann, ob diese oder jene Personen regieren, denen
es aber durchaus nicht gleichgültig ist, ob die einmal gesetzlich
bestehende Regierung geachtet sei und Kraft besitze, um ihre
schwere Pflicht zu erfüllen, Ruhe und Ordnung zu handhaben,
Rechte und Eigenthum und persönliche Sicherheit der Bürger
zu schützen. Auch diesen Allen mußte eS unbehaglich werden,
wenn sie sahen, wie fort und fort die Regierung öffentlich und

ungescheut herabgewürdigt wurde; denn mußte nicht die gegrün-
dete Besorgniß bei ihnen entstehen, es möchte nach und nach
der Presse gelingen, daS Zutrauen in die Regierung und die
Achtung vor derselben und ihren Organen so zu erschüttern,
daß der öffentliche Rechrszustand dadurch gefährdet, und das
Land zuletzt dem gewaltsamen Umstürze und der Anarchie
preisgegeben werde Und ist dieß nicht eben jener Zustand
allgemeinen Unbehagens, wovon der Bericht spricht? Wenn ich
das Gesagte zusammenfasse, so kann ich also durchaus nicht
finden, daß der Bericht übertrieben sei und in zu düstern Farben

das Bild unserer Zustände darstelle. Zch finde im Gegentheile

den Bericht wahr, und er hätte in Manchem die Lage
des Landes noch viel düsterer schildern können, ohne der Wahrheit

zu nahe zu treten. Mir ist die polirische Lage des Vaterlandes

in den letzten Monaten durchaus nicht in glänzendem
hichte vor die Augen getreten; darum hat es mir Pflicht der
Regierung geschienen, vor den Großen Rath zu treten, ihm

s und dem ganzen Volke Wahrheit zu leisten und nicht — unerfreuliche
Zustände in einen schönen aber trügerischen Schleier zu

hüllen. Wenn Ich von diesen Zuständen rede, so möchte ich sie

bezeichnen, wie zener Voiksrepräsentant in den Vereinigten
Staaien von Nordamerika die jenseitigen einst bezeichnet hat,
und sagen: Unserer Republik sind in den letzten Monaten mehr
Haare grau geworden als früher in 10 Zahren zusammen,
i-^ie ist >n diesem Zeiträume um ein ganzes Zahrzehnt älter
geworden. So, Tit., ist in meinen Augen die Lage. DaS
Vaterland kann aber wiederum verfängt werden. Darum bin
ich für das Vaterland nicht beänstigt, wofern nur der Große
Rath seinen Willen kund gibt. — Zch komme zu einem andern
Vorwurfe, welchen ich mir aber nur erklären kann, wenn ich
annehme, die betreffenden Herren Großräthe haben den Bericht
nicht ausmertsäm von Anfang bis zu Ende gelesen, nämlich zu
dem Vorwurfe, daß der Bericht von illegaler Opposition und
ungesetzlichen Zwecken rede, welche dem Voiksvereine als solchem
zugeschrieben werden. Zch bitte, darauf Acht geben zu wollen,
daß da nichl vom Volksvereine als solchem die Rede ist, und
daß, wenn ich jetzt von illegalen Zwecken und Absichten rede,
ich .zur den Augenblick nicht vom Volksvereine rede, auf welchen
ich später zurückkommen werde. Zch frage nun: Sind solche
Thatsachen vorhanden, welche annehmen lassen oder geradezu
die Ueberzeugung ausbringen, es seien Plane gehegt worden,
Aenderungen hervorzudringen im öffentlichen Rechtszustande,
nöthige! falls auch auf anderem als legalem Wege? Wir
stehen hier nicht vor dem Civil- oder K>iminalrichter, sondern
auf dem Felde der Politik; auf diesem Gebiete aber, wo es
sich um die Anschauung und Beurtheilung politischer Zustände
handelt, steht es nicht gut, wenn man nichts sehen und hören,
wenn man blind und taub sein will, bis das Feuer im Dache
ist und nicht mehr gelöscht werden kann, sondern auf diesem
Felde muß man auch auf den Rauch achten, d. d. man muß
den Verstand brauchen, man muß aus Thatsachen und
Erscheinungen, welche unlaugbar vorhanden sind, nach richtigen Denk-
gesetzen Schlüsse ziehen. Sind nun krine solche Thatsachen
vorhanden, welche die Ueberzeugung geben, daß von Vielen je nach
Umständen auch Ungesetzliches beabsichtigt worden ist Zch will
einige dieser Zndizien anchkren. Dazu rechne ich die Thatsache
der allgemeinen Besprechung eines Putsches, ferner die
Thatsache, daß an einem öffentlichen Orte vor viel hundert Zuhörern

gesagt werden durste, es müsse einen Putsch geben, die

Regierung müsse abgesetzt sein, und zwar, Tit., war, im
Vorbeigehen bemerkt, die Person, welche das sagte, ein nicht ganz
unbedeutendes Mitglied des Volksvereins. Zst das ein Zndl-
c>um oder nicht? Zch rechne ferner dazu die Thatsache,
weiche erst vor 8 Tagen in allen Zeitungen besprochen worden
ist, baß an einem andern Orte in einer Wirthschaft die Regierung

mit einem Schimpfnamen bezeichnet werden durfte, welchen
ich hier, aus Achtung vor der Behörde, nicht wiederholen will,
und zwar, Tit., mit dem Beisätze, man müsse die Regierung
„sieben." Ferner die Thatsache, daß in der ganzen Eidgenossenschaft

die Ansicht verbreitet war, es gebe nächstens eine

gewaltsame Aenderung bei uns, so wie die Thatsache, daß ganz
unbefangene schweizerische Reisende aus den hier beobachteten

Zuständen, aus der eignen Anhörung von Gesprächen der oben

bezeichneten Art in hiesigen Wirthshäusern, die Ueberzeugung
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geschöpft haben, so könne es nicht länger gehen, die Negierung
von Bern müsse fallen, — eine Ansicht und Ueberzeugung, welche
sie dann natürlich in ihre Heimathkantone zurückbrachten. Ferner
führe ich als Thatsache an die Art und Weise, wie seiner Zeit
und namentlich einige Wochen nach der Waadtländerrevolution
der Begriff der Volkssouveränetat in gewissen öffentlichen Blättern

entwickelt worden ist. Wenn man einer beliebigen Masse

Volkes, sofern sie nur groß genug ist, um ihren momentanen
Willen durchzusetzen, ziemlich unverholen die Befugniß einräumen

will, mißbeliebige Behörden, den Großen Rath sogar, auf
nichts weniger als verfassungsmäßige Weise zu beseitigen, so ist

mir das ein Indicium, daß ungesetzliche Pläne wenigstens eventuell

und bei Einzelnen walten. Dazu rechne ich ferner die

Thatsache, daß in einem öffentlichen Blatte vor einigen Wochen
die Frage der Verfassungsrevision gerade von diesem Standpunkte

aus beurtheilt und von einem Verfassungsrathe gesprochen
worden ist. Ist das gesetzlich und verfassungsgemäß gegenüber
dem §, 90 der Verfassung Wer den Verfassungsrath in dieser
oder jener Form empfiehlt, der empfiehlt eine VersassungSwidrjg-
keit. Ich könnte die Anführung solcher und ähnlicher Zndicien
noch viel weiter ausführen, allein das Angebrachte mag genügen;

ich wollte bloß Zeigen, daß einzelne Erscheinungen
vorliegen, welche dem aufmerksamen Beobachter zeigen mußten,
daß von einzelnen Individuen Ungesetzliches beabsichtigt werde.
Nun dennoch anzunehmen, es sei keinem Menschen etwas Un-
gesetzliches in den Sinn gekommen, wie behauptet worden ist,
Alles sei so unschuldig, wie weiße Tauben, dazu gehört ein
starker, oder besser gesagt, ein blinder Glaube. Diese soeben
bezeichneten Ungesetzlichkeiten werden aber im Berichte weder
dem Volksvereine, noch seinen Führern irgendwo vorgeworfen,
wohl aber gibt eS einen andern Zweck, welchen der Bericht als
ungesetzlich bezeichnet, welchen er indessen auch nicht dem
Volksvereine als solchem vorwirft, von welchem er aber allerdings
sagt, einzelne Führer des Volksvereins haben ihn gehegt, und
es seien noch jetzt nicht alle Garantien vorhanden, daß dieser
Zweck aus den Köpfen derselben verschwunden sei. WaS für
em Zweck ist das Es ist der Zweck, die Zesuitenfrage auf
die im Berichte berührte Art zum Entscheide zu bringen, nämlich

die Zesuitenaustreibung zu erlangen auf dem Wege der
Gewalt von Kanton zu Kanton, auf dem Wege des Krieges,
welchen namentlich die Regierung von Bern derjenigen von
Luzern zu erklären hätte. Diese Absicht, unter Umständen die
Regierung dazu zu bewegen, der Wunsch, daß, nachdem die
Tagsatzung zu keinem Entscheide gelangt, und nachdem der Frei-
schaarenzug mißlungen ist, nun die Regierung von Bern ihre
Bataillone nach Luzern schicke, um die Jesuiten auszutreiben,
ist ein gesetzwidriger Zweck, weil er ein bundeswidriger ist,
weil er widerstreitet gegen daS oberste Gesetz in der Eidgenossenschaft,

nämlich gegen den Bundesvertrag, weil er diesen
geradezu zerreißt. Ist aber dieser Zweck wirklich vorhanden
gewesen? War er namentlich bei einzelnen Führern des Volks-
vereinS vorhanden Oder können diese Führer alle, die Hand
auf die Brust, behaupten: Wir haben daran nie gedacht, wir
haben bloß gemeint, die Regierung von Bern könne ihre
Bataillone gebrauchen für die Vollziehung eines förmlichen Tag-
satzungsbeschlusses? Ich zweifle daran, aber ich muß das in
etwas nachweisen, weil es gestern mit einiger Heftigkeit erwähnt
worden ist. Sie erinnern sich Alle noch an die verschiedenen
Epochen, welche die Zesuitenfrage in unserm Kantone durchgemacht

hat. Unmittelbar nach dem 8. Dezember ist Zeder als
ein halber oder ganzer Jesuit dargestellt worden, der, nicht
etwa das Freischaarenwesen überhaupt mißbilligte, sondern der
es nur wagte, Zweifel an seinem Erfolge zu äußern. Ich
könnte Beweise hiefür anführen und Namen nennen. Später
durfte man wenigstens die Zweckmäßigkeit und den günstigen
Erfolg in Zweifel ziehen. Noch später, noch nach dem
unglücklichen Ausgange des zweiten Freischaarenzuges, hat man
behauptet, und diese Behauptung habe ich selbst mehrmals
gehört, das Freischaarenwesen sei allerdings ungesetzlich und zu
verwerfen, die Sache müsse auf gesetzlichem Wege gehen, die

Regierung selbst müsse nämlich ihre Bataillone gegen Luzern mar-
schiren lassen. Ist nun das der gesetzliche Weg Gesetzlich wäre
die Sache allerdings bis auf einen gewissen Punkt. Der einzelne
Milizpflichtige, der einzelne Offizier, welcher ein Aufgebot von

seinen Obern erhält und diesem Aufgebote pflichtgemäß folgt,
der handelt, wenn er gegen Luzern marschirt, für seine Person
gesetzlich; aber handelt dann die Regierung gesetzlich? Gerade
die gleiche Ungesetzlichkeit, welche im Freischaarenzuge von jedem
einzelnen Theilnehmer begangen wurde, wird dann von der
Regierung selbst begangen, bekömmt aber dadurch eine ungleich
größere Bedeutung und würde unser Vaterland in eine unendlich

unglücklichere Lage bringen, als der Freischaarenzug je thun
konnte. Ueber diesen Punkt mußte sich die Regierung jetzt hier
aussprechen. Es war nöthig, daß das Volk über diesen der
Regierung zugemutheten illegalen und bundeswidrigen Zweck
aufgeklärt werde, weil es im Volke sehr viele achtbare Männer
giebt, welche durchaus nichts Ungesetzliches wollen, welche aber
wirklich meinen, das wäre gesetzlich, wenn die Regierung von
heute auf morgen alle ihre Bataillone aufböte und nach Luzern
marschiren ließe. Viele Leute würden dazu jubeln im Glauben,
das wäre dann gesetzlich. Darum mußte der Bericht einläßlich
darüber sprechen. Man wird mir sagen, das sei Niemandem
in den Sinn gekommen, und nach allen angehörten Negationen
sollte man es fast glauben. Ich kann aber beweisen, daß es
dennoch behauptet worden ist. Ich selbst habe es in Privatgesprächen

in allem Ernste behaupten gehört und diese Behaup-
tung bestritten; — wichtiger aber sind mir andere Autoritäten,
und zwar vorerst die der Bernerzeitung bei Anlaß eines Ereignisses,

welches in der ganzen Schweiz großes Aufsehen gemacht
hat, — ich meine die Einweihung der sogenannten Freischaaren-
glocke zu Schlipfen am 20. Juli 1845. Was sagte die Bernerzeitung

über dieses Fest? Sie erzählt, es habe Jemand, welcher
in den letzten Monaten eine bedeutende Rolle in derjenigen
Opposition, die daS Freischaarenwesen repräsentirt, gespielt,
und selbst als einer der bedeutendsten Führer an dem Frei-
schaarenzuge Theil genommen hat, dessen Namen ich jetzt hier
nicht nennen will, folgendermaßen zum Volke gesprochen, und
zwar seien bei 2000 Bürger da gewesen: „Die Devise des
„Schweizervolkes war: fort mit den Jesuiten aus der Schweiz.
„Die Regierungen, die Tagsatzung thaten zu ihrer Verwirklichung

nichts. Da schritt daS Volk zur That und unternahm
„den Freischaarenzug. Die Macht war keine „„ organisirte ""
„und daher auch keine „„nachhaltige''" — daS Unternehmen
„mißlang. Tue Devise ist aber noch jetzt die nämliche: fort
„mit den Jesuiten. Diese muß ausgeführt werden. Die Tag-
„satzung hilft aber nicht; die Freischaaren reichen nicht aus;
„„deßhalb muß nach andern Mitteln gegriffen werden, und
»„diese Mittel sind unsere Regierung mit ihren 40,000 Baio-
„„ netten, mit denen so oft groß gesprochen wird. "" Das Volk
„muß also der Regierung, dem Großen Rathe kräftig unter
„die Arme greifen, die Bewegung des Volkes muß lebendiger
„werden und — die Regierung wird nachfolgen „„müssen.""
Das, Tit., sind die Worte, wie sie von der Bernerzeitung
selbst, Nr. 88 vom 25. Juli 1845, angeführt werden. Im
gleichen Sinne sprach ein anderer Führer der nämlichen Opposition.

Die Bernerzeitung giebt seinen Namen ebenfalls; ich
aber will ihn hier nicht nennen. Kann man jetzt deutlicher
den Plan ausdrücken, wovon der Bericht spricht, und welchen
man darin berühren mußte, damit die ganze Schweiz wisse,
ob die Regierung von Bern gesonnen sei, sich zu solcher bun-
deswidriger Handlung hindrängen zu lassen? —Noch ein wich-
tigeres Aktenstück habe ich hier in Händen, welches zeigt, daß
jener Plan noch nicht vor Langem vorhanden war, nämlich
die Erklärung des engern Ausschusses des bernischen
Volksvereins an daS Bernervolk, datirt vom 30. August 1845 und
etwa vor acht Tagen mit sämmtlichen Zeitungen als Beilage
ausgegeben. Dieses Aktenstück ist sonst mit vieler Umsicht redigirt.
Zuerst bin ich aber so frei, zur nähern Erläuterung ein sprechendes

Beispiel anzuführen. Vor zwei Jahren hat die ordentliche
Tagsatzung beschlossen, die aargauische Klosterfrage sei erledigt
und aus Abschied und Traktanden zu entfernen. Dieses ist mit
12 Standesstimmen durch reglementarische Mehrheit förmlich
beschlossen worden. Was machen nun die Konferenzkantone,
an deren Spitze Luzern? Sie treten zusammen in einen
Separatbund und beschließen, ein Manifest an sämmtliche
Stände zu erlassen und darin die Aufhebung des als Bundesbruch

qualifizirten Tagsatzungsbeschlusses und Herstellung der
aargauischen Klöster zu verlangen. Die Form, wie dieses aus-
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geführt werden sollte, war die: Jede Regierung der konferiren-
den Stände sollte ihrem Großen Rathe einen Projektbeschluß
im Sinne jenes Manifestes zur Genehmigung vorlegen. Nun
legte die Regierung von Luzern ihrem Großen Rathe einen
Projektbeschluß vor, in welchem wörtlich Folgendes steht: Falls
die Mehrheit der Stände in diesem Bundesbruche verharren
sollte/ behalte man sich „die sernern gutfindenden Maßnahmen"
vor. Als dieser Antrag bekannt wurde, erhob sich een Schrei
der Entrüstung in der ganzen Schweiz, weil man sagte, nachdem

die Tagsatzung in reglementarischer Form eine Sache erledigt

habe, könne von keinen andern gutfindenden Maßnahmen
geredet werden als von Mitteln der Gewalt, und mithin liege
darin nichts Anderes, als eine Kriegserklärung gegen Aargau.
Das ist nun nicht etwa nur von den liberalen Ständen so

aufgefaßt worden, sondern auch vom Großen Rathe des Kantons
Luzern selbst; denn dieser hat am 20. Oktober 1843 bei der
Berathung des erwähnten Projektbeschlusseö ein einziges Wort
beigefügt, nämlich daS Wort „bundesgemäßen", so daß nun
der Beschluß lautete: — „behalte man sich die fernern
gutfindenden „„bundesgemäßen"" Maßnahmen vor. " Dadurch
ist jener Beschluß wiederum auf den Boden des Bundes gestellt
worden. Jetzt komme ich zurück auf das Manifest des
Volksvereins. In demselben sind die Grundsätze und Zwecke des

Volksvereins auseinandergesetzt, und zwar wird als erster und
wichtigster Zweck auch da wiederum die hochwichtige Zesuiten-
srage vorangestellt; dann folgt wörtlich: „Zunächst soll gegen-

„ über unsrer Regierung die unerschütterliche Ueberzeugung des

„Volkes ausgesprochen werden, baß einzig in der Entfernung
„aller Jesuiten aus der schweizerischen Eidgenossenschaft eine

„ sichere Bürgschaft für den Frieden und die Ruhe des

Vaterlandes zu finden sei, — (dieses ist auch meine innige
Ueberzeugung) — und wenn dann einmal die Volksvertreter diese

„Wahrheit selbst erkannt haben und überdies? zu der Einsicht
^gelangt sind, daß das Volk in seiner großen Mehrheit gleich-

„sails von derselben durchdrungen ist, so werben sie auch nicht

läumen, „„mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln""
„für die Beseitigung der drohenden Gefahren zu wirken."
Also, Tit., „mit allen Ihnen zu Gebote stehenden Mitteln"
Was stehen denn Ihnen, den Volksvertretern, für Mittel zu
Gebote, nachdem Sie der ganzen Eidgenossenschaft gesagt haben,
die Zesuitenfrage sei Bundessache, und nachdem Ihre Gesandt-
schaft diesen Grundsatz an allen seitherigen Tagsatzungen aufs
kräftigste verfochten hat? Was für fernere Mittel und
Maßnahmen können Ihnen demnach zu Gebote stehen, als diejenigen
der Gewalt, der Gewalt von Kanton zu Kanton Wenn das

nicht der Sinn obiger Worte ist, so würde der Centralaus-
schuß des Volksvereins, welcher sehr wohl redigiren kann und

welcher wobl weiß, was er sagt, nicht ermangelt haben, auch

hier das Wort „bundesgemäß" einzuschalten. Hätte der Cen-

tralausschuß dieses einzige Wort hier beigefügt, so hätte ich die

Erklärung desseben ebenfalls unterzeichnen können. So lange
dieß aber nicht der Fall ist, so kann der Volksverein nicht von
Verdächtigungen sprechen, sondern er soll Denen, welche Mißtrauen
in die Sache setzen, die Gerechtigkeit wiederfahren lassen, daß

die Verfasser jenes Manifestes selbst Anlaß dazu durch diese

Redaktion gegeben haben. Der Centralausschuß des Volksvereins
hat ein einfaches Mittel, sich in dieser Hinsicht reinzuwaschen;
er soll nur die Erläuterung geben, daß unter jenen Mitteln
nur bundesgemäße verstanden sind. Uebrigens habe ich
bereits gesagt, daß von allen früher bezeichneten illegalen
Tendenzen im Berichte keine dem Vvlksvereine als solchem

vorgeworfen wird, selbst nicht einmal in Bezug auf diesen zuletzt
erörterten illegalen Zweck will ich es thun, sondern es betrifft
das so eben Gesagte bloß einige Führer des Volksvereins. Aber
da frage ich nun, ob dieses Mißtrauen nammtlich gegen diele

Führer nicht gestützt ist auf Thatsachen. Ich will gefragt haben,
ob nach allem Angebrachten, was im gedruckten Berichte ent-
wickelt ist, es irgend Jemandem verübelt werden darf, wenn er

noch nicht ganz ädifizirt ist über Ansichten und Absichten
gewisser Personen in dieser oder jener Beziehung, sei es innerhalb

oder außerhalb des Volksvereines; und ist eine so

außerordentliche Empfindlichkeit gegen das in dem Berichte ausgesprochene

Mißtrauen nicht im hohen Grade auffallend? Ist man

berechtigt, sich so sehr darüber aufzuhalten nach allen Verdäch¬

tigungen, welche seit Monaten von jener Seite her in so
reichlichem Maße über die Regierung ausgeschüttet werden? Ich
komme nun auf die Verdächtigung der Regierung hinsichtlich
reaktionärer Tendenzen und des Abfalles vom liberalen Principe.

Oder sind das etwa nicht Verdächtigungen? Ist es den
Betreffenden wirklich Ernst damit? Sind dieselben wirklich
überzeugt, daß die Regierung abgefallen sei vom liberalen Princip?
In eidgenössischen Dingen vorerst — weßhalb kann man das der
Regierung vorwerfen? Hat in der Zesuitenfrage die Regierung
nicht bis zur Stunde die gleiche Haltung eingenommen, wie
von Anfang an? Warum hat man denn damals der Regierung

in so vollem Maße Lob gespendet für die von ihr
eingenommene Stellung und sagt jetzt, sie folge reaktionärer
Tendenz, während sie offenbar das gleiche Princip, wie von Anfang,
festhält? Steht sie etwa nicht mehr an der Spitze der liberalen

Stände der Eidgenossenschaft? Beweist das nicht der
vorliegende Bericht selbst und namentlich auch das Votum des
ersten bernischen Gesandten über die Iesuitenfrage an der
Tagsatzung, welches vor wenigen Tagen durch den Druck öffentlich
bekannt geworden ist? Können Sie also wirklich glauben, Tit.,
daß es der Regierung darum zu thun sei, abzufallen von den
liberalen Eidgenossen? Und in kantonalen Sachen — will die
Regierung da auch eine reaktionäre Richtung befolgen? Diese
Verdächtigung kann ich allerdings nicht annehmen, und ich finde,
die Regierung solle diesen Vorwurf mit aller Entschiedenheit
von sich ablehnen. Die von den Gegnern angeführten
Thatsachen beweisen nichts anderes als, daß die Regierung endlich
Ruhe und Ordnung im Vaterlande will, aber daß sie dem
legalen Fortschritte nach wie vor huldigt. Eine Regierung,
welche mit all den im Berichte erwähnten Reformen umgeht,
ist keine reaktionäre Regierung, sondern eine, die vorwärts
will. So viel, Tit., in Bezug auf den Bericht. Ich war
genöthigt, etwas einläßlicher darüber einzutreten, und Sie werden
mir dieß nach den demselben gemachten Vorwürfen zu gute
halten. Da ich nun einmal von diesem Berichte rede, so möchte
ich Sie bitten, gefälligst einen Druckfehler auf Seite 17 zu
berichtigen; es heißt nämlich dort: „ein Blatt insbesondere scheute
sich nicht, mißbeliebige öffentliche Personen :c. auf die
verletzendste Weise zu besudeln." Dieser Ausdruck ist nicht im
Manuscript, die Regierung würde sich desselben nie bedient
haben, sondern es heißt „behandeln." — Nun noch einige Worte
über die Frage, ob die Regierung recht gethan hat, vom Großen
Rathe ein Vertrauensvotum zu verlangen. Ich glaube — Ja.
Sie hat dadurch einen Schritt gethan, welcher durchaus con-
ftitutionell ist. Vorerst war die Regierung dem Volke und dem
Großen Rathe schuldig, Treue und Wahrheit zu leisten, die
Lage des Vaterlandes zu schildern und die Grundsätze zu
entwickeln, welche sie in Zukunft befolgen zu sollen glaubte, um
Ruhe und Ordnung im Vaterlande zu befestigen. Sie war es
aber auch sich selbst schuldig, den Großen Rath zu fragen, ob
denn wirklich nach allem Vorgefallenen, nach allen diesen
Verdächtigungen, Beleidigungen und Verletzungen der Große Rath
auch glaube, er habe eine so untaugliche und schlechte Regierung

oder ob der Große Rath noch fernerhin der Regierung
das Zutrauen schenke, daß sie ihre Pflicht erfüllen werde. Wenn
dann gleichzeitig die Regierung auf den Fall, daß dieses
Zutrauen nicht mehr vorhanden sein sollte, in ihrer Mehrheit eventuell

ihren Rücktritt erklärt hat, so sehe ich darin kein Aufdie-
brustsetzen einer Pistole, wie man gesagt hat, sondern nur eine
offene Erklärung der Sachlage und den Beweis, ob es ihr wirk
lich darum zu thun sei, die Wohlfahrt des Landes zu fördern
und zu sichern, oder ob ihr nur an den grünen Sesseln gelegen
sei. Auch der Eidgenossenschaft endlich war es die Regierung
schuldig, hier eine offene Erklärung von Seite des Großen
Rathes zu veranlassen, weil in der ganzen Eidgenossenschaft mit
größter Besorgnis? der Entwickelung unsrer gegenwärtigen
Zustände entgegen gesehen wird, indem man es als eine große
Calamität für die Schweiz und für die liberalen Stände
insbesondere ansieht, wenn die verfassungsmäßigen Zustände des

Kantons Bern erschüttert werden sollten. Daher war es

nöthig der Eidgenossenschaft thatsächlich zu zeigen, daß Ruhe,
Ordnung und Gesetzlichkeit gesichert sind, und daß die Regierung

die Zügel fest in den Händen hält. Wenn wir unserer
gegenwärtigen Regierung diese Znsicherunq nicht geben können,
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dann will auck ich lieber beule als morgen eine andere Regie-
rung an der Spitze der Geschäfte sehen. Aber namentlich in
Hinsicht aus die Zcsuitenfrage war es wichtig, der Eidgenossenschaft

diese Beruhigung zu gewähren, denn anch da gehen zweifache

Zrtbümer. Es gibt viele Liberale in der Schweiz, welche

gerade um der Haltung unserer Oppositionspresse willen zweifeln

an der Haltung der Regierung von Bern. Im Kanton
Aargau haben wahrhaft liberale Männer gefragt, ob denn
wirklich der Stand Bern setzt eine andere Stellung in der Ze-
suitensache einnehmen wolle, als bisher. Diese Männer sind

sehr besorgt darüber, und ich möchte sie beruhigen und ihnen
zeigen, daß Bern, nach wie vor, in dieser Frage zu den
liberalen Ständen steht. Diese Männer sind aber noch in anderer

Beziehung beunruhigt; sie fragen: muß nicht vielleicht die

Regierung von Bern zuletzt dem Treiben jener Opposition
nachgeben und von Kantonswegcn gegen Luzern marschieren Diese
Besorgniß eines bundeswidrigen Schrittes von Seite der
hiesigen Regierung herrscht an manchen Orten in der Eidgenossenschaft

; auch darüber möchte ich beruhigen, und hiefür gibt
eS kein besseres Mittel als die gegenwärtige, von der Regierung

selbst veranlaßte Diskussion. Auch glaube ich, sowohl
diese Diskussion, als auch die darauf folgende Abstimmung
werde nicht ohne Eindruck bleiben ans denjenigen Theil des

Auslandes, welcher fort und fort die Entwickelung der
schweizerischen und namentlich auch der bernischen Zustände mit der
größten Aufmerksamkeit verfolgt. — Ich schließe und stimme >

zu dem beantragten Vertrauensvotum, wiewohl in etwas
abgeänderter Form, und zwar stimme ich dazu, weil ich eine Re- I

gierung will, welche das Zutrauen des Großen Rathes besitzt, >

die aber auch weiß, daß sie es besitzt, und gerade in diesem
Bewußtsein die Kraft schöpft für die Erfüllung ihrer schwierigen
Pflichten. Zch stimme zum Vertrauensvotum, weil ich eine
Regierung will, die sich selbst ehrt und achtet und daher auch
von den Andern geachtet wird; die- es verschmäht, Regierung
zu sein, wenn sie überall verhöhnt und geschmäht wird und dann
in solchen Zeiten nicht einmal vor die oberste Behörde sollte
treten und von ihr als Aufmunterung einen Beweis des
Zutrauens verlangen dürfen. Zch stimme zum Vertrauensvotum,
weil ich eine Regierung will, in welcher zu sitzen zuvörderst
von ihren einzelnen Mitgliedern selbst, dann aber auch vom
ganzen Volke ais eine Ehre angesehen wird. — Zch bin nun
so frei, folgende Redaktion vorzuschlagen,welche nach meinem
Dafürhalten den eigentlichen Sinn und die wahre Bedeutung
Dessen, was der Regierungsrath verlangt, etwas genauer aus-
drücken dürfte:

„Der Große Rath der Republik Bern,—
nach Anhörung des ihm vom RegierungSrathe vorgelegten

Berichts,
im Vertrauen auf den Rcgierungsrath, —

erklärte
Den in diesem Berichte entwickelten Grundsatz, wonach ein

entschiedener Fortschritt im ganzen Staatsbaushalte, aber nur
auf gesetzlichem Wege, angestrebt, und jede illegale Richtung
mit aller Kraft bekämpft werden soll, zu genehmigen."

(Fortsetzung folgt.)
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Verhandlungen
dee

Großen Rathes der Republik Bern.

Zweite außerordentliche Sitzung. 1845.

(Richt offiziell.)

(Fortsetzung der Sitzung vom II. Herbstmonat 1845. Bericht
des Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Lage des Kantons.

Kn echtenkofer, Oberstlieut. Ich stimme gerne zu der
oben beantragten Redaktion. Ich mache es mir immer zur
Pflicht, als Mitglied des Großen Rathes den Gang unserer
politischen Angelegenheiten genau zu beobachten, und in dieser
Beziehung könnte ich Vieles bemerken. Aber da diese Bemerkungen

mit Persönlichkeiten verbunden wären, und ich die
Persönlichkeiten nicht liebe, indem durch solche dem allgemeinen
Wobl wenig geholfen wird, und ich nur die Sache im Auge
habe und das Heil des Vaterlandes will, so will ich mich von allen
Persönlichkeiten frei halten. Zch könnte einige Indizien angeben,

die Vieles, was im Berichte über den politischen Zustand
des Kantons gesagt ist, unterstützen würden, denn ich kenne
gewisse Theile im Kanton, wo man von einer Revolution so

ungenirt sprach, als man vom schönen oder wüsten Welter
redet. So äußerte sich eine sehr geachtete Person, ein deutscher

Herr, welcher bei mir logirte, an öffentlicher Tafel und in
Gegenwart von mehr als 40 Personen, er habe zuverlässig
vernommen, daß in nächster Zeit ein Putsch bevorstehe, und er
habe dieß vernommen von einem eminenten Manne, welcher
Bürger des Kantons und Mitglied des Volksvereins sei,
versteht sich — auch in einer Wirthschaft, also öffentlich. Zch will
damit den Vvlksverein nicht verunglimpfen, es sind Männer
darin, welche ich achte und ebre, und von denen ich überzeugt
bin, daß sie nur das Gute wollen. Zch habe aber noch andere

Indizien, welche den Bericht als wahr bezeichnen. Dahin
gehört die Aeußerung eines längst als wurmstichig bekannten
Individuums: ja, wenn man dann nicht will, so kömmt man
mit 500 bis 400 Freischääriern, und da wird es wohl anders
gehen. Wenn es ferner wahr ist, daß unsere Regierung >n

öffentlichen Wirthshäusern versteigert worden ist, gleich wie ein
Haupt Vieh versteigert wird, so muß man sich über die düstere
Farbe des Berichtes nicht verwundern und finden, daß hinlänglicher

Grund, ja daß es nothwendig war, den Großen Rath
zusammenzuberufen. Was mich während der ganzen Zeit am
meisten beängstigt hat, ist der Gedanke an eine fremde
Intervention ; man lachte mich zwar stets aus damit, aber ich hatte
meine guten Gründe, an die Möglichkeit einer solchen zu glau-
den. So hat eine ziemlich hochgestellte diplomatische Person
ungefähr vierzehn Tage vor dem Freischaarenzuge sich zu mir
geäußert: Herr Knechtenhofer, loset, die Sachen stehen bös,
wen» der Freischaarenzug stattfindet und die Regierung von
Liizern gestürzt wird, so gibt es Intervention, und das zwar
nicht für em paar Wochen, oder Monate, sondern sur eine

Reihe von Jahren; dann könnt ihr die Mannen unterhalten,
bis Ruhe und Ordnung wieder hergestellt sein werben. Diese
Person ersucht? mich ferner, dieß meinen Bekannten mitzutheilen

; ich that es, Einige glaubten daran, Andere lachte» mich

aus, ein Anderer, Mitglied deS Volksvereins, eine eminente

und achtungswerthe Person, und sonst mein Freund, antwortete

mir sogar, als ich ihm meine daberigen Befürchtungen
mittheilte: Nur ein Vaterlandsverräther kann von fremder
Intervention reden. Ja mit solchen Leuten, dachte ich, kann
man nicht reden; ich kehrte mich also um, und ging weg.
Gestern hat es mich nun gefreut, daß man die Gefahr, in
welcher sich unser Vaterland befindet, anerkennt, und daß
diejenigen Befürchtungen, welche ich seit längerer Zeit hegte, auch
von Andern getheilt werden, daß man die Möglichkeit einer
fremden Intervention einsieht. Denn wenn wir die einzige Stütze,
auf welcher unsere Unabhängigkeit beruht, nämlich Recht und
Gesetzlichkeit, mit Füßen treten und das Recht des Stärkern
anwenden, so stellen wir einen Grundsatz auf, der eben so gut
gegen uns angewendet werden kann, als wir ihn gegen Andere
anwenden. Das hatte ich stets im Auge, und ich wollte nicht,
daß man unsere Verfassung auch nur um ein Haar verletze.
Ich warnte stets vor Gewaltsmaßregeln, ich machte aufmerksam
auf die Folgen von Ungesetzlichkeit, aber wenn ich in diesem
Sinne sprach, so nannte man mich Jesuit und Vaterlandöver-
räther. Tit ich bm so freisinnig, als irgend Einer, aber
das System, welches die Regierung vor dem Freischaarenzuge
befolgte, war nicht ein freisinniges, und darum konnte ich ihm
nicht beistimmen. Meine daderige Abneigung gilt aber nicht
den Personen, sondern gilt dem System, welches von diesen
Personen befolgt wurde. Wenn Sie nun dieses System
verlassen und den Weg, welchen Verfassung und Gesetze
vorschreiben, wandeln wollen, so helfe ich gerne mit, unsere schöne
Versassung, zu welcher ich meinen Theil auch beigetragen habe, —
nicht wegen der damaligen Personen, aber weil das System
mir nicht mehr gefallen wollte, — zu bewahren. Ich stimm»
zu dem Antrage deS Herrn Hünerwadek.

B an de lie r, Regierungsrath. Zch bin überzeugt, wenn
der Regierungsratk den Großen Ratd vor einem Jahre einberufen

und ihm die gleiche Frage vorgelegt hätte, es wäre diese

Ziisammenderusung nicht mit demjenigen Mißtrauen aufgenommen

worden, wie es jetzt der Fall ist. Man wirft dem Regie-
rungSratbe vor, die außerordentliche Zusammenberufung des

Großen Rathes sei eher geneigt, Ausregung zu erwecken, als
zu beseitigen; er selbst reize dadurch die Gemüther. Ich weiß
nicht, ob dieß wirklich dem also ist, aber dennoch kalte ich die

außerordentliche Zusammenberusung des Großen Rathes nicht
so sehr außer Orts und deu Regierungsrath nicht so tadelnS-
wertd, weil er, geleitet durch ein sehr peinliches Gefühl in
Bezug aus die Zukunft, vor den Großen Rath trittet und vor
ihm diese Angelegenheit offen zur Besprechung dringt, um
wenigstens in der Geschichte eine Rechtfertigung zu finden gegen
die unglücklichen Anklagen aller Art, welche in letzter Zeit gegen
ihn gerichtet worden sind. Das nenne ich nicht Aufreizung.
Ein fernerer Grund der Zusammenberufung des Großen Rathes
liegt in den vielen Anklagen gegen den Regierungsrath und
dessen Mazorilät; man wird sagen, die Letztere sei einzig Schuld
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an diesen Anklagen. Es wäre mir lieber gewesen, wenn dieß hier

nicht zur Sprache gekommen wäre, aber da dieß nun einmal
geschehen ist, so wird man dem Regierungsratde doch so viel Recht

zugestehen, sich rechtsertigen zu dürsen, Dieser Grund hauptsächlich

bewog mich, zu einer Zusammenderusung der Großen Rathes

zu stimmen. Es gibt aber noch andere Grunde. Wie Sie sich

selbst überzeugt haben werden, so ist gegenwärtig die Bewegung

,m Volke nicht mehr so groß, als vor drei oder vier Wochen,
namentlich seit dem man sich von gewisser Seite so ungeheuer

bestrebt, von Legalität zu reden; aber waS nicht unbeachtit
gelassen werden darf, sind die Parteiungen im Volke selbst und

die verschiedenen Vereine in schroff entgegengesetzter Richtung.
Mas soll aus diesem Allem werden? Das weiß kein Mensch,
jedenfalls kaun nicht viel Gutes daraus entstehen, wenn nicht
der Regierung Krast gegeben wird, um die zwischen ihr und

diesen Parteiungen entstandenen Riste verschwinden zu machen,

und denjenigen Zustand im Lande yerbeizusàei, und auftuchl

zu hallen, welcher allein im Interesse des öffentlichen Wohles

liegen kann. Zu diestm Bestreben soll der Große Rath die

Regierung aufmuntern und ilcr darin beistimmen, daß

Versassung und Gesetz qedauthabt, und die Interessen nicht nur
einzelner Parteien', sondern deS ganzen Landes bewahrt werden.

In diesem Sinne hat die Regierung dereils den Ansang gemacht,
und eS frägt sich, ob Sie mit den Ihnen vorgelegten Grundsätzen

einverstanden sind. Wenn ich nun ein paar Worte rede

über meine Persönlichkeit, so bitte ich ab. Ich habe keine

große Rolle gespielt, und nicht meine eigene Meinung von Mir
bewegt mich, hier vor. mir zu rede». Ich weiß serners nicht,
welches der Ausgang der heutigen Diskussion sein wird. Well
man aber, namentlich in lctzcer Zeit, eine Menge Angriffe
gegen die Regierung und deren Mitglieder gemacht hat, >o

glaube ich, es liege in der Pflicht emes Mitgliedes der

Regierung, hier ein offenes Gesiändniß abzulegen, zu welcher

Meinung es sich bekenne, und was eS gethan habe. Ich gehe zurück

auf die Iesuitensrage bei ihrer ersten Anregung. Als von Seiten
des Kantons Aargau der Antrag gestellt wurde, die Jesuiten

von DuudcS wegen auS der Eidgenossenschaft zu vertreiben,
glaubte ich wahrhaftig nicht, daß es mit diesem Antrage so ernst

gemeint sei, ich hielt ihn mehr für Spaß, jedenfalls aber für
einen unglücklichen Gedanken, weil, wenn er wirklich in den

Massen Anklang finden sollte, dadurch die katholische Bevölke-

rung mehr oder weniger abgestoßen werden müsse. Als die

Frage eine größere Wichtigkeit erhielt und von den einzelnen
Ständen berathen wurde, schloß ich mich >n meiner Ansicht an

Diejenigen an, von denen ich glaudie, daß sie in Betreff um
sercr Zustände an Erfahrungen und an Kenntnissen reicher seien,

und drang mit ihnen auf Entfernung der Jesuiten aus der

Schweiz. Dieß ist noch jetzt meine feste Ansicht und mein fester

Wille, aber nicht auf ungesetzliche Weise, sondern mit gesetzlichen

Mitteln. Man muß nicht glauben, daß der Kanton Lern
bei der Iesuitensrage nicht unmittelbar derheüigt sei; die srüuern
Vorfälle im Jura beweisen das Gegenlheil, sie sind von den Jesuiten
und ihren Genossen ausgegangen, sie sind die Ursache, warum
sich der Große Rath zu verschiedenen Malen mit dem Jura
beschäftigen mußte. Die Bevölkerung im Jura ist nicht Schuld
daran, und sie weiß auch ganz gut, wer an den fatalen Ereig-
nissen Schuld ist, und wen, sie selbe zuzuschreiben hat. Sie
hat die Gefahr wohl tiefer erkennen gelernt, als d'.e übrigen
Theile des Kantons, und es muß »kr daran gelegen sein, daß

,hr die Quelle des Unsegeus verstopft werde. Dieser
Ueberzeugung muß ich treu bleiben, so wie ich ihr bis jetzt treu
geblieben bin, und dennoch mußte ich in letzter Zeit für einen

Jesuiten gelten. Das hat mich zum Theil bemüht, indem es

Einem nicht gleichgültig sein kann, wenn seine guten Absichten
mißkennt werden; zum Theil aber auch war mir diese Aeußerung
gleichgültig, weil sie u. A. auch von Leuten anSging, aus deren
Ächtung ich keinen Anspruch mache. Als es 'sich vor dein 8.

Dezember darum handelte, Truppen an die Grenzen zu schicken,

summle ich dazu, aber nicht aas das Gerücht eines Postillons
hin, wie man gesagt hat, sondern gestützt aus Korrespondenzen,
welche die bestimmte Versicherung enthielten, daß »m Kanton
Luzern ein Ausdruck) von Unruhen nahe sei. Man wußte, daß

unsere Erenzbevölkerung Sympathien halte mu den Liberalen
des Kautons Luzern, und daß sie leicht deßhalb sich veranlaßt

sehen könnte, Jene zu unterstützen. Dieß wollte man so

viel möglich verhindern. Man erwartete serner, daß die
kleinen Kantone, falls die Regierung von Luzern gestürzt wer
den sollte, nicht ruhig bleiben, sondern zu Gunsten derselben
interveniren würden. Dieß wollte man verhindern und dahin
wirken, daß der Kanton Luzern auf seine Weise sich konsntuiren
könne; hätten die kleinen Kantone interpenirt zu Gunsten der
gestürzten Regierung, so wäre auch von unserer Seite Inter
vennoii erfolgt. Um daher eine Intervention der kleinen Kantone

zu verhindern, stimmte ich zu der Grenzbesetzung mit
Truppen. Daraus zog man von einer gewisse» Partei den

Schuiß, ich sei für sie gewonnen. Als späterhin daS Freischaa-
rn'.wesen ansing, warnte ich bet jedem Aillasse davor und machte
aus die Folgen aufmerksam; ich verlangte im RegierungSratbe
zu fünf verschiedenen Malen, daß eine Proklamation erlassen
werde, in welcher sich der Regierungsrath aus's Bestimmteste
ausspreche, daß er von dem Freischaarenivesen Nichts wolle,
und daß man m vorkommendem Falle gegen dasselbe streng
einschreiten werde. Da war ich wieder ein IesmS Bei
verschiedenen Berathungen des Reglerungsrathes wurde den einzelnen

Mitgliedern Stillschweigen auferlegt, und als ich einmal
nach einer solchen Berathung nach Hause ging, konnte man
mir oben in der Stadt schon Alles sagen, was im RegierungSratbe

verhandelt worden. Solche Vorfälle mußten Emem
auffallen und Einen mehr oder weniger mißtrauisch machen,
solche Voriälle mögen, vn piwimtiiusu gesagt, Ihnen, Tit.,
erklären, warum das diplomatische Departement m letzter
Zeit wichtige Fragen nicht früher vor Regierungscath gebracht
hat, als bis d.eselden vollständig vorgearbeitet waren. Es ge
schah deswegen, weil mau im Regierungsratde den Mund
nicht halten konnte, sondern Alles wieder sagen mußte. Ich
beklagte mich darüber beym versammelten Regierungsratde und
verlangte eine Untersuchung, damit man wisse, von welcher
Seite das bei EldeSpfllcht auferlegte Stillschweigen gebrochen
worden sei. Es wurde aber dieß nicht beliebt. Ich für meine
Person bin nicht Freund von Geheimnißkrämerei und hätte es
namentlich in letzter Zeit nicht ungerne gesehen, wenn die

Sitzungen des Regierungsrathes öffentlich gewesen wären, man
wäre dann im Stande gewesen, besser zu beurtheilen, bei wem
das wahre Gefühl für das Wohl von Volk und Vaterland
vorbanden gewesen wäre, und die verschiedenen Voten, welche >n

den Departement?» sowohl, als im Regierungsratde abgelegt
worden sind, wären nicht auf eine Weise einstellt worden, uns
es wirklich und oft geschehen ist. Ich komme zu der Abberufung der
Beamten, welche am Fretschaarenzuge Antheil genommen daben.
Vor dem Freischaarenzuge war ich dafür, daß d'.e Regierung
sich bestimmt erkläre, sie wolle von denselben nichts, und es
hat die Regierung diese Erklärung, wenn vielleicht auch etwas
spät, gegeben. Es ist eine schwere Anklage, wenn man
behauptet die Regierung habe den Freischaarenzug begünstiget
und dann, als derselbe unglücklich ausfiel, die Tbeilnehmer daran
stecken lassen. Das ist eine schwere Anklage, und wenn Sie,
Tit., wirklich diese Ansicht haben, so ist eS Ihre heilige Pflicht,
den RegierungSrath abzuberufen, denn unmenschlich wäre es,
Tausende von Bürgern zu einem Unternehmen aufzumuntern
und sie dann bei dessen unglücklichem AuSgange stecken zu lassen.
Bereits in der Frühlingssitzung habe ich den Antrag gestellt,
daß eine Kommission niedergesetzt werde, um den ganzen
Sachverhalt zu untersuchen und auszumirteln, wer an dem Vorfalle
die Schuld trage; ich trug ferner dahin an, dieser Kommission
die Vollmacht zu geben, jedes einzelne Mitglied des Regierungsrathes

speziell zu befragen, was ihm darüber bekannt sei,
vielleicht hätte man dann klares Wasser erhalten. Es bar aber
dieß nicht beliebt, und man hat eS vorgezogen, die Sache aus
sich beruhen zu lassen. Um die Behauptung zu unterstützen,
daß der Negieruugsrath von der Bildung von Freischaaren habe
unlei richtet sein müssen, hat man viel von den eingelangten
Berichten der Regierungsstattbalter gesprochen, von ansge-
iandten Kundichaflern u. s. w. Hier nur eine einzige That-
fache. Ich erklare bei meinem Ehrenworte, daß ich auch nicht
ein Wort wußte, daß sich Freischaaren aus unserm Gebiete
sammeln und von da in den Kanton Luzern einrücken sollten. Am
Sonntag Abends um 4 Uhr habe ich dieß zum ersten Mal
vernommen und zwar durch die beiden Delegirten, die von Langenthal
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zurückkamen. Dieß mag Ihnen, Tit., beweisen, wie gut der
Regierungsrath in seiner Mehrheit unterrichtet war, und wie
die Berichte, auf die man sich berufen will, beschaffen gewesen
sind. Zu der erlaffenen Proklamation habe ich gestimmt, und
da ich von der Ansicht ausgehe, daß dasjenige, was die Regierung

in einer solchen Erklärung androht, in vorkommenden
Fallen ausgeführt werden soll, so habe ich auch zu der
Einstellung der Beamten gestimmt, und hatte auch zur Abberufung
stimmen können, denn es ist eine Regel, daß Gesetze gchandhabt
werden sollen, und giebt man auch nur einmal nach, so ist
man für die Zukunft in seder Beziehung gelahmt. In meinen
Ansichten wurde ich bestärkt durch die Handlungsweise eines
Beamten, welche bekannt zu werten verdient. Es ist, ich darf
ihn wohl nennen, der Herr RegierungSstatthalter von Nckau,
welcher am Freischaarenzuge Antheil genommen hat. Als
derselbe Kenntniß erhielt, er werde abberufen werden, meldete er dem
Regierungsrathe ungefähr Folgendes - „Im gegenwärtigen Augenblicke,

wo ich das Zutrauen der Bevölkerung besitze, wo deren
Sympathieen für das Freischaarenwesen sehr groß sind, wo über-
dieß fur meine Person der Umstand spricht, daß man es mir bei-
mißt, daß viele Theilnehmer am Freischaarenzuge gerettet worden
sind, und wo deshalb das Gefühl von Dankbarkeit die Leute an
mich bindet, sinde ich es unklug, wenn die Regierung gegen mich
einschreitet; aber ich begreife, daß die Regierung einen Akt der
Kraft thun muß, um ihr Ansehen wieder zu erlangen, und sie

muß deshalb gerade den Anfang mit mir machen, vielleicht nur
nicht gerade in diesem Augenblick; deshalb will ich meine
Demission nicht selbst geben, sondern die Regierung muß mich
abberufen/' Diese offene Sprache rührte mich, eS liegt in
derselben ein schönes Beispiel von Vaterlandsliebe, welches ich mich
verpflichtet fühlte, hier anzuführen. Von den gleichen Grundsätzen

gieng ich bei der Abberufungsfrage aus. Seilher war
der Regierungsralh allen möglichen Verdächtigungen ausgesetzt;
man sagte, das Wetter habe sich geändert, und wir seien
Jesuiten geworden, man sprach von Allianzen mit der konser-
vativen und aristokratischen Partei, und weiß der Himmel — von
was Alles. Ja, es wurde sogar ein Akt der Humanität, welchen
die Regierung beging, auf das Allergrellste verdreht und zu
einer Anklage gegen sie gestempelt. Es betrifft dieß den
Beschluß des RegierungSratheS, infolge welches die Zeitungsschreiber

vor den RegierungSstatthalter beschieden und aufgefordert

wurden, sich unter den gegenwärtigen Verhältmffen met
Mäßigkeit auSzusprechen und alle aufreizenden Einsendungen zu
vermelden. WaS war der Grund einer solchen Aufforderung s

Man wollte das Lvos der LflflU Gefangenen in Luzern nicht
dadurch verschlimmern, daß man durch aufreizende Znrungg.
artikel den schon hoch genug gesteigerten Fanatismus der
luzernischen Bevölkerung noch mehr steigere, und so die Gefangenen

einer härtern Behandlung aussetze, za möglicher Weise
ihr Leben bedrohe. Wenn die Zeitungen ein wenig Takt gehabt
hätten, so hätten sie Solches von selbst gethan; so aber
enthielten dieselben die unpassendsten Herausforderungen, welche
theilweise von einem Manne ausgegangen sind, welcher in
Baselland schon längst wohl bekannt ist. Aus dieser
wohlgemeinten Warnung des RegierungSratheS machte man eine
Verfassungsverletzung und stellte sie dar, als wollte man die
Presse knebeln, gerade wie man dieß in den letzten Tagen den

Mitgliedern des Großen RatheS hat weiß machen wollen.
Gewiß muß man doch Einem so viel Verstand zutrauen, um
einzusehen, daß eine Kneblung der Presse heutzutage nicht mehr
angebt. Seit dieser so betitelten Preßordonnanz nun soll sich

die Politik des Kantons Bern ganz geändert haben, und um
dieses zu beweisen, führte man neben der oben berührten
Einstellung der Beamten noch sogar die Abberufung von Offizieren
und Soldaten an. Von einer solchen Abberufung weiß ich,
weiß Gott! nichts. Ich weiß nur, daß eine einzige Abberufung
eines Offiziers statt gehabt hat, und ich verlange, daß der
Antrag des Militärdepartements darüber — aus Schonung
zwar nicht verlesen, — aber auf den Kanzleitisch gelegt werde,
eS wird sich dann aus diesem Antrage der wahre Adderufungs-
grund von selbst ergeben; hier will ich idn aus Rücksichten für
den Abberufenen nicht anführen. Ich weise alle dergleichen
Anschuldigungen, als hätte die Regierung von Bern den
Rückschritt angetreten, zurück. Von den Preßprozessen will ich nicht

reden; die Einen meinen, sie müssen sein und es habe die
Regierung die Pflicht, alle gegen ihre Ehre gerichteten Angriffe
auf dem Wege des Gesetzes abzuweisen; ich meine, sie müssen
nicht sein, und Sie haben hier von Männern die Preßprozesse
vertheidigen hören, welche gewiß nicht alS Männer des
Rückschrittes bekannt sind. Sie sehen, Tit., daß die Ansichten hier
verschieden sind. Man hat dem Regierungsrathe vorgeworfen,
er wolle sich von den liberalen Ständen trennen und Solothurn
und Aargau fallen lassen. Ich frage, Tit., kann diese
Beschuldigung nur einige Glaubwürdigkeit verdienen, im
gegenwärtigen Moment, wo wir auf dem Punkte sind, durch eine
Zollvereinigung unsere materiellen Interessen mit densenigen des

Kantons Soloihurn in Einklang zu bringn,? im Moment, wo
wir bereit sind, im Einverständniß mit den liberalen katholischen
und paritätischen Kantonen em Konkordat zu schließen, um eine
katholische Akademie zu errichten, welche dem Einflüsse der
Jesuiten entgegenarbeiten soll? — in einem Augenblicke, wo
unlängst auf der Tagsatzung von dem Gesandten Berns die
Ausweisung der Iesunen von Bundeswegen vertheidigt worden
ist? Sei man doch ehrlich und aufrichtig; wo hat man denn
das Gedächtniß bei solchen Behauptungen? man sagt, man
wolle den Kanton Aargau verlassen. Erinnert man sich denn
nicht mehr an die Maßregeln, welche die Regierung von Bern
getroffen hat, als der Kanton Aargau von einem Einfalle von
Seite LuzernS und der kleinen Kantone bedroht war? Hat
nicht die Regierung damals bedeutende Maßregeln ergriffen,
um den Kanion Aargau zu schützen? hatte man nicht Alles
dazu gerüstet, was ohne Anfgeoot der Mannschaft möglich
war? hat man nicht Wl) Pferde einberufen, damit man auf der
Stelle fort könne, falls die Drohungen sich verwirklichen sollten?
Warum sagt man von du sen Thatsachen mchlS, von denen eine

einzige mehr beweist, als sämmtliche Reden m Volksversammlungen?

Der Regwcungsrath war sehr entschlossen und hätte
damals im vorkommenden Fall Truppen marschiern lassen,
sogar ohne vorher den Großen Ralh zusammenzuberufen. Haben
sich etwa Magistraten des Kantons Aargau über uns beklagt,
dap wir sie Härten stecken lassen? das glaube ich nicht; denn

wenn sich diese beklagen, so verdienen sie einen andern Namen
und zedensalls unsern Vorwurs. Diese Thatsachen sprechen am
beßten über unser Verhältniß zu den liberalen Ständen, und
sie mögen Zonen, Tit., bewegen, ob der Regierungsrath retro-
grad geworden sei. Aber auch in Kantonalvervaltnissen ist dieß

nicht der Fall Glauben Sie, Tit., etwa, wir hätten unterdessen

viel Ruhe gehabt, u»d es sei die Stelle eines Mitgliedes
deS Regierungsraths eine gar angenehme Sache? Neu«, Tit.
Seitdem der RegieruugSrath hier im Großen Rathe und von
den Zeltungen aus eine so bemühende Weise angegriffen und
angcs-inbet worden ist, sind wir gewiß nicht unbekümmert auf
den grünen Sesseln gesessen, sondern es mußte Einem großen
Kummer verursachen, die Sache der Freiheit und die Ruhe des

Landes so aus tue Spitze gestellt zu sehen, wie es der Fall war.
Der RegierungSrach mußte umer solchen Umst i.zdei, wissen, ob

er von den Männern, welchen daS Wohl des Landes am meisten

am Herzen liegen soll, auch so getadelc werde, oder ob er noch
das Zutrauen besitze, welches ihm einst geschenkt wurde. Darum
die Zusammenberufulig deS Großen RatheS. Hätte man dieß

nicht gethan und hätte man die Sache gehen lassen, so würde eS

geheißen baden c sie — die Regierungsräihe — wollen ihre Plätze
um feden PreiS behalten. Jetzt, da wir diele zur Verfügung des

Großen Ratdes stellen, falls wir sem Zutrauen nicht mehr
besäßen, macht man unS den Vorwarf, als beabsichtigen wir,
Alles drüber und drunter zu werfen. So werden unsere

Handlungen und Absichten verdächtigt. Man spricht nichts von den

vielen schweren Arbeiten, welche mi Fache der Administration
und der Gesetzgebung geschehen sind, von denen eine Einzige
medr Mühe kostet, als dloßeS Reden in Vereinen und
Volksversammlungen; man sagt nichts von dem Cnmmalgesetzentwurf,
von den Arbeiten im Armenwesen und im Zehnrwesen und an-
derm. Doch die Zehntfrage wurde hier besprochen, und man
hat in der Art und Weise, wie sie behandelt wurde, eine

Verfassungsverletzung finden wollen, emestheilS darin, daß eine

eigene Kommission die Entwürfe ausgearbeitet hat, andererseits

in dem Inhalt des ersten Entwurfes. Tit., es ist ein großes

Unglück, wenn die Zehntfrage nicht erledigt wird und zwar auf



eine gründliche Art, wie solche im ersten Entwürfe vorgeschlagen

ist. Wenn dieß nicht geschieht, und der zweite Entwurf
angenommen würde, so halte ich dafür, wir haben unser Volk
betrogen, geradezu, denn es würden nicht sechs Zahre vergehen,
daß nicht ungeachtet der obligatorischen Liquidation eine Steuer
auferlegt werden müßte. Das nenne ich das Volk bekriegen.
Man wirft dem ersten Projekt ferners vor, daß bei dessen An-
nähme Millionen ausgegeben würden, während es doch besser

sei, dieselben zu behalten. Daß aber die in fremden Ländern
angelegten Kapitalien von einem Tag auf den andern verloren
gehen können, das hat man nicht bedacht, während es doch besser

ist, dieselben im Lande zu behalten. Tit., wir verlangen
eine offene Sprache, denn das Vertuschen hilft hiev nichts.
Wenn Sie finden, daß der Regierungsrath Ihr Zutrauen nicht
mehr besitze, daß er nicht in Ihrem Sinn die Geschäfte leite,
so ist es besser, daß Sie solches heute aussprechen. Wenn schon

der gegenwärtige Regierungsrath abtrittet, so ist das Vaterland

damit nicht verloren. Zch will gewärtigen, was Sie
beschließen werden.

May, Fürsprech. Es handelt sich heute um ein Vertrauens-
Votum. Diesem kann ich nicht beistimmen, sondern ich stimme
dazu, eine Kommission niederzusetzen, welche mit denjenigen
Vollmachten ausgerüstet würde, welche nöthig sind, um der

ganzen Geschichte aus den Grund zu kommen. Bereits zweimal
ist ein solches Votum von uns verlangt worden, zwar in etwas
anderer Form, nämlich im Hornung und im April. Auch damals
hat der Regierungsrath Bericht erstattet und dabei verlangt,
daß sich der Große Rath damit zufrieden gebe, mit dem
Versprechen, er wolle in Zukunft Gesetz und Verfassung handhaben.
Der Große Rath hat beide Mal entsprochen; jetzt kommt der
Regierungsrath und verlangt zum dritten Mal das Nämliche.
Zch will auf den heutigen Tag jeglichen Vorwurs vermeiden
und einzig dahin antragen, daß eine Kommission in obigem
Sinn niedergesetzt werde. Es ist dieß um so nothwendiger,
als von mehreren Seiten Voten gefallen sind, welche von
unverkennbarem Mißtrauen gegen den Regierungsrath und
einzelne Mitglieder desselben sprechen, ja selbst von Mitgliedern
des Regierungsrathes sind Aeusserungen gefallen, welche auf
einen Zweispalt im Schooße des Regierungsraihes zwischen der
Majorität und Minorität hindeuten. Inwiefern das geäußerte
Mißtrauen gegründet ist, und wie weit die gegenseitige Spannung

im Regierungsrathe geht, und was der Grund davon ist,
will ich nicht beurtheilen, aber es scheint mir unter solchen
Umständen nicht am Orte, zum dritten Mal Palliativmittel
anzuwenden, sondern Alles gründlich durch eine Kommission
untersuchen zu lassen. Zch hätte gewünscht, daß der Bericht Thatsachen
brächte und nicht bloß 'dahin gerichtet sei, um ein Vertrauensvotum

zu erhalten und die Versicherung zu ertheilen, man werde
in Zukunft mit allen zu Gebote stehenden Mitteln Gesetz und
Ordnung bandhaben. Zweimal haben wir solche Berichte genehmigt
und eine Art von Zutrauensvotum ausgesprochen; dieß ohne
fernere Untersuchung zum dritten Mal zu thun, scheint mir
etwas zu stark, und wir sollen zeigen, daß eS unS Ernst ist,
solche Vorfälle, wie wir sie in letzter Zeit gehabt haben, nicht
mehr vorkommen zu lassen. Dieß sind wir dem Kanton und
der Eidgenossenschaft schuldig. Die Kommission hätte dann zu
untersuchen, wo der Grund dieser traurigen Ereignisse liege,
und erst wenn man alle die Fäden kennt und die Hand, welche
dieselbe in Bewegung gesetzt hat, erst wenn das ganze Gewebe
klar vor Augen liegt, und der Große Rath im Stande ist, sich

über Alles genau Rechenschaft zu geben, dann erst ist es möglich

dem Uebel von Grund aus zu begegnen und Hülfe zu
schaffen. Findet die Kommission dann, daß man sich zu dem
vom Regierungsrathe gestellten Antrage bekennen solle, dann
wird man auch dazu stimmen und das mit Ueberzeugung. Sollte
indessen dieser Antrag nicht gefallen, und keine Mehrheit auf
sich vereinigen, so trage ich in zweiter Linie einfach dahin an:

„Der Große Rath u. s. w. beschließt:
Es solle der Regierungsrath angewiesen sein, Verfassung

und Gesetze in jeder Beziehung strenge zu handhaben."

Aubry, Regierungsrath. Wird die Niedersetzung einer
Kommission dazu dienen, mehr Licht über die odschwebende
Frage zu verbreiten, als Alles das, was wir bereits gelesen
und gekört haben? Es ist erlaubt, hieran zu zweifeln, denn
es handelt sich um eine Reihe von Thatsachen, über welche sich

em Zeder mit Muße eine Meinung bilden konnte, die man
einfach jetzt noch den Muth haben sollte, zu äußern. Die
politische Lage der Tinge ist nicht reizend, darüber bin ich
einverstanden; der Bericht scheint mir eine getreue Darstellung
darüber zu geben, welcher nur von zwei Rednern theilweise
widersprochen worden ist, während andere hingegen das Gemälde
allzu düster finden. Der Bericht enthält völlige Wahrheit, aber
eine Wahrheit, die für gewisse Ohren ziemlich unangenehm
klingt. Zch will mich nicht darauf einlassen, das diplomatische
Departement zu vertheidigen; es ist bereits gerechtfertigt worden

und würde es erforderlichen Falles durch das Mittel seines
Berichterstatters werden; einzig darauf möchte ich aufmerksam
machen, daß man mißkennen will, daß das diplomatische Departement

laut dem Gesetz ganz besonders die Obliegenheit hat,
über die äußere und innere Sicherheit zu wachen, und daß es

daher nichts Anderes gethan, als eine unangenehme Pflicht
erfüllt hat. Können Sie demselben zum Vorwurf anrechnen,
daß es nicht dem nächsten Beßten Eröffnungen über die Tagesfragen

macht, und Vorsicht gegen solche Kollegen beobachtet,
welche von der Gewohnheit, zu viel zu schwatzen, geplagt sind?
Es giebt Dinge, welche wegen ihrer inwohnenden Natur und
Bedeutung nur bis zu einem gewissen Grade sich zur Öffentlichkeit

eignen, und oft kommen solchermaßen heikle Sachen vor,
daß der Präsident einer jeden Regierung manchmal sich in den
Fall gesetzt sucht, dieselben wenigstens für den Augenblick geheim
zu halten. Was mich anbetrifft, könnte ich daher hieraus keine
Empfindlichkeit oder keinen Argwohn schöpfen; ich bin immer
befriedigt, wenn ich sehe, daß es gut geht, selbst dann, wenn
ich nicht dabei mitwirken kann. — Auf den heutigen Tag liegt
uns ganz einfach folgende Frage vor: Besitzt der Regierungsrath

noch Zdr Zutrauen, Za oder Nein? Es handelt sich nicht
um eine Majorität oder Minorität; wohlverstanden, daß eine
kompakte Majorität, wie man so hoch ertönen läßt, gar nicht
existirt; und in dieser Beziehung nehme ich keinen Anstand,
mich auf daS Zeugniß meiner Kollegen zu berufen. Es sind
kaum einige Monate seitdem, daß die nämlichen der Regierung
feindlich gesinnten Leute daS größte Lob über dieselbe erhoben
und dieselbe feierten; plötzlich andern nun dieselben ihre Ansicht
und sagen: die Regierung sei zu Nichts mehr gut, sie sei

reaktionär, jesuitisch, und ich weiß nicht, was Alles noch. —
Wenn nicht der Herr Staatsschreiber bereits die gegenwärtige
Lage der Dinge so richtig auseinandergesetzt hätte, gerade aus
dem nämlichen Gesichtspunkte, wie solche auch mir erscheint,
so würde ich versucht haben, einige der aus früherer Zeit her-
stammenden Ursachen zu bezeichnen, welche den Zustand
herbeiführten, den wir jetzt beklagen. Zch werde mich daher darauf
beschränken, nur an Dasjenige zu erinnern, was, wenn ich mich
nicht irre, in dem Jahre l8T> oder 1886 stattgefunden hat,
denn diese Vorfalle sind charakteristisch. Damals glaubte man,
in einigen Fremden ausgezeichnete Republikaner entdeckt zu
haben, welche unS über die Freiheit Lehren geben könnten.
Bald nahmen sie öffentliche Lehrstühle ein; Jene, die am meisten
beigetragen hatten, diese Leute in unsere Mute zu ziehen,
waren die Ersten, Dieses wieder zu bereuen; wenige Zeit nur
verfloß, so sah sich die Regierung in die Nothwendigkeit ver-
setzt, den Einen oder Andern über die Grenze wegzuschicken.
Ungefähr um die nämliche Zeit und schon etwas früher, hatten
wir politische Flüchtlinge in großer Zahl; die Einen mißbrauchten

das Asylrecht; es waren Schlangen, an unserm Busen
genährt. Ich erinnere mich, wie ich glaube, im Zahre l83t!
und nachher, einige ihrer aus Teutschland gekommenen
Korrespondenzen gelesen zu haben, in welchen die Schweizer im
Allgemeinen, besonders aber unsere eisten Mag'stratspersonen auf
die gröbste und unwürdigste Weise behandelt waren. Verwundern

Sie sich nicht, wenn ich mißtrauisch gegen diese FreiheitS-
lehrer geworden bin, die uns für so weit zurückgeblieben kielten,

und die sich erwiesener Maßen unserer zu ihren verborgenen
Zwecken bedienen wollten. Ueberdieß haben die Lehren, die
man uns beizubringen suchte, und die ich als zerstörend für zede



Repläsentativregierung hatte, unter Andern» den Freischaaren-
zug vorbereitet und herbeigeführt, welcher gewiß nicht das
schönste Blatt in unserer Geschichte einnehmen wird. Für meine
Person habe ich bis j tzt noch nicht zu der Ueberzeugung gelangen

können, daß der Zweck die Mittel heilige. WaS haben wir
bald nach dieser Niederlage für Dinge gesehen, die ich nicht
nach ihrem wahren Namen und Gattung benennen will An
einem Orte im Oberlande hat sich ein Konnt« gebildet, eine

Art von Lehmgericht, welches so weit ging, daß es selbst über
Mitbürger zu Gerichte saß, denen man üble politische Gesinnungen

zutraute. Ist das ein Fortschritt? Anderswo hielt man
Fremde aus der Straße an; man nöthigte sie, ihre Pässe
borzuweisen ; man bedrohte, man mißhandelte sie: Würtemberger
und Bayern waren die Opfer dieser Exzesse. In der zweiten
Stadt des KantouS begab sich ein Individuum, das sich die
Eigenschaft als Agent eines Komitö's beilegte, inmitten der
Nacht nach einem Wirthehause, um ein Individuum aufzufordern,

aus dem Bette auszustehen und mit Beförderung den

bernischen Boden zu verlassen, unter Androhung, sonst
durchgeprügelt zu werden. Noch anderswo erging sich die politische
Rachsucht an den Güterwagen. Zn unserer Hauptstadt wurde
der zum öffentlichen Dienst bestimmte Postwagen eines eidgenössischen

Mitstandes angehalten, uni aus demselben, vermittelst
Gewaltthat, einen luzernischen Reisenden aussteigen zu machen.
Wenn wir auf diesem Wege fortfahren, so kommen wir in'S
Mittelalter zurück, wo der Anfall aus einen Postwagen als eine

Wassenthat betrachtet wurde. Zch frage Sie, meine Herren,
sind dieses Fortschritte? Zch könnte noch manche andere Thatsache

anführen. Bei unsern Nachbarn schlägt man Leute, die

sich zum Beten versammeln, oder jagt sie auseinander. Man
predigt die Zerstörung alles Glaubens, selbst des Glaubens an
Gott. Der Geschichtschreiber Louis Blanc, dessen Meinung
doch nicht verdächtig sein wird, sagt, daß Alles, was man im
Staate von der Oberherrschaft Gottes wegnehme, dafür der

Herrschaft des Henkers zugelegt werde. — Sagt Ihnen alleö
Dieses nicht klar genug, daß in diesem Verfahren der Civilisation

Etwas liegt, das man ahnden und unterdrücken muß,
wenn wir nicht unter die wilden Völker gerechnet werden wollen?
— Ich gehe zu den Volksvereinen über. Das Vereinsrecht ist
ein bei uns geheiligtes Recht; allein bei Ausübung dieses Rechtes
muß man nach den Vorschriften des Gesetzes gewisse Schranken
beobachten. Ein gewisser Mitunierzeichuer des kürzlich an das
Volk erlassenen Manifestes, der an den Versammlungen und
selbst hier gesagt und wiederholt hat, die Legalität tödte uns,
— versichert uns, daß der Volksverein keine andern Absichten
und keen anderes Ziel habe als, die Darbringung von Wünschen
und die Eingabe von Bittschriften an die Behörden zu erleichtern.
Ich scage aber, ob bis dahin eS einen einzigen Staatsbürger,
einen einzigen Kantonsbewohner gegeben hat, der verhindert
worden wäre, eine Petition einzureichen, oder Zutritt bei den

obersten Staatswürdeträgern zu senden und denselben seine

Wünsche vorzutragen? Ist es nothwendig, um zu denselben

zu gelangen, eine solche Vereinsorganisatio» auszustellen? Ist
es nöthig, seine Zuflucht zu einem Centralkomitv, zu sehr
elastischen Statuten, zu Verbindungen in den Amtsbezirken zu
nehmen, um Wünsche auszudrücken, Bittschriften abzufassen
oder sich über die öffentlichen Angelegenheiten der Republik zu
unterhalten Ist eS hierzu eeforderlich, Einverständnisse in
der bewaffneten Macht anzubahnen, Unterosfiziersvereine zu
bilden u. s. wO Alle diese Vorkehren zu einer so einfachen
Sache, wie eine Bittschrift ist, sind überflüssig, oder, ich muß
es erklären, es sei denn, daß etwas Verborgenes und
Geheimnisvolles vorhanden wäre, das über meinen Verstand geht.
Was die Tendenzen anbetrifft, so hat der Herr Staatsschreiber
dieselben bereits hinlänglich bezeichnet, um uns zu überzeugen,
daß dieselben aufs Kräftigste zurückgewiesen werden müssen;
Jedermann in dieser hohen Versammlung ist damit einverstanden

daß man nach Ruhe und Ordnung verlangt, denn Handel
und Gewerbe leiden unter diesem Zustande der Dinge, die
Kapitalien werden zurückgezogen und wandern nach dem Auslande.
Alles dieses beweist, ich wiederhole es, daß irgend Etwas
beseitigt werden muß, um aus dieser Unbehaglichkeit hinauszukommen.

Auf den heutigen Tag möchten gewisse Leme uns

glauben machen- daß nichks Beunruhigendes vorhanden sei,

und daß das diplomatische Departement, das einmüthig in seiner
Berichterstattung war, nur aus Gespenstersehern zusammengesetzt
sei! Ziehe man doch Erkundigungen bei einigen Regierungsstatthaltern

und Gerichtspräsidenten ein. Für meinen Theil
lade ich den Herrn Centralpolizeidirektor ein, die vollständige
Wahrheit an den Tag zu legen. Er wird es thun, ich zweifle
nicht daran. Wir haben einen sehr kritischen Zeitraum durchlaufen

in welchem man aus nichts Geringeres ausging, als c

uns zu vermögen, einem benachbarten Mitstande den Krieg zu
erklären. Der Eingangsrapport hat Ihnen bereits auseinandergesetzt

welche Folgen dieses Unternehmen für uns gehabt hätte,
nämlich, daß dasselbe unS die ganze Eidgenossenschaft auf den
Rücken gezogen hätte und vielleicht sogar noch die fremde
Intervention das schlimmste aller Uebel. Zch habe sicherlich nicht
größern Muth, als nöthig ist; allein wenigstens so viel Muth
habe ich, zu meiner Meinung zu stehen, und ich fürchte mich
nicht, zu sagen, daß es in unserer Mitte, in unserm Kanton,
anarchische und revolutionäre Tendenzen gibt, die man bekämpfen
muß; hierfür ist es im Interesse der öffentlichen Ordnung
nothwendig die Regierung neu zu kräftigen und zwar in wesentlichem

Grade. Was werfen ehr Diejenigen vor, welche von
allen Seiten Feuer auf sie geben? Eine Schule der Mißleitung
und Unordnung geschlossen zu haben; einen armen Thoren
ausgewiesen zu haben, der, nach meiner Ansicht, niemals verdient
hat, ein Advokatenpatent zu bekommen; einige Prozesse gegen
Zeitungen angehoben zu haben! Man nennt dieß den Krebsgang

einschlagen, die Presse fesseln und knebeln; allein ist dieses
nicht eine Lächerlichkeit, wenn man erwägt, daß es sich dabei
um ein bestehendes Gesetz handelt, dessen Strafbestimmungen
wahre Kleinigkeiten sind? Ich liebe die Opposition, und in
Folge dessen auch die Preßfreiheit, vorausgesetzt, daß diese

Freiheit sich inner den Schranken von Verfassung und Gesetzen
bewege. Ich wünsche, daß man Verbesserungen treffe, und
daß man, unter Beibehaltung unserer Einrichtungen, dieselben
ausbilde und vervollkommne. Ich wünschte auch, daß man die

Vergangenheit mit einem Schleier bedecken könnte, mit einem
dichten Schleier, und daß man nicht mehr über unsere Geschichte,
seit dem verflossenen Monat December sprechen müßte. Als
Kinder der gleichen Familie sollten wir uns unter einander
verständigen können. Es gibt ohne Zweifel einige junge Leute
mit cxaltirten Köpfen, allein ihre Hitze wird sich mit dem
vorrückenden Alter abkühlen. Ich liebe die Jugend, sie ist daS

Leben und die Zukunft des Landes; auch ich habe Luftreisen
gemacht, allein am Ende stieg ich wieder auf die Erde herab;
ebenso wird eS mit der Zeit unsern Hitzköpsen ergehen. — Die
Interessen der öffentlichen Gesellschaft sind mehr oder weniger
erschüttert; man muß dieselben wieder beleben und befestigen.
Zu diesem Zwecke bedürfen wir ein Zutrauensvotum von Ihrer
Seite, um der Regierung die Stärke und Einigkeit wieder zu
geben, welche ihr gegenwärtig mangeln. — Man sagt Ihnen,
daß wir darauf ausgehen, Ihr Gewissen zu überfallen; wir
setzen Ihnen die Pistole aus die Brust, wir führen Drohungen
im Munde u. s. w. Es ist nicht ein einziges wahres Wort in
dieser ganzen Sprache; wir sehen nun einmal die politische
Lage unter diesem Gesichtspunkte an; wenn Sie hingegen dieselbe

anders ansehen, so sprechen Sie sich aus, und geben Sie un-
verweilt dem Lande eine andere Verwaltung, welche dessen

Glück begründen könne. Der Regierungsrath kann nicht anders
als durch daS öffentliche Zutrauen bestehen; er hat nicht, wie

anderwärts, daS traurige Hülfsmittel der Baïonnette zu seiner

Verfügung. — Schließlich muß ich Ihnen versichern, daß wenn
ich auch ein wenig lebhaft geworden bin, dieß gewiß nicht daher

rührt, daß ich etwa Haß oder Ränke im Herzen hege, denn ich

sehe hier nichts Anderes als politische Gegner, keineswegs aber

Feinde. In keinem Falle würde ich mich dazu hergeben, Spielball

einer Partei zu sein. ES sind verborgene, im Dunkeln
schleichende, Pläne vorhanden, die man überwachen und nöthigen

Falles unterdrücken muß, damit sie nicht einen Sieg davon

tragen, welcher daS Land entehren und seinen Untergang
herbeiführen würde.

(Schluß der Morgensitzung um 1^/4 Uhr.)



<Nachmíttagssitzung «m Z Uhr.)

Verlesen wird ein Anzug von 53 Mitgliedern, dabin
gehend, der „Landbote" solle aushören, und es möchten dem

Amtsblatte lediglich die Beschlüsse der Regierung, allfällig mit
den Motiven, beigelegt werden.

Vogel. Auch ich, Tit., gehöre zu denjenigen Mitgliedern
des Großen Rathes, welche behaupten, der Bericht des

Regierungsrathes sei nicht im Einklänge mit der wahren Lage des

Kantons. Wenn gegenwärtig Aufregung im Lande ist, so ist

dieselbe nach meiner innigsten Ueberzeugung erst seit der
außerordentlichen und unerwarteten Zusammenberufung des Großen
Rathes entstanden. Ich finde also, wie noch Viele mit mir,
diese Sitzung voreilig und überflüssig. Wir sind also nicht
hieher berufen worden, um eine Billigung oder Mißbilligung
gegen den Regierungsrath auszusprechen, sondern damit der

Große Rath erkläre, der Regierungsrath sei noch ferner im
Stande, das Staatsruder zu führen. Daran habe ich nie
gezweifelt ich kann also auch nicht begreifen, wie der Regierungsrath

nach l4 Zähren gerade jetzt, wo Alles ruhig ist, eine
solche Erklärung nöthig haben soll. Der Regierungsrath kennt
die Verfassung und die Gesetze, wonach eine republikanische
Regierung handeln soll, besser als wir Alle. Wenn
verfassungswidrige Angriffe auf die neue Ordnung der Dinge gemacht
werden sollten, ist etwa Zweifel vorhanden, daß der Große
Rath den Regierungsrath nicht unterstützen werde? Ich will
also heute weder Billigung noch Mißbilligung aussprechen,
sondern gar nicht eintreten. Ich erlaube mir bloß noch eine
einzige Bemerkung wegen des Landboten. Man hat gestern
behauptet, derselbe habe Anerkennung im Lande gefunden, es

zeige sich dieß aus den vielen Abonnements, welche in letzter

Zeit hinzugekommen seien. Man muß wissen, Tit., wie die
Abonnements auf dem Lande gemacht werden. Manchem sind
Btz. 00 für das Amtsblatt zu viel, ein Anderer hingegen hätte
gerne eine Zeitung, aber Batzen 80 sind ihm auch zu viel;
sie verständigen sich also jetzt zusammen; Jeder bezahlt Btz 30,
und dann haben sie Zeitung und Amtsblatt zusammen.
Deßwegen muß man aber nicht glauben, daß man auf dem
Lande gar viel Freude an der Tendenz des Landboten habe,
weder an Artikeln über Hegelianer u. f. w., noch an erlogenen
Einsendungen, worin achtbare Staatsbürger, Großräthe sogar,
auf's allerärgste verunglimpft werden. Daran, Tit., hat man
nicht Freude. Zch stimme zum Antrage des Herrn Reqierungs-
statthalters Kohler, aber ein wenig motivirt. Zch schlage dem-
nach folgenden Projekt-Beschluß vor:

„Der Große Rath der Republik Bern,-
Nach Anhörung des Berichtes des Regierungsrathes über

den gegenwärtigen politischen Zustand des Landes, —

in Betrachtung:
Daß die Zustände deS Landes beruhigender und befriedi.

gender erscheinen, als der Regierungsrath dieselben angesehen
zu haben scheint, und daß in vorkommenden Fällen die Verfas-
sung und vorhandene Gesetze der Regierung zur Richtschnur
dienen sollen, —

beschließt:

In den vorliegenden Bericht des Nähern nicht einzutreten. "

(Fortsetzung folgt
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Verhandlungen
dee

Großen Ratdes der Republik Bern
Zweite außerordentliche Sitzung. 1845.

(Nicht offiziell.)

(Fortsetzung der Sitzung vom N. Herbstmonat 1845. Bericht
des Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Lage des Kantons.)

Weber, Regierungsrath. Ich würde vielleicht das Wort
nicht ergriffen haben, Tit., oder jedenfalls weniger umständlich,
wenn ich nicht heute dazu provozirt und gestern von einem Mit-
gliede gewissermaßen angeklagt worden wäre. Vorerst beginne
ich mit einigen Berichtigungen von Gerüchten, welche insofern
eine Berichtigung verdienen, als ste möglicherweise influenziren
werden auf das Zutrauen, welches der Große Rath in eine oder
andere Mitglieder des Regierungsrathes setzen mag. Es ist ein
lächerliches Gerücht verbreitet worden, als habe eine Sendung
welche ich vor einiger Zeit übernommen, den Zweck gehabt, über
Luzern und in die kleinen Kantone zu gehen, um mehr oder
weniger mit den dortigen Regierungen gewisse Verbindungen
anzuknüpfen. Ich weiß nicht, ob mehr Bosheit oder Dummheit

dabei im Spiele ist; so viel kann ich erklären, daß kein
Wort daran wahr ist. Ich habe auch bei jenem Anlasse keinen
Menschen gesehen, mit welchem ich auf jene Weise mich hätte
besprechen können. Man hat fernerhin einzelnen Mitgliedern des

Regierungsrathes und dem Regierungsrathe überhaupt
vorgeworfen, er beabsichtige eine Allianz mit den Aristokraten,
mit den Herren von Burgdorf und Gleichgesinnten. Der Ne°
gierungsrath hat keine Allianz mit einer Partei, in seiner
Stellung als Regierung kann er mit Niemandem Allianz haben,
aber er muß ein politisches System haben, und dieses System
bestebt darin, Ruhe und Ordnung und Gesetzlichkeit zu
handhaben und eines entschiedenen Fortschrittes sich zu befleißen. Wer
dieser Meinung ist, mit dem hat er Allianz, mit den Andern
bat er keine Allianz; er kann es nicht infolge seiner beschwornen
Pflicht, — heißen dann die Personen, wie sie wollen. Ein
dritter Vorwurf betrifft die polizeiliche Beaufsichtigung von
Vereinen, und namentlich scheint es, man habe mir das zum
Vorwurfe machen wollen. Was für eine Aufsicht hat da
stattgefunden? Keine andere kenne ich als diejenige, welche in der
höchsten Pflicht der Behörden und Beamten liegt, nämlich
nachzusehen und zu sagen, wenn Ungesetzliches vorgeht. Das, Tit.,
ist die ganze Beaufsichtigung, und ich begreife nicht, daß hierin
etwaS Anstoßendes liegen soll. Eine Regierung muß doch wissen,
was im Vaterlande geht, sonst verdient sie nicht, Regierung zu
sein. Man habe ein Spionirsystem eingeführt, ist ein anderer
Vorwurf. Ich fordere die betreffenden Mitglieder bei ihrer
Eidespflicht auf, Näheres darüber zu sagen, wenn sie etwas
wissen. Wir haben kein Zehnbätzlersystem und sollen es nicht
haben, denn das ist eine Schändlichkeit in einer Republik. Ich
habe vernommen, man habe gesagt, es werden verkleidete Leute
in Versammlungen geschickt, um dort aufzupassen u. s. w. So
z. B. in Betreff der Versammlung zu Lyß. Es soll mir
Jemand nachweisen, daß das geschehen sei; ich will dann antworten.
Ich wenigstens weiß nichts davon. Man geht loyal zu Werke,
die Behörde wendet sich an die Regierungsstatthalter, wenn sie

etwas wißen will. 3ch weiß nicht, ob Herr Oberrichter Zmober-
steg anwesend ist, und ob er meint, ich habe den Freischaarenzug
begünstigt. Zch stelle das in Abrede und fordere ihn auf, zu
sagen, was er weiß. Meint er aber nur, ich habe davon gewußt,
so sage ich: Zch habe allerdings von der Versammlung in
Zofingen gewußt. Zch bin aber damals zum Beßten gehalten worden.

Von der Colonne zu Huttwyl habe ich erst am Samstage
Kenntniß bekommen. Zch erkläre da ganz offen und zur Ehre
der Regierung, daß ich ihr nicht ein Mehreres berichten konnte,
als ich selbst wußte, und wenn ich damals ein Mehreres hätte
berichten können, so würde sie ihre Warnung auch eher erlassen
haben. Zch komme nun zu einer andern Berichtigung, in
Betreff nämlich eines Vorwurfes gegen das diplomatische Departement.

Zch habe es sehr bedauert, daß man so großes
Mißtrauen in dieses Departement setzen konnte. Zn dieser
Beziehung kann ich vorerst die geäußerten Ansichten über Scissionen,
welche im Regierungsrathe stattgefunden haben sollen, nicht theilen.
Ich weiß nichts davon, daß wir im Regierungsrath eine
constante Minorität oder Minderheit gehabt haben. Wer im
Regierungsrath saß, sah, daß in den einen Fragen tie Einen, in
andern Fragen die Andern dafür oder dagegen stimmten. Aber
von systematischer Majorität oder Minorität weiß ich nichts.
Allein gestern hat es geschienen, als wollen einige Mißverständnisse

von Seite des Regierungsrathes gegen untergeordnete
Behörden desselben, namentlich gegen das diplomatische
Departement, als vorhanden behauptet werden. Darüber muß ich

Einiges bemerken. Mein lieber College, Herr Regierungsrath
Zaggi, jünger, hat dem diplomatischen Departements vorgeworfen,
es sage nichts, bis es seine Vorschläge bringe. Das thut
gewöhnlich jedes Departement. Wo nicht ausgezeichnete Schwatz-
haftigkeit existirt, macht man seine Sachen und bringt sie erst,
wenn ste gemacht sind. Die Forstkommisston, das Erziehungsdepartement

u. s. w.machen es gleich. DaS ist wahr, das diplomatische

Departement macht viele Anträge und sagt nichts vorher;
bringt es sie aber, so sagt es dann seine Gründe. Das
diplomatische Departement hat wichtige Vorschläge in letzter Zeit
gebracht und zwar allerdings fix und fertig; wären dieselben
nicht fix und fertig gewesen, so würden sie offenbar unvollständig
gewesen sein, und der Regierungsrath würde sie als solche

zurückgeschickt haben. Warum bringt das diplomatische Departement

seine Anträge immer fix und fertig Darum, Tit., weil
wir einen ausgezeichneten Präsidenten und einen ausgezeichneten
Sekretärhaben. Za, sagt mein werther Herr Zaggi, der Regierungsrath

sage zu den Anträgen dieses Departements nur Za und
Amen. Das trifft das Departement nicht, das ehrt das
Departement, das ist ein Kompliment, welches ich zu Handen
desselben dankbar annehme; es ist ein Rekommandationsgrund für
das diplomatische Departement und kein Vorwurf, wenn ihm
der Regierungsrath so viel Zutrauen schenkt. Wahr ist aller
dings, daß im Regierungsrathe verlangt worden ist, man solle

in den letzten Antrag des diplomatischen Departements nicht
eintreten; allein, Tit., die Mehrheit des Regierungsrathes hat
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gefunden, — wohl, man solle eintreten. Das beweist, daß

der RegierungSrath in seiner Mehrheit Zutrauen hat zu seinem

diplomatischen Departement?, und also kann daS diplomatische
Departement nichts dafür, wenn das Eintreten beschlossen wurde,
daS war Sache des RegierungSralheS. ES ist von meinem lieben

Herrn College» Iaggi bemerkt worden, ich sei nach Zürich gereiSt und
habe Niemandem etwas davon gesagt. Das ist wahr; ich bin
allerdings auftragsgemäß dahin gegangen; aber wenn mir meine
werthen Herren Collegen allemal sagen müßten, wo sie hingehen,
so müßte ich wahrlich eine große Kontrolle sichren; daS käme

nicht gut. Man hat bemerkt, wir seien ein Geheimer Rath.
Zwei Redner haben das gesagt, und einer derselben nannte uns
sagar eine Camanlla. Diesen fordere ich bei seiner Ehre aus,
uns anzuklagen; wir werden uns dann verantworten. Sonst
aber erkläre ich diese Aeußerung als Verdächtigung, alS Ver-
läumdung. Der andere Redner sagte, wir seien ein Geheimer
Rath. Auch daS sind wir Nicht, wir haben laut Gesetz die
Attribute eines solchen nicht, und ich will eS daraus ankommen
lassen, ob wir in irgend einer Beziehung unö Attribute anmaßen,
die wir nicht laut Verfassung und Gesetz besitzen. Alle wichtigen
Verfügungen ohne Ausnahme dringen wir vor den Regierungsrath

— die Protokolle desselben werden eS beweisen. Wenn
wir also solche Anträge vor den Regierungörath dringen und
diese unS übergeordnete Behörde pflichtgemäß dafür begrüßen,
so wird uns wohl kein Vorwarf treffen können. Daß wir aber
»m Allgemeinen unsere Anträge nicht sofort auf den Markt
bringen und publiziren, davon ist der Grund einfach der, daß

wir glücklicherweise in unserer Mitte Niemanden haben, der
nicht Takt besitzt, und namentlich keinen Zeitungsschreiber. Die-
ses Departement sei allmächtig, hat man gesagt. Das ist wahrhaft

lächerlich, aber wären wir eS, so wäre das nur ein Beweis,
daß wir ein großes Zutrauen von Seite der obern Behörde
besitzen. Ferner ist bemerkt worden, diejenige Majorität, welche

zum Berichte gestimmt habe, müsse abtreten, wenn der Antrag
nicht genehmigt werde. DaS ist angebracht worden von m-inem
werthesten Collegen, Herrn RegierungSrath Iaggi, jünger.
Aber, T'.t., gerade daS haben wir Ihnen za im Berichte selbst

gesagt. Nun trägt Herr Regierungsrath Jaggi darauf an,
man soll nicht eintreten ; also will er mit andern Worten sagen,
wir sollen gehen. DaS iü offenbar und ganz natürlich. Ich
hätte aber diese Aeußerung und Bemerkung lieber mehr von
einem Collegen und lieben Freunde erwartet, um so weniger,
da er kein Interesse dabei haben konnte, diese Bemerkung hier
zu machen; denn das, Tit., kann ich auf der Stelle beweisen.
Bei der Diskussion dieser Angelegenheit hat Herr RegierungS-
rath Äaggi, jünger, für seine Person folgende Eiklärung, welche
ihn vor zeder Verantwortlichkeit sichern sollte, in daS Protokoll
Niedergelegt: „Er halte die Mehrheit des Regierungsrathes nicht
ftir befugt, eine» Beschluß für Niederlegung seiner Herrn Iag-
giS) Stelle zu fassen." Somit hätte ich doch erwartet, eS würde
nicht eine solche Bemerkung von Seile eines Collegen gegenüber
der Majorität gemacht werden. Man hat von verschiedenen
Seiten den Antrag des Regierungsrathes eine fürchterliche
Alternative geheißen. DaS begreife ich nicht. Wenn Sie, Tit.,
den Antrag in der vorgelegten Form oder auch in einer etwas
modifizirten Redaktion genehmigen, so kennen Sie die Folgen,
und wenn Sie ihn nicht genehmigen, so kennen Sie die Folgen
auch. Also steht die Sache vollkommen in Ihrer Hand. Ue-
brigens sind Sie za jetzt versammelt; wenn also der Regierungsrath

in seiner Mehrheit Ihnen nicht mehr zusagt, so können
Sie schon morgen zu einer andern Wahl schreiten. DaS ist
mithin keine fürchterliche Alternative; Sie bleiben lediglich einen
Tag länger hier und werden nachher heimkehren mit dem Glauben,
etwas Vortreffliches gemacht zu baden. Hierin liegt wahrhaftig
nichts Fürchterliches. Diese Bemerkungen, welche ich bis jetzt
vorausgeschickt habe, mußte ich machen, so ungern ich eS that.
Nun aber komme ich zu den Hauptfragen, und zwar vorerst
zu derjenigen: War die außerordentliche Zusammenberusung
deS Großen RatheS nöthig oder war sie eS nicht ^ WaS diese

Frage betrifft, so bitte ich Sie, wohl zu bedenken, daß daS
diplomatische Departement, von welchem jene Einberufung beantragt

wurde, dabei zugleich im Sinne hatte, Ihnen zwei
Vorschläge zu bringen, nämlich den vorliegenden Bericht und zweitens

einen Antrag aus partielle Verfassungsrevision. Das diplo-

matische Departement glaubte in dieser Beziehung, eine To-
lalrevision sei nicht am Orte, die Zeiten seien nicht von der
Art, daß man davon sprechen könne. Uebrigens ist der durch
die Versassung selbst aufgestellte RevistonsmoduS so beschaffen,
daß von einer Totalrevision aus legalem Wege nicht wohl die
Rede sein kann. NichtS dcstowemger schien eS dem Departement
zweckmäßig und zeitgemäß, wenigstens eine tveilmeise Revision
in Anregung zu bringen, und es glaubte, damit anfangen zu
sollen, wo eS in Absicht auf Exekution und Administration am
meisten nöthig schien, nämlich mit dem Titel über die Organisation

der Vollzickungsbehörden, und zwar mit dem RegierungS-
rathe selbst. Deßhalb erwähnt schon der Bericht, daß die
Organisation deS Regierungsrathes und der Departement nicht so

sei, wie eS zu wünschen wäre; namentlich seien zu viele
Mitglieder deS ReglerungSratheS, auch der Geschäftsgang der
Departement sei höchst schleppend, und es sei bei einer solchen
Organisation eine Verantwortlichkeit, welche man seit Iahren
verlangt hat, nicht möglich, da za nicht einmal ein eigentliches
Protokoll geführt wird, aus welchem doch einzig eine Veraut-
wortlichkett in gegebenen Fällen hergeleitet werden könnte. WaS
dann die unter dem Regierungsrathe stehenden Beamten betrifft,
so wissen Sie, Tit., gewiß Alle, daß die Vorschrift der
Versassung, wonach z. B. ein RegierungSstattkaller, um nach
Ablauf seiner Amtsdauer neuerdings gewählt werden zu können,
von seinem Amtsbezirke gewünscht werden muß, nicht von gutem
Erfolge ist. Daher hat das diplomatische Departement geglaubt,
Ihnen, Tit., m dieser Beziehung Verbesserungen vorschlagen
zu sollen. RegierungSrath und SechSzehner sind dann mit Stnn
menmehrheit nicht darauf eingetreten, und alS daS diplomatische
Departement hierauf zum zweiten Mile einen Vorschlag vor
RegierungSrath brachte, ist dieser, wie Sie bereits wissen,
nun ebenfalls nicht darauf eing"treten. Bei dieser Gelegenheit
stade ich Mich veranlaßt, eine Bemerkung zu berühren, welche
m.ch und gewiß jebeS Mitglied deS diplomatischen Departements
diiler gekränkt hat. Es ist nämlich bemerkt worden, pner
Vorschlag des divlomatischen Departements habe den Zweck gehabt,
eni Epueatlonssystem zu begründen, d. h. einige Mitglieder
auS der Regierung zu entfernen u. s. w., eS sei mithin jener
Entwurf mehr oder weniger em Parteimachwerk. DaS weise
ich entschieden von der Hand, und wer gesunden Verstand hat,
muß eS einsehen, daß daS nicht dem also sein kann. Wenn
Sie, T>t., in den RevisisnSantcag eingetreten wären, waS wäre
die nächst? Folge davon gewesen k Nach Ablauf eines IahreS
erst Härte, laut Vorschrift der Verfassung, dieser Gegenstand
zum zweiten Male hier diskutirt werden können; dann hätte
der Entwurf bekannt gemacht, und zuletzt vor die Urversamm-
lungeu zur Genehmigung oder Verwerfung gebracht werden
müssen; also würde die Sache erst ungefähr in anderthalb
Iabren alS Grundgesetz der Republik Bern in Kraft getreten
se:n. Wer nun damizumal noch lebt, Zutrauen besitzt, in
Gunst ist, — daS zu ermesten und zu erwägen, liegt nicht in
des Menschen Hgnd. Das soll Ihnen, Tit., zeigen, daß bei
irgend einem, auch nur oberflächlichen und mittelmäßigen
Verstaube, diese Soupyons unmöglich hätten sollen Platz ergreifen
können, und daß die Mitglieder deS diplomatischen Departements,
welche zugleich RegierungSrätde sind, uninteresslrt zum
allgemeinen Wohl einzig gehandelt baden. Ich weiß gar wohl, daß
noch in Betreff mancher andern Theile der Versassung eine
Revision zu wünschen wäre, oder wenigstens von Manchem
gewünscht wird, so namentlich im Gerichtswesen, in Absicht
aus daS Wahlsystem u. s. w. DaS diplomatische Departement
hielt eS jedoch für wünschenäwerth, jedenfalls nur suceessive zu
Werke zu gehen, um in so wichtigen Fragen nichts zu
überstürzen denn da würden dann die Ansichten sehr verschieden
gewesen sein. Manche wünschen direkte Wahlen ohne Census;
ich hingegen bm nicht dafür, es ist gegen meine Ueberzeugung;
aber dennoch gebe ich zu, daß der Titel über den Wahlmodus
sehr mangelhaft ist und gewiß zum Heile deS Vaterlandes revi-
d-rt werden könnte. Jetzt komme ich zum Berichte und zurück
aus die Frage, ob die Convokalion deS Großen RatheS in Bezug
aus diesen Bericht am Orte war, oder nicht. Wenn man der
bisherigen Diskussion zugehört und daraus gesehen hat, wie
über einzelne Passages des Berichtes Bemerkungen gemacht
wurden, die von vielem Mißtrauen zeugen, — welche Konse-
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quenzeu aus diesem Antrage gezogen wurden, wie man namentlich

gestern behauptet bat, es liege darin die Billigung alles
Desjenigen, was seit Monaten vom Negierungsratde im
Einzelnen gemacht worden ist, — wenn man von äußerst geschickten
Mannern solche Schlußfolgerungen hört; dann muß man sich

wahrlich für überzeugt halten, baß daS Mißtrauen in den
Regierungsrath wider alle Erwartung Platz gegriffen hat. Deutlich
heißt es im Berichte und Projekt-Antrag, es seien nur diejenigen

Grundsatze zu genehmigen für die Zukunft, welche darin
bezeichnet und entwickelt sind, nämlich Legalität, Fortschritt,
Zreisinnigkeit. Das ist der alleinige Sinn des Berichtes, und
ie mehr ich ihn lese, desto mehr bin ich verwundert, daß man
ihn so interpretirt hat, wie es geschehen ist. WaS nun den
Zustand des Vaterlandes betrifft, so muß man wohl erwägen,
daß die Beurtheilung desselben nicht vereinzelt aufgefaßt werden
muß. ES kömmt nicht darauf an: ist zu Frutigen Rude oder
nicht, oder ist noch in einem zweiten dritten Amtsbezirke Ruhe?
Es kömmt auch nicht einzig darauf an, wie in kantonaler Hinsicht

die Sache anzusehen sei; sondern es kömmt auch darauf
an, ob und wie diese Zustände vom eidgenössischen oder vielleicht
noch von einem weitern Gesichtspunkte aufgefaßt werden müssen.
Wir müssen also hiebet das Ganze im Auge haben. Was nun
diese Feagen betrifft, so gebe ich zu, daß unsere Zustände seit
einigen Wochen etwas besser erscheinen, als vorher; wie sie

tedoch noch werden würden, das weiß ich nicht. Ader vor
einiger Zeit und namentlich ror vier Wochen noch hat man die
Zustände des Kantons Bern nicht nur in der Schweiz, sondern
auch im Auslande als im höchsten Grade beunruhigend ange-
sehen. In benachbarten Kantonen hat man allgemein an einen
Putsch, an einen gewaltsamen Umsturz, an Anarchie geglaubt.
Nicht bloß aus einem Kantone, sondern auS verschiedenen
Kantonen bin ich von höchst achtbaren Männern gefragt worden,
wann wohl diese Krisis eintreten werde, und ob nichts dagegen
zu machen sei. Die Freisinnigen alle in diesen Kantonen haben
das im höchsten Grade befürchtet. Bloß über den Zeitpunkt des

Ereignisses waren die Ansichten verschieden: nam-ntlicb wurde der
15. August dazu bez lehnet, — ohne Grund, es ist bewiesen. Wenn
man nun m der Eidgenossenschaft einem solchen Zustande mit
Besorgnis; entgegensieht, wenn im Allgemeinen die Ruhe der
Eidgenossenschaft von der Existenz der Regierung von Bern abhängig
erachtet wird, — (und darüber ist nur Eine Stimme in der
Eidgenossenschaft); so frage ich: Liegt es nicht im Interesse un-
fers Kantons und der Eidgenossenschaft, daß endlich Ruhe und
Ordnung und Frieden bei uns einkehren? Aber auch im
Auslande hat man sich eine Vorstellung vom Kanton Bern gemacht,
die ich beinahe eine fürchterliche nennen möchte. Noch in den

letzten Tagen habe ich Briefe vom Auslande her an achtungs-
werthe Männer unsers Kantons gesehen, worin diese angefragt
wurden, ob man denn nicht im Kanton Bern Vieh kaufen
könne, ohne Gefahr zu lausen? Ich habe diesen Männern
gesagt, sie sollen antworten, man solle nur kommen, es sei

nichts zu risquiren. Wenn Wer solche Ansichten über unsre
Zustände walten, ist uns das nicht ein großer Schade? Wenn
Sie bedenken, Tit., daß am letzten Dienstage, dem größten
Viehmarkte, welchen ich je ges hen habe, kein einziger deutscher
Käuser da war, und daß fast atleS Vieh unverkauft heimgeschickt
werden mußte, — ist das nützlich und gut? Es sind freilich
seither em,ge Käufer angelangt, aber erst seither. Das zeigt
Ihnen, Tit., daß wir alles Möglich? anwenden müssen, um zu

zeigen, daß Ruhe und Ordnung bei uns herrscht, und daß tre
Regierung Kraft bat Ich will nicht weiter von andern Nach-
theilen dieser unruhigen Zustände für unser Land reden; das
Oderlaud wird sie diesen Sommer gespürt haben. — Ich gehe

letzt über zu der Frage, ob denn die Zustände des Kantons so

seien, daß man sagen könne, der ordentliche öffentliche Rechtö-
zustand sei nie getrübt gewesen. Auch da bin ich nicht der

Meinung. Diese Zustände waren diesen Sommer über nicht,
wie sie hatten sein sollen. Ich bitte Sie, sich zu erinnern, au
wie vnlen Orten die Justiz und die Polizei ihre Kraft nicht
mehr ausüben konnten, — sich zu erinnern an den Skandal zu
Thun, wo zwei Würtemderger aus der Allment auf offener
Straße angegriffen und ihnen die Päffe abgefordert wurden,
und wo man nachher daS dortige Richteramt förmlich auffor-
der» mußte, seine Pflicht zu thun, nachdem es während 59 und

mehr Tagen in dieser Sache nichts gethan hatte. Das, Tit.,
kann ich mit Akten beweisen. Sie werden ferner wohl wissen,
Tit., was für ein Budenstück ebenfalls in Thun stattgefunden
hat, wo der Reglerungsrath au eine Mindersteigerung gebracht
wurde. Sie werden ferner wissen, was im Amtsbezirk Konol-
singen vorgefallen ist; diese Sache ist noch jetzt nicht fertig.
Sie werden wissen, wie die dortigen Bezirksdeamten einge
schüchtert waren; Sie werden wissen, wie man die Abftndung
eines außerordentlichen Untersuchungsrichters als Verfassungsverletzung

ausgeschrien hat, während diese Maßregel nothwendig
ergriffen werden mußte, weil der dortige Regierungsstatthalter
dieser Untersuchung enthoben zu werden gewünscht hatte; Sie
werden aber vielleicht nicht wissen, wie dann dieser Untersuchungsrichter

dort behandelt worden ist mit fürchterlichen Drohbriefen ;c.,
so daß mehr als gewöhnlicher Muth dazu gehörte, sich durch
alles Das nicht einschüchtern zu lassen. Sie werden vielleicht
nicht wissen, Tit., wie viele andere Bubenstücke und Skandale
stattgesunden baden, welche von den Beamten nicht geahnder
worden sind, wie es ihre Pflicht gewesen wäre. Sie werden
vielleicht nicht wissen, wie es mit der Untersuchung hier in
Bern gegangen ist in Betreff des bekannten PosiskandaleS; Sie
werden vielleicht nicht wissen, wie es in Viel gegangen ist, daß

man Männern den Ratd ertheilte, zur Seldstvertheidigung nicht
zu erscheinen, um größeren Skandal zu verhindern; Sie werden
vielleicht nicht wissen, daß noch viele andere Mißhandlungen
stattgefunden baden, die aus Furcht der Beamten wahrscheinlich
nicht in Uulersuchung gezogen wurden, namentlich im Seelande
aus der Straße nach Murlen. Ich kaun spezifiziren, wenn es

verlangt wird, und >ch erkläre : wenn man mich als Unsuchungsrichtcr
hinschickt, ich will den Schuldigen bald finden. Sie werden viel
leicht nicht Alle wissen, welch ein Geschrei erhoben worden ist als
man einen gewissen Frikart zum Lande hinaus spedirte, der nicht
bloß gegen die Regierung, sondern auch gegen das Obergericht
gramrende Injurien und aufrührerische Reden ausgestoßen hatte.
Man dä.'te diesen Fall allerdings dem Richter überweisen
können, aber wenn die Regierung nicht mehr die Kraft und Macht
haben soll, einen Fremden, welcher mbst aufrührerischen
Umtrieben auch noch andere Gründe znm Klagen giebt, aus dem

Kantone zu entfernen, dann haben wir keine Ordnung mehr.
Weil aber namentlich d,e Presse, welche im Kanton Waadt
gegenwärtig alles prächtig findet, so fürchterlich über diese Maßreg

l derge?a!len ist, so muß ich da ein Beispiel anführen.
Letzter Tage kommt ein Famllnnvater vom Homderg, welcher
im Waadilande geboren und angesessen war, und dort den

Militärdienst gemacht hat, mit einem wenige Tage vorher
erhaltenen Schreiben hieher, das folgendermaßen lautet: „Zufolge
Verfügung des Justiz- und Poiizeidepartements soll ich euch

anzeigen, daß ihr bis zum 6. Septemder den Kanton zu
verlassen habt." Dieses Schreiben ist unterzeichnet vom Präfekten
Bachelard in Vivis. Und doch. Tir ist der Kanton Waadt
im gleichen Niederlassungskonkordate, wie Aargau. Mit diesem

Beispiele wollte ich Ionen, T t nur zeigen, daß unsere Nach-
dmkantone formell noch ganz anders verfahren, als die Regierung

von Bern; materiell liegt die Sache erst in Untersuchung.
Noch letzter Tage bade ich ebenfalls von Seite euies andern,
unS sehr nahe verbündeten und freisinnigen Standes eine

Verfügung gesehen, kraft welcher einer unsrer Angehörigen heim
geschickt wurde, weil — tue Fran sich nicht gut aufführe, und

zwar, Zur g°schab tuet? von Seite derzeitigen KantonSregierung.
welche sich zedei-zeit als Muster emrr schweizerischen Regierung
dargikdt. Durch alles Angebrachte glaube ich, Ihnen gezeigt

zu baden, daß unsere Zustände wenigstens nicht >o erwünscht

und, wie sie in manchen Köpfen gedacht werden, denn wo solche

Erscheinungen vorkommen, da kann man nicht sagen, daß ein

geordneter, geregelter Zustand vorhanden sei. Zuerst komme
ich jetzt aus das System der Verdächtigung, welches seit einigen
Monaten waltet, und zwar insbesondere gegen die Mitglieder
des Regierungsrakhes. Man hat gestern gesagt, in England
Frankreich :c. könne man jedem Minister alle Schlechtigkeit

sagen, er achte es gar nicht. Diejenigen mögen das nicht

achten, welche eS lwffr, ich bade ihnen nicht zu befehlen; aber

in einer Republik sind ganz andere Verballniiie als in

Monarchien, wo einem Minister cznr viele andere Mutel zu Gebote

stehen, wo der König seine Munster wählt, wo stehende H.cre



sind. Wenn in einer Republik, wo alles nur auf öffentlichem
Zutrauen beruht, die Mitglieder der Regierung absichtlich ver-
läumdet und in der öffentlichen Achtung heradges:tzt werden,
einer nach dem andern, bis Niemand mehr ist, der nicht ver-
làumdet und verlästert da steht, — dann ist kem Respekt mehr

vor einer solchen Behörde möglich, und das ist gerade in einer
Republik durch Untergrabung jedes Zutrauens hichst wichtig
und gefährlich. Ist nun das bei uns geschehen, oder ist es

nicht geschehen? Wir haben gewisse Blätter, welche systematisch

und gewiß verabredet die Mitglieder der Regierung eines um
daö andere theils lächerlich zu machen, theils in iheem
Privatcharakter und in Absicht auf Politik zu verdacht gen suchen.

Wie mancher Regierungsrath ist nicht schon im Guckkasten

umetrohlet" Die beiden Herren Schultheißen standen darin,
die andern Regierungsräthe auch. Jetzt glaubt m<n, das sei

liberal! Bubenstreiche sind das, weiter nichts, unl wenn man
auf solche Weise die Mitglieder des Regierungsrathes verdächtigt

hat, so wird dann die Reihe an die Mitglieder der Gerichte
und zuletzt an Sie selbst, Tit., kommen. Wenn dann gar keine

Achtung vor einer Behörde irgend mehr vorhanden ist, dann,
Tit., ist ausregiert, dann ist die Anarchie, dann ist das
Unglück des Vaterlandes hereingebrochen. Ich will über die

verschiedenartigen Verdächtigungen bezüglich meiner Person nur
ganz kurz sein. Man hat in einem öffentlichen Blctte geschrie-

den, ich möchte wohl dem Herrn Hauptmann Ochsen-bein Behufs
seiner mehrerwähnten Sendung einen falschen Haß gegeben

haben, und doch wußten die Betreffenden gar wohl, daß ich zu
jener Zeit in Zürich war, mithin nicht hier in Bern einen

Paß ausstellen konnte. Zweitens soll ich zu Fraubrunnen die

Mitglieder des Volksvereins von Bern verdächtigt huben. Kein
Wort, Tit., sprach ich über Personen. Die Statu en habe ich

angegriffen, nicht die Personen. Ferner werden Sie letzter
Tage eine Brochure zugesandt erhalten haben, worin ich
wiederum verdächtigt werde, allem Anscheine nach von Männern,
welche mir zur größten Dankbarkeit verpflichtet sein sollten.
Welchen Effekt solche Verdächtigungen von Magisnatspersonen
haben, das können Sie namentlich bei Militärper onen sehen.
Wahrhaft schändlich und absurd ist es, wenn man sogar Offiziere

bei ihren Soldaten verdächtigt, indem man bissen Letztern
z. B. sagt, die Offiziere hätten sie, ein ganzes Bataillon
zusammen, in den Guckkasten thun lassen. DaS, Tit., ist mir
einberichtet worden, aber die Handlung ist so schleht, daß ich
es fast gar nicht glauben kann. Ich komme hier zr dem söge-
nannten Unteroffiziersverein. Was ist der Zweck desselben?
Ich weiß es nicht; man sagt, er bestehe darin, sich in den
Waffen zu üben. Ich weiß indessen nichts von solchen Uebungen,

und also frage ich: Wozu dieses Institut? Ich wenig,
stens kann es mir nicht erklären, daß es zu einein heilsamen
Zwecke gestiftet sei. Gleichzeitig muß ich noch auf etwas Anderes
aufmerksam machen. Sie werden sich erinnern, TR., wie man
die Regierungshandlungen bezüglich der Presse getadelt hat.
Bekannt ist es, daß der Regierungsrath in neuerer Zeit einige
Preßprozesse erkannt bat, ich glaube, neunzehn. Zu einigen
derselben habe ich gestimmt, zu andern nicht, und namentlich
gegen einen derselben habe ich mich im Regieruigsrathe in
langer Rede erhoben. Aber die AnHebung von Preßprozessen
eine Verfassungsverletzung zu nennen, das ist wahrhaft Hirn-
wüthig. Unser Preßgesetz ist da, die Mißbräuchi der Presse
sollen diesem zufolge geahndet werden. Wenn Jemand hinter
einem Glase Wein in Gegenwart weniger Zeugen mündlich ge-
Icholten wird und er bei'm Richter klagt, so straft der Richter
den «schuldigen; das findet Jedermann ganz in der Ordnung.
Ader wenn vom Schreibtische aus mit kaltblütiger ckeberlegung
die Ehre einer Regierung angegriffen wird und di-- Regierung
dann darüber Klage führen will, — soll das eine Verfassangs-
verletzung sein? Die Regierung ist da, um die Gesetze zu
handhaben, und es wäre gut, sie hätte manches derselben
schärfer gehanddabt. Nicht wegen der Personen, sondern wegen
der Regierung als solcher, als moralischer Person, müssen in
vorkommenden Fällen Preßprozesse angehoben werdin, weil die
Regierung im Lande geachtet sein soll. Das nun. Tit., hat
man eine Verfassungsverletzung geheißen! Ich gebe noch weiter;

schriftlich und mündlich hat man versucht, sog<r Gerichts-
perjonen einzuschüchtern. Der Richter ist auch ein Mensch;

wenn er nach seiner Ueberzeugung Recht spricht und dann nachher

deßhalb durch die Presse angefeindet wird, so ist dieß eine
Influenzirung der Justiz, wodurch zuletzt alle Gerechtigkeit im
Lande untergraben werden kann. Ist nicht erst letzter Tage ein
Amtsrichter auf die abscheulichste Art in einem öffentlichen
Blatte im Kothe herumgezogen worden wegen eines Urtheils,
das er abgegeben haben soll? Deutet daS auf einen geregelten
Zustand? Sie wissen, Tit., daß dem Regierungsrathe reaktionäre

Tendenzen in einem öffentlichen Blatte vorgeworfen und
einige Thatsachen dabei angeführt worden sind, uin dieß zu
beweisen, und daß das Amtsgericht von Bern dann den Beweis
der Wahrheit zugelassen hat. ES ist mir nicht wegen der Furcht
vor dem Beweise, aber wegen der Manier, wie man die Sache
ausbeuten will. Reaktionäre Tendenz und hochverrätherische
Tendenz ist ziemlich das gleiche; reaktionäre Tendenz ist
diejenige, in das alte Geleise zurückzusteuern entgegen dem ge-
schwornen Eide, die Verfassung von 18Zl und die darin
aufgestellten Grundsätze treu zu befolgen. Eine solche Tendenz wäre
also eine Schändlichkeit für jedes Mitglied des Regierungs-
rathes. Das Bestreben nun, das Vorhandensein einer solchen
Tendenz zu beweisen vor Gericht, und die G-stattung dieses
Beweises von Seiten des Gerichts ist eine bemühende Erscheinung

der letzten Zeit. Ich will indessen dem oberqerichtlichen
Entscheide nicht vorgreifen, sondern denselben getrost erwarten.
Em anderer Beleg dafür, daß unsere Zustände nicht normal
sind, ist auch darin zu finden, daß man an vielen Orten von
Versassungsrevision durch einen Verfassunqsrath spricht. Auch
das ist nicht der Weg, welchen die Versassung vorschreibt; das
ist illegal, ich heiße es so. Ich gehe nun über zu einem andern
Institute, welches sich in letzter Zeit gebildet hat und Gegenstand

von Befürchtungen Vieler von Ihnen, Tit geworden
ist; ich meine die sogenannten Volksvereine. WaS diese Vereine
gegenwärtig sind und früher gewesen sind, nicht als Vereine an
und für sich, aber in den Intentionen ihrer Gründer, darüber
will ich jetzt mit einigen Worten eintreten. Sie werden sich
erinnern an das frühere Antijesuitencömitv, ferner an den Frei-
schaarenzug. Hier nur im Vorbeigehen ein Wort über diesen.
Immerhin und zu jeder Zeit war ich dagegen, aber als die
Sache vorbei war, gehörte ich zu denjenigen, welche dieselbe
der Vergessenheit anheimstellen wollten. Herr Großratd Karlen
dort wird mir das Zeugniß geben müssen, daß ich ihn noch
zwei Stunden vor seiner Abreise dringend davon a'ogemahnt
habe. Daß der Regierungsrath im Anfange nicht eben daS
größte Zutrauen zu diesen Volksvereinen hatte, werden Sie
ihm nicht verübeln können. Unmittelbar nach dem Freischaaren-
zuge, nachdem der Regierung reaktionäre Tendenzen vorgeworfen,

Verfassungsverletzungen zur Last gelegt und die AnHebung
von Preßprozessen als Mord der Preßfreiheit bezeichnet wurde,
hat sich der Volksverein konstituirt. Als er sich konstituirt
hatte, ist in der Annonce dieses Vereins namentlich bemerkt
worden, nur durch solches festes Aneinanderschließen qleichge-
stnnter, freisinniger Männer könne jedem etwaigen Versuche
zur Reaktion begegnet werden. Also scheint es doch, die Gründung

des Volksvereines habe einen Versuch der Reaktion hindern
sollen. War nun das nicht geeignet, Mißtrauen in denselben zu
setzen? Ich will hier etwas näher darauf eintreten, und zwar
vorerst rückstchtlich der Personen der Gründer des Vereines.
Gegründet wurde derselbe wahrscheinlich durch den beßten Kopf
im Vereine, nämlich durch den Redaktor der Bernerzeitung.
Er gründete diesen Verein, nachdem einige Vorfallenheiten
stattgefunden, die ihn^ persönlich verletzt haben mochten, wie
namentlich die Abberufung des Herrn Professors Snell, wozu
ich übrigens nicht gestimmt habe. Also nachdem der Regie-
rungSrath aus die heftigste Weise angegriffen worden war, ist
dieser Verein zu Tage gefördert worden durch den Redaktor
der Berner-Zeitung; andere Redaktoren öffentlicher Blätter sind
ebenfalls dabei, so der Verleger des Guckkastens, Herr Jenni,
der Redaktor des Seeländers, Herr Weingart, ferner noch
andere Männer, welche mehr oder weniger Gründe der
Unzufriedenheit mit der Regierung haben mochten. Wie hat sich
dieser Verein dann ursprünglich konstituirt Wäre er ursprünglich

ein Verein gewesen, zu welchem Jedermann freien Zutritt
gehabt hätte, so würde ich sagen, ich habe nichts dagegen,
denn ich halte im Gegentheil öffentliche Besprechungen politischer



Fragen in einer Republik fur sehr lobenswerth, und ich bin
solchen Vereinen sehr gewogen, wenn sie öffentlich sind und
zum Zwecke haben, sich gegenseitig, sei es mit politischen oder
andern Fragen, zu belehren. Aber in vorliegendem Falle habe
ich gesunden, daö vom Volksvereine in Anspruch genommene
Recht, Zedermann auszuschließen wegen zweifelhafter politischer
Gesinnungen sei eine Erscheinung, die nicht gefallen könne,
und namentlich hat es mir nicht gefallen, daß hier in Bern
gerade von den allerekrenwertdesten freisinnigen Mannern
ausgeschlossen worden sind, — aber nicht durch einen motivirten
Beschluß, Tit., wie man es von der nämlichen Seite her von
der Regierung verlangt. Ferner habe ich im Verlaufe des
Bestehens jenes Vereines wahrgenommen, daß verschiedene
Mitglieder desselben vor und nach seiner Gründung höchst feindselig
gegen die Regierung aufgetreten sind, sogar Mitglieder von
Departementen. Ein Mitglied eines der wichtigsten Departement«,

Herr Fürsprecher Mathys, hat öffentlich die Regierung
von Bern verglichen mit derjenigen von Luzern. Er und der
Redaktor der Berner-Zeitung, welcher ebenfalls Mitglied jenes
Departements ist, haben in der Behörde selbst den Anstand
gewiß in hohem Grade verletzt, indem sie ihre Kollegen wegen
Gegenständen der Berathung von Seite des Departements durch
Zeitungsartikel dem öffentlichen Tadel und Gespötte preisgegeben

haben. Einen solchen Zustand halte ich nicht für einen
normalen. Als Centralpolizcidirektor erkläre ich hier, daß ich der
Polizeisektion keinen Bericht mehr erstatten werde über Angelegenheiten

welche nicht der unbedingten Oefsentlichkeit anheimfallen
dürfen, so lange dort eine solche Taktik oder vielmehr
Taktlosigkeit besteht. Im weitern Verlaufe der Zeit haben verschiedene

Blätter und namentlich diejenigen Redaktoren, welche
Mitglieder des Volksvereines sind, immerhin mit ihren Anfeindungen

gegen die Regierung fortgefahren. Den Tadel, welcher
begründet ist und m gehöriger Form ausgesprochen wird, liebe
ich; aber systematische Anfeindungen, zum Zwecke, die Regierung

in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, — dagegen
auf der andern Seite Belobungen von Handlungen, welche ihrer
Natur nach als anarchisch und ruhestörend bezeichnet werden
müssen, können nur höchst nachtheilig einwirken aus die Ruhe
und Ordnung im Allgemeinen. Die letzthinige Erklärung des
Ausschusses des Volksvereines unterzeichnet von den fünf
Mitgliedern desselben, enthält außer der von Herrn Staatsschreider
Hunerwadel bereits angeführten noch eine Stelle, welche nicht
geeignet ist, bei den gesetz - und ordnungsliebenden Bürgern
Zutrauen zu diesem Verein zu erwecken, nämlich: „Unser enges

Vaterland war bisher an der Spitze der Kantone des
Fortschrittes, seit wenigen Monaten hört man aber von den jesuitischen

Kantonen her die Hoffnung auSsprechen, daß die Regierung

von Bern diesen Weg verlassen und den Zesuitenfreunden
„die Hand reichen werde. Durch eine Reihe von Maßregeln,
„die den Rückschritt an der Stirne tragen, durch das willige
„ Gehör, das die Regierung dem Verlangen der vom Volke und
„der Sache der Freiheit Abgefallenen geschenkt hat, — ist diese
.„Hoffnung geweckt und genährt worden. Soll und muß auch
„das Berner-Volk den Kampf aufgeben" u. s. w. — Wenn
also gesagt wird, die Zesuitenfreunde haben die Hoffnung, daß
unsere Regierung ihnen die Hand reichen werde:c., so wünsche
ich, daß dieß besser spezifizirt werde; wenn man aber diese
Aeußerung nicht begründen kann, so ist die Absicht der
Verdächtigung außer Zweifel. Mir ist serner aufgefallen, daß man
z. B. im Amtsbezirk Fraubrunnen die Leute Beitrittserklärungen

unterschreiben ließ, ehe und bevor sie die Statuten und
den Zweck des Vereines kannten. Durch solche Unterschriftensammlung

bleibende politische Vereine zu gründen zu bestimmten

Zw-cken das, Tit. halte ich im höchsten Grade für
gefährlich. Wenn man aber bedenkt, daß alle diese Bezirksvereine

einem Centralausschusse unterworfen sind, daß ein
Direktorium für den garnen Kanton zu Leitung derselben bestellt
ist, und daß mehrere Mitglieder dieses Direktoriums sich so

feindselig der Regierung gegenüber gezeigt haben; so werden
Sie eS dem RegicrungSratke nicht verargen, wenn er über alle
diese Erscheinungen einigermaßen mißtrauisch geworden ist. Daß
dieses Mißtrauen übrigens begründet war, geht auch schon
daraus hervor, daß in einigen Gegenden des Kantons sich
viele achtungswerthe Männer namentlich zu dem Zwecke in den

Verein aufnehmen ließen, um Illegalitäten irgend einer Art
zu verhindern. Zch danke da sowohl den Beamten, als andern
Männern des Kantons öffentlich, welche sich zusammengethan
haben, um möglich geglaubten Ausartungen dieser Vereine ent-
gegenzutreten. Zum nämlichen Zwecke haben sich an andern
Orten förmliche Gegenvereine konstituirt; auch diese müssen
»rgend eine Ursache gehabt haben, weßhalb sie es thaten. Zch
glaube daher, auch diese Männer und Vereine verdienen öffent-
tlche^ Dank. Bei der gegenwärtigen Lage der Dmge hat sich
d,e Sache in Etwas geändert, Dank namentlich jenen Männern,

welche sich unerschrocken dazu herbeigelassen haben. Daß
aber vor einigen Wochen noch die Besorgniß des Umsturzes
oder eines Putsches im Kanton Bern unbegründet gewesen sei,
daran zu zweifeln, habe ich noch andere Gründe. Es sind
mehrere freisinnige Großräthe zu verschiedenen Malen zu mir
gekommen und haben mir ihre Befürchtungen ausgesprochen,
daß nächstens ein Umsturz unserer jetzigen verfassungsmäßigen
Ordnung der Dinge stattfinden werde, und ich wurde angefragt,
wo, wenn die Regierung hier von Bern vertrieben werden
sollte, man sich versammeln wolle, um der Anarchie einen
Damm entgegenzustellen. Das, Tit., ist Wahrheit, ich könnte
die Betreffenden nennen. Wenn man nun selbst von
Großräthen solche Nachrichten und Fragen bekömmt, wenn man
sieht, daß in den meisten Gegenden man nur noch über den
Zeitpunkt, auf welchem die Sache losbrechen werde, nicht gleicher
Meinung ist, so weiß ich nicht, ob man ganz vom Bölimann
besessen ist, wenn man zuletzt Etwas davon glaubt. Bei diesen
Zuständen, namentlich provozirt durch diejenige Presse, welche
uns im eigenen Kantone, in der Schweiz und im Auslande
planmäßig heruntergesetzt hat, ist der Landbote beschlossen worden.
Ueber die Form desselben will ich nicht eintreten, eben so wenig
über die Art und Weise, wie er geschrieben wird, aber ich
erkläre ganz offen, daß die Presse, so wie sie sich in letzterer
Zeit gestaltet hat, die Art und Weise, wie sie alle Handlungen
und Beschlüsse des Regierungsrathes zu verdächtigen und zu
verdrehen suchte, einzig Schuld ist an der Gründung des Land-
boten, welcher jedoch nur ein provisorisches Institut ist. Daß
er besser geschrieben sein könnte, gebe ich zu; daß er vielleicht
in veränderter Form erscheinen sollte, ist möglich, aber als
Institut, welches die Verhandlungen des Regierungsrathes
darstellt, wie sie eigentlich sind, müssen wir ihn beibehalten. Es
kann sich, wo Preßfreiheit ist, keine Regierung kalten, wenn
sie nicht ein Organ bat, ihre Beschlüsse und was damit
zusammenhängt, genau mitzutheilen und sie zu vertheidigen. Denn
bei einer Verschwörung der Presse gegen die Regierung und
was von ihr ausgeht, wäre man sonst ganz verlassen, um so

mehr, als Alles schreit, wenn man einen ungebührlichen Artikel
dem Richter überweist, und dann die Gerichte, eingeschüchtert,
der allgemeinen Richtung Rechnung tragend, keine Strafe
erkennen. Zch kann nicht begreifen, wie man auf der einen
Seite gesetzliche Bestimmungen über den Mißbrauch der Presse
aufstellt, auf der andern Seite sich beschwert, wenn man von
diesen Gesetzen Gebrauch macht, wie man der Regierung zu-
muthen darf, sich nicht gegen Angriffe der Presse wehren zu
dürfen. Eine Censur will ich nicht, aber das wird man doch
der Regierung nicht übel nehmen wollen, wenn sie sich ein
eigenes Organ schafft. Man hat dem Landboten vorgeworfen,
er sei em indirekter Angriff aus die Preßfreiheit, indem die
übrigen Blätter mit ihm nicht konkurriren können; es ist möglich,

daß er einigen Blättern schaden wird, daß aber alle
Blätter zu Grunde gehen werden, wird nicht der Fall sein;
nur solche Blätter werden gefährdet werden, welche wenig
Gehalt darbieten. Es ist dem Landboten vorgeworfen worden, er
habe gemeinschaftliche Sache gemacht mit der Allgemeinen
Schweizer-Zeitung und dem Volksfreunde. Das ist nicht wahr;
aber so viel ist wahr, daß diese beiden Blätter die Regierung
bei ihren Bemühungen, einen geordneten Zustand im Lande

herzustellen, weniger angegriffen haben, als andere, und er
sich deßhalb gegen diese beiden Blätter nicht zu vertheidigen
hatte. — Zch komme zum Berichte. In diesem sind die

Zustände unseres Kantons auseinandergesetzt. Es sind bereits die

Gründe auseinandergesetzt worden, warum der Bericht nicht
früher ausgetheilt werden konnte; keinerlei Absichten walteten
hier vor, sondern die Verspätung ist hauptsächlich dem Umstände
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zuzuschreiben, daß man die Zurückkunst unserer Tagsatzungsgesandten

abwarten und bis zu diesem Zeitpunkte die endliche
Berathung verschieben mußte; aus diesem Grunde konnte der
Bericht nicht früher vertheilt werden. Es ist im Berichte von
einer Verfassungsrevision gesprochen; man hat dem daherigen
Entwürfe eine Menge Vorwürfe gemacht und namentlich gerügt,
daß er mit solcher Eile betrieben worden sei. Der Grund ist

einfach der: Auf nächstes Neujahr über's Zadr werden wir
Vorort, und da wäre es wünschenSwerth gewesen, daß der
Abschnitt, welcher von der vollziehenden Gewalt spricht, bis dahin
revidirt gewesen wäre. Man wollte daher schon jetzt über diesen

Abschnitt eine Revision beantragen, um diese nach Verlauf eines
Jahres definitiv behandeln zu können, damit die Revision, wenn
Bern Vorort wird, beendigt sei, indem es wodl nicht am Orte
ist, während der Zeit, wo Bern Vorort ist, eine Revision der
Bestimmungen über die Vollziehungsbekörde vorzunehmen. Sie,
Tit., werden daher begreifen, daß man genöthigt war, den
Großen Rath deßhalb einzuberufen, und es ist dieser Grund
der wichtigste, warum der Große Rath außerordentlicher Weise
einberufen worden ist. Was die Grundsätze betrifft, welche den

Regierungsrath leiteten, so sind diese in dem Berichte in kurzen
Zügen angeführt. Der Regierungsrath will einen entschiedenen,
freisinnigen Fortschritt; aber er will diesen nur auf dem gesetz

lichen Wege. Deßhalb spricht er sich eben so entschieden aus
gegen die Tendenz der Freischaaren und gegen die Ausbildung
daheriger Ideen. Ich würde eine Wiederholung deö Freischaaren-
zuges innig bedauern; sie würde zum Bürgerkriege führen.
Dafür sprechen die großen Zurüstungen, welche gegenwärtig in
den kleinen Kantonen gemacht werden. Die Regierung will
ferner einen entschiedenen Fortschritt in den durch die Verfassung
ausgesprochenen Grundsätzen; sie wünscht die Vereinfachung und
Verbesserung der Civil- und Kriminalprozeßform; sie wünscht
Erleichterungen im Armenwesen, Vereinfachung und Regulwung
des Zehntwesens u. s. w. ; aber Sie, Tit., müssen auch mit
der Regierung billig sein, und wenn die Verbesserungen nicht
mit der Geschwindigkeit vorwärts gehen, wie es von verschiedenen

Seiten gefordert wird, und wie es auch wünschenswertd
ist, so müssen Sie deßhalb nicht alle Schuld auf die Regierung
werfen. So würde z. B. der neue Kriminalcodrx fertig und
bereits in Kraft sein, wenn in der letzten Sitzung des Großen
Ratbes der Herr Landammann mir Gelegenheit gegeben hätte,
denselben hier vorzutragen; vier Tage hinter einander erklärte
ich mich bereit, darüber Bericht zu erstatten, aber es konnte
Nicht geschehen. Die Gesetzgebungskommission verdient in dieser
Beziehung keinen Vorwurf; so weit an ihr, hat sie den
Kriminalcodex in allen Theilen vorberathen. Der Herr
Landammann aber bat zu entscheiden, was pressirt und was nicht
pressirt, und so unterblieb, da andere Sachen mehr pressn ten,
die endliche Behandlung des Kruninalgesetzduches. Daß in
anderer Beziehung nicht Das geleistet wurde, was hätte geleistet

werden tollen, liegt theils in den schweizerischen Verhältnissen,

theils m Ihnen selbst, Tit. Die Ursache liegt in den
schweizerischen Verhältnissen, weil diese der Art sind, daß brr
Regierungsrath alle Augenblicke sich genöthigt sieht, den bald
hier, bald dort entstehenden Unruhen seine Aufmerksamkeit zu
widmen und seine Zeit auf dieselben zu verwenden. Tit.,
unruhige Zeiten sind nicht geeignet, sich mit größern
gesetzgeberischen Arbeiten zu beschäftigen. Der Grund liegt aber
auch theilweije in Ihnen, Tit. Der Regierungsrath ist öfters
mit Gesetzesprochkten verschiedener Art vor Sie getreten,
dieselben wurden, je nachdem die Mehrheit des Großen Ratbes
gestimmt war, angenommen oder verworfen, ohne daß man
sich, wenn letzteres der Fall war, über die Grundsätze aussprach,
welche einem neuen Entwürfe zu Grunde gelegt werden scllen.
Man wußte daher nicht allemal, wie man in legislatorischer
Beziehung Glück machen könne, und man hatte in dieser
Beziehung keine andere Satisfaktion, als diejenige, wenigstens den
guten Willen gezeigt zu haben. Der Regierungsrath ist nur
dann im Stand, nut Erfolg zu arbeiten, wenn Sie für die
Zukunft die Grundsätze gutheißen, nach welchen er realeren soll
und bei deren Befolgung er Ihrer Billigung sicher sein kann.
Er weih dann, welchen Weg er si-u-rn soll, und weiß des Großen
Rathes Wille. Wenn der Regierungsrath das weiß, so wird
sich in seiner Mttte eine konstant? Mehrheit und ein bestimmtes

System bilden, bei dessen Befolgung das bisherige Schwanken
aufhört. Gerade über diese Grundsätze, Tit., sollen Sie sich

beute aussprechen; der Regierungsrath legt Ihnen ein
Glaubensbekenntnis; ab, und wenn Sie in dasselbe Zutrauen haben, so wird
er sich danach richten. Von einem meiner College« ist die Aeußerung

gefallen, daß ein Revisionsprojekt nur dann beim Großen
Rathe Anklang finden werde, wenn es aus dessen Mitte
hervorgegangen sei; derRegierungsralh hingegen solle sich jeglicher Revision

enthalten, indem gegen diese Behörde stets ein Mißtrauen
vorhanden sein werde. Ja, Tit., wenn Sie diese Ansicht für richtig
halten, dann ist es besser, Sie treten heute nicht ein und
entlassen uns; Sie können dann eine Behörde wählen, zu welcher
Sie Zutrauen haben, und w iche Ihrer Anforderung besser

entspricht, als die jetzige. In diesem Falle wünschte ich, daß
Sie den bisherigen Regierungsrath nicht beibehalten, denn wenn
der Regierungsrakh nicht wenigstens die Vermuthung für sich

hat, er handle in gutem Glauben, dann ist es besser, man mache
nicht lange Federlesens und mache fertig. Sie wissen, es ist
bereits ein VerfassungSprojekr im Drucke erschienen, welches
von einem Notar herrühren soll, ein anderes soll, wie ich habe
sagen hören, sogar von Tit. Herrn Landammann ausgearbeitet
worden sein. Ich sehe es gern, wenn Zedermann sich mit den
wichtigsten Staatsintercssen beschäftigt, aber bemühen müßte eâ

mich, wenn Sie zu einer einzelnen Privatperson oder zu Zweien
mehr Zutrauen haben sollten, als zum Regierungsrathe. Zu
deisem Falle thu» Sie Tit. jedenfalls besser, nicht einzutreten.
Die Art und Weise, wie man mit dem NegieruugSrathe zu
Werke gegangen ist, wie alle seine Handlungen angegriffen, und
auch die beßten Absichten verdächtigt worden sind, bat mich aus's
Innigste geschmerzt. Peinigend ist es, wenn alle und jede
Beschlüsse durchgenommen werden, und man die Absicht sieht,
gar nichts gelten zu lassen. Wenn dieß so fortfahren sollte,
so ist es mein sehnlichster Wunsch, zurückzutreten, denn ich müßte
mir die Ueberzeugung verschaffen, daß ich nichls mehr nützen
könne, das Privatinleresse ist es nicht, das mich veranlaßte, länger

zu bleiben, ich würde bereits zurückgetreten sein, wären die
Zeiten nicht von der Art gewesen, daß das Bleiben Pflicht jedes
Magistraten sein mußte. Tit., ich enthalte mich jeder Abstimmung,

nur wünsche ich, daß Sie die letzten Seiten des Berichtes
genau durchlesen möchten, damit Sie sich überzeugen, daß durch
die Genehmigung des Berichtes nicht cine Billigung alles
Geschehenen, sondern eine Billigung der Ihnen vorgelegten Grundsätze

ausgesprochen wird.

!)r. Ledmann. Herr Regierungsrath Weber hat soeben

gesagt, es sei Verläumdung, wenn man sage, es bestehe eine
Art Geheimer Rath. Camarilla. Tit da ich es bin, der von
einer Camarilla gesprochen, so sehe ich mich zu folgender Erklärung

genöthigt i Wenn die wichtigsten Vorträge und Anträge
vor Regierungsrath gebracht werden, — ich sage die wichtigsten
seit t5 Iahreu, — ohne d..ß der Regierungsrath oder der Große
Ruth dazu Auftrag gegeben hat, und ohne daß mehrere Regie-
ruiigSiäld?, ich soll glauben die Mehrheit deS RegieruiigsratheS,
vorder etwas davon wissen, — so glaube ich, sei die Annahme
einer sehr geheim berathenden Behörde nicht zu gewagt. Dieses
ist meine Ansicht, Verläumdung übrigens nicht meine Sache,
daher ich eine solche Beschuldigung zurückweise; — ich sage hier
nur, was ich für wahr halte.

Zeerleder. Ich glaube, daß Herr Regierungsrath Weber
durch seine Rede im Mindesten nicht beleidigen wollte, aber ich
glande, er habe sich im Esser seiner Rede z-i sehr gehen lassen,
wenn er bei der Schilderung der Zustände deö Kantons sagt,
daß die Gerichtsbehörden ihre Urtheile auch nicht unbefangen
abgeben, sondern eingeschüchtert seien, und daß das Amtsgericht
von Bern in einem Preßprozesse gegenüber der Regierung dem
Beklagten die Einrede der Wahrheit gestattet habe, um zu
beweisen, daß von dem Regierungsrathe eine Verfassungsverletzung
begangen worden sei. Tit., daS Gesetz gcstattet die Einrede der
Wahrheit unter gewissen Voraussetzungen, und das Gericht fand,
daß diese Voraussetzungen vorhanden waren. Ich erkläre hier
feierlich, daß von Znsluenzirung nicht die geringste Rede war,
und Geschehenes mag für meine Person dcn Beweis leisten, daß ich
mich, obschon es versucht worden ist, niemals habe einschüchtern
lassen. Ich stimme zum Antrage des Herrn Grvßraths Fischer.



Zmobersteg, Oberrichter. Ich erkläre einfach, daß ich
auf die Aufforderung des Herrn Regierungsraths Weber ant'
Worten werde, sobald derselbe wiederum anwesend sein wird,
denn ich sehe, daß er nicht mehr da ist.

Zaggi, Regierungsratb, jünger. Herr Regierungsrath
Weber hat gesagt, mein Antrag gehe dahin, nicht einzutreten.
Mein Antrag lautet nicht so, sondern geht dahin, den
Regierungsrath lediglich an die Gesetze zu verweisen. Sollte derselbe
belieben, so ist damit weder das Eintreten noch das Nichtein-
treten erkannt, und ich glaube, die Majorität des Regierungsrathes

mochte auf diese Weise nicht genöthigt sein abzutreten;
denn ich müßte dieses bedauern. Sollte dieß nicht der Fall sein,
so hat die Majorität des Regierungsratbes durch die Art und
Weise, wie sie ihren Alternativschluß stellte, die Schuld sich

selbst deizumessen, denn sie hätte ihn nicht so stellen sollen.

Schneider, Regierungsratb, älter, von Langnan. Sie
wissen, Tit., auS der gestern hier abgelesenen Erklärung der Minorität

des Regierungsrathes, daß ich nicht mit der Majorität
gestimmt habe unv nicht zum Antrage deS RegierungSralheS habe
stimmen können. Die Berathung von gestern und heute dat
meine Ansichten über den vorliegenden Gegenstand zur Genüge
gerechtfertigt, denn was haben wir sowohl gestern als heute
gehört? wenig mehr als übertriebene Schilderungen, ja sogar
Lästerungen über unsern gegenwärtigen Zustand, welche dem
Kanton Bern und dessen Behörden weder im In- noch
Auslande zur Ehre gereichen, noch dazu dienen werden, eine richtige

Idee von unsern Verhältnissen zu erdalten. Der Vortrag
schildert unsere Zustände in icder Beziehung als zu düster, und
wenn man über jedes Land nach dem gleichen Maßstabe berichten
wollte, welcher beim vorliegenden Berichte angenommen wurde, —
wahrhaftig, über jedes andere Land könnte noch mehr gesagt und
eine noch düsterere Darstellung gemacht werden. Denn wo gibt
eS ein Land, wo keine Excesse vorfallen, und wo gibt es em
Land, welches bei einer so großen Aufregung, wie dietenige
unseres Kantons war, so wenig Exc.sse begeht? Daß zwar
hier und da Störungen und Excesse vorgefallen sind, kann nicht
m Abrede gestellt werden, aber sie berechtigen zu keinem solchen
Schlüsse und zu keiner so düsteren Darstellung. Ueber die
einzelnen Punkte will ich nicht eintreten, es ist darüber gewiß
schon zu viel gesprochen worden, und ich wiederhole mit
Bedauern, daß dergleichen Schilderungen im Schooße des Großen
Rathes von keinem guten Einflüsse sein können. Hatte man
gestern Morgen in unserem Lande herum abstimmen lassen, ob

wirklich eine solche Gährung im Lande sei und ob dieselbe eine
außerordentliche Zutammenberufung des Großen RatheS nöldig
mache, man würde ziemlich allgemein gefunden haben, das
Eine sei nicht vorhanden, und das Andere sei daher nicht
nothwendig. T>t., ich will Sie fragen: wer wird sich über diese

zweitägigen Verhandlungen freuen Wahrhaftig nicht Die, welche
die gegenwärtige Regierung und die liberale Sache als ihre
Freunde betrachten, sondern Diejenigen werden am meisten Freude
dabei haben, welche der liberalen Sache abhold sind und welche
es gerne sehen, wenn unser Zustand als ein anarchischer
dargestellt wird. Tit., der Beschluß des Großen Rathes mag
ausfallen wie er will, so wird er ein unglücklicher sein; genehmigt
man den vom RegierungSrathe gestellte» Antrag, so zweifle ich,
ob eine derartige Beschlußnahme dem Volke und dem freisinnigen

Theile der Eidgenossenschaft zusagen wird. Denn das Volk
wird nicht zufrieden fein, wenn der Große Rath durch einen
Beschluß anerkennt, daß im Volke eine Gährung und eine
Unruhe liege, von welcher das Volk selbst nichts weiß, und der
liberale Theil der Eidgenossenschaft kann mit einem solchen
Beschlusse »>cht zufrieden sein, weil er, wenn auch irriger Weise,
daraus den Schluß ziehen wird, daß die bisherige Stütze der
liberalen Sache in der Eidgenossenschaft nicht mehr die nämliche

Richtung wie früher befolge. Verwirft man dagegen den

Antrag, so sieht sich die Majorität des Regierungsrathes, in
Folge ihres unglücklichen Alternativantrages, genöthigt,
abzutreten, und auch das halte ich für ein Unglück. Es sind viele
Bemerkungen gefallen gegen die öffentlichen Blätter und die Art
und Weise, wie sie in letzterer Zeit von der Preßfreiheit
Gebrauch gemacht haben. T,t., darin bin ich einverstanden, daß
die öffentlichen Blätter in letzter Zeit von der Preßfreiheit nicht

Gebrauch gemacht, sondern Mißbrauch getrieben haben. Alle
mehr oder weniger haben sich feindselig gegen die Regierung
ausgesprochen und auch nicht einmal dasjenige gelten lassen,
was ein unbefangenes Urtheil billigen mußte. Denn die
Behauptung, als hätte die Regierung gar nichts im Interesse des
Landes gethan, oder es wäre Alles, was sie gethan habe,
unzweckmäßig, ist jedenfalls unbegründet; es ist viel Gutes gethan
worden, weitaus mehr, als man anerkennen will. Wenn wir
seit fünfzehn Jahren nicht so viele Stürme gehabt hätten, welche
die Aufmerksamkeit der Regierung in hohem Grade in Anspruch
nahmen, und für welche viele Zeit verwendet werden mußte,
eS hätte mehr gethan werden können. So aber sah sich die
Regierung gezwungen, öfters die wichtigsten Arbeiten zu
unterbrechen und sich mit den Tagesbegedendeiten zu beschäftigen.
Solch? Zeiten, Tit., sind für Fortschritte in der Gesetzgebung
und Administration nicht günstig. So hat der heute in Berathung

liegende Gegenstand dem RegierungSrathe ebenfalls viel
Zeit weggenommen, ohne daß damit etwas Wesentliches gethan
worden ist. Sie, Tit., haben sich gestern und heute damit
beschäftigt, und es wird Niemand sagen dürfen, daß die darauf
verwendete Zeit gut angewendet und mit derselben viel Gutes
zu Stande gebracht worden sei. Wenn Sie auch die Erklärung
des Regierungsrathes und den von der Mehrheit gestellten
Antrag annehmen, so frage ich: ist damit etwaS gewonnen, wird
die Presse dadurch anders werden, hat der Regierungsratd
andere Mittel an der Hand, um dem Mißbrauche der Presse zu
steuern, als früher, hat er etwas mehr dagegen als die bisherigen

Preßgesetze, oder steht eS in seiner Macht, die vorhandenen

Pießgesehe anders zu interpretiren als früher? Ich
zweifle daran, so lange die gegenwärtigen Preßgesetze existiren,
kann der Regierungsratb nichts Anderes machen, als auf — diese

gestützt— vermeintliche Preßoergeben dem Richter überweisen,
und dieser wird dann entscheiden, ob wirklich e ne Gesetzesüber-
tretung vorhanden sei oder nicht. Dieses Recht hatte der Regie-
rungSrath bis zetzt auch, und ich zweifle daran, Tit., daß Sie
solche Prcßgesetze erlassen werden, welche eine Unterdrückung
der freien Presse zur Folge hätten. Seit dem Jahre l83l war
die Presse frei und seit dem Jahre !8Zl hat ste von ihrer Freiheit

Gebrauch gemacht. Wir wissen eS von allen Blättern,
welchen Gebrauch sie davon gemacht hatten. Ich für meine
Person habe zu den wenigsten Preßvrozessen gestimmt, welche
der Regierungsratb angehoben hat, weil nach meiner Ansicht
cö sich nicht der Mühe lohnte, solche anznheben. Ob ich dabei die

richtige Ansicht hatte oder nicht, daS steht nicht bei mir zu entschei-

den, cd die Presse in Folge der Menge von Prozessen, welche
ihr angehängt wurden, besser geworden sei, das möchte ich
bezweifeln. In den meisten politischen Fragen, welche der
Regierungsratd seit einiger Zeit behandelte, befand ich mich meistens
in der Minderheit; ich habe mich darüber nicht beklagt, aber
freuen konnte es Einen nicht, die wichtigsten Gegenstände, welche
Vorderathen wurden, vom Auslande her zu vernehmen, während

Diejenigen, welche an der Quelle sich befanden, nichts
davon wußten. Ente solche Verfadrensact hat mir wehe gethan
und nicht wenig dazu beigetragen, die Lust, in der obersten
Vollziebungsbekörde zu sitzen, bei mir zu vermindern und die
eigene Thatkraft zu lahmen. Es ist viel über Vereine gesprochen
worden; ich gehöre keinem politischen Vereine an, und ich mache
es mir zur Pflicht, so lange ich im RegierungSrathe sitze,
keiner Partei mich anzuschließen, damit ich desto unbefangener
bei vorkommenden Fragen meine Ansicht aussprechen könne.

Ich glaube daher, in dieser Frage unparteiisch zu sein, und da

muß ich eingestehen, daß namentlich über diese Vereine Vieles
gesprochen worden ist, was mir wehe gethan bat. Wenn unsere

Bürger sich versammeln, um vaterländische Gegenstände zu
besprechen, so machen sie von einem Rechte Gebrauch, das ihnen
die Versassung gibt, und ich halte es für ein gutes Zeichen,
wenn die Bürger sich mit dergleichen Gegenständen beschäftigen
und sich um politische Fragen interessiren. Wenn dann auch
bei solchen Anlässen hier und da Dinge gesprochen werden,
welche besser unterblieben wären, soll man aus solchen
unvorsichtigen Aeußerungen alle die Schlüsse ziehen, welche im
vorliegenden Berichte sowohl, als von mehrern Rednern in unsrer
Mitte gezogen worden sind? Das finde ich nicht am Orte.
Ich habe diesen Vereinen nicht beigewohnt, aber der Grundsatz



tes Vereinsrechts gebietet es, dieselben nicht zu schnöde zu
behandeln, sondern sie sur das zu nehmen, was sie sind. Am
Ersten soll man sich vor Verläumdungen hüten. Tenn diese

schaden in der Regel Demjenigen mehr, vom dem sie ausgeben,
alS Dem, gegen den sie gerichtet sind. Man hat ebenfalls vom
Landbote» gesprochen. Ich habe dazu gestimmt, eine Art Bulletin

über die Verhandlungen des Regierungsratbes dem Amtsblatte

beizulegen, ich sad die Veröffentlichung der Verhandlungen
des Regierungsrathes als einen Fortschritt an und hielt diese

Maßregel für geeignet, manchen Vorurtheilen über die Regierung

zu begegnen, aber ich stimmte nie dazu, daß der Regie-
rungsralh eine Zeitung herausgebe, deren einzige Ausgabe darin
bestehen sollte, den Regierungsrath zu loben, — in welcher
Mitglieder des Großen Raihes verleumdet und verlästert werden

dürfen, — welche sich mit Gegenständen beschäftige, die kaum in
ein Parteiblatt aufgenommen werden würden. Ein solches Blatt
wollte ich nicht, und ich verwahre mich dagegen, in diesem

Sinne dazu gestimmt zu haben. Tit., eS wird bald eine

Gelegenheit geben, wo mehr darüber wird gesprochen werden können,
und ich bin überzeugt, daß das Institut des Landboten, so wie
es besteht, das Neujahr nicht erleben wird. Ich komme zum
vorliegenden Prosekt-Beschluß. Wohin geht derselbe, und was
wird verlangt Es wird verlangt, daß der Große Rath den

Bericht und die darin entwickelten Grundsätze, wonach ein
entschiedener Fortschritt im ganzen Staatshaushalte, aber nur auf
gesetzlichem Wege, angestrebt und jede illegale Richtung mit
aller Kraft bekämpft werden foll, genehmige. Ich frage-
warum soll der Große Rath diese Grundsätze durch einen besondern

Beschluß anerkennen? bat etwa der Große Rath seit
fünfzehn Zakren eine andere Ansicht ausgesprochen als
diejenige, welche der Regierungsrath hier anträgt ^ hat er etwa
nicht den entschiedenen Fortschritt gewollt? hat er etwa in
Gedanken gewünscht, daß der RegierungSrath auf ungesetzlichem
Wege wandle? oder hat der Große Rath ze ausgesprochen, daß

er illegale Richtungen und Ungesetzlichkeiten billige? Mir kömmt
es wenigstens so vor, daß, wenn der Große Rath den Antrag
des Regierungsratbes genehmigt, er damit medr oder weniger
anerkennt, es sei bisher von seiner und der Regierung Seite

nicht im entschiedenen Fortschritte gehandelt worden, mau sei

bis dahin auf dem ungesetzlichen Wege gewesen, man habe
illegale Richtungen gehabt. Wenn nicht dem also wäre, warum
sollte denn im entgegengesetzten Sinne ein ausdrücklicher
Beschluß gefaßt werden? Diese Zumulhunq, Tit., an den Großen
Rath scheint mir durchaus am unrechten Orte, denn es hätte
den Anschein, als wäre man bisher auf ungefetzlichem Wege
gewandelt. Man kann sich aber nicht verhehlen, daß der Große
Rath, so wie der Antrag gestellt ist, sich in einer fatalen Stel
lung befindet, und daß ihn der Regierungsrath in diese fatale
Stellung gesetzt hat. Entweder muß der Große Rath den An
trag annehmen, wie er gestellt ist, oder, wenn der Große Rath
dieß nicht thut, so erklärt die Majorität deS Regierungsrathes,
abzutreten. Ist eine solche Alternative am rechten Orte und zu
rechter Zeit gestellt Ich behaupte — nein, und wiederhole
nochmals: der Große Rath mag erkennen, was er will, so

kommt nichts Gutes heraus, und die Erfahrung wird diese An
sieht rechtfertigen. Aber ich verwahre mich, an einer solchen

Maßregel Theil genommen zu haben. Damit jedoch meine von
der Majorität abweichende Ansicht nicht mißdeutet werde, und
damit der Große Rath im Falle, daß es dazu kommen sollte,
freien Spielraum habe, in die Regierung zu wählen, wen er

will, so erkläre ich mich zur Niederlegung meiner Stelle, wenn
der Große Rath es zweckmäßig finden sollte. Der Große Rath
soll zu jeder Zeit über den von mir eingenommenen Platz freies
Verfügungsrecht haben, und wenn er es wünscht, so quittire
ich, ohne die Angabe irgend eines Motives zu verlangen. Ich
hätte noch Manches auf dem Herzen, aber ze mehr man über
diesen Gegenstand redet, desto größer wird das Unglück und der
Skandal, den wir dem Zn- und Ausland geben, und ich muß
mich stets schämen, daß ein solches Bild von dem Zustande
unseres Kantons gemacht worden ist.

«.Fortsetzung folgte
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Mühlemann, Negierungsstatthalter. Zch erlaube mir
vorerst ein paar Worte über die Einberufung des Großen
Rathes. Als ich das Schreiben erhielt, worin uns die
Zusammenberufung angezeigt wurde, ging mir ein Stich durch's
Herz, indem ich zum voraus sah, daß von einer solchen
außerordentlichen Maßregel nichts Gutes entspringen konnte. Zch
erhielt dadurch die Ueberzeugung, daß leider nicht diejenige
Harmonie in unserer Regierung sei, welche zu einer guten
und zeitgemäßen Besorgung der Geschäfte namentlich unter den

gegenwärtigen Verhältnissen so nothwendig ist. Tit., was so
eben vom Herrn Präopinanten gesagt wurde, ist mir aus dem
Herzen gesprochen, und es kömmt mir fast vor, als wolle die
Regierung ihre eigene Schuld den Schultern deâ Großen Rathes
aufbürden. Der vorliegende Bericht des Regierungsrathes
macht eine Darstellung von den Zuständen des Kantons, welche
aus die gegenwärtigen Verhältnisse durchaus nicht mehr paßt
und meiner Ansicht nach zu grell und daher unrichtig ist. Zch
kann mir dieß einigermaßen erklären auS dem Umstände, daß
der Bericht über drei Wochen alt ist. Hätte der RegierungS-
rath auf den heutigen Tag einen neuen Bericht zu erstatten,
ich bin überzeugt, der Bericht würde anders und für unsere
Verhältnisse günstiger ausfallen. Zch gebe zu, daß Verschiedenes

vorgefallen ist, was niemals gebilligt werden kann,
niemals aber so viel und so Arges, daß daraus ein solcher Schluß
abgeleitet werden dürfte, wie er abgeleitet worden ist. Auf
der andern Seite muß aber auch zugegeben werden, daß in
mancher Beziehung die Regierung angegriffen wurde, wo sie

es nicht verdient hat. Zch glaube selbst, daß lange nicht so

viel gethan wurde, als man hätte thun sollen und können, und
umgelehrt ist Manches geschehen, was besser unterblieben wäre;
aber es hat auch der RegierungSrath manche Vorschläge und Ge-
setzeöprvjekte hieher gebracht, welche der Große Rath aus dem
Grunde nicht behandelte, weil er nicht länger zusammengehalten
werden konnte, und sich dessen Mitglieder in solcher Anzahl
entfernten, daß die Behandlung der wichtigsten Gegenstände
verschoben werden mußte. Daß daher manche Verbesserung
unterblieben ist, daran trägt auch der Große Rath die Schuld. Es
schiene nur am Beßten und Aufrichtigsten gehandelt, wenn Zedermann

seine eigene Schuld anerkennen und sich nicht bestreben
würde, dieselbe andern Leuten zuzuschieben und so düstere
Bilder über den Zustand unseres KantonS zu machen. Daß
die Presse manches verschuldet und manches Uebel herbeigeführt
hat durch unverdiente Angriffe, durch Verläumdungen und
Verdächtigungen, durch einseitige leidenschaftliche Besprechung von
Gegenständen u. s. w, ist keinem Zweifel unterworfen, daß
aber diese Preßfrechheit nur in den liberalen und radikalen
Blättern vorgekommen sei, und daß nur auf diese hingedeutet
wird, ist eben so unrichtig als einseitig; vielmehr läßt sich die

Behauptung rechtfertigen, daß der Vvlksfreund mehr oder
weniger den Anfang damit gemacht hat, und daß er obige
Vorwürfe am Ehesten verdient. Wäre man zu rechter Zeit
eingeschritten, so wäee Manches unterblieben, was jetzt auf eine
nachtheilige Weise gefühlt wird, und der Presftandal hätte
niemals den Grad erreicht, wie er ihn unmittelbar vor
und seit dem Freischaarenzuge wirklich erreicht hat. Zch bin
nun überzeugt, daß der RegierungSrath aus wohlmeinenden
Absichten hat einschreiten und sagen müssen: das kann nicht
länger so gehen, wir müssen kräftig einschreiten und den,
zunehmenden Unwesen Schranken stechen, aber es muß auf der
andern Seite zugegeben werden, daß der Regierungsrath für
den Augenblick zu rasch verfahren ist, denn wenn man die Sache
so lange hat gehen lassen, ohne einzuschreiten, und der Wagen
einmal im Zuge ist, so kann man ihn nicht so plötzlich anhalten,

ohne daß eine Erschütterung erfolgt; die Zügel, die man
ganz hat fahren lassen, Härten nach und nach angezogen werden
müssen. 2ch bin überzeugt, daß wenn die Regierung es sich zur
Aufgabe gemacht hätte, Verfassung und Gesetz nick Ruhe und Umsicht

zu handhaben und keme Verstöße gegen dieselben zu dulden,
ohne sie zu ahnden, so wäre m kurzer Zeck alleS Beunruhigende
verschwunden, die Gemüther hätten sich heruhigt, daS Zutrauen
wäre wiedergekommen, Alles, ohne daß eine außerordentliche
Maßregel, wie diese außerordentliche Versammlung des Großen
Rathes ist, hätte genommen werden müssen. Zch komme aus
die Form, wie dieser Antrag hieher kömmt. Daß sich der
Regierungsrath auS verschiedenen Gründen bewogen fand, den
Großen Rath einzuberufen, um ihm bei, Zustand deS Vater
landeS vorzustellen, daS kann man entschuldigen, wenn alle
Umstände in'S Auge gefaßt werden, aber m keinem Falle -st die
Form zu dilligen, in welcher der Antrag hieher gebracht wird,
namentlich in Betreff deS Schlusses. So wie unser Staatswesen

organisirt ist und so wie der Große Räch infolge der
Verfassung die Mitglieder deS Regierungsralhes wählt / so ist
eS keinem Zweifel unterworfen, daß er nur solchen Personen
seine Zustimmung gibt, welche sein Zutrauen genießen. Der
Große Rath überträgt demnach mit der Wahl auch ftiu
Zutrauen und der RegierungSrath bat meiner Ansicht nach
durchaus keine Befugniß, an diesem Zutrauen zu zweifeln, bis
der Große Rath durch Beschlüsse bewiesen hat, daß er wirklich
Mißtrauen habe. Die Form, in welcher der Antrag hier
vorliegt, hat den Großen Rath in eine dedenksiche Lage gebracht.
Wäre der RegierungSrath in einer andern Form aufgetreten,
z. B. in derjenigen eines Berichtes, in welchem gez»gt worden
wäre daS tst vorgefallen und so sehen wir es an, der Zustand
deö Landes erweckt Bedenken, wir halten es nothwendig, daß
sich der Znstand verändere, und wie sind entschlossen, von nun
an die Staatszügel etwas straffer in die Hände zu nehmen und
die Verfassung und die Gesetze streng anzuwenden, wir wollen
jedoch das nicht thun, bevor der Große Rat» seine Ansicht
ausgesprochen hat, ob d-cß in seinem Willen liege oder nicht; —
so hätte gewiß Niemand sich darüber ausgehalten, der Große

ZS
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Ralb wäre nickt in eine so fatale Stellung gerathen, infolge
welcher er sich genölhigt sieht, entweder ein Vertrauensvotum
in einer bestimmten, il»n vom Regierungsrathe vorgezeichneten

Form zu beschließen, oder dann den Regierungsrath in seiner

Mehrheit zu entlassen. So befindet er sich in einer peinlichen
Lage, und wenn ein Ausweg gefunden wurde, welcher den

Großen Rail) aus dieser Loge befreien könnte, ohne die Majorität

des Reglerungsrathes zu nöthigen, abzutreten, so ware
dieß gewiß wohl das Beßte. Ich glaube daher, einen eigenen

Antrag stellen zu sollen, nach welchem in den Antrag deS

Regierungsrathes nicht eingetreten wurde, aber motivirt, in der

Weise :

„Der Große Rath der Republik Bern, —

nach angehörtem Berichte deS Regierungsrathes über den

gegenwärtigen politischen Zustand des Landes, —

fi n det:
Der politische Zustand d?S Landes sei dermalen kein gefährlicher

; die Erklärung der Regierung fur Handhabung der
Verfassung und der Gesetze beruhige für die Zukunft, und deßhalb
sehe er sich nicht veranlaßt, in den Antrag des Regierungs-
ratheS einzutreten."

Kurz, Oberrichter. Ich für meine Person hätte auch

gewünscht, daß der Regierungsrath den Großen Rath nicht
einberufen hätte, indem ich dafür halte, daß Diejenigen, welche sich

anarchischen Tendenzen Hingeden, in einer solch kleinen Minderheit

sich befinden, daß Rude und Ordnung hätte gehandhabt
werden können, ohne zu einer außerordentlichen Maßregel greifen
zu müssen, und halte dafür, daß man ihnen durch eine solche

nur zu viel Ehre angethan habe. Indessen finde ich die Motive,
welche von Seite des Regierungsrathes alS Rechtfertigung dieses

außerordentlichen Schrittes angeführt sind, in jeder Beziehung
achtungswerth und so beschaffen, daß je nach dem man die Sache
ansieht, die Zusammenbernsung des Großen Rathes als den

Umständen angemessen erscheint. ES kann nicht in Abrede
gestellt werden, daß in den letzten Zeiten Alles gethan worden ist,

um den Kredit der Regierung zu untergaben, daß alle
Handlungen desselben, mögen dieselben noch so sehr durch die Zeit-
verbältnisse gerechtfertigt werden, mißdeutet und sogar diejenigen
verdächtigt worden sind, welche offenbar einen guten Zweck hatten.
Diese Angriffe geschahen hauptiächlich durch die Presse. Man
mag lange sagen man solle sich über die Angriffe der Presse
hinaussetzen und sich um dieselben nicht bekümmern, wer daS

menschliche Herz kennt, weiß, daß dieses nicht geht. Derjenige,
der niemals im Falle war, in öffentlichen Blättern herumgezogen
zu werden, ist allerdings ruhig und siebt einen Angriff, welcher
gerade nicht die eigene Person betrifft, mit ziemlichem Gleich-
inuth an; er suhlt das Unangenehme nicht. Wer aber selbst

einmal in den Fall kömmt, öffentlich und in beleidigender Form
angegriffen zu werden, der fühlt ganz anders, und eS braucht
eine seltene Gleichmuth, um nicht imßmuthig und mehr oder
weniger gelähmt zu werden. Das liegt in der menschlichen
Natur, und diese läßt sich nicht so leicht ändern. So hat die

Presse in der letzten Zeit zu wiederholten Malen und ohne Scheu
ausgesprochen, der Regierungsrath besitze das Zutrauen des Volkes
nicht mehr, seine Handlungen zeugen von reaktionären Tendenzen,

er babe sich eine Menge Verfassungsverietzungen zu Schulden

kommen lassen u. s. w. Man sagt freilich, das sei nicht
die öffentliche Meinung, sondern einfach des Redaktors, und
dieser stelle nicht das Volk vor, wenn auch im Namen des

Volkes gesprochen werde. An sich ist die Sache richtig, aber
man muß bedenken, daß solche in Zeitungen enthaltenen
Aeusserungen von einer Menge Leute gelesen werden, aus welche sie

nach und nach nachrheilig wirken, und daß bei allen Verdächtigungen,

mögen sie auch noch so grundlos sein, immer etwas
hängen bleibt. Ich kann daher begreifen, daß die manigfaltigen
Angriffe der Presse, welche in letzter Zeit in fast allen öffentlichen

Blättern stattfanden, verbunden mit andern mehr oder
weniger beunruhigenden Erscheinungen den Regierungsrath mehr
oder weniger an sich selbst irre machen und ihn zu Vornahme
einer außerordentlichen Maßregel nöthigen mußten. Es ist auch
gewiß, daß der Regierungsrath das Zutrauen einzelner Wenigen

verloren hat; daß er aber ungeachtet aller Vorgänge, welche
die Stellung des Regierungsrathes so schwierig machten, das
Zutrauen einer unverhältnißmaßigen Mehrheit des BernervolkS und
des Großen Rathes noch gegenwärtig besitzt, ist außer allem
Zweifel. Man hat sich heute viel beschäftigt mit der Frage,
was hätte geschehen sollen; mir scheint die Hauptsache, zu
untersuchen : was liegt vor und was ist jetzt zu thun? Will man
dem Regierungsrarhe, welcher ein Vertrauensvotum verlangt,
lediglich lagen: ich bin nicht schuldig, dir ein Vertrauensvotum
zu geben? Wir sind der Regierung so viel schuldig, daß man
ihr etwas mehr sage, als einfach: ich trete nicht ein. AlS unser
Vertreter hat sie seit Monaten alles das Bittere über sich erge-
Heu lassen müssen, und wir sollten ihr nicht einmal soviel
Anerkennung zollen, daß wir sagten: Du hast unser Zutrauen nicht
verloren Selbst die Redner, welche gegen den Antrag gesprochn
haben, haben erklärt, daß der Regierungsrath daS Zutrauen
des Großen Rathes nicht verloren habe; aber warum wollen
sie nicht, daß der Große Rath selbst dieses ausspreche Was
verlangt denn eigentlich der RegierungSrath? Er verlangt, daß
man den im Bericht entwickelten Grundsatz, wonach ein
entschiedener Fortschritt aus gesetzlichem Wege angestrebt, jede
illegale Richtung aber mit Kraft bekämpft werden soll, genehmige.

Man sagt nun : eS ist überflüssig, einen solchen Grundsatz

auszusprechen; das versteht sich von selbst. Allein es dünkt
Einen manchmal, eine Sache verstehe sich von selbst, welche sich

in der Wahrheit doch nicht von selbst versteht, und es ist oft nicht
überflüssig, dieselbe nochmals auszusprechen. Hat der Große
Rath nicht schon vielmals dleberflüsstges ausgesprochen? Gewiß

schadet es nichts, wenn ein guter Grundsatz auch mehrere
Male ausgesprochen wird, und namentlich der Vorliegende
bedarf einer Wiederholung, denn in den letzten Zeiten hatte es
beinahe daS Ansehen, als sei er von einem großen Theile der
Bevölkerung vergessen worden. Ich erlaube mir aber noch,
auf einen Umstand aufmerksam zu machen, der d-S jetzt in der
Diskussion noch nicht hervorgehoben worden ist. Wie bereits
bemerkt, trägt der RegierungSrath aus Genehmigung des Grund-
satzeS an, aus dem gesetzlichen Wege entschieden fortzuschreiten
und Ungesetzlichkeiten zu bekämpfen. Was wäre nun die Folge
davon, wenn der Große Rath in diesen Schlußautrag des
Regierungsrathes nicht eintreten würde, was würde daraus die
öffentliche Meinung im engern und weiter» Vaterland? für
Folgerungen ziehen? Es wurde heißen, der Große Rath habe
diesen Grundsatz nicht angenommen, und daraus würde man
den Schluß ziehen: sehr, der Große Rath hat diesen Grundsatz
nicht anerkannt; es scheint alfo, er billige indirekt illegale Schritte,
er habe Hintergedanken, und wolle sich eine Hinterthüre offen
behalten, um sich für die Zukunft nicht die Hände zu binden,
damit er späterhin je nach den Umständen so oder anders
handeln, nöthigen Falls auch illegale Wege einschlagen könne. Ich
weiß wohl, daß verständige und mit den Verhältnissen bekannte
und unparteiische Männer nicht so schließen werden, aber man
muß einen Unterschied machen zwischen der Logik auf dem
Katheder und der Logik des Volkes. Die erstere mag alle
Gründe, welche für oder wider eine Sache sprechen, unbefangen,
genau und in ihrem ganzen Umfange miteinander vergleichen
und prüfen, die letztere dagegen tritt nicht so tief ein, sondern
sie urtheilt nach dem äußern Anscheine, und ist wahrlich oft
mehr von Gewicht als die Logik auf dem Katheder. Ich fürchte
sehr, daß im Falle des Nichteintretens der Beschluß des Großen
Raihes eine Deutung erhalten würde, welche Mißtrauen und
Furcht erweckten und von gewisser Seite her in dem angegebenen
Sinne gehörig ausgedeutet werden würde. Die testen Ereignisse, bei
welchen der Kanton Bern mehr oder weniger betkeiligt ist, haben
in einem großen Theile der schweizerischen Bevölkerung die Be-
süchtung erregt, als könnten in gleicher Weise illegale Mittel
angewendet werden. Wenn nun jetzt der vom Regierungsrath
vorgeschlagene Grundsatz deS entschiedenen Fortschrittes aus
gesetzlichem Wege und der Bekämpfung ungesetzlicher Mittel vom
Großen Rathe nicht ausdrücklich anerkannt winde, und zwar
dadurch, daß man in den Antrag deS RegierungcratheS eintritt,
so könnte die Befürchtung, als sei man geneigt, vorkommenden

Falls auf ungesetzlichem Wege zu geben, leicht zur Gewißheit
werde. Es ist unsere Pflicht, diesen Verdacht zu heben, und

wenn auch in anderer Beziehung die nochmalige Anerkennung
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der Gesetzlichkeit überflüssig sein sollte, so ist sie es doch unter den

gegenwärtigen Umstanden nicht, weil sie geeignet ist, die Gemüther

zu beruhigen. Zed-rmann weiß, daß Bern sür die
Ausweisung der Jesuiten gestimmt ist, und daß man sagt, Bern sei

geneigt, sie auf ungesetzlichem Wege zu vertreiben. Wer diese

Meinung veebreiten Hais, will ich nicht untersuchen; aber wer
dieses gethan hat, der hat sich schwer am Vaterlande versündigt.
Dieses Gerücht, weiches in einem großen Theile der Schweiz
Glauben findet, muß widerlegt werden; wenn der Große Rath
heute erkennt, wir wollen nur gesetzliche und bundesmäßige
Mittel anwenden, so wird sich das Gerücht verlieren. Und wer
dazu nicht summt, der setzt sich dem Verdacht aus, daß er den
gesetzlichen Weg nicht einschlagen wolle. Aus diesen Gründen
stimme ich mit innigster Ueberzeugung zum Antrage des Regie-
rungSrathes mit der Modifikation des Herrn Staatsschreiders
Hünerwadel.

Dr. Schneider, Regierungsrath. Die Umfrage über
den vorliegenden Gegenstand hat bereits so lange gedauert, daß
es alS Sünde erscheinen müßte, langer aufzuhalten, wenn nicht
besondere Gründe dazu aufforderten; aber ich glaube, T>t, ich
sei es in der Stellung der Minorität dem Großen Rathe schuldig,
zu sagen, warum ich nicht dazu gestimmt habe, diesen Gegenstand
letzt und in dieser Form vor ihn zu bringen. Tit., ich dabe
nicht gewünscht und mich mir Bestimmtheit dagegen ausgesprochen,
daß die vorliegende Angelegenheit in dieser Form hleher gebracht
werde, weil ich mich niemals habe überzeugen können, daß die
Regierung das Zutrauen des Großen Rathes und des Volkes
in seiner großen Mehrheit verloren habe. Zch wollte also den
Großen Rath nicht zusammenderufen, um ihm eine Frage
vorzulegen, welche meiner Ueberzeugung nach so lange als
beantwortet angesehen werden soll, alS nicht von Seite des Großen
Rathes selbst das Gegentheil ausgesprochen wird. Zch habe
auch nicht zu diesem Berichte gestimmt, weil er meiner Ansicht
nach ein Gemälde enthält, welches den gegenwärtigen Zustand
des KantonS ungetreu darstellt, welches zu grell und übertrieben
ist. Wollte man nach dem gleichen Maßstabe über andere Länder

em solches Gemälde entwerfen, so würde dasselbe wahrlich
unverhältnismäßig trüber und unerfreulicher ausfallen. Denn
hat nicht z. V. Oesterreich bald in Böhmen, bald in Ungarn,
bald in andern Theilen seines Gebietes Austritte, welche mit
noch mehr Recht aus Auslösung der gesetzlichen Bande schließen
ließen, alS die unbedeutenden Vorfälle bei uns? Sind nicht die
Zustände Preußens und namentlich diejenigen Englands während
der drei, vier letzten Monate mehr geeignet, aus eine Auflösung
deS Vaterlandes schließen zu lassen Sind nicht die letzten Ereignisse
in Leipzig greller als alle blesenigen zusammengenommen, welche
über unsere Zustnde angeführt werden Aber dort ist man weit
entfernt, diese Zustände wie hier durch offizielle Berichte greller
zu malen, als sie wirklich sind, im Gegentheil eine gesunde
Politik läßt davon so viel alS möglich dem Ausland verdicken.
Wahrlich der Bericht kömmt mir vor, als hätte man sich
beflissen, die Data aus den verschiedenen extremen Zeitungen
herauszusuchen und so ein Bild darzustellen, welches allein von
konservativen und aristokratischen Blättern als richtig anerkannt
wird. 3a, es scheinen einige Ansichten dieser Blätter fast wörtlich

in den Bericht übergegangen zu sein. Und dieses übertriebene

und ungetreue Bild sollen Sie, Tit., sanktioniren Das,
Tit., wollte ich nicht, und wünsche nicht, daß Sie es heute
thun. Muß ich auch zugeben, daß Uebelstände wirklich vorhanden

sind, welche ich dedaure, so könnte mich dennoch dieses nicht
bestimmen, den Großen Rath einzuberufen, weil ich zugleich die
Ueberzeugung habe, und es scheint mir, die Mehrheit des
Großen Rathes theile sie auch, daß diese Uebelstände sich nach
und nach gelegt und verbessert haben würden, ohne solche
außerordentliche Vorkehrungen. Zch habe nicht zu dem Berichte
gestimmt, weil ich glaube, die Ursachen dieser Uebelstände seien
nicht richtig und nicht vollständig angeführt. Denn bei einer
nähern Untersuchung wird sich ergeben, daß die eigentlichen
Ursachen nicht bloß lokaler Natur, aber von solcher Beschaffenheit

sind, daß sie nicht durch ein Vertrauensvotum des Großen
Rathes von Bern gehoben werden können, denn so wie sie nicht
von einem Tag aus den andern entstanden sind, werden sie auch
nicht von einem Tage zum andern beseitigt werden können. Die

dem Pabste zur Genehmigung vorgelegte Luzerner-Verfassung,
wodurch das nationale Gefühl der Berner tief verletzt wurde, —
die vielen Drohungen und Versuche der Trennung vom Bunde, —
die Berufung der Jesuiten, deren Ausgabe die Ausrottung bis
Protestantismus ist, — die Niederlage der Freischaaren, deren
Sache freilich das Bernervolk erst Hintennach als die seinige
ansah, — der Glaube, die Regierung habe bei dem Allem die
Evre des Kantons Bern nicht gehörig zu wahren gewußt, das
sind alles Umstände, welche noch lange und nachhaltig in unserm
Volke fortwirken werden, trotz allen Zutrauensvoten. Zch habe
serner nicht dazu gestimmt, diesen Bericht hieher zu bringen,
weil ich fürchtete, der Bericht nebst dem Antrag, wie er
vorliegt, werde durch Veröffentlichung mehr dazu dienen, die
Aufregung anhallender und vielleicht größer zu machen, statt sie zu
beschwichtigen; >ch wollte nicht eintreten, weil der Bericht mit
einer Erklärung schließt, der ich niemals beistimmen konnte.
Zch hange nicht mehr alS jeder Andere an der Stelle, welche
ich bekleide; daß ich sie ins jetzt bekleidete, dafür hatte ich
allerdings Gründe, welche ich jetzt nicht näher bezeichnen will, so

viel darf man mir glauben, daß sie nicht personeller Natur sind.
Aber cS ist dem Großen Rathe viel zugemuthet, einen Antrag
zu genehmigen, we.cher mit der Drohung begleitet ist, daß im
Falle der Nichtgenehmigung der Regierungsrath in Kloko abtrete.
Eine solche Erklärung des Regierungsrathes im gegenwärtigen
Augenblicke halte ich sür gefährlich, ja für ein Unglück. Zch
habe endlich nicht dazu gestimmt, weil ich daS System nie
billigen kann, auf welches gestützt der Regierungsrath, wie es

scheint, regieren will, nämlich auf dem Systeme der wiederholten

Zutrauensvolen. Wenn wir uns auf diesen Boden lassen,
so kann wahrlich nichts Gutes daraus entstehen. Es ist zwar
eine schöne und rechte Sache, nur mit dem Zutrauen des Volkes,
des Großen Rathes zu regieren, aber eS ist eine gefährliche
Sache, mißtrauisch und zu häufig an dasselbe appelliren zu
wollen und sich so den Schein zu geben, mau spiele mit
demselben. Die Regierung könnte leicht den Boden verlieren, auf
welchem sie stehen soll, und welcher ihr allein Festigkeit gibt.
Schon in den beiden vorletzten Grvsn athssitzungen erhielt der
Regierungsrath eine Art von Zutrauensvoten, aber sie sind

unter andern Umständen ertheilt worden, und man hat sie nicht
in derjenigen Form verlangt, wie es hier der Fall ist. Auch
in andern Ländern ist mir kein Fall bekannt, wo das Ministerium

ei» Vertrauensvotum in dieser direkten Form verlangt
hätte, weder m England noch in Frankreich war eS je der Fall.
Ob die Kammern zu den Ministerien Zutrauen hatten oder

nicht, das ergab sich auö der Opposition, welche es sich zur
Ausgabe macht, Fragen von allgemeinen Interessen in einem
dem Ministerium entgegengesetzten Sinne aufzugreifen und
entscheiden zu lassen. Fällt der Entscheid zu Gunsten des

Ministeriums aus, so versteht sich von selbst, daß eS das Zutrauen
besitzt; fallt er zu seinen Ungunsten aus, so weiß eS, woran es

ist. Ader den Handschuh hinwerfen und sagen wenn Zhr nicht
meiner Ansicht seid, wenn ihr nicht billiget, was ich gethan
und im gleichen Sinne thun will, so will ich nichts mehr von der

ganzen Sache, — davon kenne ich kein Beispiel. Wenn ich,
zurückkommend auf die Ursachen unserer gegenwärtigen und
vorübergegangenen Uebelstände, noch ein weiteres Wort darüber
sagen soll, so theile ich allerdings in mancher Beziehung die im
Berichte enthaltenen Angaden. Was z. B. den Mißbrauch der

Presse betrifft, so dedaure ich, daß die Opposition nicht so viel
Gerechtigkeitsgefühl halte, um wenigstens daS Gute anzuerkennen,

was seit der neuen Ordnung der Dinge in allen Zweigen
der Staatsverwaltung und der Gesetzgebung getban worden ist,
und daß, wenn Manches gethan wurde, was besser unterblieben

wäre, und Manches nicht geschehen ist, was halte geschehen sollen,
die Presse dieftS Alles nur dem Regierungsrathe zur Last gelegt,
während noch viele andern Umstände daran wesentlich Schuld
tragen, wie namentlich die Organisation der Administrations-
behörden. ES sei mir erlaubt, in dieser Beziehung etwas näher
einzutreten, weil ich gerne die Gelegenheit benutze, nach meiner
Ansicht den Regierungsrath zu rechtfertigen. Auf das
Verhältniß des Reglerungsrathes zu den Departementen möchte ich

namentlich aufmerksam machen. Wir sind im Regierungsratde
17 Mitglieder, jedes derselben hat seine selbstständige Meinung,
und eS ist eine Uebereinstimmung oder eine bleibende bestimmte
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Richtung der obersten VollzichungSbehörde so kaum denkbar.

Die Majorität gestaltet sich daher bald so, bald anders und
ändert ost nur aus dem Grunde, daß einzelne Mitglieder dieser

oder jener Meinung abwesend sind. Es hat aber diese

Zusammensetzung des Regierungsrathes nicht nur den Fehler, daß er
keine bestimmte Richtung erhalt und sich dadurch den Vorwurf
der Inkonsequenz mit Recht zuzieht, es bat auch den Nachtheil,
daß die Geschäfte selbst, deren grundliche Behandlung und
geschwinde Erledigung darunter leiden. In viel höheren Grade
kommen diese Fehler bei der Organisation der Departement?
vor. Wir haben sieben Departement?, jedes mit sieden bis
neun Mitgliedern; die meisten Departement? haben üderdieß
diS drei und vier Kommissionen, welche ebenfalls aus fünf bis
neun Mitgliedern bestehen. Auch das geringfügigste Geschäft,
wie z. B. Schindeldachdewilligungen u. s. w., muß jetzt durch
diese Departement? und Kommissionen hinunter und dann
wieder durch selbige hinaus, bis der Regierungsrath in letzter
Instanz entscheidet. Tit., glauben Sie nicht auch, es könnte
einfacher gehen Von einem frühern Redner wurde der Depar-
tementalverfassung das Wort gesprochen, weil in Folge derselben
die Geschäfte gründlicher berathen würden, als bei einer Mini-
sterialeinrichtung. Ich bestreue geradezu diese Ansicht und will
das Gegentheil mit wenigstens ebenso gültigen Gründen
nachweisen. Ein großer Theil der DepartcmentSmitglieder wohnt
auf dem Lande und manchmal in ziemlich großer Entfernung
von der Hauptstadt. Es geschieht daher nicht selten, daß solche

Mitglieder nicht regelmäßig die Sitzungen besuchen, sondern
bald durch diese, bald durch jene Umstaade abgehalten,
ausbleiben. Auf diese Weise werden sie niemals nut dem vertraut,
was geschehen ist oder noch geschehen sollte, und hängen in
ihren Entscheiden meist von denj.nigeii Mitgliedern ab, welche
in Folge günstigerer Verhältnisse du Sitzungen häufiger besuchen.
Aus dem gleichen Grunde kann man diesen Mitgliedern größere
Geschälte m der Regel nicht zur Untersuchung geben, daher von
Manchem in wichtigern oder schwierigern GeschajUn eine
Meinung abgegeben wird, cane daß ihm das Geschäft selbst genau
bekannt wäre. Die Erfahrung zeigt ferners, daß wo mehrere
Mitglieder in einer Behörde zufammensitzen, ohne daß jedem
eine bestimmte Aufgabe zur Erledigung auserlegt worden ist,
sich gerne eines auf das andere verläßt und mühsamere Ge
schäfte immer von sich legen und andern zugeschoben werden.
Man sagt, der Regierungsralh soll über die Departement?
wachen und dieselben marschwen machen. Ader wie soll der
Regierungsrath eine Behörde marschiren machen, wo die
Mitglieder em Opfer bringen, wenn sie sich ,n selbige wählen lassen!
Zwar hat der RegierungSrath es nicht fehlen lassen, den einzelnen
Departementen Mahnungen u. s. w. zukommen zu lassen, aber
waS soll man thun, wenn die Mitglieder der Departement?,
welche nicht im Regierungsrathe sitzen, sagen: wir werden ent-
muthigt; wenn wir schon im Departement? unsere Meinung
sagen, und diese ein Mehr erhall, so ist dann Niemand, der
unsere Meinung im Regierungsrathe vertheidigt, und so wird
etwas ganz anders erkannt, als wir beantragt haben. Will
man den RegierungSrath für den guten und geschwinden
Geschäftsgang verantwortlich machen? Er wird sich bedanken und
dagegen verwahren, indem er selbst nicht so organisirt und
zusammengesetzt ist, daß euie Verantwortlichkeit eintreten kann.
So, Tit., theile ich in tiefer Beziehung die im Berichte
ausgesprochene Ansicht vollkommen, und wenn die Verfassung eine
Veränderung erleiden sollte, so ist eS eine der Hauptaufgaben,
den Geschäftsgang zu vereinfachen; dadurch wird mancher fühlbare

Ucbelstand gehoben. In diesem Sinne war mehr oder
weniger das vom diplomatischen Tepartemente aufgearbeitete
Revisionsproiekr der vollziehenden Gewalt ausgearbeitet, und
wenn ich auch mit der Art und Weise, wie dnses Revisions-
prvjckt betrieben wurde, nicht einverstanden bin, so theile ich
doch ganz die Tendenz desselben, denn eine Vvllziehungsbehörde
kann mehr eristiren, wenn sie nicht mit Krach und Energie
auftreten kann. Ich möchte eine starke Vollziehungsgewalr,
neben derselben aber als Gegengewicht manche freiere Insutu-
tionen, die wir jetzt nicht besitzen, wie direkte Wahlen,
Trennung der Gewalten, öffentliches und mündliches
Versahren in Kriminalsachen u. w., u. f. w. Wenn aber
u, der Organisation der Behörde viel Gründ und Stoff zur i

Unzufriedenheit des Volkes liegen mag, und viele der gerügten
Uedelftände daher rühren mögen, so sehe ich doch nicht ein,
warum deßhalb der Große Rath außerordentlich hat zusammen-
berusen werden sollen, und waS hier ein Zutrauensvolum nützen
kann. Dasselbe giltet auch m Bezug auf den Mißbrauch der
Presse. Diejenigen öffentlichen Blätter in und außer dem Kanton
mußten, wie sie sich in jüngster Zeit benommen haben, Jedermann

empören durch die oft perfide und verwerfliche Art und
Weife ihrer Angriffe gegen ganze Behörden, deren Mitglieder,
so wie gegen Personen, welche nicht gerade in ihren Kram
dienten. Ich bedaure, daß wir in vierzehn Iahren nicht weiter
gekommen sind, um von der Presse und deren Freiheit einen
edlern Gebrauch machen zu können. Meiner Ansicht nach baden
aber die Blätter, auf welche der so eben gemachte Vorwurf
paßt, sich selbst mehr geschadet als der Sache und den
Personen welche sie auf solche Weife angriffen, denn man wird
solcher Sprache bald übcrdrüßig, und solche Blätter verlieren
den Kredit im Volke, welches sich wohl momentan durch
dieselben irre leiten lassen kann, aber durch seinen gesunden Takt
bald wieder auf den rechten Weg geführt wird. So sehr ich
daher mit dem Faktum übereinstimme, daß die Presse
mißbraucht worden sei, so wenig kann ich sinken, daß dieser Umstand
eine außerordentliche Zusammendeeufung des Großen NatheS
rechtfertige. Unter der Hand hat man vielseitig davon
gesprochen und gestern und heute hier mehr als angedeutet, ein
Hauptgrund unserer Uebelstände und des Mangels an Zutrauen
des Volkes in die Regierung liege in einer unglückseligen Spaltung

im Schooße dieser Behörde selbst. Es mag sein, aber
wird da eine außerordentliche Versammlung deS Großen Rathes
helfen können, will und kaun er eine Verständigung erzielen,
oder sollen die Einen den Andern weichen, um einen
Regierungsralh mit einem Sinne zu erhallen? Spaltungen im Re-
qierlingsrathe waren immer. Im Anfange, als ich m den

RegierungSrath trat, theilte sich diese Behörde in eine liberale
und eine konservative, oder wenn Sie wollen, aristokratische Partei.
Bei entscheidenden politischen Fragen bekämpften sich die beiden

Parteien lebhaft, odne daß durch dieses Gegenüberstehen der
gewöhnliche Gang der Geschäfte gelitten hätte. Seither haben
aber die Personen gewechselt, die Einen sind abgetreten, Andere
sind gekommen, und vielleicht mehr dieftr Wechsel als wichtige
Fragen haben eine Trennung unter Denjenigen zu Stande
gebracht, welche am meisten Grunb hätten, enng zu gehen. Ich
möchte jedoch hier den Personen nicht zu nahe treten, hat doch
Jeder seine Fehler und trägt daher Jeder einen Tkeil der Schuld,
aber wir sind uns Offenheit und Wahrheit schuldig, und da
bin ich so frei, namentlich einen Grund der Trennung und des

Mißtrauens zu bezeichnen. Es ist von einzelnen Departementen
angenommenes System, wichtige Sachen, besonders solche
persönlicher Natur, unerwartet und rasch in den Regierungsrath
zu werfen, und wenn man der Mehrheit sicher ist, sogleich be-
handeln zu lassen. Ich weiß wohl, es läßt sich für einen solchen
Modus Vieles sagen, und die Motive möchte ich nicht immer
mißbilligen. Aber hierin liegt ein häufiger Grund von
Mißtrauen von Glauben, man kabe Dieses oder Jenes beabsichtigt,
so baß ich von einem solchen Verfahren für die Zukunft abrathen
möchte. Ich führe nur daS vorliegende Beispiel an. Letzten
Montag vor acht Tagen, zur Zeit, als bei uns Alles ruhig
und alle Anzeichen vollständiger Beruhigung seit Wochen eingetreten

waren, wurde aus einmal, nicht ein Antrag auf Vcrdesse

rungen u. dgl., sondern der Bericht des diplomatischen Depar-
meuis in den Regierungsrath gebracht und verlesen, eingetreten
und behandelt. Ich gestehe, mir kam die Sache seltsam, ja
unhcimclig, vor, ich halte Grunde, mißtrauisch zu sein, mehr
als mancher Anderer, denn, trotz des geheimnisvollen Getriebes,
wußte ich schon seit Wochen, daß eS auf etwas Entscheidendes
abgesehen sei, das man mir und Andern zu verheimlichen
Gründe zu haben glaubte, und wenn ich den Bericht mit
gewissen Artikel» in gewissen Zeitungen verglich, wenn ich mich
namentlich an die Rathschläge deS llminnu i!o.-> Uvkats erinnerte,
welche es einige Zeit vorher den liberalen Regierungen der
Schweiz gab und dabei aus die Septembergesetze und die Kanonaden

in den Straßen von Paris und Lyon hinwies, so war
dieses wahrlich nicht geeignet, mich zu beruhigen; indessen will
ich Niemandem zu nahe treten, aber mehr Offenheit gegenüber
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der Minorität schien mir am Orte und auch klug gewesen zu
sein. Einen andern Umstand halte ich ebenfalls fur ein Uebel;
es ist dieß so eine Art von Spionirsystem, welches sich in letzter
Zeit mehr oder weniger geltend machte. Ich weiß wohl, daß
eine Regierung, welche Ordnung handhaben will, dafür sorgen

muß, daß sie so viel als möglich von Allem unterrichtet ist,
was vorgeht, und daß man, um Etwas zu vernehmen, die

Landjäger nicht mit den Epauletten hinschicken kann, sondern,
um Etwas zu vernehmen, so wenig als möglich Aufsehen erregen
muß; eine Art geheime Polizei muß existiern, und ich halte es

für lächerlich, wenn man sich dagegen wehren und behaupten wollte,
Derartiges falle nicht vor. Aber daS kann ich nicht billigen,
wenn eine Art gegenseitiger Angeberei vorhanden ist, wenn die

Aussagen von Leuten, die sich zu solchen Zwecken gebrauchen
lassen, benutzt werden, um Mitglieder der Regierung gegenseitig

zu verdächtigen, und man sich der Polizei selbst zur Befriedigung

der Privatneugierde bedienen will; auch kann ich mich
nicht enthalten, zu erklären, daß ich wirklich Jndicien habe,
welche auf Solches mehr als hindeuten. Wende man Alles

an, den Schelmen und Spitzbuben auf die Spur zu kommen;
das ist am Orte; aber davor möchte ich warnen, daß man es

als ein Zweck und Aufgabe der Polizei betrachte, rechtliche
Männer und Beamte in ihren engern Kreisen durch Leute, die

Alles für das Geld thun auszukundschaften. Offenheit erreicht
den Zweck eher und verhindert wenigstens eine gegenseitige

Spannung, welche im Geschäftsleben von so großem Nachtheile
ist. — Ich komme zu dem Schlußantrage des Berichtes, und
da muß ich bekennen, daß ich mich in einer fatalen Lage befinde.

Soll ich zum Eintreten stimmen oder nicht? In der letzten
Zeit befand ich mich im Regierungsrathe fast immer in der

Minderheit, ich konnte nicht zu allen den Maßregeln Hand
bieten, welche in letzter Zeit im Regierungsrathe zur Spruche
kamen und wirklich auch beschlossen wurden. Stimme ich nun
zum Eintreten in den Antrag des Regierungsrathes so liegt
darin, man mag sagen, was man will, eine Billigung alles

Desjenigen, was von Seite des Regierungsrathes verhandelt
worden ist, und ich würde also als Mitglied des Großes Rathes
Das billigen, was ich als Mitglied des Regierungsrathes nicht
dilligen konnte. Aber wenn ich auf der andern Seite bedenke,
welche Folgen ein Nichteintreten von Seite des Großen Rathes
haben wird und haben kann, so muß ich im höchsten Grade

bedauern, daß der Negierungsrath den Großen Rath und meine

Wenigkeit in eine so fatale Stellung gesetzt hat. Der Große
Rath kann in seiner Mehrheit verschiedene Handlungen des

Regierungsratbes möglicher Weise nicht billigen, und dennoch

muß er zum Antrage dcS Regierungsrathes stimmen, wenn er
den Regierungsrath beibehalten will. Ich bin nun der Meinung,
daß die Regierung bleiben soll, so, wie sie jetzt ist, denn eine

Aenderung würde auf unsern Kanton und die andern Kantone
von unglücklicher Wirkung sein, namentlich in letzterer
Beziehung müßte eine Aenderung besonders nachtheilig wirken,
denn der unmittelbare Schluß der schweizerischen Bevölkerung
ginge dahin: im Kanton Bern sind die Zustände so, daß der

Regierungsrath gezwungen worden ist, in xlobo abzutreten.
Gewiß, Tit., ein solches Ereigniß würde die schweizerischen
Zustände nicht befestigen, denn es würde, wenn vielleicht auch

nur scheinbar, die Behauptung rechtfertigen, daß derjenige

Kanton, welcher bis jetzt in seiner Entwickelung am ruhigsten
zu Werke gegangen ist und sür den schweizerischen Fortschritt
den festesten Halt darbot, in einem mehr oder weniger zerrissenen

Zustande wäre. Diesen Umständen Rechnung tragend,
würde ich, wenn ich an der Abstimmung Theil nähme, was
jedoch nicht geschehen wird, zu dem Antrage des Herrn Vogel
stimmen, indem mir derselbe) am geeignetesten scheint, beiden

Ansichten Rechnung zu tragen, ohne den Regierungsrath zu

nöthigen, in Alab» abzutreten. Es ist in demselben die Billigung

derjenigen Grundsätze ausgesprochen, welche der

Regierungsrath in seinem Schlußantrage Ihnen zur Genehmigung
empfiehlt ; auf der andern Seite aber ist damit nicht die Billigung
aller derjenigen Handlungen ausgesprochen, welche vom
Regierungsrathe in letzter Zeit ausgegangen sind. Man wird dagegen

einwenden, es werde die Genehmigung des von Herrn Vogel
gestellten Antrages die nämlichen Folgen haben, wie das

Nichteintreten. Ich erwarte das nicht, denn es würde sich die Frage

nunmehr ,o herausstellen: das diplomatische Departement
befurchtet es habe die Regierung das Zutrauen des Volkes
verloren, und hat deßhalb darauf angetragen, den Großen Rath
darüber zu befragen; der Große Rath aber, in Betracht, daß
das diplomatische Departement von einer irrigen Voraussetzung
ausgegangen, weist den Regierungsrath einfach an, wie bis-
her, Verfassung und Gesetz zu handhaben. Dieß, dünkt mich,
sollte die Mehrheit des Regierungsrathes zufriedenstellen und
ihn nicht zum Zurücktritt bewegen. Ich befürchte nämlich
wenn wir den Antrag, so wie er ist, und unter den Bedin'
gungen, welche der Regierungsrath vorgelegt hat, annehmen,
daß ein solcher Beschluß eine Gegenwirkung im Volke haben
wird, in der Weise, daß das Volk glauben und sagen würde-
wir haben keinen selbstständigen Großen Rath mehr, er läßt
sich durch Drohungen deS Regierungsrathes zu Allem bestimmen
und ist gegenüber ihm Nichts. Wir müssen uns nun hüten
daß das Zutrauen, welches der Große Rath bis jetzt vom Volke
genossen hat, nicht verloren gehe. Das Bewußtsein, daß dieß
wirklich vorhanden ist, war auch Ursache, daß ich auf der
letzten Tagsatzung mehrcrn Tagsatzungsgefandten, welche mir
versicherten, daß, laut zuverlässigen Korrespondenzen, die ich
mir leicht denken kann, in nächster Zeit ein Putsch stattfinden
werde, ich ihnen in das Gesicht lachte und mit Zuversicht
solche Gerüchte ,n Abrede stellen konnte. Das Zutrauen des
Volkes zum Großen Rathe ist die allergrößte Garantie vor un-
gesetzlichen Handlungen, und diesen Nothanker möchte ich nicht
schwächen, sondern ihn in^ seiner vollen Kraft behalten. Mein
Glaube daran war auch Schuld, daß ich in der letzten Sitzung
der Tazsatzung auf eine Vertagung derselben auf's Kräftigste
bekämpfen und alle die Gerüchte, als seien unsere öffentlichen
Zustände nicht fest, als stehe uns eine Revolution bevor, und
als wolle man nach deren Beendigung nach Luzern ziehen, mit
voller Ueberzeugung als unbegründet zurückweifen konnte. Die
Vertagung fand auch nicht Statt. Ob ich, wenn heute der
Große Rath den Antrag des Regierungsratbes, wie er ist,
annimmt, mit der gleichen Zuversicht behaupten dürfte, daß
der Große Rath das Zutrauen vom Volke noch ungeschwächt
besitze, und daß also für unsere Zustände Nichts zu befürchten
sei, möchte ich bezweifeln, und ich bedaure es im höchsten
Grade, daß, weil einige Mitglieder der Regierung scheinen ge-
fürchtet zu haben, momentan das Zutrauen verloren zu haben,
man deßhalb das Zutrauen des Volkes in den Großen Rath
gleichsam auf daS Spiel gesetzt hat; indessen die Zukunft wird
zeigen, ob ich mich geirrt habe. Ich sür meine Person erkläre
mich zum Antrage des Herrn Vogel.

von Tillier, Regierungsrath. Wenn ich mich nicht hier
in ganz eigenthümlicher Stellung befände, so würde ich in die-
ser Diskussion das Wort ganz sicher nicht ergriffen haben.
Sie haben bereits zwei Kathegorien von Mitgliedern des Re-
gierungsrathes angehört, solche von der Mehrheit und solche
von der Minderheit. Jetzt kömmt in meiner Person noch eine
dritte Kathegorie hinzu, diejenige nämlich, welche gar nicht an»
wesend war, als der vorliegende Gegenstand im Regierungsrathe

berathen wurde. Vielleicht bin ich deßhalb in desto
unbefangenerer Stellung, als mancher Andere. Bei meinem Eintritts
in die öffentlichen Geschäfte habe ich vor Ihnen, Tit., mein
politisches Glaubensbekenntniß abgelegt, welches darin bestand,
den Parteien fremd, dem Vaterlande getreu zu bleiben. Diesem
Bekenntnisse bin ich seither stets getreu geblieben und werde
ihm auch heute treu bleiben; den Parteien bin ich stets fremde
geblieben, stets aber habe ich gesucht, in meinen öffentlichen
Stellen als unabhängiger Mann im Geiste der Verfassung zu
handeln. Ich will nicht auf die traurigen Zeiten in den letzten
Monaten zurückkommen, wo Manche bereits am Aufkommen
des Vaterlandes zu zweifeln begannen. Ich habe nie daran ge-
zweifelt, ich habe immer geglaubt, der Gott unsrer Väter werde
auch uns beistehen, unter der Bedingung, daß wir gleich den
Vorfahren wahrhaft und treu am Vaterlande halten, und daß
unsere Gesinnungen Wahrheit seien. Wo keine Wahrheit ist,
da geht ein Land bald zu Grunde; wo aber Wahrheit und
Ueberzeugung ist, da können sich die abweichendsten Meinungen
zuletzt verständigen. Was nun meine persönliche Stellung im
Negierungsrathe betrifft, so war dieselbe stets eine unabhängige,
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der Verfassung angemessene, und jederzeit ging ich von der

Voraussetzung aus, Ihr Wille, Tit., sei, daß die Verfassung
in allen ihren Theilen getreu und vollständig vollzogen werde.

Dem Gange der Regierung im Anfange der Freischaarensache
habe ich daher nicht beigestimmt, er schien mir zu wenig kräftig.
Wäre die Negierung aus dem gesetzlichen Wege kräftiger gewesen,

so würde großes Unglück höchstwahrscheinlich verhindert
worden sein. Schon letzten Frühling habe ich mich darüber
ausgesprochen und gesagt, daß die Regierung so gut gefehlt
habe, als andere Leute, und daß es eher Zeit sei, in die

Zukunft zu blicken, als hingegen in die Vergangenkeit. Nach
einer mehrtägigen Krankheit habe ich das Bette erst am Mittwoch

vor acht Tagen verlassen; am Dienstage Morgens hatte
ich erst durch den Landboten vernommen, was unterdessen

gegangen war, und am letzten Dienstage Abends habe ich dann
diesen Bericht da erhalten. Wenn ich mich nun frage, wozu
ich gerathen haben würde, wenn ich dem Regierungsrathe
beigewohnt hätte, als die außerordentliche Einberufung des Großen
Rathes diskutirt wurde, so glaube ich, mich offen dahin erklären

zu können, daß ich in dieser Hinsicht nicht mit der Mehrheit
gestimmt haben würde. Es hat da im Regierungsrathe eine

Ansicht vorgeherrscht, die ich mir allerdings leicht erklären
kann, die aber mehr aus der konstitutionellen Monarchie
hergenommen ist, als aus der Republik. Dort ist ein homogenes
Ministerium, gebildet von einem Einzigen, daher auch einem

einzigen Hauptgedanken nach einem bestimmten Programme
folgend. Gefällt dieses Programm dem Staatsoberhaupte nicht
mehr, dann tritt das Ministerium ab und räumt einem andern
den Platz ein. 2n der Republik ist das nicht ganz gleich; da

geht die Vollziehungsbehörde nicht ganz aus einem einzigen
Gedanken hervor und enthält nicht so durchaus homogene
Bestandtheile sondern die wählende Behörde bringt absichtlich
etwas verschiedenartige Elemente hinein, weil hier die Regierung

nicht nur als Vollziehungsbehörde, sondern auch als
Vorberathungsbehörde da steht, wo mithin verschiedene Ansichten
vertreten sein sollen. In dieser Beziehung bietet dann der
Kanton Bern namentlich ganz eigenthümliche Verhältnisse dar,
weil man will, daß auch die verschiedenen Sprachen, Religions-
bekenntnisse, Sonderinteressen der einzelnen Landestheile
vertreten seien. Daher entstehen dann zwischen dem Regierungsrathe

und den Departements» so wie im Schooße jeder
dieser Behörden selbst, sehr abweichende Ansichten, und zuletzt
diskutirt der Große Rath darüber und entscheidet. Darin liegt
aber keine Beleidigung für jene Behörden, und daher ist es in
unserer ganzen Geschichte nur zweimal vorgekommen, daß die
Regierung abgetreten ist. Dieß geschah zum ersten Male ungefähr
um das Zahr 1483, zum zweiten Male geschah es im Zahr
1831. Jetzt, während früher seit Jahrhunderten dieses nur
zweimal geschehen ist, kömmt bereits wieder nach 14 Zahren
ein Vorschlag von Seite der Regierung, welcher möglicherweise
das dritte Beispiel dieser Art zur Folge hat. Darüber hätte ich
nun doch etwas zu bemerken. Der Antrag des Zurücktretens
der Regierung steht da als eine Regierungsmaßregel; da weiß
ich nun nicht, ob meine Herren Kollegen des Regierungsrathes
dazu kompetent waren. Zn Bezug auf Verwaltungsmaßregeln
hat sich allerdings die Minderheit der Mehrheit zu unterziehen,
aber in Bezug auf die Frage, ob Jemand unter gewissen
Umständen länger Mitglied des Regierungsrathes bleiben solle oder
nicht, da, Tit., glaube ich nicht, daß ein solcher Beschluß für
die Minderheit verbindlich sei. Zch für meine Person halte
mich also durchaus nicht für verbunden durch jenen Beschluß
der Mehrheit des Negierungsrathes. Ueberhaupt habe ich darin
die Ansicht meiner Herren Kollegen nicht getheilt, daß ich das
Zutrauen des Großen Rathes verscherzt habe, so wenig, als
dasjenige des Volkes. Um Alles zu glauben, was gedruckt ist,
dafür bin ich zu alt; wenn also schon etwa Manches in einer
Zeitung steht, so glaube ich deßwegen noch nicht Alles und lege
ihm bei weitem nicht so viel Gewicht bei, als manche Andere zu
thun scheinen. Zch habe das Volk nie verachtet, ich glaube,
unser Volk zu kennen, und ich glaube nicht, Mißtrauen von
Seite des Volkes befürchten zu müssen. Hingegen möchte wohl
etwa von anderer Seite her etwas zu befürchten sein, zum
Theil vielleicht ein wenig von Spekulanten auf Regierungsstellen.
Die Einen fpekuliren heutzutage auf Fonds, auf Eisenbahnen w.,

Andere spekuliren auf Regierungsstellen; das ist etwas ganz
Natürliches, und dann müssen diese dahin trachten, daß die
gegenwärtigen Inhaber solcher Stellen davon wegkommen. Da
ich nun, wie Sie wohl wissen können, nicht sehr an meiner
Stelle hänge, und ich mir sehr leicht ein angenehmeres Leben
denken kann als das Regierungsleben, so bin ich bei allen jenen
Erscheinungen etwas gleichgültiger geblieben, und oft habe ich
nur darüber gelacht. Nttn aber habe ich doch geglaubt, der
RegierungSrath sollte wenigstens abwarten, daß der Große Rath
ausspreche, der Regierungsrath habe sein Zutrauen verloren,
und unterdessen sollen wir unsere Pflicht thun. Das ist noch
jetzt meine Ansicht; darum zweifle ich auch, daß, wenn ich
jener Sitzung des Regierungsrathes beigewohnt hätte, mich
meine Herren Kollegen eines Andern überzeugt und vermocht
haben würden, zu diesem Antrage und für außerordentliche
Einberufung des Großen Rathes zu stimmen, ebensowenig als
zu einer bloß partiellen Verfassungsrevision. Zn dieser Hinsicht
will ich etwas Rechtes oder nichts, entweder die Verfassung
von A bis Z revidiren, sonst aber das Ganze bleiben lassen,
wie es ist. Nur einzelne Bestandtheile der Verfassung aus
ihrem Zusammenhange zu heben, das, Tit., hat mir nicht
gefallen, und daher habe ich vor RegierungSrath und Sechs-
zehnern, so wie dann in der Sitzung des Regierungsrathes
vorgestern Abend zu der Mehrheit gehört, welche die partielle
Revision verwerfen half. Ueber den historischen Theil des
Berichtes enthalte ich mich jeden Uriheils, da ich der Berathung
desselben nicht beigewohnt habe. Daß unsere Zustände nicht
erfreulich seien, glaube auch ich, und ich habe von Niemandem
gehört, er hatte dieselben für sehr erfreulich. Will man nun
aus unerfreulichen Zuständen hinauskommen, so muß man
einander Konzessionen machen. Zn dieser Hinsicht fällt mir bei,
was vor einigen Zahren ein Engländer zu mir gesagt hat,
nämlich: Zhr kommt mir vor, wie Leute, die über eine Brücke
gehen sollen und sich Alle dahin drängen; aber weil Zhr Euch
nicht verständigen könnt, fällt die Hälfte in's Wasser. Wir
wissen nun auch jetzt nicht recht, wie wir uns helfen sollen,
und der letzte Schritt des Regierungsrathes trägt auch noch ein
wenig dazu bei, die Verlegenheiten zu vermehren. Zch begreife
meine Tit. Herren Kollegen gar wohl, nur sage ich: Meine
Ansicht von konstitutionellem Gange in einer Republik ist nicht
ganz die ihrige, und ich würde es höchlich bedauern, wenn sie

auf ihrem Entschlüsse beharren sollten. Zch theile da durchaus
die Ansicht des Herrn Regierungsraths Dr. Schneider, daß
eine solche Veränderung der Regierung schwerlich dem Heile
des bernischen Volks entsprechen würde. Zch werde an der
Abstimmung über den Antrag des Negierungsrathes nicht Theil
nehmen, sonst würde ich zum Vorschlage des Herrn Hünerwadel
ohne großes Bedenken stimmen, denn mit dieser Redaktion des
Beschlusses würde keineswegs implicite jede einzelne Handlung
der Regierung genehmigt, wie Herr Regierungsrath vr.
Schneider glaubt. Wenn man dann eigentlich analysirt,
worüber man sich gewärtig streitet, so sind es wirklich höchst
unbedeutende Sachen, welche gewiß in keinem andern Lande
zum Gegenstande einer solchen feierlichen Besprechung geworden
wären. Zn Absicht auf die für die Zukunft vorgeschlagenen
Grundsätze aber bin ich mit der Mehrheit des Regierungsrathes
durchaus einig, und ich würde es sehr bedauern, wenn der
Große Rath sagen würde: Wir wollen nicht den legalen
Fortschritt. Zch kann dieß gewiß ganz unbetheiligt sagen, da ich
mich für meine persönliche Stellung durchaus nicht für gebunden

halte durch den Entschluß des Regierungsrathes. Am Liebsten

hätte ich es gesehen, wenn wir hier gar nicht zusammen
gekommen wären ; da wir nun einmal versammelt worden sind,
so sollten wir suchen, so schnell als möglich wiederum heimzugehen

und möglichst wenig zu beschließen. Zch schließe also
dahin, den Antrag des Regierungsrathes, modisizirt durch Herrn
Hünerwadel, anzunehmen. Was meine persönliche Stellung
betrifft, so werde ich, bevor der Große Rath abgestimmt hat,
keine Erklärung darüber machen.

(Fortsetzung folgt.)
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Verhandlungen
dee

Großen Rathes der Republik Bern.

Zweite außerordentliche Sitzung. 1845;

> Nicht offiziell.!

(Schluß der Sitzung vom ll. Herbstmonat 1845. Bericht
des Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Vage des Kantons.)

Leid und gut, Gerichtspräsident. Das Richteramt Thun
ist deuce Pier in scharfem Tone beschuldigt worden; eS sei mir
erlaubt, einige Worte der Entschuldigung anzudringen. — Im
Lauf« dieses Sommers, eineö Sonntags Nachmittags
verbreitete sich in Thun das Gerücht, daß zwei Jesuiten das

Städtchen passtren. Einige Männer eilten nach, dielten außer-
dalb Tdun, auf der Allmend, die vermeintlichen Jesuiten an
und beleidigten sie in Wort und That; doch hat, meines
Wissens, keine Körperverletzung und keine Beschädigung stattgefunden.
Aus den vorgewiesenen Schriften der Fremden ergab sich nun, daß

dieselben Würtemberger seien, der Eine ein Geistlicher. Sobald
nun die Beleidiger den Irrthum einsahen, ließen sie die Fremden

ziehen und schickten noch einen Knaben als Wegweiser mit.
Der Vorfall wurde m Bern angezeigt, die Anzeige an das
Regierungsstatthalteramt gesandt und nach geschehener Voruntersuchung

die Akten dem Richter überwiesen. Wahr ist eS nun,
daß dieses Geschäft einige Zeit bei mir geblieben ist, — wie

lange, kann ich auswendig nicht sagen, der Herr Beschuldiger
bat die Tage berechnet; — wahr ist es auch, daß die Justiz-
sektion mir über diese Untersuchung Bericht abforderte, und daß

ich darauf hin schnell und kurz die Sache untersuchte und
beurtheilte. Gegenwärtig ist sie rekursweise vor dem Obergericht.
Das Liegenlassen dieses Geschäftes geschah meinerseits nicht
mit bösem Willen, wogegen ich mich verwahre, sondern im
Dränge anderer Geschäfte. Ich war zu jener Zeit mit einer
Menge Kriminaluntersuchungen belastet, wie wohl noch nie,
was dem Obergerichte, dem Staatsanwalt, dem Regierungsstatthalter

von Thun und aus den Monatrapporten auch der

Polizeiseklion bekannt sein mag und ich hielt dafür, daß
diejenigen Geschäfte, in denen die Beklagten verhaftet sind, Sie

dringender» seien. Ist dieses Dafürhalten unrichtig, so will
ich mich von derjenigen Behörde belehren lassen, die darüber
zu erkennen hat. Daß das Geschäft sich kurz und schnell beseitigen

lasse, konnte ich um so weniger vorasessehen, weil die

Beklagten im Voruntersuche zwar des AnHaltens der Fremden,
nicht aber der Mißhandlung geständig waren. Daß ein Unfug,
wie jener, bei dem allgemeinen Hasse gegen die Jesuiten auch

anderwärts, als in dem verschrienen Thun, hätte geschehen

können, wird Jedermann begreifen; daß aber dergleichen
Handlungen, selbst an Jesuiten begangen, bestraft werden müssen,
ist nicht schwer zu erkennen. Die schuldigen Männer, sonst

keineswegs der guten Ordnung abgeneigt, erkennen ebenfalls
las Unstatthafte und Strafbare ihres in Uebereilung gethanen
Schrittes, und so ist an der Sache wodl noch wenig oder
nichts versäumt. Man hat gesagt, es sei in einer öffentlichen
Wirthschaft in Thun die Regierung versteigert worden. Ich
kenne die Wahrheit davon nicht, weiß auch von der angedeuteten

Untersuchung Nichts, sehe jedoch gerne, wenn diese gemacht

wird, denn ich habe Ursache zu glauben, daß die Beschuldigung
unwahr ist. Was nun die heutige Frage anbetrifft, so könnte
ich zu dem Antrage des Regierungsrathes nicht stimmen. Derselbe

schließt auch die Billigung des Berichtes, die Billigung
aller darin enthaltenen Anklagen gegen den Volksverein und d«c

Billigung des Regierungsverfahrens in sich, und dazu stimme
ich nicht. Die Verbächtignngen des Volksvereines sind nach
meiner Ueberzeugung ungegründet. Ich kenne zwar so ganz
genau nur den Verein des Amtsbezirkes Thun, und von diesem
weiß und kann ich zeugen, baß er nicht putschen will. Man
sagt von Führern des Vereins und will Diesen Putschgelüste
zutrauen. Ich meinerseits anerkenne keinen Führer der Volks
vereine, auch keine derartigen Gelüste. Man tadelt an dem
Volksverein, daß er seine Mitglieder beliebig wähle und Miß-
deliebige ausschließe. Tit., wie haben in diesem Punkte die
Schutzvereine und Nationalvereine gethan'? Hat man sie

getadelt? UedrigenS soll ich erklären, daß zu Gründun? drS
Volksvereines von Thun öffentlich eingeladen, und nicht ein
Einziger ausgeschlossen worden ist Ich höre Tadel über das
Aufstellen eineö Centralkomitö's des Vereins, man nennt es
hier „Direktorium." Ich anerkenne, wie gesagt, keinen
Führer (dieß wäre Beleidigung aller verständigen und unab
hängigen Männer im Vereine), und deßhalb erkenne ich auch
nichts Gefährliches in dem Centralkomitu. Der Nationalverein
harte ja auch sein Centralkomite und in diesem Männer der
Ersten und Deßten, die hier unter uns sitzen! — Unter die im
Berichte angeführten Handlungen, die ich nicht billige, zähle
ich hauptsächlich die Fortweisungen der Herren Snell und Frikurt
Sollten deßhalb später noch Reklamationen vor diese Behörde,
den Großen Rath, kommen, so hätte man darüber mittelst
Genehmigung des Berichtes schon jetzt entschieden. Uebrigens
sollten angesessene Fremde gleich den Bürgern vor Gericht
gestellt werden, wenn sie Verbrechen oder Vergehen üben.
Wenn ich mit dem vorliegenden Berichte den nicht vorliegenden
Entwurf einer Verfassungsrevision vergleiche und verbinde, so

muß ich daraus entnehmen, daß die Regierung nach größerer
Gewalt strebt und in Zukunft gestrenger als bisher regieren
will. Gewalt besitzt si? genug, der Große Rath bat ihr noch
nie gesagt oder zu verstehen gegeben, daß sie sein Zutrauen
nicht mehr besitze. Ob es denn gut sei, daß gestrenger regiert
werde, dieß möchte ich bezweifeln. Ich kann auch das Zutrauen
haben, daß die Regierung nach allem Dem, was sie hier ver-
nommen hat, gut regieren werde, halte jedoch sowohl die

außerordentliche Einberufung des Großen Rathes als die Er-
theilung eines Zutrauensvotums für unnötdig und werde zum
motivirten N'chteintreten stimmen im Sinne des von Herrn
Großratd Vogel gestellten Antrages.

Kernen, zu Münsingen. Bloß ein paar Worte. Mau
hält sich darüber auf, daß der RegierungSrath unsere öffentliche
Angelegenheit durch den vorliegenden Bericht und Antrag auf
die äußerste Spitze stelle. Ich gebe zu, daß diese Behauptung
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Manches für sich hat, aber auf der andern Seite wird man

zugeben müssen, daß der Regierungsrath, welcher auö
Ehrenmännern besteht, sich das Alles nicht-mehr gefallen lassen konnte,
waS in letzter Zeit über ihn ergangen ist. Tit., ich habe von

leher meine Meinung frei und »»gescheut ausgesprochen, und

werde es mir zur 'Aufgabe machen, auch in Zukunft diesem

Grundsätze treu zu bleiben. Als ,n einer frühern Sitzung die

Iesuitenfrage zur Sprache kann, habe ich mit der Mehrheit
dahin gestimmt, daß dieser schädliche Orden auS der Schweiz

entfernt werde, aber nur auf bundesgemäße und gesetzliche Weise.

Zu einem andern Verfahren könnte ich niemals stimmen. Die-
ser Grundsatz wurde aber in letzter Zeit von einen, Theile uu-

,ercr Bevölkerung nicht beliebt, 'und wenn man offen sein will,
so muß gewiß zugegeben werden, daß man sich bemühte, die

Regierung m ihrer Anstrengung für die Handhabung der öffentlichen

Rübe und Ordnung zu paralysiren, und deshalb kann ich

die Regierung begreisen, wenn sie beim Großen Rathe anfrägt,
ob cS m dessen Willen liege, wenn sie solchen Bestrebungen
entschieden entgegen trete. Wir sind nun dem friedlichen und

ordnungsliebenden Theile des Volkes schuldig, d.e Regierung

in ihren dakerigen Bestrebungen zu unterstützen und ste

aufzumuntern Versassung und Gesetz streng zu handhaben. Die
heutige Frage ist eine der wichtigsten, welche seit längerer Zeit
vor dieser hohen Behörde zur Behandlung kamen; zwar hätte ich

lieber gesehen, wenn der Regierungsralh zugefahren wäre, ohne

den Großen Rath deswegen ausserordentlich zusammen zu berufen

; er hätt? versichert sein können, daß er beim ordnungS-
liebenden Theile unserer Bevölkerung, und dieser bildet jedenfalls

die große Mehrheit, unbedingten Beifall gefunden hätte,
denn unser Volk ist anarchischen Tendenzen nicht geneigt. Ich
kann indessen den Regicrnngsrath ganz gut begreifen, daß er
die Sache hi-her gebracht hat, und da sie nun einmal da ist,
so hat der Große Rath eine Pflicht, dem RegierungSraihe zu

zeigen, daß er mit ihm einverstanden ist. Man kann sich nicht
verhehlen, daß die Ereignisse der letzten Zeit in einen beträchtlichen

Theil deS Volkes eine gewisse Demoralisation gebracht
haben, so daß es nicht mehr im Stande war, die Begriffe von
Recht und Unrecht von einander zu unterscheiden. Ich bui weit
entfernt, dem Volke die Schuld davon deizumessci,, denn cS

wurde von gewissen Leuten, welche eö sich zur Aufgabe machen,
alles Destehci.de anzugreifen, dazu verleitet. Diesen Zustand,
welcher, man mag sagen, was man will, wirklich vorhanden ist,

muß einmal ein Ende nehmen, und da scheint mir das geeigneteste

Mittel dazu, daß der Große Rath deutlich seinen Willen aus-
fpreche und den Rcgierungsrath aufmuntere. Zu diesem Smne
stimme ich zum Antrage des RegierungsratheS, so wie er von
Herrn Statsschreiber Hünerwadel mod'fizirt worden ist. Man
trittet so in die bisherigen Verhandlungen des RegierungsratheS
nicht ein, sondern genehmiget einfach einen Erundfatz, welchem
gewiß niemand seine Billigung versagen wird. Es soll unS
nicht verwundern, wenn wir auf einem gefährlichen Boden
stehen. Ich war von jeder Zeit her gegen die Frelschaaren,
obschon ich gar gut begriff, daß man mit ihnen sympathssiren
konnte; ich war gegen dieselben, weil ich in ihnen eine
Untergrabung der gesetzlichen Ordnung der Dinge sah, und weil ich

an einem günstigen Ausgange gegründeten Zweifel hatte. Der
Erfolg hat meine Befürchtung gerechtfertigt, und die Folge
davon war, daß nnser Kanton in einen fieberhaften Zustand kam,
bei welchem es schwierig war, dem Gesetze gehörige Achtung zu
verschaffen. Wenn indessen mit Ruhe und Besonnenheit, aber
auch mit Kraft, Verfassung und Gesetz gehandhabt wird, so bin
ich überzeugt, daß sich Alles geben und bessern wird. Das Volk
hak uns ein Mandat in die Hände gelegt, und von diesem Mandate

sollen wir Gebrauch machen, namentlich an dem heutigen
so wichtigen Tage; wir sollen eö benutzen, um die Regierung
in ihrem guten Benehmen zu unterstützen. Aus diesem Grunde
stimme ich zu dem modifizirten Autrage; ohne weiterö in das-
tenige einzutreten, waS der Bericht selbst enthaltet; darüber
gehe ich weg.

Marti, Oberrichter. Ich ergreife das Wort, Tit.,
hauptsächlich um Einiges zu widerlegen, bei welchem Anlasse
ich dann auch noch mehrere andere'Punkte berühren werde.
Vorerst bemerke ich, daß mir, wie manchem meiner Herren

Kollegen, die außerordentliche Einberufung des Großen Rathes
sehr ausgefallen ist, und erst nachdem die Versicherung gegeben
worden war, daß ein Verfassungsentwnrf hätte berathen werden

sollen, konnte ich mir diesen Schritt erklären. Leid thut
eö mir nun, daß ein solcher Entwurf jetzt nicht wirklich vorge-
legt wurde, zedoch em ausgedehnter und umfassender, und nicht
nur so eine Stümperei, so ein Stückwerk, wovon die Rede
war, und worüber ich jelss nicht näher eintreten will. Zwar
wüt ich nicht gerade behaupten, daß /ine Totalrevifion stattfinden

mü»e, aber doch wenigstens eine solche, worin namentlich
auch das Gerichtswesen inbegriffen sei/ 'DaS Obergericht wird
gegenwärtig schon fast erdrückt von Geschäften aller Art, und
wenn dann die Administrativprozesse und Eeldstagssàn noch
hinzukommen, so sehe ich nicht ein, wie es ohne eine andere
Organisation d-S Gerichtswesens gehen soll. Ein früheres
Mitglied des OdergerichtS, welches nun schon long? im Regie-
rungSrathe sitzt, hat seither oft erklärt, eS habe setzt um die
Hälfte weniger zu thun als früher, und in ähnlichem Sinne
haben sich andere Mitglieder ausgesprochen. WaS nun den
vorliegenden Bericht betrifft, so bedanre ich sehr, daß der Re-
gierungSralh denselben Hieher gebracht hat; ich habe nach Einsicht

desselben sogleich die Ueberzeugung gewonnen, daß er eine
bemühende Diskussion und allerlei Erörterungen provociren
werde, welche weder dem Regierungsrathe, noch einzelnen
Personen, noch dem Stande Bern zur Ehre gereichen dürften, und
so ist eS nun wirklich auch gekommen, denn je länger ich der
Diskussion zuhörte, desto mehr wurde der Regierungsrath
hergenommen, und das ist sehr zu bedauern und muß überall einen
bösen Eindruck machen. Der Bericht macht ein so düsteres
Bild von unserem Lande, daß mir dasselbe sogleich als irrig
und übertrieben vorkam; indessen kannte ich die Sache vielleicht
nicht genug und war daher sehr begierig, meine Herren
Kollegen deS Großen Rathes aus andern Gegenden des Kantons
darüber zu vernehmen, aber wenigstens bis jetzt habe ich nichts
Neues gehör,, was meine Ansicht hätte ändern können. Im
Berichte und sonst w.rd viel über die Presse geklagt, wie ste Behörden
und Personen ungescheuc angreife und verletze. Ich fand schon
lange selbst, unsere Presse sei zum Theil von ungeheurer Frechheit,

und konnte nicht begreifen, daß der Regierungsrath nicht
dagegen einsehnt, denn wir haben dafür das Preßge'setz und die Ge-
rich!?. Auffallend aber ist eS, daß man gestern und heute immer
nur aus die neueren Zeitungen gedroschen, von den ältern aber
nichts gejagt hat. Wir haben im Kantone ein solches älteres
Btalt, Guckkasten Nr. I konnte man eS nennen, — welches
bereits seit der neuen Ordnung der Dinge, vier Stunden von
hier, erscheint, worin seit bald W Jahren Regierung und Beamte
wöchenlli.h z oe>. Mal stetssort dksch-.mvft, Denselben VerfassungS-
Verletzungen vorgeworfen, Ausruhr er. gepredigt wurden, ohne
daß man diesem Blatte zu Leioe zu gehen wagte; und zwar hat
dieses Blatt auch in neuerer Zeit in der nämlichen Weise
fortgefahren. Ich will em Beispiel davon citie en. In Nr. 7l,
vom 4. Herdstmonat letzthin, enthält dieses Blatt einen Artikel
„Ein Wort an die Regierung", welcher wohl Alles übertrifft,
was bis jetzt gegen die Regierung geschrieben worden ist. Ich
will nur eine Stelle daraus vorlesen: ./Die Regierung muß
wollen, muß thatsächlich zeigen, daß st- Meister im Lande sein
will, sie muß der Haltpuukt sein, an den sich die Kräfte
Derjenigen, welche ste unterstützen, anlehnen können. Tie Regierung

muß sich halten wollen um deS Gesetzes willen, denn es
wäre eine undankbare Sache, eine Regierung zu unterstützen,
welche sich selbst auszieht. Die Regierung muß nicht mit
Gesetzesvorschlägen über Zehnten und Vodenzinse kommen,
»„davor jedem ehrlichen und redlichen Menschen graut,"" denn
es wäre mehr als widersinnig, eine Regierung ausrecht zu
halten, »„welche selbst die Verfassung über den Haufen wirft.""
u. s. w." Unmittelbar daraus folgt ein fernerer Artikel gegen
ein Mitglied des Großen Rathes, welcher dem Verfasser auch
nicht Ehre -nacht, denn man kann sich nichts Pöbelhafteres
denken. Nichtsdestoweniger hat man cS, so viel bekannt, nie
gewagt, diesem Blatte zu Leibe zu gehen, bis in der jüngsten
Zeit, wo der ab>cheuliche, infame Artikel gegen den Herrn
Landammann darin erschienen ist. Bei diesem Anlasse verdient
noch erwähnt zu werden, daß vor einigen Monaten wegen eines
m einem liberalen Blatte erschienen Artikels, wo ich nicht ein°
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zusehen vermag, wie Jemand ein Vergehen darin finden konnte,
ein Preßprozeß angehoben wurde, wahrend man einen ganz
gleichen um die nämliche Zeit erschienenen Artikel in einem
Vurgdorferdlatte unbeachtet ließ, obschon die Negierung und
einzelne Mitglieder derselben, — jedoch nicht etwa von mir,
der ich bekanntlich an Preßprozesscn nicht Freude habe, —
darauf aufmerksam gemacht worden waren. Die liberalen
Blätter hat man hergenommen, man hat Preßprozesse zu
Halbdutzenden gegen sie erkannt, hingegen jenes Blatt ließ man
ruhig, und auch wegen des oben angeführten infamen Artikels
wird kaum etwas geschehen. DaS heißt nicht mit gleicher Elle
messen und erzeugt große Unzufriedenheit. Eine ahnliche altere
Zeitung haben wir hier in Bern, welche man ebenfalls ruhig
ließ bis auf die neueste Zeit, wo man endlich den Muth gefaßt
hat, auch gegen diese einzuschreiten. Diese beiden altern Blätter

haben den neuen liberalen Blättern zum Vorbilde gedient,
aus ihnen haben sie das Schimpfen gelernt. — Man legt großes
Gewicht auf den Volksverein und wirft demselben illegale Opposition

vor. Dieses ist namentlich von Seite des Herrn
Altschultheißen von Tavel und des Herrn Staatsschrcibers Hüner-
wadel geschehen. Der Letztere besonders hat sich Mühe gegeben,
aus einer Stelle des vom Centralausschusse des Volksvereines
erlassenen Manifestes bundeswidrige Tendenzen zu beweisen.
Ich kann seine Auslegung nicht zugeben, und ich weiß nicht,
mit welchem Rechte Herr Hünerwadel behaupten kann, daß dieß
die richtige Auslegung sei. Es ist doch wohl nicht erlaubt,
eine einzelne Stelle aus ihrem Zusammenhange herauszuheben
und aus solche Weise zu interpretiren, währenS man diese
Interpretation durch nichts unterstützen kann. Ich lege diese
Stelle im entgegengesetzten Sinne aus und will die Richtigkeit
dieser Auslegung durch eine spätere Stelle deS nämlichen Akten-
stückes beweisen. Entweder hat Herr Staatsschreiber Hüner-
wadel jenes Aktenstück nicht ganz gelesen, oder er hat absichtlich
oder unabsichtlich etwas daraus übergangen. Es heißt nämlich
in einer andern Stelle dieser Erklärung: „Rücksichtlich der
Mittel, welche der Volksverein für die Verfolgung seiner
Zwecke gebrauchen wird, erklärt der engere Ausschuß dieses
Vereins hiermit feierlich, daß er sich durchaus innerhalb der
Grenzen des Rechtö und der Gesetze bewegen werde. Er
protestirl daher gegen die von verschiedenen Seiten versuchte
Unterschiedung anderer Absichten und Tendenzen auf das
Bestimmteste w. :c." Mithin, Tit., ist der Sinn der vom Herrn
Staatsschreiber angeführten Stelle, in Verbindung mit
demjenigen, waS ihr unmittelbar vorangeht, nach meiner innigsten
Ueberzeugung wohl kein anderer, als der, es solle dahin
gearbeitet werden, durch Vereinigung der liberalen Kräfte unseres
engern Vaterlandes und durch Verständigung mit Gleichgesinnten

aus andern Kantonen eine Mehrheit von 12 Standes-
» stimmen an der Tagsatzung zu erzwecken, um dann gegen

die Jesuiten einschreiten zu können. Diese Berichtigung,
Tit., glaubte ich dem Volksvereine schuldig zu sein, obschon
ich in keiner nähern Verbindung zu demselben stehe. Einige
Mitglieder des NegierungsrathcS nehmen es übel, daß sie

der Begünstigung des Freischaarenzugcs beschuldigt werden,
und sie behaupten, keine Kenntniß davon gehabt zu haben.
Man hat dieß gar weit weggeworfen, aber ich mache nur darauf
aufmerksam, daß lauge vor dem Zuge sogar Anzeigen von
Gemeinden in öffentlichen Blattern erschienen sind, wie viel von
Seite dieser Gemeinden jedem Theilnehmer am Freischaarenzuge
per Tag bezahlt werben solle. Dessenungeachtet schritt man
durch die bekannte Proklamation erst dann ein, als die Frei-
schaaren schon ausgezogen waren, und zwar alsdann in der
That mit aller Eile, denn daS regierungsräthliche Verbot wurde
in der Nacht vom Freitage auf den Samstag gedruckt und mit
dem Anttsbiatte ausgetheilt, wo es jedoch aus dem Lande erst am
Dienstage bekannt wurde. Hätte man ebenso guten Willen
gehabt, den Druck des vorliegenden Berichtes zu befördern, er
hatte wohl auch einige Tage vor der außerordentlichen Ervß-
rathssitzung an die Mitglieder versandt werden können. Man
hat auch viel von Bataillonen gesprochen, welche der Volksverein

nach Luzern schicken lassen möchte. Daß der Volksverein
nichts Ungesetzliches will, habe ich bereits gezeigt; aber ich frage:
verdienen, selbst wenn so etwas irgendwo gesagt worden wäre,
solche Aeußerungen irgend eines stürmen Kopses ein so großes

Gewicht? Im Weitern wird in dem Berichte viel von Anarchie
und Kommunismus gesprochen. Was die Anarchie betrifft, so
haben mehrere Mitglieder des Rezierungsrathes hier selbst
anerkannt, seit ungefähr vier Wochen sei bei uns Alles ziemlich
stille und ruhig geworden, und was den Kommunismus betrifft,
so begreise ich gar nicht, wie dieses Wort in den Bericht kommen

tonnte. Die Mitglieder des Regierungsrathes wissen selbst
am Beßten, daß davon im Ernste nicht die Rede sein kann; in
unserem Kantone findet der Kommunismus gewiß keinen Anklang,
die wenigsten Leute wissen nur, was das ist. Ferner ist in dem
Berichte von stattgehabten Attentaten gegen Fremde die Rede.
Das spricht jedenfalls nicht zu Gunsten der Regierung, und eS
wäre besser gewesen, es nicht zu erwähnen. In der Diskussion
sodann wurden verschiedene Falle dieser Art zitirt, und man
behauptete, baß Beamte hinsichtlich der Untersuchung und
Bestrafung derselben ihre Pflicht nicht gethan haben. In Bezug
aus einen solchen Fall hat ein Mitglied des Regierungsrathes
weiter bemerkt, eS würde, wenn eö als Untersuchungsrichter
bestellt worden wäre, den Schuldigen bald entdeckt haben. Wie
kaun man hier so etwas sagen? Dergleichen Ungesetzlichkeiten,
deren es übrigens in allen Ländern gibt, sind für icden
ordnungsliebenden Bürger gewiß höchst bedauerlich, aber ge mehr
solcher Fälle ausgezählt, je mehr solcher Beschuldigungen
gemacht werden, ge mehr leuchtet nur die Schwäche der Regierung

daraus hervor. Wir haben gute Polizeianstalten, wir
besitzen eine hinlängliche Militärmacht, also hatte die Regierung
Mittel genug, um erforderlichen Falles einzuschreiten. Wenn
nun die Regierung hiervon nicht den gehörigen Gebrauch
gemacht hat, so fallen die meisten jener Vorwürfe auf sie selbst
zurück. Auch in Betreff der Beamten, welchen man so viele
Vorwürfe in dieser Hinsicht gemacht hat, fällt die Schuld auf
die Regierung zurück; warum hat sie dieselben nicht abberufen
oder ist nicht sonst g.gen sie eingeschritten ^ Ich will, um nicht
allzulange Ihre Geduld in Anspruch zu nehmen, Mchreres,
was ich noch anzudringen hätte, übergehen; nur m Bezug aus
den Landdolen muß ich noch eins Rüge andringen. Eö ist
bemerkt worden, was derselbe koste. In dieser Hinsicht kann ich
ebenfalls Auskunft geben, indem ich eine genaue Berechnung
dieser Kosten gemacht habe. Sehr mäßig berechnet, kostet eine
einfache Nummer Fr. 43, die bisher erschienenen 19 Nummern
zusammengenommen, worunter aber meistens doppelte Nummern
sind, kosten also Fr. 1333; nach diesem Maßstabe würden die
Druckkosten für ein ganzes Jahr auf Fr. 19,929, und mit der
Besoldung des Redaktors im Betrage von Fr. 1999 die Ge-
sammtkosten aus Fr. 12,529 zu stehen kommen. Wird für die
französische Ausgabe noch etwa die Hälfte dieser Summ- hin
zugeschlagen, so würde der Landbote in seinem ganzen Umfange
den Staat während eines Jahres circa Fr. 18,789 kosten. Es
ist aber zu hoffen, daß er nicht so lange dauern wird, auch ist
er heute bereits in etwas anderer Form erschienen. Und wofür
soll nun der Staat eine solche Summe bezahlen Um angese-
hene Männer zu beschimpfen, eine erbärmliche Polemik zu
führen, zu erörtern, ob „Schweizerisch" oder „Schweizisch," —
„Bernerisch" oder „Bernisch" besser sei u. s. w. Namentlich
bann mache ich aufmerksam auf die stereotypen Act-kel zu
„Vertheidigung des Landboten," auf das „Glaubenebekcnntniß"
desselben, auf den Artikel über „Nabelphilosopnie," auf die
Schimpfereien selbst über angesehene Eroßralhe :c,, und dann stelle
ich an Sie, Tit., die Frage, ob Solches nickt allenthalben
Unzufriedenheit errege» muß. Noch ans ein anderer, Müsterchen,
wie die Regierung zu Werke geht, will ich aufmerksam machen,
indem dasselbe nicht wenig Aussehen erregt hat. Bekanntlich
lassen die Regierungsbehörden bei verschiedenen Advokaten
gelegentlich Gutachten und andere Arbeiten dieser Art macheu;
letzthin nun hat, wie ich gehört habe, das diplomatische
Departement, sonst aber jedenfalls der Negierungsrath, die
Departement« angewiesen, bei einigen jener Advokaten, und namentlich

bei Herrn Stampfst, dem Redaktor der Berner-Zeitung,
die denselben bereits übertragenen Geschäfte zurückzuziehen und
ihnen fernerhin keine Aufträge mehr zu ertheile». Hingegen
Tit., einem andern Advokaten, welcher Mitarbeiter am
Volksfreunde ist, aus welchem ich soeben gewisse Artikel zitirte, hat
man die Arbeiten nicht entzogen. Wenn das richtig ist, so

hieße es wiederum nicht mit gleicher Elle messen, und das,



Tit., erregt bedeutende Unzufriedenheit. Ich hätte noch Vieles

anzubringen, will aber der vorgerückten Zeit Rechnung tragen
und schließen. Mißbilligung will ich gegen den Regierungsrath
nicht aussprechen, er b/sand sich in den letzten Zeiten in schwieriger

Stellung; da ich ihn indessen in Manchem auch nicht

dilligen kann, so kann ich deute ebensowenig eine Billigung
aussprechen. Anfänglich war ich dader der Meinung, in den

Gegenstand einfach nicht einzutreten. Der Antrag des Regie-

rungsratkeS erscheint mir als eine starke Zumuthung an den

Großen Ratd, eine Art Beleidigung gegen diese dohe Behörde;
denn wenn wir jetzt heute beschließen, daß in Zukunft ein
entschiedener Fortschritt im ganzen Staatshaushalte, aber nur aus

gesetzlichem Wege, anzustreben sei, so setzt dieß gleichsam voraus

als habe der Große Rath dem Regierungsrathe srnherhm
die Instruktion gegeben, anders zu bandeln, oder wenigstens
habe er früher etwas Anderes gewollt. Ich stimme nun aber

zum motivirten Antrage des Herr» Vogel; dieser sollte genügen
können, die Regierungsräthe können dann in ihren Stellen
bleiben, denn indirekt ist die Sache dann gebilligt, und die

Regierung kann sich damit gar wohl befriedigen, denn sie selbst

hat die Sache so aus die Spitze getrieben.

I. Michel. Da ich glaube, das Oberland sei auch ein

Theil des Kantons Bern und dessen Bevölkerung ein Theil des

vermischen Volkes, so bin ich so frei, in dessen Namen das

Wort zu ergreifen und Ihnen Tit., die Ansicht, welche das

Oderland von den gegenwärtigen Zuständen hat, mitzutheilen.
Man erwarte nicht, daß ich von meiner Person rede und
deshalb gegen die Regierung auftrete; ich will meine persönlichen
Verhältnisse zur Regierung nicht beisicksichtlgen und ich erkläre,
daß, wenn ich gegen den Regierungsrath auftrete, es nicht eine

Folge von Persönlichkeit ist; ob ich mein Wort halte, darüber
werden Sie, Tit., urtheilen Die Nachricht, daß von Seite
des RegierungSratheS der Große Rath außerordentlicher Weise
werde zusammenberufen werden, kam mir wie ein Blitz aus
heiterem Himmel, denn Niemand erwartete das, und man konnte
sich keinen vernünftigen Grund denken, welcher eine solche Maßregel

zu rechtfertigen im Stande gewesen wäre. Am allerwenigsten

erwartete man einen Bericht, wie derjenige, welcher seit
zwei Tagen Gegenstand einer so warmen Berathung ist. Man
glaubte, es komme ganz etwas Anderes. Was ist in dem
Bericht? er enthält eine Darstellung der Zustände deS Kantons
Bern, wie ich sie nirgends gelesen habe, nicht einmal in der
katholischen Staatszeitung. Diese hätte niemals ein übertriebeneres
Bild über den Kanton Bern ausstellen können, als es heute
vor unserer obersten Exekutivdehörde geschieht. Der Bericht
ist hauptsächlich gegen drei Dinge gerichtet, gegen die freie
Presse, gegen die Freischaaren und gegen die Volksvereine.
Mögen nun diese Anklagen in eint oder anderer Beziehung oder
i» jeder Rücksicht begründet sein, so sinde ich es klein, daß der
Regierungsrath den Großen Rath außerordentlich zusammen-
berust, um ihm eine Epistel zu klagen und bei ihm Schutz zu
suchen, während die Regierung infolge der vorhandenen Gesetze

eine Menge Mittel an der Hand hat, um sich gegen ungesetzliche

Angriffe, gegen unbegründete Verdächtigungen, überhaupt
gegen Gesetzesübertretungen zu schützen; aber man möchte aus
diesem Umstände, daß dem Regierungsrathe die Anwendung der
Gesetze nicht genügt und daß er beim Großen Rathe Schutz
sucht, fast den Schluß ziehen, es sagen die Zeitungen die Wahrheit

und die Regierung sehe sich genöthigt, dieselbe zu verschlucken,
selbst wenn sie zuweilen etwas bitter wäre. Ich dm weit
entfernt, Alles dasjenige zu billigen, was die Zeitungen, und wie
sie eS gesagt haben, ja ich gebe zu, daß manche zu weit gegangen

sind; aber eben so weit bin ich entfernt, es angemessen zu
finden, daß die oberste Exckutivbedörde beim Großen Rathe Schutz
sucht, indem sie die Mittel in Händen hat, ihre Stellung und
ihre Rechte zu wahren. Ich komme zu den Anschuldigungen
gegen die Freischaaren. Gestern wurde von einem der Herren
Redner gesagt, er sei stets gegen die Freischaaren gewesen und
habe Mehrere gewarnt, an einem derartigen Unwesen Antheil
zu nehmen, und er hat dabei mich persönlich im Auge gehabt.
Tit., dieß ist wahr, und es ist allerdings Herr Schultheiß von
Tavel, welcher mit mir darüber gesprochen und im
Privatgespräche mich gewarnt hat, daran Antheil zu nehmen. Vor

dem Freischaarenzuge noch bat er mir gesagt: wenn nur nicht
ein zweiter Freischaarenzug stattfinde, es wäre dieß ein Unglück,
indem die Sache auf andere Weise gut kommen könne. Er hat
mir zu gleicher Zeit einen Plan eröffnet, nach welchem bei der
Tagsatzung gearbeitet werden solle, um die Jesuiten von der
Schweiz fern zu halten, und daß, wenn gütliche Mittel nichts
helfen würden, — wenn ich mich nicht irre, unter den liberalen
Ständen ein Konkordat gebildet werden solle, dessen Zweck
dahin gienge, daß man den betreffenden Kantonen befehle, dem
Unwesen ein Ende zu schaffen, und zwar nöthigen Falls mit
Hülse der Bataillone. Mit diesen Ansichten war ich einverstanden
und habe sie dem Herrn von Tavel verdankt. Ich glaubte, daß die
Tagsatzung eine gleiche Richtung annehmen werde. Schon damals
war ich entschlossen, nöthigen Falles mitzuziehen, glaubte aber, ein
neuer Zug werde unter solchen Verhältnissen nicht nothwendig werden.

Als aber die Tagsatzung auseinander ging, ohne daß etwas zu
Stande gekommen wäre, um die Jesuiten von Lu;ern ferne zu
halten, da hielt ich es für nothwendig, daß etwas geschehe, und
ich zog mit den Freischaaren nach Luzern. Daß der Zug
mißglückt ist, dedaure ich wahrlich, und mit mir gewiß Sie alle,
und die traurigen Folgen davon sind da; aber daß der
Freischaarenzug schuld sei an der Ausregung im Lande, wie es im
Bericht ausgestellt ist, dagegen protestire ich wenigstens für
unseren Landestheil. Vom Herrn Schultheißen Neudaus habe ich
gehört, daß die Führer der Bewegung der Regierung zugemu-
tbet hatten, vermittelst Hülfe der Bazonelte einzuschreiten. Davon

weiß ich nichts, wohl aber möchte ich bemerken, daß eS

klug gewesen wäre, wenn Bern im günstigen Momente seine
Bazonette hätte glitzern lassen. Ich komme zu den Anschuldigungen
gegen den Volksverein. In diesem siebt der Regierungsrath
wahrlich einen „Lölimann" und in zedem Mitgliebe desselben
einen ausgemachten Zreiscväarler. Das Eine wie das Andere
halte ich sür unbegründet; der Volksverein besteht aus Leuten,
welche offen erklären, was sie wollen, und diese Leute sind nicht
gefährlich. Der VolkSverem hat offen erklärt, daß er sich zum
Fortschritte auf gesetzlichem Wege erkläre, und es sind Leute im
Volksvereine, die wohl eben so gut Glauben verdienen, als
Andere. Man hat hier den Satz ausgestellt, daß die ruhigen,
stillen und wohlhabenden Bürger hauptsächlich Berücksichtigung
verdienen, und daß diese den Ausschlag geben. Ich gebe dieß
theilweise zu, glaube aber imt gleichem Grunde, den Satz auf-
stellen zu dürfen, daß diejenigen Leute eben so sehr Berücksichtigung

verdienen, welche, wenn es daraus ankömmt, sich voranstellen

dürfen. Der Volksverein hat sich gegründet, gestützt
auf Verfassung und Gesetz, und er hat es sich zur Ausgabe
gemacht, die Prinzipien der Verfassung zu verwirklichen. Das
war von Ansang an seine Tendenz blS auf den heutigen Tag,
und Niemand kann ihm etwas Anderes mit Grund vorhalten.
Wer dieß thut und ihn ungesetzlicher und anarchischer Tendenzen *
zeiht, der spricht, nicht gestützt auf Thatsachen, sondern aus
Vermuthungen hin. Wer kann aber m die Herzen der Leute
sehen? wenigstens nicht Die, welche solche Behauptungen
ausstellen, und aus Vermuthungen hin eine große ehrenwertde
Klasse von Staatsbürgern zu verdächtigen, ist wenigstens nicht
ehrlich gehandelt. So wie ich den Volksverein kenne, hat er
keine revolutiären Tendenzen, auch habe ich dem Volksvereine
von Interlaken beigewohnt, und es ist dort über den in letzter
Zeit eingeschlagenen Gang der Dinge manche Rüge gefallen, aber
keine Aeußerung, welche dahin gegangen wäre, ungesetzliche
Mittel anzuwenden. Dessen ungeachtet stand im Landdoten die
Lüge, daß ich von dreihundert bis vierhundert Stutzern gesprochen
hätte, welche erforderlichen Falles gegen die Regierung zur
Verfügung stünden. Ich habe nur von meinem Stutzer gesprochen
und nicht in der Weise, ihn gegen die Regierung, sondern —
gegen die Jesuiten zu gebrauchen. Es ging Alles ruhig und
gesetzlich zu, und die Regierung hätte sich freuen sollen, eine
solche Klasse von Leuten zu sehen, welche ihr in ihren
Bestrebungen gegen daS Umsichgreifen des Ultramontanismus helfen
und es sich zur Aufgabe machen wollte, die Prinzipien der
Verfassung auf gesetzlichem Wege zu fördern. Statt dessen
ist ihr Mißtrauen rege geworden, warum? weiß ich nicht; aber
ich bedaure es, daß die Regierung mißtrauisch wird, wenn
von der Ausführung verfassungsmäßiger Grundsätze die Rede
ist, und ich muß es um so mehr bedauern, da ein großer Theil



des oberlà'ndischen Volkes sich im Volksvereine befindet und der
andere Theil schon noch kommen wird. Warum unter solchen
Umständen die Regierung ein Vertrauensvotum so nothwendig erachtet,
begreife ich nicht ; icy habe mit Vertrauen einem großen Theile der
Mitglieder des Regierungsrathes gestimmt, in der Voraussetzung,
daß sie nach Versassung und Gesetz regieren. Wenn sie Solches
nicht im Sinne des Volkes thun, und man sie tadelt, so müssen sie

eS dulden: aber daß dadurch em Vertrauensvotum nothwendig
wird, sehe ich nicht ein, denn es würde fatale Folgen haben,
wenn die Regierung ohne Vertrauensvotum nicht regieren könnte.
Herr Schultheiß Neuhaus hat gesagt, durch die Annahme des
Schlußantrages genehmige man nicht die im Berichte enthaltenen

Angaben; ich weiß nicht, ob das richtig ist, und ob man
nicht aus der Annahme des Schlußantrages seinerseits folgern
würde, man habe d:e im Berichte angeführten Handlungen und
ausgesprochenen Grundsätze genehmigt. Der Bericht ist nun
einmal da, und eS ist ein ziemlich schwarzer Bericht, der Manchen
un Volke zum Reden bringt. Daß Herr Schultheiß NeuhauS
Leine andere Absicht hat als diejenige, welche er in seinem
Eingangsrapporte äußecte, davon bin ich heilig überzeugt, aber
wenn man sich frägt, was dann geschehen könne, wenn man
so hineinspringt, so ist das eine andere Frage. Aus der Listen
Seite des Berichtes heißt eS: „Und zwar wollen wir Ihnen
„mit der gleichen Offenheit, womit wir Ihnen die politische
„Lage des Kantons, so wie unsere Ansichten und Grundsätze
„dargestellt haben, die Erklärung abgeben, daß wir entschlossen
„sind, vorab gegen Beamte, welche sich den schwierigen Um-

„ stünden, in denen sich daS Vaterland befindet, nicht gewachsen
„zeigen, oder sich emeS schwachen, wohl gar zweideutigen Bened-

„ menS schuldig machen, überhaupt ihre wahre Stellung nicht erken»

„nen und ihre Pflichten nicht gehörig erfüllen, auf angemessene
„Weise einzuschreiten, und in Zukunft alle Organe der
Regierung einer schärfern Aufsicht zu unterwerfen." Gnade Gott
den Beamten, welche nicht in demjenigen Sinne handeln werden,

welchen die Regierung für angemessen hält! Was werden
ferner die Folgen sein in politischer Beziehung, wenn der Große
Rath den Schlußantrag ohne Weiteres genehmigen würde?
gewiß keine solchen, welche der liberalen Sache Nutzen brächten.
Denn man würde glauben, die Politik des Kantons Bern habe
sich geändert und von der liberalen Sache abgewendet. Bereits
haben sich alle Zeitungen darüber in diesem Sinne ausgesprochen.
Wer den schweizerischen Beobachter in letzter Zeit gelesen hat,
der hat daselbst den Abdruck eines Artikels aus der katholischen
Staatszeitung gesunden, welcher deutlich hinweist, wie ein
solcher Beschluß ausgenommen würde. ES heißt nämlich daselbst -.

„Erhält die Regierung das verlangte Zutrauensvotum, dann
„wird sie eS gebrauchen zu Niederdrückung der Radikalen im
„eigenen Lande und zur Aufrechihaltung der legalen Ordnung.
„Dem Radikalismus im Kanton Bern wird damit ein Ziel ge-
„steckt sein, denn an der Macht der Regierung, dieß zu thun,
„zweifeln wir nicht. — Sollten aber diese Volksvercinler siegen,
z, dann rüstet Euch, Ihr Kämpfer in der Schweiz, die Ihr für
„Rechte und Ordnung einsteh-n wollt! Namentlich der Kern

der Schweiz, Ihr Alpendewohner und der Urgebirge und Du,
„Volk von Luzern, Zug und WalliS, rüste Dich, es wird dann
„einen großen Kampf geben" u. f. w. Dieser Artikel zeigt
am Bcßten, welche Hoffnungen die ultramontane Parte» auf die
Annahme dieses Antrages stützt, und mag auch die Regierung
noch so bestimmt erklären, daß sie gegenüber der Eidgenossenschaft

ihr bisheriges System nicht ändern werde, so wird man
dennoch überall sagen, ein solcher Beschluß sei eine Niederlage
der freisinnigen Partei im Kanton Bern, und es kann dazu
kommen, daß die Zeitungen nicht mehr tadeln, im
Volksvereine freisinnige Meinungen nicht mehr eröffnet werden
dürfen, die freie Meinung würde mehr oder weniger unterdrückt,
und es könnte gelegentlich etwa dieser oder jener Regierungsstatthalter

den Austrag erhalten, den Präsidenten der einen oder
andern Sektion des Volksvereines ein wenig auf die Seite zu
thun. Das, Tit., käme nicht gut, und leicht könnte dann
statt Ordnung Unordnung im Kanton entstehen. Diese ganze
außerordentliche Maßregel scheint mir daher nicht am Orte, und
der Bericht in Bezug auf unsere gegenwärtigen Zustände ungetreu.

Die in demselben und in der Folge der Diskussion
angeführten Mißhandlungen datiren sich vom April und Mai

und haben seither nicht mehr stattgefunden. Anarchische Grundsätze

existiren keine, wenigstens da nicht, wo man sie sucht;
Unordnung ist nirgends, sondern überall existirt Ruhe und Ord-
nung; was will man daher mit einer außerordentlichen Maßregel

bezwecken? Tit., ich stimme zu dem Antrage, welchen
Herr Vogel gestellt hat. Mit demselben wird weder der
Regierung zu nahe getreten, noch der freisinnigen Sache ein
Schlag versetzt. Wollten wir aus dem Oderlande zum Antrage
des Regierungsrathes stimmen, — wahrhaftig, Tit., wir dürften
nicht mehr heim Uedrigens wenn Sie mir das nicht glauben

wollen, so fordere ich meine Herren College« aus dem
Oberlande auf, zu bezeugen, ob dieses nicht dce allgemeine
Stimmung in den obern Gegenden ist.

Schilt, Amtsgerichtschreiber. Ich muß mir erlauben,
Etwas zu berichtigen. Herr Michel hat uns Deputirte aus
dem Oberlande soeben aufgefordert, zu sagen, ob, wenn der
Große Rath den Bericht des RegierungsralheS genehmigt, nicht
große Aufregung in den oberländischen Gegenden daraus
entstehen würde. Ich erkläre nun offen, daß ich dieß nicht glaube,
und ich stelle es geradezu in Abrede. Edenfalls irrig ist es,
wenn Herr Michel sagt, daß ein großer Theil des Amtsbezirkes
Interlaken dem Volksvereine beigetreten sei. Ich möchte die

Unterschriften sehen; diese Sache hat bei uns nicht halb so

vielen Anklang gefunden. Ich müßte also mit vollem Vertrauen
zum Antrage des Regierungsrathes stimmen und bin überzeugt,
von allen Friede und Ordnung liebenden Bürgern des

Amtsbezirkes Interlaken darin gebilligt zu werden.

Seiler. Ich hingegen möchte mich feierlich dagegen
verwahren daß ich zu Denen gehöre, welche zu dem sogenannten
Vertrauensvotum stimmten. Die oberländische Bevölkerung
will auch Fortschritt, ja freilich, und auf gesetzlichem Wege.
ES herrscht aber schon ohnehin ein Vorurtheil im bernischen
Volke überhaupt, der Große Rath sei nicht selbstständig gegenüber

der Regierung. Ich möchte nicht, daß der Große Rath
diesem Vorurlheile das Siegel aufdrücke. Ja freilich, Tit.,
der oberländische Volksverein will nichts Ungesetzliches, und die

Mehrzahl der Bürger deS Amtsbezirkes Interlaken wird sich

demselben anschließen; schon jetzt haben ganze Gemeinden i»

corpore sich ihm angeschlossen. Das oberländische Volk hat
auch seine Wünsche, deren Erfüllung es endlich gerne sehen

möchte, und was es will, das will es auf legalem,
bundesgemäßem Wege. Diese Wünsche sind, daß die Grundsätze von
18W einmal Wahrheit werden, und daß die Volkssouveränetät

zur Wahrheit werde durch Einführung der direkten Wahlen.
Das Volk will keine Vögte mehr, durch die inderekten Wahlen
aber fühlt es sich bevogret. Glaubet es, Tit., die Oberländer
werden schon in den Volksverem kommen, und auch ich fordere
meine werthen Kollegen aus den oderländischen Gegenden auf,
zu reden, offen zu reden.

Sträub, Oberftl. Ich komme aus einem Amte, welches

vielleicht das ruhigste ist im Kanton, wo keine VolkSvereine

existwen und nie dergleichen waren; daher erlaube ich mir, mit
aller Unbefangenheit auch ein Wort in dieser Sache zu sagen.

Zum Voraus aber deklarire ,ch, daß ich eben nicht besondere

Ursache habe, hier zu Gunsten der Regierung zu reden, denn

unser Amt datte sich bis jetzt keiner großen Vorliebe von Seite
derselben zu erfreuen, denn keine seiner Wünsche und Bitten
wurden bis dato genehmigt. Es bandelt sich aber um Rube und

Ordnung des Kantons, und aus diesem Grunde ergreife ich

jetzt das Wort. Einer der letzten Redner hat seine Sache in
drei Theile abgetheilt; ich will ihm darin solg»n. Zuerst hat

er über die Presse gesprochen, auch ich will Preßfreiheit, —
ich half sie machen in der Verfassung; aber ich will, daß die

Presse in ihren Schranken bleibe. Wen» sie jv weil geht, wie

sie in letzter Zeit gegangen ist gegen den Regierungerath,
indem sie ihm nicht nur eine Masse Versassungsverlehungen

aufgetischt, sondern viele seiner Mitglieder perjvnlich im Kotde

herumgezogen hat, — soll das der Regierungsrath dulden?

Ist das eine Presse, welche man heilig halten soll? Ich wech

wohl, daß manche Leute sich nichts um einen ehrlichen Ras

bekümmern ; rechtliche Leute aber bekümmern sich darum, und

vorab Mitglieder einer Regierung, welche aus dem Zuuauen
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und der Achtung des Volkes beruht, sollen sich darum bekümmern.

Wenn stets auf die gleichen Personen und Behörden
losgeschimpft wird, wie dieß in den letzten Zeiten geschah, so

sagt dann das Volk, wenigstens in unserem Amte: Was für
eine Regierung ist das, die nichts dazu sagt? Bei uns hat
man noch den guten Glauben, wenn man einen ehrlichen Mann
beschimpft, und er den Schimpf auf sich liegen lasse, so müsse

doch Etwas daran sein. So, Tit., sollten Negwrungsräthe
und öffentliche Beamte auch denken. Zweitens ist gesprochen
worden vom Freischaarenzuge. Darüber will ich kurz sein,
doch Etwas muß ich bemerken, was mich dann auf die
Volksvereine führt. Unwidersprechbar ist es, daß uns der Freischaa-
renzug in großes Unglück gestürzt hat; ich rede da nicht von
den 100,OVO Franken, die er uns gekostet hat, ich rede auch
nicht von der Zeitversäumniß für die milizpflichtigen Bürger,
welche während mehrerer Wochen ihre dringenden Arbeiten zu
Hause verlassen mußten; — aber den Schandfleck, welchen dieser
Zug auf das ganze Vaterland gebracht bat, diesen, Tit., be-
daure ich. Jetzt komme ich auf die Vereine, welche vom Dezember
hinweg bis jetzt stattgefunden haben. Haben uns dies? Vereine
vor dem Freischaarenzuge nicht immer gesagt, sie wollen nichts
als den legalen Weg und wollen nur die Regierung unterstützen?
Und waren nicht die Führer dieser Vereine gerade Diejenigen,
welche nachher den Freischaarenzug mitmachten? Haben sie also
Wort gehalten? Sind sie auf dem gesetzlichen Wege geblieben?
Ich denke —nein, und das ist der Grund, warum man ihnen
nicht überall Zutrauen schenkt. Die Grundsätze, welche der
Volksverein öffentlich bekennt, zu diesen kann ich mich gar gut
bekennen; aber diejenigen Personen, welche diese Sache leiten,
muß man in ihren engern C.rkcln hören; das ist dann etwaS
Anderes, als was sie da öffentlich drucken. Natürlich würde
keine gar große Menge Volkes dazu gehen, wenn man offen
sagte, wsS eigentlich an der Sache sei. Gestern und beute bat
man von einem Putsche gesprochen, welcher beabsichtigt oder
befürchtet worden sei. Ja freilich ist an verschiedenen Orten
ganz öffentlich gesagt worden, es müsse einen solchen geben,
und zwar noch diesen Herbst, und wenn die Regierung nicht
eine andere Bahn betrete, so müsse sie fort. Diejenigen, welche
solches sagten, waren größtenteils Mitglieder jener Vereine,
oder Freischäärler. Ich könnte mehrere derselben nennen, aber
ich will Niemanden kompromittiren; Einen kann ich hier nennen,
weil er bereits bekannt ist, nämlich der fortgewiesene Frikart.
Wenn nun solche Dinge so allgemein von diesen Leuten geredet
wurden, wie soll man denn gar großes Zutrauen zu .denselben
haben Ich gebe zu, daß auch brave und moralische Männer
barunter sind, aber höret Einige davon, wie sie in ihren Pri-
vatgesprächen, in Wirthshäusern tt., über Religion, Sitten,
über unsere Zustände, Einrichtungen w. reden, — dann werdet
Ihr sehen, weß Geistes Kinder sie sind. Man hat der Regierung

verschiedene Verfassungsverletzungen vorgeworfen, über
welche ich persönlich nähere Auskunft geben kann. Eine
derselben soll darin bestehen, daß die Regierung den Professor
Snell abberufen uno fortgeschickt hat. Ich will jetzt Etwas
darüber sagen, was man sonst nicht gerne öffentlich sagt. Ich
habe einmal einer gewissen Scene beigewohnt und da gesehen, wie
sich Herr Enell betrug. Hatte ich es rapportirt, er wäre schon
früher abberufen worden. Herr Oberstlieutenant Küpfer und
Herr RegwrungSstalthallcr Baumgart, welche Beide hier sitzen,
waren Zeugen. Als die Sache ruchrbar wurde, forderte mich
bas Erziehungsoepartement auf, darüber Auskunft zu geben;
ich jagte aber, ich wolle nicht den Angeber machen, und
das Erziehungodepartement habe kein Recht, mich darüber
zu verhören. Ein? zweite Verfassungsverletzung soll in der
Fortweisung des FürspecherS Frikart bestehen. Auch darüber
kann ich Etwas sagen. B-üm letzten Fcelschwßen zu Belp saßen
die Mitglieder des Amtsgerichtes an einem Tische beisammen,
auch viele Freischäärler waren da, betrugen sich aber sehr gut;
auch der Herr Regierungsstalthalter war zugegen; nun kömmt
der Frikart, sängt an, üb-r die Regierung zu schimpfen, und
sagt u. A., es mü»e einen Putsch geben, die Regierung müsse
herunter, nur drei davon seien gut, die andern müssen Alle
fort. Er betrug sich dabei so, daß selbst einer der Herren
Freischäärler sich zweimal veranlaßt sah, ihm abzuwehren; das erste
Dial achtete er nicht darauf, bei'm zweiten Male dann schwieg

er. In der Untersuchung hat er dann freilich gesagt, er sei
betrunken gewesen, aber, Tit., es ist ein bekanntes Sprichwort:
Trunkener Mund, wahrer Mund. Dieser Mann ist nicht un-
adgehört fortgewiesen worden, sondern er wurde vom Regie-
rungsstatthatter abgehört und gestand Alles ein, erklärte aber
dabei zum Voraus, daß er dann vom Amtsgerichte nichts wolle,
denn die Mitglieder desselben seien Alle da gewesen, man werde
sie daher als Zeugen brauchen w. :c. Hätte nun jetzt die
Regierung um deßwillen ein neues Gericht für diesen einzelnen
Fall niedersetzen und einen langen Prozeß anheben sollen? Eine
dritte Versassungsverletzung findet man in meiner Absenkung
nach Höchstetten als außerordentlicher Regierungskommissär.
Vor Allem aus muß ich mich verwundern, daß dieser Vorwurf
erst jetzt zur Sprache gekommen ist. Ich war schon fünf oder
sechs Mal an verschiedene Orte des Landes als Kommissär
geschickt worden, und keinem Menschen kam es bis jetzt in den

Sinn, darin eine Versassungsverletzung zu sehen. Ich half die
Verfassung machen; hätte ich nur von weitem garan gedacht,
daß in einem solchen Austrage etwas Verfassungswidriges liege,
so würde ich ihn unter keinen Umständen angenommen haben.
Aber, Tit. wurden nicht in dem Reaktionsprozesse von 18Z2
ein ganzer Haufe außerordentlicher Untersuchungsrichter aufgestellt?

War nicht in der Untersuchung gegen den Herrn Alt-
rathSkerrn Zeerieder ein solcher bestellt worden? Geschah dieß
nicht ebenfalls in der Untersuchung gegen den Amtsgericht-
schreiber Hänni in Thun, und ebenso gegenwärtig in der Unter-
suchung gegen jenen Mörder im Amtsbezirke Laupen? Von
allen diesen Fällen sagt Niemand Etwas, nur im vorliegenden
Falle schreit man über Versassungsverletzung, und warum dieß,
Tit.? Weil die Untersuchung eine Handlung betrifft, die als
eine mittelbare Folge des FreischaarenzugeS erscheint. Der
Herr Regierungsstatthalter von Konolfingen hatte übrigens selbst
verlangt, daß zu Vervollständigung der Voruntersuchung jenes
bekannten Handels ein außerordentlicher Untersuchungsrichter
bezeichnet werde. Nachdem mir dieser Auftrag zu Theil
geworden, bin ich sogleich zum Regierungsstatthàr gegangen
und bade ihn gefragt, ob ich ihm anständig sei, und erst, als
er mir erklärte, ich sei ihm der rechte Mann, habe ich den

Auftrag angenommen, zumal der Herr RegierungSstatthalter
sehr erhebliche Gründe hatte, um in dieser Sache nicht selbst

aufzutreten. Durch jenes Attentat haben die Betreffenden
nicht einmal etwa, wie sie glaubten, einem Lnzerner wehe
gethan sondern der Schaden betraf meist hiesige
Angehörige. Nun erhielt ich dann Drohbriefe, ich wurde sogar
auf offener Straße aufgehalten, indem man mir sagte, wenn
ich wegen dieses Handels irgend Jemanden in Gefangenschaft
thue, so seien dann ihrer genug, um ihn zu befreien. Ein
Freischäärler, Tit., war es, wclcher so zu mir sprach. ES
war ferner den Betreffenden von gewisser Seite her verdenket
worden, sie sollten nicht antworten und gar nicht erscheinen.
Nichts desto weniger fand ich nachher Alles willig, und Alles
ließ sich gehörig abmachen. Wenn man nun aber bei
dergleichen Vorfällen gerade solche Männer thätig sieht, die am
Freischaarenzuge Theil genommen haben u. s. w., ist man
dann nicht zu einigem Mißtrauen berechtigt? Ich achte
gewiß Viele unter diesen Männern, aber es gibt Manche
darunter, welche unsere gegenwärtigen Zustände auf die eine
oder die andere Weise offenbar umkehren wollen. Man hat
vorhin die Stelle des Berichtes, Seite 27, welche von den
Beamten redet, citirt. Hier, Tit., bin ich Großrath, nicht
Beamter; hier bin ich unabhängig und darf und soll meiner
Ueberzeugung folgen; dort hingegen bin ich Beamter, und
wenn ich als solcher geschworen habe, in meiner amtlichen
Stellung den öffentlichen Nutzen zu fördern und Schaden zu
wenden, so soll ich es halten. Und wenn ich dieß vernachläßige,
so soll man mich beseitigen denn die Staatsmaschine kann nicht
gehen, wenn der Unterbeamte nicht von den obern Beamten
und Behörden abhängt und ihnen nicht Gehorsam leistet. Beamte
dagegen, welche ihre Pflicht thun, haben jene Erklärung im
Berichte nicht zu fürchten, sondern nur Diejenigen, welche die
Quartalzäpfen einziehen, gegen die Regierung intriguiren und
nicht thun, waS ihnen besohlen ist. Herr Oberrichter Marti
hat bemerkt, die letzte Erklärung des Volksvereines habe offenbar

nur den Sinn, derselbe wolle.mit allen legalen Mitteln



die Jesuiten austreiben; aber, Tit., haben wir das hier nicht
immer gewollt? Hat unser Herr Schultheiß an der Tagsatzung
nicht das Mögliche gethan, um auf legalem Wege mit aller
Kraft und Macht jenes Ziel zu erreichen? Soll unö der Volksverein

jetzt noch des Weitern unter die Arme greifen? Wenn
es am Tage liegt, daß die Regierung, gestützt auf fast einhellige
Beschlüsse des Großen Rathes, bereits jedes ihr zu Gebote
stehende gesetzliche Mittel anwendet, — wie kann man dann
sagen, man solle noch weiter gehen? Das könnte doch nicht
anders als auf ungesetzlichem Wege geschehen. Ich bedaure
ebenfalls daß der Große Rath außerordentlich zusammenberufen
wurde, und ich Hütte es vorgezogen, wenn es nicht geschehen
wäre. Nun aber ist der Große Rath da und soll sich gegenüber

der Regierung erklaren; der Regierungsrath hatte das

Recht, unS zusammenzuberufen und diese Erklärung von uns
zu fordern; nach allen stattgehabten Umtrieben, Verdächtigungen
und Verleumdungen desselben soll und muß er wissen, ob er
noch Unterstützung im Großen Rathe hat, denn sonst kann er nicht
mehr regieren. Da will ich nun, obschon mit vielem Einzelnen
nicht zufrieden, von zweien Uebeln das mindere wühlen und
also zum Antrage in der von Herrn Hünerwadel beantragten
Form stimmen. Ich fürchte mich nicht davor, daß dann das Land
unsern Ausspruch nicht genehmige. Uebrigens trete ich im
Herbste aus, dann kann mir mein Bezirk sagen: Wir wollen
dich nicht mehr. Eben darum habe ich mich jetzt ausführlich
ausgesprochen, damit Zedermann genau wisse, wie ich denke.

Ich will Ruhe und Ordnung und Gesetzlichkeit; wenn wir aber
nicht zum Antrage stimmen, so werden wir wahrscheinlich noch
mehr Unglück haben. Ich kann nicht begreifen, wie irgend
Einer aus uns die Zustände im gesammten Vaterlande besser

kennen sollte, als der Regierungsrath, welcher darüber aus

allen Gegenden Berichte erhält und nicht bloß aus dem Heimathorte
eines Einzelnen. Endlich dann hat heute Niemand gesagt,

daß er kein Zutrauen zum Regierungsrathe habe; also sollen
wir dem Regierungsrathe Dasjenige glauben, was er uns sagt.

Da Niemand mehr das Wort ergreift, so erklärt der Herr
Landammann die Umfrage als geschlossen.

»

Neu Haus, Schultheiß, als Berichterstatter. Ich weiß
nicht. Tit., ob der Große Rath will, daß ich den Schlußrapport

jetzt mache; ich bin ziemlich erschöpft, und ich wäre
gewissermaßen beeinträchtigt, wenn Sie verlangen sollten, daß
ich jetzt ohne Weiters auf Alles antworte, was in dieser langen
und ermüdenden Diskussion gegen den Antrag des Regierungs-
rathes vorgebracht worden ist. Wenn Sie indessen befehlen,
so werde ich mich unterziehen, ich muß aber zum Voraus
erklären, daß ich wenigstens für zwei Stunden zu sprechen habe.

Der Herr Landammann verschiebt hierauf den Schlußrapport

und die Abstimmung auf den folgenden Tag.

(Schluß der Sitzung um 8 Uhr).
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Präsident: Herr Landammann Zaggi.

Nachdem Namensaufrufe findet, aus dem bereits
gestern erwähnten Grunde, keine Protokollsverlesung statt.

Tagesordnung.
Bericht des Regierungsratbes an den Großen Rath

der Republik Bern über die dermalige politische
vage des Kantons.

(Schluß der Verhandlung :

Funk, Obergerichtspräsident. Ich erkläre, daß ich meinen
vorgestern in erster Linie gestellten Antrag auf Niedersetzung
einer Kommission zurückziehe und mich hinsichtlich der Redaktion
des zu fassenden Beschlusses an den Antrag des Herrn Staats-
schreibers Hünerwadel anschließe, weil mein Redaktionsvorschlag
durchaus darin enthalten ist.

Blösch, Altlandamrnann. Zn diesem Falle bin ich so frei,
den ursprünglichen Redaktionsantraq des Herrn Funk zu band-
haben; derselbe stimmt im DiSpositiv ganz mit der Redaktion
des Herrn Hünerwadel überein, nur sind im Motiv die Worte:

im Vertrauen auf den Regierungsrath" weggelassen.

Funk, Obergerichtspräsident. Alsdann verlange ich
getrennte Abstimmung über Motiv und DiSpositiv.

Neu k a u S, Schultheiß, als Berichterstatter. Tit., nachdem

bereits 8l Redner gesprochen haben, erwarten Sie wohl
nicht von mw, daß ich AlleS wiederum aufnehme und beleuchte,
iras in den vier Sitzungen der beiden letztverflossenen Tage hier
gesagt worden ist. Zwar bade ich mir sorgfältig Alles notirt,
was ich mir für den Schlußrapport merken zu sollen glaubte,
und dieser Schlußrapport wird vielleicht nur zu lang aussallen;
dennoch werten wir manches Wort, manches leidenschast-
iiche Wort, das gefallen ist, vorzugsweise nicht erwähnen. Die
erste Frage, welche hier erörtert werden muß, ist diejenige:
War es nothwendig, den Großen Rath außerordentlich zu
versäumn ln, und war dieß zweckmäßig^ Zch theile die Ansicht
eines verehrten Redners nicht, daß »n Berichte deS Regierungsrathes

und auch in der Umfrage selbst Lästerungen über unsre
Zustande ausgesprochen wurden; schon das Wort „Lästerung"

ist an und für sich etwas stark; «s ist beinahe selbst eine
Lästerung. Zch meinestheils glaube, es seien in dieser Umfrage
viele wahrhaft patriotische Worte ausgesprochen worden, und
diese schönen Reden mögen wodl das Gegengewicht dalten gegenüber

einigen vielleicht unbesonnenen Aeußerungen. Zch für mich
bezweifelte nie, daß eö nothwendig war, den Großen Rath
außerordentlich zu versammeln und ihm Dasjenige vorzutragen,
was wir ihm vorgetragen haben; wäre ich aber auch >m Zweifel
darüber gewesen, so würde, nach angehörter Diskussion, meine
Ueberzeugung jetzt vollkommen dahin gehen, daß diese Einberu
fung nöthig war, daß der Antrag des Regierungsrathes nöthig
war, sofern dieser Letztere die gesetzliche Ordnung auch künftig
hin handhaben soll. Bereits von mehrern Seiten ist im
Verlaufe der Diskussion die Niedersetzung einer außerordentlichen
Großrathskommission beantragt worden. Wenn Sie, Tit.,
sich nicht genug aufgeklärt finden, um über die Zhnen vorge
legte Krage des Zutrauens oder NichtzutrauenS sofort beute zu
entscheiden, so haben Sie nur zu befehlen; aber nachdem wir
während achtzehn Stunden in vier getheilten Sitzungen jene
Frage ausführlich behandelt haben, sollte eine solche Kommis
sion beinahe überflüssig scheinen. Es geziemt indessen dem
Regierungsrathe nicht, sich diesem Antrage zu widersetzen. Eines
der zuerst aufgetretenen Mitglieder dieser Hoden Behörde »immr
Anstoß an der sogenannten polizeilichen Beaufsichtigung des

Volksvereines, und Herr Regierungsstatthalter Kohler sagt,
wenn Volksversammlungen zc. stattfinden, so solle einfach der
betreffende Regierungöstatthalter einberichten, was da gegangen
sei. Dieses, Tit., ist eben die polizeiliche Beaufsichtigung,
welche der Regierungsrath verfügt hat. Wir setzen nicht vor
aus, daß, wenn die Bürger in Vereinen und Volksversamm
lungen zusammenkommen, polizeiwidrige Handlungen stattfinden
werden; aber eS mag da vorgehen, was da will, so soll der
RegierungSstattdalter wissen, was in seinem Amtsbezirke vor
geht; in diesem Sinne soll er Aufsicht halten, und in einer
solchen Aufsicht liegt nichts Beleidigendes für einen Republikaner.

Der Regierungsrath konnte auch nichts Anderes ver
fügen als: die Regierungsstatthalter anweisen, in diesem Sinne
die Volksvereme :c. zu beaufsichtigen, nöthigenfalles dergleichen
Versammlungen selbst beizuwohnen und die Handhabung gesetz

sicher Ordnung zu erhalten. Der Regierungsrath stelle sich an
den Pranger, sagte das nämliche Mitglied. Das sind Aus
drücke, Tit., welche in einer Republik nie fallen sollten. So
ungefähr äußerte sich an der letzten Tagsatzung der Gesandte
von Nidwalden, nämlich, die Schweiz sei qedrantmarkt. Der
Gesandte von Bern wies ihn dafür zurecht, und Zhr gegen
wärtiger Berichterstatter muß dergleichen Worte auch hier zu

rückweisen — sie verletzen den parlamentarischen Anstand; und
warum soll der Regierungsrath an den Pranger gestellt worden
sein? Weil der Landbote in seinem offiziellen Theile einige
Beschlüsse des RegierungsratheS dem Publikum mittheilt, und
weil möglicherweise ein Regierungöstatthalter oder ein Gerichts
Präsident au einem einzigen Tage mehr Geschäfte abthue. Aber,



Tit., es werden nicht alle Beschlüsse des Regieruugsratkes im
Landbolen mitgetheilt, und wenn Herr Gerichtspräsident Schöni
in einem ciuzelucn Tage m hr Geschäfte abthut, als im Landbolen
bezüglich auf den Reg. Rath leweilcn mitgetkeilt werden, so ist das

noch keine Schande >ür de» Reg.-Rath. llltan wolle die Presse
unterdrücken, dieselbe knebeln Solche Verwürfe Karte man sich

ersparen können. Obschon der Reg. Ratk allerdings mehrere
Preßprozesse erkannt hat, ist die Presse deßwegen nicht unterdrückt,
nicht geknebelt worden. Ich frage aber: Erfüllt unsre Presse
ihre Pflicht gegenüber republikanischen Magistraten oder
Behörden l Hat sie tiefe Psticht nicht vielmehr verletzt? Welches
ist die Stellung republikanischer Magistraten oder Betörten?
Unter der alten Ordnung der Dinge hatten die damaligen
Magistraten ihr Mandat von innigen Familien erhalten, welche
allein berechtigt waren, Muglieder der Regierung zu fein;
nichtsdestoweniger wurde dieses Mandat geachtet, diese
Magistraten wurde» »ichr veschnupft, sondern wenn man von ihnen
sprach, oder wenn sie sich irgendwo zeigten, geschah es hinsichtlich

ihrer Personen mit aller Achtung. Verdient nun zetzr der

Magistrat, welcher sein Mandat vom Volke erhielt, nicht eben

so v el Achtung, alS derteiiige, welcher sich sein Mandat
gewissermaßen selbst gab ^ Ist es demokratisch, daß ein Bürger,
welcher das Zutrauen seiner Mitbürger erhalten bat und durch
dasselbe zu den öffentlichen Geschäften berufen worden ist, durch die

Presse beschimpft werde Erkennt denn die Presse nicht, daß
der vom Volke gewählte Magistrat eben so gut ein Würdelrager
deS Staates ist, als ein Aristokrat es ze war? Erkennt denn
die Presse nicht, daß, wenn tie republikanischen Magistraten
der Reihe nach von der Presse beschimpft werden, diese
Beschimpfung-n zuletzt aus das Volk ZU! ücksallen Eil!
republikanisches Volk will aber nickt beschimpfte Magistralen haben.
Ein anderes Mitglied bemerkte, man >ei hmstchllich der Preß-
Prozesse paiteusch zu Werte gegang-n, man habe den Volks-
sreuuo nicht in dem Maße vor Gericht gestellt wie andere
Blatter. DaS weiß ich nicht; jener Artikel, welchen Herr
Obrrrichlcr Marli gestern abgelesen, war mir vollkommen
unbekannt, und ich finde wirklich, daß derselbe vor den Richter
gebracht werden soll. Wei! ww keinen eigentlichen Staatsanwalt
haben, welcher von AmteS wegen gegen derartige Vergehen
Klage führe, so wurde der Herr Centralpolizeidirrktor
beauftragt, die öffentlichen Blatter zu lesen, denn der RegierungS-
ralh selbst hat keine Zeit dazu. So oft nun nach der Ansicht
der Centralpolizeidircktion der Fall eines Preßprozesses eintritt,
soll dem Regierungsrathe Anzeige davon gemacht werden, damit
dann die Iustizsektion untersuchen könne, ob ein P ozeß wirklich
angehoben werden solle oder nicht. Wahrscheinlich wird nun
auch über zenen Artikel Rapport erstattet werden, und der
Volksfreuiid soll kein Vorrecht vor den andern Blattern besitzen,
ungestraft zu schimpfen. Man hat gefragt, ob denn, wenn der
Groxe Ra h dem Regierungsrathe ein Zutrauensvotum gewahre,
dre Presse dadurch besser werde. Diese Einwendung begreife
ich nicht, mdem wir den Großen Rath nicht zusammenderufen
haben, um die Presse besser zu machen. Ich habe den Zweck
der außerordentlichen Einberufung des Großen Rathes bereits
in meinem Elngangsrapporte bezeichnet und werde darauf
zurückkommen. Die Presse kann auch fernerhin schimpfen, wenn sie

will, aber so lange das Preßgesetz besteht, soll sie dafür vor
Gericht gestellt werden. Ferner hat man den Regierungsrath
lacherlich zu machen gesucht deßhalb, daß er hier Schutz suche

gegen die Zeitungen. Der Regierungsrath hat lange genug
gezeigt, daß er hier keinen Schutz gegen die Zeitungen sucht;
er sucht hier in dieser Beziehung nichts gegenüber den Zeitungen,

keine Gewalt, die er nicht schon besäße; das Gesetz gibt
ihm diese Gewalt, und in Kraft dieses Gesetzes verhangt er
Preßprozesse, so oft er den Fall dazu vorbanden glaubt. Aber
der Regiei ungsralh verlangt von Ihnen, Tt die Erklärung,
ob Sie ihm, gegenüber allen zenen Anschuldigungen und Be-
schimpsuiigen von Seite der Presse, noch Zutrauen schenken oder
nicht. Hier muß ich EtwaS erwähne», was mich sehr betrübte;
,ch habe nämlich vernommen, daß, um auf Ihren nunmehrigen
Enlickeid in diesem kritischen Augenblicke einzuwirken, man die
Waffe gebrauchte, das Gerücht auszustreuen, der RegierungS-
rath habe bereits eine Ordonnanz gegen die Presse in der Tasche,
pnd wenn Sie, T>t das Zutrauensvotum auSsprechen, so

werde sofort diese Ordonnanz hier vorgelegt werden, um die.
selbe durch die nämliche Mehrheit, welche das Vertrauensvotum
aussprack, genehmigen zu lassen. Dieses, Tit., find lesuitische
Mutet, und es thut mir leid, daß es ui unsrer Republik Leute
gibt, die solche Mittel draucken mögen. Dieses, Tit., ist eine
baare Lüge; weder das diplomatische Departement, noch die
Iustizsektion, noch der Regierungsrath haben je irgend etwas
dieser Art verhandelt. Ich wiederhole, die Presse soll frei
sein, wenn sie auch schimpft; aber ob sie dann auch unge-
straft schimpfen soll, dieß ist eine andere Frage, welche aber
b.reits gelöst ist durch das Preßgesetz. Auch die Verläum-
dung, welche man zener Preßprozesse wegen beständig ausstreut,
als sei die Regierung reaktionär geworden, sollte daher einmal
aushören. Herr Gerichtspräsident Schöni sieht einen Beweis
reaktionärer Tendenz in der stattgehabten Abberufung eines
Professors und glaubt, diese Abberufung hätte eher schon vor
einigen Jahren stattfinden sollen. Wenn also diese Maßregel
schon damals staltgesunden hätte, so wäre sie keine willkürliche
gewesen, und man würde den Regierungsralh dann nicht der
Reaktion beschuldigt haben; weil sie aber erst vor kurzer Zeit
stattfand, ist der Regierunsratd reaktionär! Die Zeit thut da

nichts zur Sache; vor einigen Jahren hatten wir den Beweis der
schlechten Aufführung deS betreffenden Professors noch nicht in
den Händen, obschou dieselbe im Publikum bekannt genug war,
und gerade, um nicht willkürlich zu handeln, mußten wir uns
gedulden, odschon wir vermutheten, es sei so; sobald sich dann aber
Zeugen bereit zeigten, der Regierung Wahrheit zu leisten, mußten
wir einschreiten. Was dann das nämliche Mitglied meinte, indem
es einige Andeutungen hören ließ, als suche man das Obergcricht
zu influenzuen, kann ich nicht wissen; es sind hier mehrere
Oöerrichter anwesend, und diese mögen selbst dem Großen Rathe
Ausschluß darüber geben. Ich erkläre, daß ich nicht daran glaube;
aber dieses sind eben Verdächtigungen, die man so auswirft,
und die dennoch ihre bösen Früchte tragen, so ungegründet sie

sind. Hat man ein schwarzes Buch in der freien Republik Bern? —
bat der betreffende Herr Großraih feierlich gefragt und sich dabei
gerühmt, daß er bereits aus dem schwarzen Buche der frühern
Regierung eingeschrieben war, und er meint, er sei nun auch
aus dem neuen freisinnigen schwarzen Buche eingeschrieben.
Warum diese neue Verdächtigung? Ja, sagt er, dieS sei nickt
so aus der Lust gegriffen, denn der Regierungsratd solle die
Frage der Verhaftung des Herrn Gerichtspräsidenten Schöni
wirklich behandelt baden. ES thut mir leid, daß der betreffende
Herr Großrath so unbesonnen hier auftritt und dadurch den
Berichterstatter Zwingt, Ausschluß zu ertheilen über Sachen,
weiche nicht hier zur Sprache gebracht werden sollten; jetzt
aber muß ich klares Wasser einschenken. Ich bin Schuld daran,
daß Herr Schön» gla-bl, man habe ihn zu einer gewissen Zeit
verhaften wollen. Nämlch dem Herrn Großrath Schöni hatte
eS gefallen, zur Zeit der Luzernerwirren ein Cirkular zu erlassen,
um alle Patriote» im Seeland? aufzufordern, die Waffen zu
ergreisen, um sich einem möglich geglaubten Durchpasse der
Freiburger durch unser Gebiet zu widersetzen; er scheint selbst
gefühlt zu haben, daß es etwas Unerhörtes war, daß ein Ge-
richispräsident von Viel sich als Vollziedungöbeamter der
Republik Bern aufstelle; daher schrieb er in marline desjenigen
Exemplars, welches mir zu Gesichte kam: Ich weiß wohl, man
wird mir vielleicht meine Stelle nehmen, aber ich kann nickt
anders. AlS ich dies sah, sagte ich: So weit wollen's wir
nicht treiben, wir kennen den Mann, er ist ein treuer Patriot;
also wollen wir der Sache keine weitere Folge geben, sondern
nur etwa gelegentlich ibm eine Bemerkung darüber machen.
Vielleicht, Tit hatte ich damals Unrecht, und wenn Sie meine
daherige Nachsicht tadeln wollen, so nehme ich den Tadel an,
denn allerdings hätte man gegen Herrn Schöni einschreiten sollen,
ich anerkenne es letzt, da er hier so auftritt. Indessen mit Reckt
oder Unrecht wurde der Sache nun einmal keine Folge gegeben.
Eine Zeit darauf kam Herr Schöni mit zwei Freunden, welche
hier anwesend sind, zu mir, und ich sagte ihm: Sie machen
schöne Sachen, lieber Präsident, wissen Sie, daß man Sie hätte
verhaften können? Dieses wurde zum Theil ernst, zum Tbeil
scherzweise, jedenfalls im freundlichen Sinne gesprochen. Herr
Schöni scheint nun diese Worte so ausgefaßt zu baden, daß er
letzt ein schwarzes Buch wittert und glaubt, es habe eine form-
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liche Berathung im Schooße deS Regierungsrathes wegen semer
Person stattgefunden, waS durchaus nicht der Fall ist. Der
Regierungsrath solle ferner belehrt werden über den Wellen
des Volkes, um sich dann demselben zu feigen. Ja, Tit., der

Regierungsrath wünscht Belehrung, und diese gerade ist ein
Hauptzweck der heutigen Versammlung; aber wenn man sagt,
„um sich dem Willen deS Volkes zu fügen," so haben wir hier gar
sehr entgegengesetzte Willensäußerungen von Seile der verschiedenen

Theile deS Landes vernommen. Was meint denn der betreffende

Herr Großrath mit dieser Aeußerung? Soll sich der
Regierungsrath dem Willen des Volkes in Viel füge»? Ich muß
bezweifeln, daß, wenn der RegierungSrath so handeln wollte,
wie einige Bürger in B«el es wünschen, dies der wahre Wille
des VolkeS ware; sobald aber der Regierungsrath den wahren
Willen des Volkes kennt, hat er allerdings entweder demselben
sich zu fügen oder abzutreten. Allein die Art und Weise, der
Ton, womit solche Worte ausgesprochen wurden, sind beleidigend
für d-n RegierungSrath und zeugen wahrlich von geringer
Achtung für diese Behörde; sie wurden so ausgesprochen, als wollte
man dem Regierungsrathe verzeihen. Der RegierungSrath will
hier keine Verzeihung, ist man nicht mit ihm zufrieden, so will
er abtreten; aber Verzeihung verlangt er keine, er bedarf ihrer
nicht. Hier ist wiederum em Punkt, welchen ich erwähnen zu
müssen bedaure; aber mit majestätischer Stimme hat der nämliche

Herr Gerichtspräsident gesagt, er habe bereits einem
hochgestellte» Magistraten eine Warnung zukommen lassen, und er
wiederhole diese Warnung. Ich wurde nachher gefragt : Sind
Sie etwa die Person, welche von Herr» Schöni so gewarnt
wurde? »ich ich antworcete — 2a, Herr Schön» vat mich fetzt
zum zweitenmal gewarnt. Aber woher dies? Um das zu er-
klären, muß ich vorerst daS Betragen der Freunde der Freiheit
unt r sich in etwas beleuchten. Wie benehmen sich die Freunde
der Freiheit gewöhnlich Sobald eine Verschiedenheit der
Meinungen unter ihnen austaucht, so verschreien sie sich gegenseitig;
wenn z. B. eine Ansicht, welche Herr Schöni theilt, von einem
andern Liberalen nicht getheilt wird, so sagt jener : Dieserist nicht
mehr freisinnig, er ist vom liberalen Prinzip abgefallen. Dies
ist eine Oberflächlichkeit in Beurtheilung dessen, was die Frei-
stniiigkeit in ihrem Wesen ausmacht, welche wahrlich sehr zu
bcdauren ist. Daher ist das Lager der Freunde der Freiheit
immer getrennt, während die Gegner der Freiheit kompakt da

stehen und von ihren Gleichgesinnten etwas ec tragen können.
Dieß ist nun ein bedeutender Fehler von Seite der Liberalen,
und gerade dieser Fehler ist es, welcher jene zwei Warnungen
veranlaßte. Die erste derselben war eine schriftliche, von zwei
andern Bürgern unterschrieben, aber von Herrn Schöni
wahrscheinlich veranlaßt; sie war sehr anständig redigirt und enthielt
wesentlich ungefähr Folgendes: Man merke schon lange, daß

ich den Psad der Freisinnigkeit vec lassen, man warne mich daher,
denn ich werde auf diesem Wege meine Popularität verlieren.
Ich antwortete dann auf diese Warnung, ich verdanke dieselbe,
w.sse aber auch, daß ein zeter Magistrat, welcher seiner «.Über¬

zeugung lebt, früher oder später seine Popularität einbüßen
müsse, ich fti also darauf gefaßt, weil ich entschlossen sei, einzig
meiner Ueberzeugung zu folgen und mich nicht durch die

Ueberzeugung Anderer, z. B. also des Herrn Schöni, leiten zu lassen.

Ich konnte jene Warnung nicht als eine Stimme Gottes ansehen, s

und ich betrachte sie noch jetzt nicht als eine solche, obschon sie nur î

g> stern so feierlich wiederholt wurde. — Ich komme da zu einem
andern Redner. Derselbe sagte, der Regierungcrath wolle sich hier

^

den Zeitungen gegenüber verantworten u. s. w. Der RegierungSrath,

Tit., sucht hier keinen Schutz gegen Zeitungen, er kann Prozesse

gegen dieselben verhängen, gestützt auf daS Preßgesetz, und

gegenwärtig besitzt er ein besonderes Organ, worin er die wahren
Gründe seine Schlußnahmen entwickeln kann; also nicht dieses war
der Zweck der außerordentlichen Einberufung deS Großen Rathes,
sondern der RegierungSrath wollte durch diese Einberufung bloß

vernehmen, cb die Verdächtigungen der Blätter auf den Großen
ROH Eindruck gemacht haben. Daß dieß in Absicht auf mehrere

Mitglieder dieser hohen Versammlung bereits wirklich
geschehen ist, bewe-sen diese vier stattgehabten Sitzungen; aber

fetzt bin ich noch im Zweifel, was die Mehrheit der Mitglieder
des Grcßen Raihes darüber denkt, und ob sie noch Zutrauen
zum Regierungsrathe hat. Sie, Tit., werten uns in der

Abstimmung sagen, ob jene.Zeitungsartikel im Stande waren,
uns Ihr Zutrauen zu entziehen, und wenn Sie uns dieß gesagt
haben, so >st der eine Hauptzweck dieser außerordentlichen Em-
verusung des Großen Rathes erreicht. Der andere Hauptzweck,
nämlich die Vorlegung der Frage einer Verfassuiigsrev.sioii, ist
seither bekanntlich dahingefallen. In dieser htztern Hinsicht dann
theile ich die Ansicht nicht, daß, wenn der Große Rath eine Revision
der Verfassung im engern oder weiter», Sinne erkenne, tan» die
jetzt bestehende Verfassung dadurch provisorisch erklärt sei und
keine Kraft mehr habe; denn sonst könnten wir nie zu einer
Verfassnngsrevision progrediren. Andere Redner haben de»
voreilig und auf nicht zu billigende Weise veröffentlichten Rcvi-
sionscntwnrs des diplomatischen D partementS hier beleuchtet
und daraus verschiedene Folgerungen in Betreff der Absichten
deS RegierungSratheS gezogen. Dieser Entwurf, Tit., ist, wie
ich bereits im Eingaugsrapporte gezeigt habe, gar nicht die
Arbeit des RegierungSratheS und kann also nicht als Waffe
gegen denselben dienen.« Daß aber dieser Entwurf nicht
freisinnig sei, glaube ich nicht; ich sehe darin vielmehr einen
Fortschritt zur Freiheit, ein Mittel, um sich aus den gleichen Fuß
zu setzen mit dem Kanton Waadt, welcher gewiß nicht reaktionär

ist. Wenn der Herr Professor Stettler meint, es sei dein
Vaterlande nicht geholfen mit schönen und wohlklingenden Phra-
len an der Tagsatzung, so muß ich darin eine Anspielung auf
meine Person sehen; ich weiß aber nicht, was Herr Stettler
damit bezweckt. Meint er etwa, es sei dem Valerlande besser
geholfen mir übelkluigenden Phrasen? oder meint er, man solle
vor Tagsatznng gar nicht sprechen? Ich glaube, aus der
Tagsatzung meine Pflicht als Gesandter erfüllt zu haben; zuerst
fprach ich, ob wohlklingend oder übelklingend, das mag das
Publikum beurtheilen, nachher stimmte ich. Wenn aber die
Tagsatzung nicht mehr leistet, so ist dieß nicht der Fehler des
Standes Bern. Herr Stettler erlaubte sich ferner eine
Anspielung auf die persönlichen Gefühle mehrerer Mitglieder des
Regie, ungsrathes, welche ihr Wohlgefallen an der waadlländi-
schen Revolution an den Tag gelegt haben sollen. Diese Revolution

gefällt, wie eS scheint, dem Herrn Professor Stettler
nicht; mir gefällt sie, — nicht zwar in Bezug auf die Form,
denn diese hätte eine andere sein sollen, und es ist immer ein
großer Uebelsland, wenn ein freies Volk die gesetzlichen Formen
bricht. Ader Sin > und Geist des waadtländischen Volkes, seine
entschiedene Meinung gegen die Jesuiten, welch? eine wahre
Pest der Schweiz sind, sem Auftreten gegen den Großen Rain
in Unterschriften, welche eine entschiedene Instruktion
in der Iksuitensrage verlangten, aber nicht gehört wurden, —
das Alles, Tit., hat mir gefallen. Allein das Gefallen oder
Nichtgefallen gehört nicht in den parlamentarisch n Kreis; man
soll bloß die Handlungen öffentlicher Personen kritisiren, nicht
ihre Gefühl?, denn oft bin ich gezwungen, in meiner Stellung
als Magistrat gegen meine Gefühle, die ich als Privatmann
hegen mag, zu handeln. In den Zekntvorschlägen, welche vor
einiger Zeit dem Publikum mitgetheilt wurden, erblickt Herr
Stettler eine Verfassungsverletzung; er macht dem Regicrungs-
rathe deßhalb Vorwürfe und sagt, es werde ihm nicht Ernst
damit sein. Es ist dem Regle«mngsratde Ernst damit, Tit.
die Zrhntsrage auf befriegende Weise zu lösen; daher bestellte
er eine besondere Kommisston, um wohlerwogene Anträge
darüber vorzulegen. Diese Kommission erfüllte diesen Auftrag
ziemlich schnell, doch nicht so schnell, wie die Zeitungen sagten,
denn sie wurde noch vor den Volksvereinen u. s. w. bestellt,
und mithin hat der Regierungsrath da völlig auS eigenem
Antriebe gehandelt. Diene Kommission fand für gut, zwei
verschiedene Entwürfe zu bearbeiten; der RegierungSrath aber
wollte, bevor er dieselben seiner Prüfung unterwarf, die
Meinungen der aufgeklarten Männer nn Volke darüber vernehmen,
um diese ' bei seinen spätern Berathungen berücksichtigen zu
können. Daher würd n die se Entwürfe pulPzirt, und wenn
wirklich etwas Bei fassungswidriges darin wäre so ist zu
wünschen, daß dieß tüchtig d-skutirt und dargestellt werde; aber
der Regierungsralh als solcher hat in dieser Sache nichts Weiteres

gethan, als was ich so eben erwähnte. Uebrigens, Tit.,
mögen Sie aus der Rede des genannten Herrn Großrath^S,
odschon er am Schlüsse derselben zum Antrage des Regie: unqs-
ralhes stimmte, dennoch entnehmen, daß von Seite des Regie-



rungsrathes mit ihm wenigstens keine Allianz besteht, denn er

bat dem Regierungsrathe, so wie auch Ihrem Tagsatzungsgesandten,

höchst unbegründete Vorwürfe gemacht. Mehrere
Redner sodann behaupten, der Bericht deS RegierungSrathes
mache eine allzu düstere Schilderung unserer öffentlichen
Zustande. Zn wie fern dieß wahr sei, mögen Sie, Tit., selbst

beurtheilen. Als der Bericht in seinem ersten Entwürfe abgefaßt

wurde, befand ich mich noch in Zürich. Wenn ich aber

leue Zustande nach denjenigen Berichten, welche nach Zürich
kamen, beurtheilen sollte, so würde der Bericht noch viel düsterer

aussehen. Die Nichtwohlmeinenden fragten mich daher dort
mit Lächeln : Sind Sie denn noch hier? Zhre Regierung soll ja
umgestürzt werden. Wenn ich dann sagte, ich wisse nichts
davon, so erwiederten sie : ja, es kommen doch so viele
Nachrichten über den Kanton Bern hierher, welche offenbar zeigen,
daß Zhre Zustande nicht mehr haltbar sind. Die Wohlmeinenden

hingegen fragten mich mit Besorgnis: Sind Sie denn noch

hier Ich sagte: Za freilich, waru»? nicht? Diese Antwort
freute sie dann, denn Zedermann meinte, es gebe bei unS einen
Putsch. Wenn ich serner diese unsere Zustande nach der jetzt
stattgehabten Berathung beurtheilen soll, so sind sie ebenfalls
noch düsterer, als der Bericht; namentlich die Berathung des

gestrigen Nachmittags hat mich vollständig überzeugt, daß kein
übertriebenes Wort im ganzen Berichte sich findet, und daß,
wenn der Große Rath nicht einschreitet und dem Rcgierungs-
rathe nicht die nöthige Kraft gibt, unsere Republik am Rande
des Abgrundes steht. Uedrigens dann ist die im Berichte gegebene

Schilderung unserer Zustande durchaus nicht so düster,
wie man hier gesagt hat, indem der Bericht zwei Momente
wohl unterscheidet, einen Moment, wo jene Zustande allerdings
sehr düster waren, und den jetzigen Moment, wo sie sich wesentlich

gebessert haben, so daß der Regierungsralh glaubte, jetzt
ohne Gefahr den Großen Ratb außerordentlich versammeln und
ihm sogar den Antrag auf theilweise Revision der Verfassung
vorlegen zu können. Zch freue mich, daß dieser Bericht gedruckt
ist, indem die in unsern Blättern enthaltenen Schilderungen
unserer Zustände geeignet waren, dem Auslande em noch viel
düstereres Bild davon zu geben, als dieser Bericht je thun
könnte. Durch diesen Bericht und durch die darüber gepflogene
Berathung wird das Ausland vernehmen, daß es denn doch bei
uns nicht so schlimm geht, wie die sogenannten freisinnigen
Blätter sagen. Es wurde auch bemerkt, der Regicrungsi atd
müsse nicht den Muth verlieren, die Einberufung des Großen
Rathes aber sei ein Beweis, daß er den Muth verloren bade.
Nein, Tit., eben weil der RegierungSrath muthig ist, hat er
,-tzl den Großen Rath einberufen. Ein Mitglied sagte sogar,
diese Einberufung sei etwaS Gewagtes. Dieses weiß ich nicht,
aber zedenfalls ist sie nicht ein Akt der Schwäche. Der Regie-
rungsrath ist mutuig und wird muthig die Gesetze vollziehen,
aber daS muß er wissen, ob Sie ihm noch fernerhin das hierzu
erforderliche Zutrauen schenken. Ein Regierungsrath, eine öffent-
liche Magistratsperson sollen sich über Beschimpfungen der Presse
hinwegsetzen, behauptet man; man sehe ja, wie es in dieser
Hinsicht in England und Frankreich gehe. Was den einzelnen
Magistraten betrifft, so kann er sich auch in einer Republik
mehr oder weniger von der Presse beschimpfen lassen; ick habe
es bis jetzt lo gehalten; aber es fragt sich, ob auch eine republikanische

Behörde sich immer beschimpfen lassen soll. Wenn Herr
Guizot durch alle Blätter hindurch beschimpft würde, was macht
ihm dieß? Wenn der König ihm das Zutrauen fortwährend
schenkt, so kann er sich über alle Beschimpfungen der Blätter
hinwegsetz.u. Aber der Reglerungsrath der Republik Bern ist
der Diener, nicht eines Königs, sondern des Großen Rathes
und des Volk-s, und wenn der Große Rat > und das Volk alle
t-ne Beschimpfungen gegen den RegierungSrath zuletzt für
begründet ansehen würden, so wäre dann der Regierungsratd in
der Stellung des Herrn Guizot, wenn dieser das Zutrauen
semes Königs verlor; entweder muß er dann, wie Herr Guizot,
das Verlorne Zutrauen wiederum gewinnen, oder aber seine
Stelle verlassen. Also handeln wir jetzt gerade, wie Herr
Guizot handeln würde, wenn er seinen König fragte: Besitze
ich eigentlich noch Zhr Zutrauen, oder besitze ich es nicht mehr?
Ein rechter Diener soll einem Herrn, welcher über ihn
mißtrauisch geworden, nicht mehr dienen, wenn das Zutrauen

nicht hergestellt wird. Hier komme ich auf Etwas, was mich
wiederum innig betrübt bat. Von einem Herrn Kollegen wurden
das diplomatische Departement und der Regierungsrath hier sehr
stark angegriffen, — wenn auch nicht gerade blutig, wie He r
Großrath Flfcher meinte; wohl aber könnte ich diesen Angriff
auf eine andere Weise bezeichnen. Zch habe denselben innig
bedauert, denn er war geeignet, das kollegialische Verhältniß
unter den Mitgliedern der Behörden zu trüben und beide
Behörden vor dem Großen Rathe zu verdächtigen. Das diplomatische

Departement soll eine Camarilla, ein Geheimer Rath
sein! Unser diplomatisches Departement, Tit., ist die unschuldigste

Behörde von der Welt; dasselbe hat für das ganze Javr
einen Kredit von nur Fr. 1000, wovon es bis jetzt kaum
Fr. 100 verwendet hat; überdieß besitzt es gar kein
Verwaltungsrecht, gar keine Gewalt. Zst dieß eine jetzt Camarilla
oder gar der alte Geheime Rath? Der alte Geheime Ratb hatte
einen tüchtigen Theil der Gewalt in Händen und war zuletzt
dem Kleinen Rathe über den Kopf gewachsen. Dieß ist mit
dem diplomatischen Departement unmöglich, wie ich soeben ge-
zeigt habe. Das Einzige, waS in diesem Vorwurfe begreiflich
fchemt, ist Das, daß alle Vorschläge des diplomatischen Devar-
tcments jedem Mitgliede des Regierungsratkes vor der eigent
lichen Berathung privatim mitgetheilt werden sollten; weil nun
dieß nicht in gewissen Fällen geschah, so heißt letzt das Depar
tement eine Camarilla. Ja, sagt man uns, wir sind auf diese
Weise dann nicht vorbereitet auf die Berathung im Sckooße
des RegierungSrathes. Nun denn, so treten Sie nicht ein!
Das diplomatische Departement ist übrigens eben das diploma
tische Departement; es kann mithin nicht Alles veröffentlichen,
denn wir Dürfen nicht vergessen, Tit., daß wir Zeitungsschreiber

im Wchooße des RegierungSrathes besitzen. Allein daS
diplomatische Departement bringt seine Vorschläge vor den
Regierungsralh ; alsdann kann von jedem Mitgliede der Antrag aus
Verschiedung der Behandlung gestellt werden, und dann wirb die
Mehrheit entscheiden. Wenn nun die Mehrheit der Mitglieder
des RegierungSrathes sagt: Nein, wir wollen die Behandlung
dieses Gegenstandes nickt verschieben, der Vorschlag ist nicht
von solcher Art, daß eine Verschiebung nöthig oder vielleicht
zweckmäßig wäre, so hat sich die Minderheit diesem Aus-
spruche zu fügen und an der Berathung Antheil zu nehmen.
Es ist wahrlich nicht dem diplomatiscken Devartemnit zur
Last zu legen, wenn die Mehrheit der Mitglieder deS
RegierungSrathes sofort in einen seiner Vorschläge eintreten will,
und deßwegen ist das diplomatüche Departement noch keine
Camarilla. Solche Vorwürfe muß ich bedauern, besonders
von Seite eines Kollegen. Mit dem Antrage des divlomati-
schen Departements^ aus eine partielle Versassungsrevision war
glelchzettig die Absicht verbunden, hierdurch einen ganz neu
vrganisirten RegierungSrath aus denjenigen Zeitpunkt
auszustellen, wo Bern wiederum Vorort sein würde, nämlich auf
l. Januar^l847. Wenn dieß noch möglich werden sollte, so
hatte die Sache Eile, was Zedermann einsehen wird, welcher
die Vorschriften unserer Verfassung bezüglich auf eine
Versassungsrevision kennt. Dieß ist der Grund, warum der
RegierungSrath die Sache etwas schnell vorderathen hat, und ich
bedaure die Umstände, welche den RegierungSrath zu dieser
etwas schnellen Berathung bewogen; aber nachdem der
RegierungSrath mit Mehrheit das sofortige Eintreten >n jenen
Gegenstand beschloß, hat das betreffende Mitglied keinen Grund,
zu sagen, dieß sei ungebührlich, und das diplomatische Departement

sei bald einzig Regierung in der Republik, der
RegierungSrath sei nur dafür da, um zu den Anträgen desselben Za
und Amen zu sagen. Sie wissen bereits, Tit., daß, nachdem
jener RevisivnSrntwurf durch den Entscheid von RegierungSrath
und SechSzednern beseitigt war, daS diplomatische Depai tement
deckn RegierungSratke daraus antrug, durch den Eroß-u Ratb
wenigstens den Grundsatz einer partiellen Revision aussprechen
zn lassen, und daß der RegierungSrath dazu nicht Za und
Amen, sondern Nein gesagt bat. Bei solchem Sachverbalte
sollte doch ein Mitglied des Regierungsrathes zweimal
überlegen, bevor er dergleichen Vorwürfe und in solcher Form,
wie es geschehen ist, anbringt. T>t., ick bin leider genöthigt,
etwaS ausführlich zu sein, aber der Gegenstand ist wichtig,
und wahrl'.ch, es wurden dem Regieruugsrathe hier so viele



Vorwürfe gemacht, daß ich wenigstens die hauptsächlichsten
davon beleuchten muß. Ein Mitglied äußerte, daS verlangte
Zutrauensvotum helfe da nicht, ein solches werde die unter sich

zerworfenen'Mitglieder des RegierungSratheS nicht vereinigen it.,
und ein anderes Mitglied fugte diesem noch bei, die Majorität
und die Minorität im Regierungsrathe stehen einander feindselig

gegenüber. Das kann ich durchaus nicht für wahr
annehmen. Seit einer Reihe von Jahren berathet der Regie-
rungsratb alle vor ihn gebrachten Vorschläge und Anträge sehr
kollegialisch und freundschaftlich; freilich stnd dabei MinderheitS-
ansichten unvermeidlich, freilich mag hier und da infolge
derselben eine Art Aufregung unter gewissen Mitgliedern sich

zeigen, — dieß werden Sie in jedem Regurungsrathe, in jeder
möglichen Behörde finden; aber daß dann Solches von Dauer
war, daß das kollegialischc Vernehmen sich nicht wiederum
herstellte, — dieses, Tit., verneine ich geradezu, und namentlich
in dieser wichtigen Angelegenheit, welche uns gegenwärtig
beschäftigt, hat man sieh im Regierungsralhe gar nicht jo feindselig
getrennt, wie Herr Fürsprecher May eS annehmen wollte; »n
Gegentheile, unter den Mitgliedern der Minderheit zähle ich

einen Freund, Herrn Regierungsrath Schneider, älter, und
was die klebrigen betrifft, >o wurden die kollegialischen
Verhältnisse, wenigstens bei m»r, dadurch nie getrübt, weil wir
das Recht selbstständiger Meinung anerkennen. Ich will meine

Meinung Ihnen nicht aufdrängen und Ihnen nicht feierliche
Warnungen zukommen lassen, aber ebensowenig lasse ich mir
eine Meinung ausdringen oder mich duich Warnungen
einschüchtern. Also weise ich leue Behauptung als gänzlich falsch
zurück. Es ist dann, wie ich erfahren mußte, in dieser Hinsicht

ein Mittel versucht worden, um auf den heutigen
Entscheid wo möglich einzuwirken, ein Mittel, welches ich nicht
hätte erwarten sollen. Man sagte nämlich den Herren
Großräthen : Wenn Sie das verlangte Zutrauensvotum gewähren,
so werden sich die vier Mitglieder der Minorität des Regie-
rungsratdes zurückziehen. Mit dieser Waffe wollte man eine
Anzahl Großrälde bestimmen, jenes Votum nicht zu geben.
Das ist wiederum eine jesuitische Waffe, weil es eine Lüge ist.
So wie ich davon körte, habe ich aus der Stelle ein Mitglied
dieser Minorität gefragt, indem ich beifügte, ich sei zwar
versichert, daß kein Mitglied der Minorität so etwaS gesagt habe,
denn wenn dieß ihre Absicht wäre, so würden sie als
Ehrenmänner es hier öffentlich erklärt haben. Jenes Mitglied, Herr
Regierungsrath Schmalz, gab mir dann die Zusicherung, daß

keine Rede davon sei, und daß im Gegentheil er, so viel an
ihm, sich in ganz anderm Sinne ausgesprochen habe, und daß

er selbst finde, eS sei, so wie die Sache liege, durchaus der

Fall, dem RegierungSratde fernerhin das Zutrauen zu schenken.

Ein anderer Redner sagte, der Bericht behaupte unrichtig, daß

der Volksverein keinen großen Anklang im Volte gefunden habe.

Dieses behauptet der Bericht nicht, sondern er sagt, was im
Volke nicht Anklang finde, das se»en illegale Mittel, und im
Volksvereine selbst «ei, wie cö sich später zeigte, diese illegale
Richtung nicht beliebt worden. Aber der Bericht untersucht
nicht, wie viele Bürger in jedem Bezirke dem Volksvereine
deigetreten seien. Man solle nachweisen, daß die Autorität der
Beamten irgendwo nicht geachtet sei. Herr Regierungsrath
Weber hat Ihnen gezeigt, Tit., wie eS damit steht, und Herr
Gerichtspräsident Sträub bat Ihnen ebenfalls erzählt, wie man
ihn behandelte, als er eine außerordentliche Voruntersuchung
zu Höchstetten machen mußte. Jetzt in diesem Augenblicke hat
die Iustizsektion bereits Anzeigen, daß man im nämlichen
Amtsbezirke nun auch den Hauptuntersuchungsrichter in jener
Angelegenheit einzuschüchtern sucht, und zwar sind diese Indizien
von gravirender Art. Wenn es bei unS so weit gekommen ist,
daß ein Richter nickt untersuchen darf, daß die Zeugen sich

nicht mehr stellen dürfen, so ist unsere Freiheit krank. Die Justiz
muß selbstständig und geachtet bleiben, sonst ist keine Freiheit
denkbar. Sollten sich nun jene Anzeigen vermehren, so wird
der Regierungsrath einschreiten müssen, um den Richter dieses

Amtsbezirks in seiner Selbstständigkeit zu schützen; dafür aber

bedarf der Regierungsrath Ihres Zutrauens, um mit der

nöthigen Kratt auftreten zu können gegen eine vielleicht große
Anzahl von Bürgern. Ucbrigens will ich für jetzt nicht weller
über diesen Punkt eintreten. Der nämliche Redner stellte ferner

die Behauptung auf, das Zutrauensvotum, wenn es gewährt
werde, breche dem Volksvereine den Kopf, man werde denselben
dann als illegal aufHeden. Zch bin außer Stande, die Richtigkeit

dieser Folgerung anzuerkennen; ich persönlich sehe diese
Vereine gerne, denn ich wünsche politisches Leben im Volke,
und eben weil es mir schien, daß dieses politische Leben infolge
der indirekten Wahlen und des Census allmälig verschwinde,
huldige ich dem Grundsatze der direkten Wahlen ohne Census,
— mit allfällig nöthigen gesetzlichen Beschränkungen. Also will
der Regierungsrath, soweit ich seine Ansichten kenne, den Volksverein

nicht ausheben, ihm nicht den Kopf brechen, sondern
ihn schalten und walten lassen, so lange er in den Schranken
der Gesetze bleibt. Diese Besorgniß soll Sie also nicht abhalten,

ein Zutrauensvotum zu geben, wenn nämlich Sie noch
ferner Zutrauen zum Regierungsrathe haben. — Zch komme
nun zu einer wichtigen Rede. Herr Oberrichter Imobersteq
beklagt sich vorerst darüber, daß er der Sitzung von
Regierungsrath und Sechszehnern nicht beiwohnen konnte. Der
Regierungsrath beschloß am Mittwoch, das Kollegium von
Regierungsrath und Sechszehnern auf den Samstag einzuberufen,
der Regierungsrath kann aber nicht wissen, wann Herr Zm-
oberfteg reist oder nicht reist; wenn also dieses Mitglied seine
Karte zu spät zu Gesichte bekam, so kann der Regierungsrath
nichts dafür. Ferner sagt er, es wolle gar oft kein Mitglied
des Regierungsrathes zu den in der andern Stube gefaßten
Beschlüssen hier in diesem Saale stehen. Das begreife ich nicht.
Fast bei jedem Beschlusse zeigt sich eine Mehrheit und eine
Minderheit; die Mitglieder der Minderheit können sich dann
hier darüber aussprechen, aber es ist nicht nöthig, daß jedes
Mitglied der Mehrheit es hier ebenfalls ausdrücklich erkläre,
daß eS zur Mehrheit gestimmt habe. Ich persönlich habe zu
manchen Beschlüssen gestimmt, welche gewissen Blättern nicht
gefallen wollten, namentlich zu der Abberufung und Fortweisung

des Herrn Professors Snell, so wie auch zu mehreren
der angehobenen Preßprozesse. Aehnlich haben sich bereits
andere Mitglieder des Regierunqsratvs hier erklärt, und also kann
ich nicht begreifen, wie Herr Imobersteq sagen kann, man fasse
in der andern Stube Beschlüsse, habe aber dann nickt den
Muth, hier dazu zu stehen. Ferner sagt er, man solle den
Beweis leisten hinsichtlich der dem Volksvereine zur Last gelegten

illegalen Richtung. Nicht der Volksverein als solcher wird
einer illegalen Richtung beschuldigt, der Bericht sagt kein Wort
davon, wokl aber wird darin gesagt, nicht unwichtige Mitglieder

dieses Vereins haben zur Zeit die Absicht gehegt, zu
illegalen Mitteln zu greifen; aber der Bericht sagt serner ausdrücklich,

durch andere später hinzugetretene Mitglieder sei dann der
Verein auf der gesetzlichen Bahn behalten worden und habe öffentlich

erklärt, seine Zwecke nur auf dem gesetzlichen Wege erreichen
zu wollen. Zch frage, Tit., ob die Idee, daß Einige im Volksverein

allenfalls auch zu illegalen Mitteln greifen konnten, nicht
namentlich durch folgende zwei Umstände gerechtfertigt ist. Ein
Mitglied des Großen Rathes, welches ebenfalls zu jenem Vereine
gehört, scheute sich nicht, hier in diesem Saale bei Anlaß der
Berathung des Freischaarendekretes zu sagen, ein ächter Frei-
schäärler werde sich an dieses Dekret des Großen RatheS nicht
kehren. Legt etwa eine solche Aeußerung gar viel Sinn für
Legalität an den Tag? Herr Oderrichter Imobersteq, bekanntlich

ein thätiges Mitglied deS Volksvereins, sprach sich hier im
gleichen Sinne aus, nämlich er wolle lieber illegal leben, als
legal zu Grunde gehen. Solche Aeußerungen sind doch wahrlich
geeignet, den Glauben zu erwecken, man mache sich von
gewisser Seite her um die Legalität keine große Sache. In dieser
Beziehung Kalte ich also dafür, jene im Berichte ausgesprochene
Ansicht in Betreff Einiger im Volksverein sei nicht so ganz aus
der Lust gegriffen. Indessen wiederhole ich, daß der
Regierungsrath mit Freuden sah, daß die illegalen Mittel einem
großen Theile des VolksvereinS und der Bürger nicht gefallen
wollten, und daß er darin eine wesentliche Beruhigung fand.
Hier wollte man einen Widerspruch finden in demjenigen, was
ich im Frühjahr über die Freischaaren gesagt habe, und in
demjenigen, was jetzt der Bericht selbst sagt, und man
verwunderte sich, daß ich den Bericht unterzeichnet habe. Der
Bericht ist nicht meine Arbeit, aber ich nahm denselben
als eine gute Arbeit an und stimmte dazu. Nichtsdestoweniger



6

kann dieser Bericht nicht mir persönlich so zugemutket wer-
den, wie etwa eine Rede, die ich hier im Großen Rathe halte.
Was sagt nun aber der Bericht hinsichtlich der Frelschaaren?
Er sagt, dieselben haben der Freiheit keinen Dienst geleistet,

ihr Unternehmen war nicht verdienstvoll. Ein Mehreres ist

eigentlich im Berichte nicht enthalten. Im Frühjahre sodann sagte

ich über die Frelschaaren und sage noch, daß es zum großen
Theile wackere Männer waren, die sich aber versühren ließen zu

Etwas, waS der Freiheit schadete. Das Ergebniß deS Fre>-
schaarenzugeS hat dies bewiesen. Wäre die Unternehmung
gelungen, so weiß ich nicht, ob dies der Freiheit geholfen hätte;
jedenfalls würde es zu großen Verwikelungen mit unsern
Mitständen geführt haben. Nun aber ist die Unternehmung
mißlungen und jetzt hat sie eine jesuitische Regierung befestigt.
Wie soll man dieses Uebel wieder gut machen? Die Oppositions-
presse scheint die Remedur dagegen in der Untergrabung des

Kredits des Regierungsrathes von Bern zu finden; weil durch
den mißlungenen Freischaarenzug in Luzer» eine jesuitische Re-
gierung befestigt wurde, soll man jetzt die antijesuitische
Regierung von Bern untergraben, — dieses, Tit., ist die Remedur,
zu welcher die Oppositionspresse gegriffen hat. Aber Sie können

versichert sein, Tit., daß, wenn es der Oppositionspresse
gelingt, den jetzigen Regierungsrath zum Abtreten zu zwingen,

dann die Jesuiten und ihre Freunde darüber lachen und
eine ungeheure Freude daran haben werden, denn keine Behörde
trat so entschieden gegen die Jesuiten auf, wie dieser Regierungsrath.

Die Jesuiten werden dann sagen Wir wollen diese Blätter
nun machen lassen, diese eben mögen dann auch noch die Regie-
rungen von Basel-Land, von Aargau, von Solothurn :c. ebenfalls

untergraben; Gott gebe uns solche Gegner, wie diese

Blätter sind, sie befördern unsere Geschäfte besser, als wir eS

thun könnten. So werden die Jesuiten mit vollem Rechte
sprechen. Auch Herr Hr. Moschard will mehrere Widersprüche
zwischen dem Berichte und meinem mündlichen Rapport entdeckt
haben; ich weiß sie nicht zu finden, und da er sie nicht näher
bezeichnete, so kann ich auch nicht darauf antworten. Auch sollte
man wahrlich nicht immerfort das Verdacht gunsmittel gebrauchen,

zu sagen, der Regierungsrath habe indirekt den Freischaarenzug

begünstigt. Der Regierungsrath hat die Freischaaren
weder direkt, noch indirekt begünstigt, und wenn Sie, Tit.,
mich für einen Ehrenmann kalten, so sollen Sie mir dies glauben.
Der Regierungsrath hatte von jenem Unternehmen keine Kenntniß;

man konnte aber wohl etwas vermuthen. Während drei
oder vier Wochen war ich in Zürich immerfort in der
Ungewißheit, ob d.e Luzernerfluchllinge für sich allein oder in
Verbindung mit andern etwas anfangen würben oder nicht; bald
hieß es, sie werden aus den und den Tag aufbrechen, d un hieß
es wiederum — Nem. Darauf erschien ein fliegendes Blatt,
worin angezeigt war: Ja, wir werden kommen, und dennoch
kamen sie nicht. Also schwebte man immer in Ungewißheit,
in Zürich, wie hier in Bern, und dieses, Tit., ist Alles, was
der Regierungsrath ezuu Gehörte, und was ich persönlich davon
wußte. Daß der RegierungSraty den 8. Dezember provocirt
habe, ist Unwahrheit, und daß er auf die Aussage eines Post>l°
lonS hin die Truppen an die Grenze geschickt habe, ist wiederum
nicht wahr. Der Regierunsralh hatte mehrere Berichte erhalten,

welche von großer Aufregung im Kanton Luzern sprachen;
und da er infolge dieser übereinstimmenden Berichte glauben
mußte, es könne wirklich etwas geben; so mußte er pflichtgemäß
das eidgenössische Aufsehen halten und Truppen ausstellen. Nur
aus diesem Grunde fand jene Truppenausstellung statt. Em
anderer Vorwurf ist dieser. Nach den, 8 Dezember habe das
Volk die Regierung auf den Händen getragen, aber, fragt Herr
Oderrichter Jmvbeisteg, was that die Regierung, um diesem
Zutrauen zu entsprechen? Ich frage diesen Herrn Großralh:
Was hätte der Regierungsrath thun sollen? Etwa eine
entschiedene Instruktion vorberathen für unsere Tagsatzungsgesandtschaft

s TaS hat er gethan. Oder den Großen Rath einberufen,
wenn die Umstände es verlangten? Das hat er gethan. Aber
was hätte er weiter thun sollen? Herr Oberrichter Zmobersteg
spricht sich darüber nicht aus, aber diese Frage selbst enthält
im Keime wenigstens den Gedanken, man hätte m-t Gewalt
auftreten sollen. Mithin bestätigt diese Frage selbst die jiin
Berichte ausgesprochene Meinung, daß Einige im Kantone die

Ansicht hatten und noch jetzt vielleicht haben, es solle der Freiheit

mit illegalen Mittel» geholfen werde». Herr Jmodersteg
sagt serner, der Regierungsrath habe sogar gewiße Vorschläge
andrer freisinniger Mitsiände verworfen. Dieses kann sich aus
einen einzigen Umstand beziehen. Basel-Land nämlich katte em
Kreisschreiden a» die liberalen Stände erlassen, worin gesagt

war, ob wir den jesu>t>schgesinnten Konserenzftänden gegenüber
nicht auch eine Konferenz bilden sollten, um mit desto größeren
Nachdrucke i» der Jesuitensi age austreten zu können. Dieses
Kreisschreiben nun wurde vom Regierungsrathe der Gesandtschaft

mitgetheilt mit dem Auftrage an dieselbe, sich mit den

Gesandten der übrigen gleichgesinnten Mitsiände darüber zu
berathen. Diese Berathung sand statt, aber allgemein sprach
man sich dabin aus, es sei nicht der Fall, von Seite der
liberalen Stände eine Gegenkonserenz zu bilden. Denn man wollte
bis jetzt jene Konferenz nie alS solche annehmen; jene Stände
habe» sich nicht von der Schweiz getrennt; würde hingegen eine
Gegenkonserenz ausgestellt, dann könnte das Ausland sagen,
die Eidgenossenschaft habe sich aufgelöst w. Dieses nun wünschte
man nicht, und daher war mau einmiithig, — sogar Basel-
Land selbst sah dies ein, — von einer solchen Gegenkonserenz
zu abstrahireii. Dagegen aber fand man, die Freisinnigen m
der Schweiz sollen allerdings miteinander zusammenhalten und
sich nicht untereinander verdächtigen, — denn dies, Tit., ist
kein Mute!, um die Freiheitcsreunte stärker zumachen; sonder»
man müsse miteinander verträglich leben, aber keine Konferenz
bilden. Herr Altschulrheiß von Tavel hat Ihnen als Antwort
aus einen sernern Vorwurf des nämlichen Redners bereits
Ausschluß gegeben über etwas, was m memer Abwesenheit statt-
geiunden. Sie, Tlt, baden zu beurrdeihn, ob dnser Ausschluß
Jblun genüge oder nicht. Ich glaube, er werde Ihnen genügen,
denn nach seiner gewohnten Offenheit hat Herr von Tavel
Ihnen Alles gesagt, waS darüb r zu sagen ist. Herr Oberlichter
Jmodersteg sagte zwar, er wiffe ein Mehreres, worauf ich den.
selben auf der Stelle aufforderte, dem Großen Rathe Wadrheit
zu leisten. Er hat es nicht gethan. Was für eine Handlungsweise

ist nun dies? So etwas in den Gioßen Rath zu werfen,
zu sagen: Ich weiß ein Mehreres, aber ich will es nicht sagen, —
ist dies nicht eine Art, wocurch gerade Mißtranen gesäet wird?
Ist eine solche Aeußerung nicht geeignet, die offenen Erklärun-
gen des Herrn AltschMtkeißcn von Tavel bei Vielen unwirksam
zu machen? Darum fordere ich noch eu.mal den Herrn
Oderrichter Jmodersteg auf, dem Großen Rathe die Wahrheit zu
leiste», und zebes Mitglied soll unumwunden dem Großen Rathe
klares Wasser einschenken und ihm die ganze Wahrheit sagen
und nicht Verdächtigungen provoziren, welche immer mehr die

Freiheitsmänner unter sich zertrennen. — Es ist möglich, daß
im Volksvereine selbst von einem VerfassungSrathe nicht die
Rede war, aber an andern Orten wurde davon gesprochen.
Dieses aber sollen wir Freiheitsmänner nicht befördern, denn
dies sind Mittel zu Fortschritt-n, welch? nachher Rückschritte
werden würden. Herr Oberrichter Jmodersteg sagt, wenn die
Regierung vonTern,wie die Regierungen von Aargau, Solothurn
und Basel-Land gehandelt hätte, so würde nach dem >. April kein
solches Mißtrauen m dieselbe entstanden sein. Aargau habe in Folge
des l. Aprils keine Beamten eingestellt oder abberufen. DaS
ist möglich, aber Aargau hat vor dem Freischaarenzuge kein
förmliches Verbot dagegen erlassen, noch auch seine Beamten
speziell vor der Theilnahme gewarnt, wie Bern gethan hat.
Eme Regierung muß aber konsequent sein und ihren Warnungen

und Lei boten Folge geben. Aargau habe keine Prcßprozesse
verhängt. Ich kenne das aargauische Presgcfttz nicht, vielleicht
ist keines vorhanden, oder der Fall eines Prrßprozesses trat nie
ein, oder vielleicht wurde der dort'ge Regierungsrath deßhalb
nie in die Nothwendigkeit versetzt, einen solchen "Piopß zu
verhängen, weil die dortigen Blätter ihre Regierung nicht so

beschimpft haben, wie es hier geschehen ist. In dieser Beziehung

wäre dann wünschenswerth, daß die Oppositionsdlätter
im Kanton Bern sich nach dem Beispiele derjenigen im Kanton
Aargau verhalten haben möcht»n. Die Regierungen von Aargau,
Solothurn w. haben keine Offiziere abberuf-n. Der Regicrungsrath

von Bern bat deS Freischaarenzugeö wegen keine Offiziere
abberufen. Ein einziger Offizier wurde abberufen, lange nach
dem Freischaarenzug?, und warum? Die Gründe sind in jenen



Akten enthalten, welche zur Einsicht der Mitglieder deS Großen
Rathes dort auf dem Kanzleitische deponier sind, und übrigens
hat der abberufene Offizier den Frciscbaarenzug nicht mitgemacht.
Tee Regierungsralh war so wett davon entfernt, die Tdeilneh-
mer am Frei>chaarcnzuge zu verfolgen oder Offiziere wegen dieser
Theilnahme abzuberufen, daß er vielmehr erst unlängst einen
Hauptmann, welcher am Freifchaarenzuge Theil genommen, zum
Mazor vorgeschlagen hat; der Große Rath hat ihn gewählt, er
lehnte aber die Wahl ab. Und letzter Tage noch wählte der
Regierungsrath einen andern Theilnehmer am Freifchaarenzuge
als Kreisarzt. Also sind alle solchen Beschuldigungen, so
ungegründet sie sind, mir geeignet, Mißtrauen zu pflanzen, aber
nicht geeignet, daS Wohl des Vaterlandes zu fördern. Ob der
Landbote lätuuch Fr. kosten werde, weiß ich nicht;
ledenfalls ,st diefeS Institut bloß provisorisch für sechs Monate,
und der Regierungsrath wird dann entscheiden, ob das weitere
Fortbe>lehen desselben in einer oder anderer Form nötdig sei.
Würde die Opposit.onspresie zwar frei und offen sprechen und
in gleicher Weife, was ihr nicht gefällt, krttistren, dabei aber die
Grenzen des Anstandet? nicht überschreiten und die Achtung nicht
verletzen, so wäre gar kein Landbote nöthig. Ader eben weil
die Oppositionsprcsse nicht so aufgetreten ist, wurde der Landbote

,n's Leben gerufen. Daß derselbe nur loben solle, ist
durchaus nicht richtig; übrigens wiederhole ich, baß die
gegenwärtige Form des Landdoten nach meiner Ansicht bedeutend
mvdisizirt werden soll. Ich komme nun zu einem sehr auffallenden

Geständnisse des Herrn Zmobersteg. Zm Berichte war
enthalten, es seien freisinnige Bürger vom Volksvereine
ausgeschlossen worden, und also sei derselbe kein eigentlicher Volksverein

Herr Zmàrsteg sagt — Za, er rufe in den Volks-
vereln nur Leute, welche seine Ansichten theilen und mit ihm
arbeiten wollen. Wohl und gut, dieses ist dann eine Art Verein,
und so lange dieser Verein die Schranken der Gesetz? nicht
überschreitet, werde ich ihn gerne sehen; aber wenn man in
demselben nur eine Ansicht duldet, diejenige deS Herrn Ober-
richterS Zmobersteg, so verdient der Verein dann nicht den
Namen eines Volksvereines, sondern man sollte ihm den wahren
Namen geben: ..Zmobersteg ° Verein." Uebrigens muß ich die
leidenschaftliche Sprache, welche Herr Zmobersteg bier geführt
hat, bedauern; ich möchie ihm sagen: Um die Freiheit zu
befördern im Volksvereine, auch wenn er nur ein Zmobersteg-
Verein ist, muß man nicht so sprechen; wenn man gereizt ist,
so ist man besangen und besitzt die Freiheit der Beurtheilung
nicht mehr. — Zch will Ihre Geduld, Tit., nicht allzusehr in
Anfpruch nehmen und daher einige Bemerkungen über die Rede
deS Herrn I>r. Moschard überschreiten; derselbe hat manches
Unrichtige gesagt, aber es ist nicht von großer Wichtigkeit und
wurde von der großen Mehrzahl dieser Versammlung
wahrscheinlich nicht verstanden. Herr Fürsprecher May hat dem
Regierungsrath einen sehr wichtigen Vorwurf gemacht, indem
er nämlich sagte, der Regierungsrath habe dem Großen Rathe
schon zweimal versprochen, die Gesetze zu handhaben, und jetzt
komme er noch ein drittes Mal mit dem nämliche» Versprechen,
um dadurch ein Zutrauensvotum von Seite des Großen Rathes
zu erhalten. Dieß muß ich entschieden in Abrede stellen. Vor
dem l. April wollte der Regierungsrath die Gesetze handhaben,
die damals erlassene Publikation gegen den Freischaarenzug
beweist es. Nach dem 1. April wollte er die Gesetze ebenfalls
handhaben, und hätte er eS nicht gethan, so würde die Oppo-
fitionspresse nicht so scharf gegen ihn aufgetreten sein. Also
lehne ich diesen Vorwurf ab. Wir kommen nicht Hieher, um
dem Großen Rathe ein Versprechen für Handhabung der Gesetze

zu geben; dieß ist nicht der Zweck der Einberufung des Großen
Rathes, sondern der Zweck ist nur, zu vernehmen, wie Sie,
Tit., es mit dem Regierungsrathe haben. Ferner sagte man,
eS werde kein einmüthiger Beschluß hierüber zu Stande kommen,
also solle man nicht eintreten. Zst dieß ein Grund? Wann
hatten wir denn hier einen einmüthigen Beschluß über wichtige
Angelegenheiten seit l4 Zahren? Allein auch hier bedaure ich
den gereizten Ton, in welchem diese Rede gehalten wurde, und
ich muß mich zugleich verwundern, daß über die Frage: Wollen
wir dem Regierungsrathe fernerhin Zutrauen schenken die
entgegengesetztesten Ansichten sich jetzt vereinigen, um Nein zu
sagen. Diejenigen, welche als Retrograde, als Patrizier, als

Konservative bezeichnet werden, und Diejenigen, welche von der
radikalen Oppositionspresse zu den ihrigen gerechnet werden,
scheinen letzt hierin eine Allianz gebildet zu haben, und diese
Allianz scheint mir sonderbar. Herr Regierungsrath Schneider,
älter, sragt: Warum soll der Große Rath erklären, er wolle
den legalen Fortschritt Dieß ist keineswegs der Zweck des
vorliegenden Antrages. Die Autorität des'RegierungSratkes
ist ziemlich geschwächt worden; wenn derselbe die Gesetze Hand-
haben will, so läuft er Gefahr, Widerstand zu finden, weil
seine Autorität geschwächt ist. Es kann möglicherweise einzelnen
Personen gelingen, dem Volke den Glauben beizubringen, der
Große Rath sei selbst nicht mit dem Regierungsrathe emver-
standen. So lange man dem Volke Solches sagen kann, weiß
der Regierungsrath nicht, mit welchem Erfolge er die Gesetze
zu handhaben vermag; darum sucht er hier bei Zhnen neue
Kraft und verlangt von Zhnen ein Zutrauensvotum. Wenn
Sie, Tit., dieses Zurrauensvotum gewähren, so kann man,—
wenn z. B. versucht wird, die Justiz im Amtsbezirke Konol-
fingen einzuschüchtern, und wenn dann der Regierungsrath
kräftig dagegen einschreitet, vielleicht sogar Waffengewalt ge-
brauchen will, — dem Volke sagen : Der Regierungsrath hat das
Recht, dieses zu thun, und der Große Rath billigt dieses
Verfahren. Also wird das Zutrauensvotum dem Regierungsrathe
die zu Handhabung der Gesetze nöthige Kraft geben und das
Ansehen des Gesetzes wiederherstellen. Einem Redner ist ein Passus
im gedruckten Berichte sehr aufgefallen; es werden nämlich da-
selbst die Gründe auseinandergesetzt, weßhalb der Regierungsrath

nicht homogen sein könne, so daß die Beschlüsse zuweilen
der nöthigen Konsequenz entbehren und hin und her schwanken;
dann folgt : „ So lange die oberste Vollziedungsdehörde aus
t? Mitgliedern besteht, welche dazu noch den verschiedensten
Landesgegenden und Ledensverhältnissen angehören, ist vorerst
die so wüuschenswerthe, za mitunter unerläßlich nothwendig»
Uebereinstimmung in Gesinnung, Ansichten und Grundsätzen
schwer gebenkdar" :c. w. Diesen Passus nun wollte man so

verstehen, als beabsichtigten wir eine aristokratische Regierung,
als wünschten wir teßoalb einen RegierungSratd von bloß neun
Mitgliedern. Die im Entwürfe des diplomatischen Departements

allerdings vorgeschlagene Zahl von neun Regierungsräthen
macht nicht Alles. Die/Regierung von Waadt besteht nur aus
sieden Mitgliedern, und doch ist sie eine demokratische Regierung,
welche aber Gewalt hat. Die abgetretene Regierung der Stadt
und Republik Bern kalte 27 oder 28 Mitglieder, also weit
mehr, als 17; sie war aber homogen, weil sie nur aus gewissen
Familien einer gewissen Klasse von Bürgern zusammengesetzt

war. Um also die Gründe auseinanderzusetzen, warum unser
Regierungsrath nicht homogen sein könne, sagt der Bericht:
Der Regierungsrath besteht aus Leuten, welche den verschiedensten

Landesgegenden und Lebensverhältnissen angehören. Dieses,
T>t., ist ein Faktum, und als solches führt es der Bericht an.
Der Oberländer, welcher sein Leben aus einer Alpe zugebracht
hat, stimmt in seinen Ansichten natürlicherweise oft nicht mit
Demjenigen überein, welcher sich bisher ausschließlich mit Land-
dau beschäftigte, und Dieser hat wiederum über Vieles andere

Begriffe, als Derjenige, welcher einem industriellen oder wis-
senschaftlichen Berufe oblag u. s. w. Wenn wir nun aber dieses

anerkennen müssen, so liegt darin kein Grund, zu sagen, wir
wollen aristokratisch zu Werke gehen. Der Regierungsrath
wünscht, wir möchten ebenso demokratisch zu Werke gehen, wie
der Kanton Waadt. Ein Mitglied meint, wenn der Große
Rath einmal einen Regierungsrath gewählt habe, so solle
derselbe in die Fortdauer seines Zutrauens keinen Zweifel seyen,
sondern warten, bis der Große Rath sich allsällig ausspreche,
daß er kein Zutrauen mehr zu ihm bade. Wir, Tit., wollten
aber nicht warten, weil wir nach den Aeußerungen der Blätter
annehmen mußten, es könnte dann zuletzt zu »pät sein. Zch
begreife die Toeorie nicht, daß ein Regierungsrath immer
voraussetzen müsse, er besitze noch daS Zutrauen des Großen Rathes.
Es können Anzeichen vorhanden sein, daß dieses Zutrauen
verschwunden sei; dann soll eine andere Regierung gewählt werden.

Zch nehme auch nicht die Ansicht des Herrn Regierungsratheö
Schneider, jünger, an, welcher sagt, der Barometer des

Zutrauens steige und falle, und wenn er gefallen sei, so müsse

man warten, bis er wiederum steige. Und wenn der Barometer



dann zwei oder drei Zabre lang nickt wiederum steigt, und man
immer warten will, in welchem Zustande ist dann die Republik?
Uebriqens glaubt Herr Schneider, der Regierungsrath besitze

das Zutrauen des Großen Rathes noch, er glaubt aber, die
Mehrheit des RegierungsratkeS meine das Gegentheil. Nein,
Tit., die Mehrheit meint nicht das Gegentheil, sonst würde sie

abgetreten sein; aber sie war >m Zweifel, ob sie jenes Zutrauen
noch besitze, und darum fragt sie hier beim Großen Rathe und
wünscht eine Antwort und braucht eine Antwort. Etwas
auffallend aber ist der Umstand, daß Herr Regierunqsrath Schneider,
jünger, welcher selbst glaubt, der Regierungsratd besitze das
Zutrauen des Großen Rathes noch, dann zu einer Zutrauenserklärung

hier nicht stimmen will. Es sollte doch, wenn man
selbst glaubt, der Regierungsrath habe und verdiene noch
Zutrauen, wahrlich eine leichte Sache sein, es auch zu sagen, und
dann hätten wir nicht eine achtzehnstündige Berathung darüber nöthig
gehabt. Mit Herrn Regierungsrath von Tillier bin ich durchaus

einverstanden, daß im vorliegenden Falle die Minderheit
des Regierungsrathes durch den Antrag der Mehrheit nicht
gebunden ist; die Mehrheit hat die Erklärung, daß sie, wenn
daö Zutrauensvotum nicht erfolge, ihre Stellen im Regierungs-
rathe niederlegen werde, nur in Bezug auf die damit
übereinstimmenden Mitglieder gemacht, und sie werden dieselbe nicht
zurücknehmen; aber die Minderheit kann ihrerseits nichtsdestoweniger

erklären, daß sie ihre Stellen beibehalten wolle. Herr
Gerichtspräsident Leibundgut siebt in dem Vertrauensvotum eine
Zusriedenheitsdezeugung. Tiefes sind zwei ganz verschiedene
Sachen, und ein Gerichtspräsident sollte so verschiedene Sachen
zu unterscheiden wissen. Auch eine Genehmigung deS Berichtes
und eine Zutrauenöerklärung sind wiederum zwei ganz andere
Sachen. Man kann momentan mit Jemandem unzufrieden
sein und ihm dennoch das Zutrauen nicht entziehen, weil in
Bezug auf andere Dinge die betreffende Person das Zutrauen
noch verdient. Wenn wan dieses zu unterscheiden weiß, so

ist offenbar, daß, wenn der Große Rath dem Regierungs-
i athe Zutrauen schenkt, er damit nicht sagt, er sei mit jeder
einzelnen Handlung des Regierungsrathes zufrieden. Dieser
Unterschied 'st wichtig. Uebrigens befürchtet der nämliche Redner

der Regierungsrath werde dann viel strenger fahren in
Vollziehung der Gesetze. Die Gesetze, Tit., sollen überhaupt
vollzogen werden, ich weiß da nichts von einem plus oder minu«
in der Vollziehung, und der Ausdruck „strenger sein" ist hier
auch nicht richtig. Wenn nur kleine Uebelstände statt finden,
so erscheint die Vollziehung der Gesetze milde; wenn aber eine
Menge Unordnungen und schwererer Gesetzesübertretungen
eintreten dann erscheint die Vollziehung der Gesetze als eine
strenge. Herr Oberrichter Marti sprach von Arbeiten, welche
man gewissen Fürsprechern entzogen habe; er scheint zu glauben,
daS diplomatische Departement habe dies verfügt. Dies ist
durchaus unrichtig; ich wenigstens weiß von dieser Maßregel
gar nichts, und ich weiß auch nicht, ob der Regierungsrath
oder die Zustizsektion etwas dieser Art gemacht hat; hingegen
glaube ich nicht, daß die Zustizsektion oder eine andere Behörde
gezwungen sei, allsällige Arbeiten so zu vertheilen, daß jeder
Fürsprecher seinen Antheil daran bekomme; es sind ihrer gar
viele. Herr Großratd Michel meint, man werde jetzt gegen
die Beamten sebr strenge zu Werke gehen wollen. Die Art
und Weise, wie dann Herr Gerichtspräsident Sträub daraus
antwortete, hat mich ungemein gefreut; er begreift die wahre
Stellung der Beamten; er meint nicht, daß, wenn man Beamter

ist, man dennoch gegen die Regierung, welcher man Treue
geschworen, handeln könne. Wenn alle Beamte so sind, wie
Herr Gerichtspräsident Sträub die Stellung des Beamten auf-
saßt, dann wird die Regierung nie gegen Beamte einschreiten.
Wenn Sie, Tit., ein Zutrauensvotum abgeben, so werde dies,
sagt Herr Michel ferner, als eine Niederlage der Freisinnigen
,m Kanton Bern betrachtet werden. Es fragt sich, Tit., was
man unter „freisinnig" versteht. Es gibt sogenannte Freisinnige,
welche glauben, die richterliche Gewalt solle die einzige Gewalt
in der Republik sein, die vollziehende Gewalt solle nicht einmal
ihre eigenen Beamten wählen dürfen, und die Beamten seien
nicht gehalten, die Befehle der obern Behörde zu vollziehen.
Wenn dies Freisinnigkeit ist, so bekenne ich für meine Person
Mich nicht dazu. Andere Freisinnige meinen, es gezieme freien

Männern, republikanische Magistraten zu beschimpfen; auch in
diesem Sinne bin ich kein Freisinniger; ich will freisinnig sein,
wie die Landsgemeinde von Außer-Rhoden, welche ihre
Magistraten zu ehren weiß. Andere Freisinnige sind geneigt, Zwecke,

welche an und für sich gut sein mögen, durch illegale Mittel
zu befördern. Auch da will ich nicht ein Freisinniger in diesem

Sinne sein. Diese so eben bezeichneten Arten von Freisinnigen,
werden allerdings durch das Vertrauensvotum des Großen
Rathes gewißermaßen eine Niederlage erleiden; aber alle wahrhaft

Freisinnigen in der ganzen Schweiz, wie ich wenigstens
die Freisinnigkeit verstehe, werden sich innig freuen, daß die

Theorien, welche seit 4 Monaten gepredigt wurden, hier im
Großen Rathe des Kantons Bern keinen Anklang gefunden haben,
und sie werden darin einen großen Sieg für Freiheit und
Fortschritt erblicken. Der Schlußantrag des Regierungsrathes ist

durchaus entstellt worden. Soll man, fragt ein Mitglied, also
alles billigen, was der Regierungsrath gethan hat? Nicht im
Mindesten, Tit., wie ich bereits gezeigt habe; auch ich billige
nicht AlleS und habe doch Zutrauen zum Regierungsrathe. Der
Antrag, vermittelst welches wir dem Großen Rathe sagen: Habt
Ihr noch Zutrauen zu uns? sonst müssen wir abtreten, — sei,

sagt man, eine bedenkliche, ja sogar eine fürchterliche Alternative

; wir werfen dem Großen Rathe den Bündel vor die Füße,
wir setzen ihm die Pistole auf die Brust, der Große Rath solle

zu unserm Antrage Za und Amen sagen, es sei sogar auf
Unterordnung des Großen Rathes unter den Regierungsrath ab-
gesehen, auf eine Art Terrorismus! Alle diese Ausdrücke
wurden gebraucht, um den Antrag des Regierungsrathes zu
charakterisiren. Jetzt will ich mir die Freiheit nehmen, diesen

Punkt durch ein Gleichniß zu beleuchten. Das Verhältniß des

Regierungsrathes zum Großen Rath ist mit dem Verhältnisse
des DienerS zum Meister zu vergleichen. Wenn ein Herr einen
Diener hat, welchen er für redlich und fähig hält, und wenn
dieser Diener wirklich redlich ist, er aber später zu bemerken

glaubt, daß sein Herr mißtrauisch zu werden anfängt, so betrübt
ihn das, und es betrübt ihn um so mehr, weil er ein redlicher
Diener ist und weil sein Herr ihm sehr lieb war. Jetzt klagt
er seinen Kummer einem verständigen Manne und sagt zu ihm:
Mein Herr war mir sehr lieb, ich habe ihm treu und redlich
gedient, wenn er mir aber kein Zutrauen mehr schenkt, so kann
ich nicht mehr bei ihm bleiben; was soll ich machen? Der
verständige Mann antwortet ihm: Gehe zu deinem Herrn, sprich
freimüthig, aber anständig zu ihm, frage ihn, ob und warum
er jetzt Mißtrauen gegen dich hege, und sage ihm, wenn er dir
mißtraue, so müssest du von ihm gehen und einem Andern,
welchem er besser trauen könne, Platz machen. Wenn nun der
Diener diesem Rathe folgt, wie wollen wir sein Benehmen
charakterisiren? Nicht wahr, er handelt, wie ein treuer und
redlicher Diener und Ehrenmann handeln soll? Wenn jetzt der

Herr diesem Diener antworten würde: Du willst dich über mich
stellen, du willst mich terrorisiren, du willst mir die Pistole auf
die Brust setzen, das ist keine Manier, ich lasse mich nicht s»

behandeln, ich gebe dir keine Antwort auf deine Frage, ich will
weder Za noch Nein sagen, — was würden Sie von einem
solchen Herrn kalten? Glauben Sie, daß man so leicht einen
sonderbarern Herrn finden würde? Wird nicht vielmehr jener
Herr, anstatt einen ihm angethanen Zwang in dem bescheidenen

Schritte seines Dieners zu finden, gerade das Gegentheil darin
erblicken? Wird er nicht, gerührt, zu seinem Diener sagen:
Wenn ich vielleicht auch mißtrauisch war, so ist dein jetziger
Schritt ein Beweis deiner Redlichkeit, und jetzt ist alles
Mißtrauen jedenfalls verschwunden? Gerade dies, Tit., ist der Schritt,
welchen der Regierungsrath Ihnen gegenüber gethan bat. Hier
komme ich zu einer Aeußerung, welche ziemlich wichtig ist, in
dem die Art und Weise, wie dieselbe hier vorgebracht und
auseinander gesetzt wurde, viele Herren Großräthe allerdings irre
machen könnte. Es wurde nämlich gesagt, wenn der Große Rath
dem Negierungsratkc sein Zutrauen fernerhin schenke und dieses
durch daS Vertrauensvotum ausspreche, so werde der Große Rath
selbst seinen Kredit beim Volke verlieren. Der RegierungSrath
allerdings kann seinen Kredit verlieren, wenn er ohne Wieder-
legung beständig verläumdet wird, wie kann aber der Große
Rath seinen Kredit verlieren Der Große Rath kennt die Ansichten
des Volkes, und man kann nicht annehmen, die große Mehrheit



des Großen Rothes sei dem Willen des Volkes entgegen,
sondern man muß voraussetzen, der Wille der großen Mehrheit
des Volkes sei im Großen Rathe durch die Majorität desselben

repräsentirt. Wenn also die Mehrheit der Herren Großräthe
dem RegierungSrath:' noch Zutrauen schenkt, so ist folgerichtig,
daß dies auch die Ansicht der Mehrheit des Volkes sei; denn
ich will Sie gefragt haben, Tit. : Wenn Sie wirklich dem
Regierungsrathe noch Zutrauen schenken würden, dies aber nicht
die Ansicht des Volkes wäre, — welches würde der Zustand
unsrer Republik sein Die Republik hätte einen Regierungsrath,
welcher das Zutrauen deS Volkes verloren hat, und sie hätte
einen Groß Rath, welcher nichtsdestoweniger dem Regierungs-
rathe Zutrauen bezeigt. Dies wäre ein höchst krankhafter
Zustand, desien Vorhandensein ich aber nicht annehme, denn ich
sehe keine Gründe, weßvalb ich annehmen müßte, daß die
Vertreter deS Volkes den Willen desselben in seiner Mehrheit nicht
repräsentiern. Wenn Sie, Tit., also heute erklären, daß Sie
noch ferner Zutrauen zum Regierungsrathe haben, so wird das
Volk diesen Ausspruch anerkennen und wird auch seinerseits dem
Regierungsrathe sein allsällig geschwächt gewesenes Zutrauen
neuerdings schenken. Der Regierungsrath muß Ihnen, Tit.,
also sagen: Sind Sie noch mit uns einverstanden, schenken
Sie uns Ihr Zutrauen noch? Indem der RegierungSrath diesen

Schritt thut, bandle er, behauptet man, wie die Patrizier
gehandelt haben, als dieselben im Jahr 1831 abdankten. Diese
Vergleichung wäre gerechtfertigt, wenn wir ohne Weiters gesagt
hätten: Wir treten ab. So handeln wir aber im vorliegenden
Falle nicht, sondern wir sagen: Wenn Sie uns Ihr Zutrauen
noch schenken, so bleiben wir, wenn dieß aber nicht der Fall ist,
dann geben wir. Vielleicht würde im Jahr 1831 jene Abdankung

nicht stattgefunden haben, wenn damals der Kleine Rath
das Nämliche gethan Härte. Ich muß mich verwundern, daß
ein sonst so logischer Kops diesen Unterschied nicht eingesehen zu
haken scheint. Herr Oberrichter Imobersteg fragt: Soll man
denn alle Fehler des Regierungsrathes sanktionniren? Keineswegs,

Tit. Gin Zutrauensvotum zwinge doch, Alles zu billigen,
sagt Herr Regierungsstatthalter Kohler, und darum könne er
weder Ja, noch Nein sagen. Dieses finde ich nicht logisch.
Man muß unterscheiden zwischen Billigung und Zutrauenserklärung,

wie ich bereits gezeigt habe. Wenn ich einige
Handlungen einer Behörde mißbillige, andere aber billige, so bin ich
deßhalb nicht in der Stellung, mich gar nicht aussprechen zu
können, ob ich im Ganzen diese Behörde billige oder nicht billige,
sondern ich muß dann abwägen, ob die Billigung mehr Gründe
für sich hat, als die Mißbilligung, und im ersten, Falle sage
ich dann: Der RegierungSrath verdient am Ende mehr Lob
als Tadel; also spreche ich dann Billigung im Allgemeinen aus,
ohne doch jede einzelne Handlung zu billigen. Dieser Unterschied
ist noch in höherem Grade statthaft bei Zutrauensvoten; denn
man kann Manches mißbilligen, aber dennoch fortfahren,
Zutrauen zu haben. Ich habe nun noch die verschiedenen Schlußanträge

zu berühren, welche im Verlaufe der Diskussion gestellt
wurden. Herr Gerichtspräsident Schöni will den Regierungsrath

weder billigen, noch mißbilligen, ebenso wollen sich die
Herren RegierungSstatthalter Kohler und Oberrichter Imobersteg

weder für, noch wider den Regierungsrath aussprechen. Herr
Großrath Vogel will nicht eintreten, weil die Zustände des
Landes nicht so düster seien, und weil Verfassung und Gesetze

genügen sollen. Herr Regierungsstatthalter Mühlemann will
ebenfalls nicht eintreten, weil der politische Zustand deS Landes
gegenwärtig kein gefährlicher sei, und weil die Erklärung des

Regierungsrathes, Verfassung und Gesetz zu handhaben, für die

Zukunft beruhige. Dieser le.llere Antrag unterscheidet sich vor
den so eben berührten dadurch, daß er doch etwas mehr enthält.
Gar nicht einzutreten, dies Tit., ist eine mittelbare Ablehnung
des Antrages des Regierungsrathes; der RegierungSrath
verlangt vom Großen Rathe ein Zutrauensvotum, und also ist das
Nichteintreten lediglich ein Nein, aber in anderer Form. Herr
Regierungsstatthalter Mühlemann will hingegen sagen, man
finde sich durch die Erklärung des Regierungsrathes beruhigt,
und er glaubt, daö Zutrauen zum Regierungscathe implicite
darin aufgenommen zu baden. Wenn dies der Fall ist, warum
will er denn dieses Zutrauen nicht ausdrücklich erklären? Ich
finde aber, das Zutrauen sei in diesem Antrage nicht enthalten,
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denn wir find allzustark angegriffen, als daß wir uns mit einem
so verstekten Votum begnügen könnten. Warum will Herr
Mühlemann sein Zutrauen nicht frei und offen aussprechen?
Warum solche Redaktionen suchen, welche dieses Zutrauen noch
im Zweifel lassen? Herr Regierungsrath Zaggi, jünger, will
den Regierungsrath lediglich auf Verfassung und Gesetze
verweisen, also nicht antworten auf unsere Frage. Dies ist
wiederum ein Nein. Daß er glaubt, dies sei nicht ein Nichteintreten,

ist unbegründet, denn wenn man auf eine so bestimmt
gestellte Frage aus solche Weise antwortet, so ist dieß eine
verneinende Antwort. Aehnlich will Herr Fürsprecher May in zweiter
Linie den Regierungsrath anweisen, Verfassung und Gesetz in
jeder Beziehung strenge zu handhaben. Endlich dann will Herr Alt-
landammann Blösch die Worte „im Vertrauen auf den
Regierungsrath" im Antrage des Herrn Hünerwadel streichen.
Auch dies ist wiederum eine Ablehnung der verlangten Zutrauenserklärung.

Vielleicht war im ursprünglichen Antrage des
Regierungsrathes der Ausdruck „diesen Bericht zc. zu genehmigen,"
nicht sehr gut gewählt; wir hatten nämlich gewünscht, die Zu-
trauenserklärnng nicht ganz ausdrücklich zu verlangen, daher
lautete unser Antrag aus Genehmigung des Berichtes und des
darin entwickelten Grundsatzes. Indessen nehme ich hiemit jenen
Theil des Antrages Namens des Regierungsrathes zurück, so
daß mithin von einer Genehmigung des Berichtes nicht die
Rede sein soll, und ich advptire die Redaktion deS Herrn Hünerwadel

:

„Der Große Rath der Republik Bern, —
Nach Anhörung des ihm vom Regierungsrathe vorgelegten

Berichtes, —
im Vertrauen auf den Regierungsrath, —

erklärt:
Den in diesem Berichte entwickelten Grundsatz, wonach ein

entschiedener Fortschritt im ganzen Staatshaushalte, aber nur
auf gesetzlichem Wege, angestrebt, und jede illegale Richtung mit
aller Kraft bekämpft werden soll, zu genehmigen."

Alle jene andern Vorschläge sind für den Regierungsrath
Nichts; es ist dieß Alles nur ein Zwitterding, etwas Zweifelhaftes

und Unbestimmtes. Der RegierungSrath kann sich mit
solchen Vorschlägen nicht für befriedigt erklären, und er kann
sich in seiner Mehrheit nicht bewogen finden, noch serner die
Zügel der Verwaltung zu behalten, wenn nicht die Mehrheit
des Großen Rathes, und zwar eine ziemlich große Mehrheit,
sich dahin ausspricht, daß der Große Rath ihm noch Zutrauen
schenke. Es ist mir eine sonderbare Erscheinung, daß fast alle
Redner sagen: Wir haben noch Zutrauen zum Regierungsrathe,
das Abtreten desselben wäre ein Unglück für das Land, daß
aber dennoch eine große Anzahl derselben dieses Unglück nicht
wollen abwenden Helfen, indem sie nicht dazu mitwirken wollen,
daß der Große Rath czua Behörde dieses Zutrauen ausspreche.
Diesen Widerspruch kann ich mir nicht erklären. Z. B. Herr
Regierungsstatthalter Kohler und Herr Regierungsrath Schneider,

jünger, wünschen, daß der Regierungsrath bleibe, und
sagen, sein Rücktritt wäre ein Unglück nicht nur für den Kanton
Bern, sondern auch für die Schweiz. Wenn sie dieses glauben,
so haben sie Zutrauen zum Regierungsrathe; wozu brauchten
wir dann vier Sitzungen, um zu sagen : Wir haben noch
Zutrauen? Namentlich denn fällt eS mir auf, daß sogar Kollegen
aus dem Schooße des Regierungsrathes sagen, das Volk habe
noch Zutrauen zum Regierungsrathe, aber eben deßhalb sei die
außerordentliche Einberufung des Großen Rathes unnöthig
gewesen, daß sie aber den Gründen der Mehrheit ihrer Kollegen,
welche hingegen diese Einberufung für nöthig hielten, um sich dieses
Zutrauens besser zu versichern, nicht Rechnung tragen wollen.
Man sehe solche Zutrauensvoten nicht gerne. Dieß ist nicht
die Frage, sondern die Frage ist: Ist unter den gegenwärtigen
Umständen ein Zutrauensvotum nothwendig? Ich und mit
mir die Mehrheit des Regierungsrathes halten eS für nöthig,
und warum? Warum können wir uns mit Zwitterdinqen, wie
jene oberwähnten Anträge sind, nicht begnügen? Weil ein
solcher Entscheid des Großen Rathes als eine Niederlage für
den Regierungsrath, als eine erhaltene Schlappe erscheinen

würde, und weil der Regierungsrath, welcher schon jetzt ziemlich

geschwächt ist, nicht noch überdieß eine Niederlage nöthig



hat, um kräftiger regieren zu können. Warum ferner ist ein

ausdrückliches Zutrauensvotum nothwendig ,' Ich habe bereits

gezeigt, daß die Idee der Gesetzlichkeit im Volke geschwächt

worden ist, so daß, wenn der Regierungsrath die Gesetze

vollziehen will, er aus mehr oder weniger bedeutenden Widerstand
stoßen kann, wie z. B, Herr Regierungsrath Weder die größte
Mühe hatte, dem Gesetze Achtung zu verschaffen in Langenthal,
wie Herr Regierungsstatthalter Schwad in Biel in einem
ähnlichen Falle sich befand u, A. m. Also werden die Gegner der

Regierung Ihr Nichteintreten als ein Zeichen ansehen, daß der

Große Rath mit d-m Regierungsrathe nicht einverstanden se»,

und werden dann um so heftiger gegen den Regierungsrath
auftreten. Unter solchen Umständen kann leicht Aufruhr
entstehen, und wenn der Regierungsrath nicht mehr die nöthige
Kraft besitzt, so kann möglicherweise der Große Rath selbst in
den Fall kommen, von sich aus einschreiten zu muffen, wenn es

dann noch Zeit ist. Wenn alsdann gefragt wird: Warum besaß

der Regierungsrath nicht mehr die nöthige Kraft, um dem
Ausruhr zu begegnen s so wird die Antwort die sein : Weil der

Große Rath uns eine mehrere Kraft nicht geben wollte; hätte
er es gethan, als wir sie von ihm verlangten, so würden wir
haben einschreiten könnnen, und zwar rasch. Ein dritter Grund,
weßhalb wir auf einem ausdrücklichen Zutrauensvotum bestehen

muffen, ist dieser: Wenn eine so zweifelhafte Schlußnahme,
wie sie von mehrern Rednern beantragt ist, uns keine Kraft
gibt, so läßt sie uns auch keine Ehre. Meine Herren Kollegen
der Mehrheit des Regierungsrathes und ich sind daher ent-

schloffen, im Falle einer solchen Schlußnahme abzutreten. DaS
Regieren ist an und für sich nicht eine angenehme Pflicht; Die
jenigen, welche diese Pflicht übernehmen, bringen dadurch dem

Vaterlande em Opfer; wenn wir also nicht vernehmen können,
ob Sie, Tit., uns noch Zutrauen schenken, so können wir
nicht mehr mit Ehren in der Regierung sitzen, und also treten
wir ab. Aus diesen Gründen und aus keinen andern beharren
wir auf unserm Antrage, indem wir bloß die von Herrn
Staatsschreiber Hünerwadel vorgeschlagene Modifikation desselben
annehmen, und Sie, Tit., mögen sich ja nicht damit trösten,
was man, wie ich vernehmen mußte, unter Vielen von Ihnen
ausgestreut bat, daß es uns nämlich mit unserm Entschlüsse
nicht Ernst sei. Dieses, Tit., sind jesuitische Mittel; es ist

uns mit unserm Entschlüsse Ernst, und S,e werden eö, wenn
wir soweit kommen, erfahren, daß wir nicht mit der obersten
Landesbehörde ein unverantwortliches ^piel treiben. Wir, die

Mitglieder der Mehrheit des Regierungsrathes, werden an der
Abstimmung keinen Antheil nehmen, und zwar bloß aus Zarl-
gefühl, denn es handelt sich hier nicht um unsre Personen,
sondern um die allgemeine» Interessen des Vaterlandes, und
also hätten wir das Recht, hier mitzustimmen, aber wir thun
es nicht, weil wir nicht wollen, daß man je sagen könne, ohne
unsre eigenen Stimmen würden nur das Zutrauensvotum nicht
erhalten haben. Nichtsdestoweniger aber bleiben wir während
der Abstimmung hier, denn wir befinden uns nicht nn Falle
des Austrittes. Ich schließe zum Antrage des H-rrn Staats-
schreiberö Hünerwadel.

Schöni. Ich bitte den Herrn Schultheißen, — — —
(Der Redner wird von allen Seiten unterbrochen, und der Herr
Landammann bemerkt ihm, daß er laut Reglement jetzt nicht
mehr sprechen dürfe.) Der Herr Schultheiß ist m Vielem
im Irrthume bezüglich auf meine Person; es muß sich dieß
aufklären (Der Herr Landammann wiederholt seine
Bemerkung mit dem dringenden Ansuchen an den Redner,
dieselbe zu beachten.)

Dlösch, Altlandammann. Schon bevor der Schlußrapport

zur Beleuchtung der verschiedenen Schlußanträge gelangt
war, wurde mir bemerkt, daß meine Reproduktion deS vom
Herrn Obergerichtspräsidenten Funk gestellten nachher aber
zurückgezogenen Antrages mir dahin mißdeutet werde, als ob
ich irgendwie ein Mißtrauen gegen den Regierungsrath auS-
sprechen wollte. Daß dieß nicht der Fall sein kann, gebt daraus
hervor, daß ich vorgestern dem ursprünglichen Antrage deS Re-
gieeungsrathes beigepflichtet habe. Damit indessen mein heutiger

Antrag nicht mißdeutet werde, ziehe ich denselben zurück
und schließe unbedingt zum Antrage des Herrn Staatsschreibers
Hünerwadel und zwar mit besonderer Rücksicht auf den
ausgezeichneten Schlußrapport des Herrn Schultheißen, wofür ich
demselben hiemit öffentlich danke.

Schöni. Das ist nicht die gleiche Elle, Tit. Herr
Landammann.

Jmobersteg, Oberrichter. Da ich vom Herrn Schult-
beißen in seinem Schlußrapporte aufgefordert worden bin, eine
Erklärung abzugeben, so muß ich den Herrn Landammann bit-
ten, mir zu diesem Zwecke das Wort zu gestatten. Der Herr
Schultheiß sagte zugleich, ich sei schon vorgestern dazu aufge-
fordert worden, habe aber keine Auskunft ertheilt. Tit., ich
war im Begriffe, sie zu ertheilen, wenn ich nicht, wie Ihnen
bekannt ist, unterbrochen worden wäre. Herr Altschultheiß von
Tavel hatte nämlich behauptet, Herr Ochsenbein sei bloß aus
den von Herrn von Tavel angegebenen Gründen in die Urkan-
tone gefchickt worden, worauf ich dann bemerkte, daß ich von
diesen Gründen nichts gewußt habe, sondern daß nach meiner
Ansicht ein ganz anderer Grund vorhanden war. Dieser Grund
bestand in einem gewissen anonymen Briefe, über dessen Inhalt
ich jedoch nicht welter eintreten will.

von Tavel, Altschultheiß. Darüber kann ich Auskunft
geben. Herr Jmobersteg spricht von einem anonymen Briefe,
welcher auf die Sendung des Herrn Ochsenbein Bezug haben
solle. Diesen Brief habe ich ihm gezeigt; derselbe war mir
aber schon mehrere Wochen vorher infolge einer GroßrathS-
sitzung zugekommen; ich hatte nämlich damals einige Mitglieder
des Großen Ratheö, welche, wenn ich nicht irre, anwesend
sind, um Auskunft gefragt über den Herrn Fürsprecher Ochsen-
dein, jünger, welchen ich früher gar nicht gekannt habe. Zwei
jener Mitglieder gaben mir dann über seinen Charakter und
seine Fähigkeiten Auskunft, jedoch in verschiedenem Sinne.
Zwei Tage nachher erhielt ich dann jenen anonymen Brief,
sehr sauber geschrieben, worin mir gemeldet wurde, man habe
mir zum Nachtheile des Herrn Ochseindein gewisse Sachen
gesagt, diese seien aber nicht wahr, Herr Ochsenbein sei im
Gegentheile ein solcher Staatsbürger, welcher sowohl in Absicht
auf Fähigkeit, als in Absicht auf Gesinnung und Charakter zu
den deßten Bürgern gehöre. Dieses Alles hatte aber durchaus
keinen Bezug weder auf die Urkantone, noch auf die weit spä-
tere Sendung des Herrn Ochsenbein nach Luzern, und somit
weiß ich nicht, wie Herr Jmobersteg diesen Brief, welcher
durchaus nichts Anderes enthielt, hier in diesem Sinne er-
wähnen kann.

(Fortsetzung folgt
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Zweite außerordentliche Sitzung. 534Z.

(Nicht offiziell.)

(Schluß der Sitzung vom lZ. Herbstmonat 1845. Bericht
des Regierungsrathes an den Großen Rath der Republik
Bern über die dermalige politische Lage des Kantons.)

Herr Landammann, um seine Meinung befragt. Da
man mir die Ehre erwiesen hat, mich um meine Anficht zu
befragen, so will ich entsprechen. Ich werde dabei offenherzig
sein und Niemanden beleidigen, die Wahrheit aber sagen, so

weit sie zu meinem Zwecke dient. Um seder Mißdeutung
vorzukommen, erkläre ich vor Allem cms, daß ich den Regierungs-
rath in seinen Personen achte und schätze, ich habe selbst gute
Freunde darin. Auch als Behörde achte ich den Regierungsrath

sehr. Wenn ich mir also zu sagen erlaube, wo nach
meiner Ansicht in letzter Zeit gefehlt, gegen die öffentliche
Meinung angestoßen und die Presse in so hohem Grade gerecht
worden sein möchte, so geschieht dieß nicht, um dem Regierungsrathe

Vorwürfe zu machen, welche jedenfalls in Absicht auf das
Vergangene zu spät kommen würden, sondern nur, um auch

meinerseits Etwas dazu beizutragen, daß der Regierungsrath
in Zukunft seine Stellung etwas genauer in's Auge fasse. Der
RegierungSrath hat also den Großen Rath außerordentlich hierher

berufen, damit die oberste Landes'oehörde erkläre, ob sie

noch Zutrauen zu ihrem Regierungsrathe habe. Mithin ist es,
wenn Gründe vorliegen, welche diesem Zutrauen Eintrag thun,
Pflicht der Stellvertreter des Volkes, dieselben anzudringen.
Als ich gegen das Ende des Aprils, zu einer Zeit, da viele
Bürger unseres und anderer Kantone in Folge des Freischaaren-
zuges zu Luzern gefangen waren, den Großen Rath
außerordentlich zusammenberief, geschah dieß aus meinem eigenen
Antriebe und gegen die Mehrheitsansicht des Regierungsrathes,
welcher diese Einberufung damals nicht zeitgemäß fand. Mir
hingegen hatte es geschienen, gerade setzt möchte es die höchste

Zeit dazu sein, weil ich wußte, daß im ganzen Lande große
Ausregung herrschte, welche möglicher Weise zu einem
Ausbruche hätte führen können. Denn eine große Masse, nicht
Freischäärler, aber Verwandte, Bekannte und Freunde derselben,
interessirten sich für die Tagesfrage, und man mußte mit Recht
befürchten, daß sie sich zu Tausenden erheben, etwas Ungesetzliches

thun, und so die Regierung direkt oder indirekt zwingen
könnten, mit den Bataillonen aufzubrechen. Durch eine Zu-
sammenderufung des Großen Rathes glaubte ich, dieser

Aufregung vorzubeugen, und der Erfolg hat meine Voraussicht
gerechtfertigt. Sie, Tit., haben den Regierungsrath angehört,
durch Ihre damals gefaßten Beschlüsse wurde die Aufregung im
Volke beschwichtigt, und nach meiner innigen Ueberzeugung ist

man damals ganz beruhigt nach Hause gegangen. Ob Sie
heute, der Entscheid mag aussallen, wie er will, eben so ruhig
nach Hause gehen, will ich nicht entscheiden aber daS sage ich,
und Viele werden mit mir übereinstimmen, daß die außerordentliche

Zusammenberufung des Großen Rathes eher geeignet ist,
Besorgnisse zu erwecken, als sie zu vermindern, und daß diese

Maßregel eine bedauernswerthe ist. Bei diesem Anlasse kann

ich nicht anders, als Ihnen ein Geftändniß zu machen, welches
mir schwer auf dem Herzen liegt. Ich halte noch vor wenigen
Tagen keine Idee von der Zusammenberufung des Großen
Rathes; am Donnerstag kommt ein Mitglied des Großen Rathes
m mem Haus und sagt mir, er habe gehört, der Große Rath
werde aus Mitte Septembers zusammenberufen, und er frage mich
ob dem also sei. Ich antwortete ihm, das sei das Erste was
ich höre, und ich müßte doch Etwas davon wissen. Er sagte mir er
hätte es von einem guten Freunde, welcher aus bestimmter Quelle
her wisse, daß dem also sei. Am Sonntage darauf war ich in
der Enge, begegnete dort ein anderes Mitglied des Groß"»
Rathes, und auch dieses sagte mir das Nämliche; auch ihm
sagte ich, ich wüßte nichts davon. Es ist nun gewiß sonderbar

j wenn der Landammann über die Zusammenberufunq des Großen
Rathes gefragt wird, und er nichts Bestimmtes darüber nntwor
ten kann. Sie werden selbst einsehen, Tit., daß das eine etwas
eigenthümliche Stellung ist. Da mir diese wiederholten Fragen

"ausfielen, so fragte ich am Montag Mittags ein Mitglied des
Regierungsrathes, das ich begegnete, ob denn wirklich von der
Zusammenberufung des Großen Rathes die Rede sei; dieses
Mitglied des Reglerungsrathes sagte: ich weiß kein Wort
davon gewiß ist dieß nur ein leeres Gerücht. Am Abend des
nämlichen Montags besuchte mich Jemand, um. der sagte mir
«m Verlaufe des Gespräches, der RegierungSrath habe
beschlossen den Großen Rath außerordentlicher Weise zu versammeln.

Tit., es gibt Leute, die empfindlich sind und die eine
Außerachtlassung der gewöhnlichen Formen empfindlich aus-
nehmen. Glauben denn solche Leute, daß Andere gar keine
Empfindlichkeit hätten, und ist bei diesem Sachverhalt es nicht
begreiflich, daß es Einen bemühen muß? Tit., ist es am Orte,
daß Ihr Präsident am Montag Abends noch nicht wußte, daß
der Große Rath zusammenberufen werden solle, und daß er
dieses nicht etwa durch den Regierungsrath, sondern durch ander»
Leute vernehmen muß? Wenn das diplomatische Departement die
Sache geheim behand-ln wollte, so hätte es oder dessen Mitglieder
doch wenigstens so viel Rücksicht haben sollen, das Geheimniß
so zu bewahren, daß es nicht in das Publikum komme, und
daß der Präsident des Großen Rathes nicht in den Fall komme,
durch dritte und vierte Hand davon in Kenntniß gesetzt zu
werden. Das sind Rücksichten, welche man gegenüber dem
Präsidenten deS Großen Rathes nicht außer Acht lassen sollte.
Ich begreift daher auch ganz gut, daß diejenigen Mitglieder
des Reziernngsrathes, welche nicht in das Geheimniß eingeweiht
waren, h....stichst erstaunen mußten, als mit einem Male ein
vollständig ausgearbeitetes Projekt von solcher Wichtigkeit zum
Vorschein kam und mit solcher Eile betrieben wurde. Ich weiß
wohl, es kann politische Geschäfts geben, bei denen eine gewisse
Geheimhaltung nothwendig wird. Diese sind aber außerordentlich

selten und sind eine Ausnahme von der Regel, zu welcher
meiner Ueberzeugung nach die vorliegende Frage nicht gehörte,
und vielmehr hätte eine Geheimhaltung bei vielen andern
Anlässen stattfinden sollen, wo sie nicht stattgefunden hat. Denn



ich will Sie fragen, Tit., ob die Revision unserer Verfassung

zu denjenigen Gegenständen gehört, welche geheim gehalten

werden sollen; ich will Sie fragen, Tit., ob eö am Orte ist,
im Geheimen ein vollständiges Projekt über Revision cineS

Theiles der Verfassung, unv zwar desjenigen über die

vollziehende Gewalt, im Geheimen auszuarbeiten und unerwartet
dem Regierungsrathe zur sofortigen Berathung vorzulegen,
während ein Theil von dessen Mitgliedern von der ganzen Sache

nichts wußte, und ihm auch nicht Zeit gegeben wurde, sich mit
dem so wichtigen Inhalte nur einigermaßen bekannt zu machen.

Wenn eâ sich um eine Revision der Verfassung handelt, so wird
wohl Niemand behaupten dürfen, daß diese ein Gegenstand

einer geheimen Berathung sein soll, und Jedermann wirb wohl

darin mit mir übereinstimmen, daß im Gegentheil einem solchen

Gegenstande die größtmögliche Oesfentlichkeit gegeben werden

soll. Mir hätte eS am Orte geschienen, wenn daS diplomatische

Departement oder dessen Mitglieder ihre Gedanken über

eine VersassungSrevision ihren Kollegen im RegierungSrathe

mitgetheilt und sie gefragt hätten: was sagt Ihr dazu, wäre

eâ nicht der Fall, eine VersassungSrevision vorzuarbeiten, und

sollten nicht diese oder jene Grundsätze dafür ausgestellt werden?

DaS, Tit., wäre offen gehandelt gewesen, man hätte sich frei
über diese Frage ausgesprochen, und niemals wäre eS geschehen,

daß eine derartige Arbeit mit Mißtrauen aufgenommen worden

wäre. Offenheit erweckt Zutrauen, Eeheimnißkrämerei
Mißtrauen, und wenn man setzt von gewisser Seite her über

Mangel an Zutrauen klagt, so trägt man wohl die eigene

Schuld daran. Man hat eingewendet und sich dadurch zu

entschuldigen gesucht, daß die Departements in der Regel die

Sachen vollständig ausarbeiten, ehe sie vor Regierungsrath
gebracht werden. Das ist richtig in Bezug auf Alltagsgeschäste,
und da würde ein Departement seine Stellung schlecht kennen,
wenn eö bei AlltagSgeschäften immer vorher den RegierungS-
rath begrüßen würde. Aber, Tit., eine VersassungSrevision ist

nicht ein Alltagögeschäst, sondern ein wichtiger, außergewöhnliches

Geschäft, welches auch aus außergewöhnliche Weise behandelt

werden muß, und welchem die größtmögliche Oesfentlichkeit
gegeben werden soll. So bin ich überzeugt, der Landbote wäre

nicht in der Weise angefeindet worden, wie eö geschehen ist,
wenn dieses Institut nicht so heimlich vorbereitet und so eilig
behandelt worden wäre. So aber wurde man von Anfang an

gegen den Landboten mißtrauisch, und der erste Eindruck
verliert sich nicht leicht, namentlich als man sah, daß statt emeS

RegierungsbülletinS ein eigentliches Zeitungsblatt herausgegeben

wurde, und was für ein Blatt ^ Schon der Umstand mag
dasselbe hinlänglich charaklerisiren, daß heute von etlichen fünfzig
Mitgliedern deS Großen Rathes ein Anzug verlesen worden ist,

um dem Lanbboren eine andere Gestalt zu gebe». Was enthielt
der Landbote bis jetzt? etwa eine halbe Seite RegierungSver-
handlungen, und der ganze übrige Theil allerhand Neuigkeiten
und andere Dinge, welche sich für ein Regierungsblatt nicht
schicken, wie persönliche Vertheidigungen des LandbotenschreiberS

gegen gemachte Anschuldigungen, Abhandlungen, ob er ein

braver Mann, ein guter Zeitungsschreiber, ein Philosoph und
ich weiß nicht, waS AtleS sei, und das AlleS auf Staatskosten.
Man hoffte immer, das Blatt werde entweder aushören, oder

dann auf eine andere Weise geschrieben werden. Weber daS

Eine noch das Andere geschah, indem man sagte, es sei nicht
in der Stellung deS RegierungSratheS, den einen Tag einen
Beschluß zu fasse», und den andern wieder zurückzunehmen.

Mir dagegen kömmt es vor, es sei am Besten, einen
unzweckmäßigen Beschluß so geschwind alS möglich zurückzunehmen,
denn ehrlicher ist eS, einen Fehler euizugestehen, alS ihn zu
bemänteln. Der Landdote könnte bei einer zweckmäßigen

Behandlung wirklich gute Dienste leisten, nicht dadurch, daß er
sich in eine Polemik mit der Oppositionspresse einläßt, sondern
dadurch, daß er die interessanteren Beschlüsse der Regierung,
wohin ich zedoch tue Schmdeldachdewilligungen nicht zähle,
mittheilt und die Motive, welche dabei den RegierungSrath geleitet
haben, anführt, daß er über wichtige Admimstratlvsragen, über
Gemeindeverhältliisse, Zehntangelegenheit, Armenwcsen u. s. w.
daS Volk beiehrt und ihm, so viel möglich, eine klare Idee
verschafft. Persönliche Fehden und Neu-gkeilskrämereicii aber
sollte er lassen und namentlich sich vor Einsendungen hüten,

welche den RegierungSrath leicht in den Fall setzen könnten,
gegen seine eigene Zeltung einen Preßprozeß zu erkennen. Man
hat eingewendet, eS scheine, der Landbote hab- doch gefallen
und konvenire dem Publikum; dafür zeuge, daß seit dessen
Entstehen die Adoimentenzahl des Amtsblattes sich um 150 ver-
mehrt habe. Ich weiß nicht, ob das ein Grund ist, der Stich
hält, denn eben so gut könnte die Vermehrung der Adonnenten-
zahl darin ihren Grund haben, daß Leute, die viel Papier
brauchen, wie die Landkrämer u. s. w. das ganze Unternehmen

für eine gute Papierspekulation halten und denken, zetzt
bekömmt man für sechs Franken außer dem Amtsblatte noch
den Lanbboten, welcher gewöhnlich einen Bogen stark ist, und
den können wir gar gut dazu brauchen, um Pakerli damit zu
machen. Ich möchte zu bedenken geben, daß der Landdote nicht
von Leuten angegriffen wird, welche die Regierung angreifen
wollen, sondern von Solchen, welche eS mit ihr gut meinen.
Ein Hauptgrund, welcher für die Gründung deS Landboten an-
geführt wird, besteht darin, daß man sagte: die ganze Presse
»st gegen unS, die Regierung muß daher ein Organ haben,
welches sie vertheidigt, denn die Regierung hat eben so gut
ein Recht, von der Preßfreiheit Gebrauch zu machen, alS jeder
andere Partikular. Tit., Sie werden mir zugeben müssen,
daß für die Regierungen jedenfalls die Preßfrnhnt nicht einge-
führt wurde, sondern sie ist eingeführt worden, um die Bürger
vor Uebergriffen der Staatsgewalt zu sichern. In allen Staats-
formen macht sich die Regierung mehr oder weniger Eingriffe
in die dem Bürger garantirten Rechte schuldig, ich will damit
keinen Vorwurf machen, sondern ich führe dieß allein als eine
Thatsache an, welche ihre Richtigkeit hat, und welche in
der menschlichen Natur begründet ist. Denn der Mensch ist
geneigt, «n die Rechtssphäre der andern Menschen überzugreifen,

und so haben eö auch die Regierungen gegenüber den
Staatsbürgern. DaS ist überall so; wenn nicht die öffentliche
Presse eine scharfe Kontrole hält, so würden solche Uebergriffe
der Regierungsgewalt, welche im Anfange bloß ausnahmsweise

und selten geschehen, öfter vorkommen und am Ende
zur Regel werden. Bei den ersten Uebergriffen scheut sich die
Regierung, nach und nach aber gewöhnt man sich daran; eö

geht ihr gleich wie dem Cyirurglehrling, welcher bei der ersten
Operation, welcher er beiwohnt, m Ohnmacht fällt, nach und
nach sich aber so gewöhnt, daß er mit der größten Seelenruhe
im ganzen Körper herumschneidet. Daher behaupte ich noch-
mals, die Preßfreiheit sei geschaffen für die Staatsbürger
gegenüber der Negierung. Ich bedaure, daß unsere Presse nicht
zu würdigen weiß, waS zur wahren Preßfreiheit gehört, und
daß sie durch die Art und Weise, wie sie in letzter Zeit aufgetreten

ist, der Sache, welche sie vertheidigen wollte, vielleicht
eher geschadet hat. Aber man darf nicht außer Acht lassen,
daß der Mißbrauch der Presse sich selbst bestraft und auf den
eigenen Urheber zurückfällt. Die Zeitungen, welche die Preß-
freiheit mißbrauchen, geben sich selbst den Todesstoß, und der
Regierungsrath wird sich selbst überzeugt haben, daß manche
gegen ihn gerichtete Anklagen keinen Anklang gefunden haben.
Die angegriffenen Behörden, weit entfernt, daß sie durch die
Preßsreiheit verlieren, gewinnen dadurch, denn wenn sie von
emem ZeitungSdlatte angegriffen werden, welches sich schon
öftere Uebertreibungen hat zu Schulden kommen lassen, so findet
die>eö Blatt keinen Glauben, und eS geht ihm gleich wie dem
ehrlichen Manne, welcher von einem Schlechtbeleumdeten
verleumdet wird, seine Ehrlichkeit wird dadurch nur noch
auffallender. ES hat mir geschienen, man sei gegen die Angriffe der
Oppositionspresse nur zu empfindlich; wer einen öffentlichen
Charakter hat, der muß sich den Angriffen der Presse mehr oder
weniger aussetzen und darf nicht zu empfindlich sein. Von
diesem Grundsatze bin ich wenigstens bisher ausgegangen und
habe mich dabei wohl befunden; denn icp habe auch Angriffe
erleiden müssen,^ und man hat mir ziemlich deutlich gesagt, ich
solle „ab dem Stuhl ade", ich gehöre nicht dahin und sei
unwürdig, Präsident des Großen Rathes zu sein. Der
Regierungsrath hat deßwegen einen Preßprozeß angehoben, weil er
fand, daß durch den fraglichen Artikel der Große Rath beleidigt
sei. Ich dagegen wollte von der ganzen Sache nichts, indem
ich dafür hielt, daß daS Publikum den Artikel aus gehörige
Weise würdigen werde. Ich wollte keinen Preßprozeß, und ich



habe zudem seither eine Satisfaktion erhalten, welche mir lieber ist,
als diejenige, welche die Gerichte ertheilen können. Man wird
mir aber einwenden, die Regierung müsse auch Waffen haben,
um sich gegen ungerechte und unbillige Beleidigungen zu
vertheidigen; dieser Meinung bin ich auch, und es hat die Regierung

eine Menge solcher Waffen. Sie hat daS Preßzesetz, das
Achlungsgesetz, das Hochverrathsgesetz, und über Alles dieß aus
den Landboteu. Sind daS nicht Waffen genug es düukr mich,
das seien mehr als genug. ES ist gesagt worden, die Presse
habe die Regierung nie so verfolgt wie in den letzten Zeile»
und dieß sei ein Grund, warum der Regierungsrath vor den
Großen Rath trete. Es fragt sich hier: ist das der erst?

Grund, oder sind nicht andere Gründe vorausgegangen, welche
dieses Austreten der Presse mehr oder weniger entschuldigen?
Ich will offen sein und mehrere der vorgekommenen Mißgriffe
anführen. Einer der ersten ist die Einstellung der Beamten,
welche am Freischaarenzuge Antheil genommen haben. Die
Regierung führt zu ihrer Entschuldigung an, sie habe durch
eine eigene Proklamation vor jeder Antheilnahme gewarnt.
Man ist so ziemlich einverstanden, daß diese Abmahnung zu
spät kam, und daß eine Menge vorangegangener Erscheinungen,
deren Auszählung hier zu weit führen würde, diese Warnung
paralysirt haben. Ich machte auch den Regierungsrath auf die

Folgen einer solchen Maßregel aufmerksam, und habe darzuthun
versucht, daß, so wie die Dinge sich gestaltet haben, ein solcher
Schritt unklug sei. Diese freundliche Warnung hat keinen
Anklang gefunden, und die Einstellung ging vor sich, indem
man sagte, die Regierung solle die Zeitumstände nicht
berücksichtigen, sondern dasjenige in Anwendung bringen, was sie

zum Voraus angedroht habe. Ja, Tit., die Zeitumstäude müssen

manchmal berücksichtigt werden, und eine kluge Regierung
wird sie niemals außer Acht lassen. Glauben Sie, um ein
Beispiel anzuführen, es wäre dem Louis Philipp möglich
gewesen, im Jahre 1830, als er Bürgerkönig wurde, Paris ein-
zubastilliren? ich zweifle daran, und ein jeder solcher Versuch
hätte seine Krone auf'S Spiel gesetzt. Im Jahr 184! waren
aber die Zeitumstände anders, und da hat er eine solche Maßregel

wagen dürfen. Eine andere Maßregel, welche die Presse
in Aufregung bringen mußte, waren die Menge von Prozessen,

welche man ihr anhängte, während frühere Excesse
unberücksichtigt geblieben sind. Ich möchte mich nicht grundsätzlich
gegen die Preßprozesse aussprechen, denn es mag nicht ohne
Nutzen sein, wenn die Presse von Zeit zu Zeit m diejenigen
Schranken zurückgewiesen wird, in denen allein sie sich bewegen
soll, aber das wird man mir zugestehen, daß die AnHebung von
Preßprozessen unmittelbar durch den Regierungörath immer
etwas Gehässiges und den Anschein habe, als sehe man eine
freie Bewegung und ein freies Urtheil der Presse nicht gern.
Darin stimme ich mit Herrn Schultheiß Neuhaus überein, daß
es weniger stoßend wäre, wenn em eigener Staatsanwalt da
stünde, welcher die Rechte der Regierung von sich aus zu wahren
hätte; der Regierungörath bliebe so aus dem Spiele, und ein
Dritter, der Staatsanwalt, würde klagend austreten. Eine dritte
Ursache liegt in dem Benehmen des Regierungsrathes gegen
den Volksverein; ich gestehe aufrichtig, daß ich das Entstehen
des Volksvereins in diesem Momente nicht gerne sah, weil ich
fand, er könne unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen nicht
heilbringend sein, und man solle die Aufregung, weiche im
Winter statt fand, nicht weiter fortpflanzen. Aber die
Opposition, welche die Regierung gegen den Volksverein bildete,
mußte den Glauben erwecken, als wolle die Regierung das durch
die Verfassung garantirte Vereinsrecht beschränken. Dahin
deuteten namentlich die Vorwürfe, daß er anarchische und
revolutionäre Tendenzen habe, während achtungswerthe Männer,
welche sich demselben anschloßen, die Garantie gaben, baß er
keine andere als eine gesetzliche Richtung habe. Ich fand auch,
daß wir da eine etwas zu thätige Polizei haben. Es soll eine
Polizei sein, aber sie soll ihre Thätigkeit auf Dinge richten,
welche dem allgemeinen Wohle förderlich oder hinderlich sind,
und soll sich befleißen, richtige und getreue Berichte zur Hand
zu bringen, damit die Regierung sich eine klare Vorstellung
machen könne, was wirklich geschieht oder nicht geschieht. Dazu
sind die Landjäger, selbst wenn sie verkleidet sind, nicht die

geeignetsten Leute, und daß die Regierung übel berichtet worden,

beweist der vorliegende Bericht. Ich möchte die verehrten
Herren deö Regierungsrathes aufmerksam machen, daß Der,
welcher einen Bericht abstattet, stets mehr oder weniger befangen,

und daß die Behörde, welche ihn erhält, nicht wohl im
Stande ist, die Sache von allen Seiten anzusehen. Da hätte
ich gewünscht, die Herren Regierungsräthe wären aus ihrem
Zauderkreise, in den sie gebannt waren, herausgetreten, und wären
in eigener Person hinunter auf's Parterre gegangen und hätten

sich von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit der einberichteten
Thatsachen und der daraus gezogenen Folgerungen überzeugt.
Gewiß hätte Mancher eine andere Ansicht gewonnen, als eS
setzt der Fall ist. Ich komme zu dem Bericht über tue Lage des
Kantons. Ich habe denselben mit Begierde gelesen, aber was
heute und gestern gesagt wurde, daß er in zu grellen Farben
gehalten, daß er unrichtig und übertrieben ist, muß ich
bestätigen, und ich habe Wenige von Ihnen, Tit., gehört, welche
alles dasjenige als richtig anerkennen, was darin angebracht
ist. Ich mache vorerst aus folgende Stelle des Berichts auf
«Leite 4 aufmerksam; diese lautet: „Es ist unbestreitbar, daß
„die politischen Zustände unseres Kantons im Laufe der letzten
„Monate sich wesentlich verschlimmert haben. Die Bande der
„gesetzlichen Ordnung sind allmälig lockerer geworden, das jedem
„vaterlandsliebenden Staatsbürger inwohnende Bewußtsein der
„heiligen Pflicht, vor Allem auS dem Gesetze zu gehorchen,
„wurde geschwächt; die Achtung der Bürger vor Verfassung und
„Gesetz und vor den Behörden, welche Verfassung und Gesetz
„vertreten, schwand mehr und mehr dahin." Diese Stelle halte
lch für durchaus unrichtig; ich hielt den Freischaarenzug mehr
von religiöser als politischer Natur; ich glaubte, die Erbitterung

des Volkes sei auf einen so hohen Grad gestiegen, daß
es durch eine Menge Excesse sich Lust machen, und Mord und
Todtschlag erfolgen würde. Aber zu meiner großen Verwunderung

haben im Verhältnisse zu der Aufregung, in welcher
das Volk sich, nicht durch eigene Schuld, befand, wenige Excesse
stattgefunden, jedenfalls weniger, als man irgendwie zu
erwarten berechtigt war. Die, welche stattfanden, wurden dem
Richter überwiesen, und die Schuldigen bestraft, ohne daß von
irgend einer Seite Widersetzlichkeit stattgefunden hatte. Wie
kann man dann unter solchen Umständen sagen, die Bande der
gesetzlichen Ordnung seien locker geworden, die Achtung der
Bürger vor Versassung und Gesetz sei dahingeschwunden?
beweisen nicht gerade diese Thatsachen, diese wenigen Excesse bei
so großer Aufregung, dieses Unterordnen seiner p°rsonliàn
Ansicht unter den Spruch des Richters, daß von Allem bem,
was im Bericht gesagt ist, daS Gegentheil vorhanden war?
Wenn daher der Bericht weiter unten auf Seile 5 sagt:
„ daß an unschuldigen Fremden, welche in friedlichen
Geschäften den Kanton bereisten, jedenfalls auf pusigem Gebiete
„zu keinem Tadel Anlaß gaben, die gröbste» Mchkandlunaen
„verübt wurden" — so sind solcher Attentate nur wenige
vorgefallen, und meist an solchen Leuten, welche durch unvvrsich-
tlge Reden selbst daran Schuld waren. Jcdenfalls berechtigen
die wenigen einzelnen Thatsachen nicht zu dem Schlüsse, der un
Berichte gezogen wird. Ebensowenig scheint nur der Bericht
auf Seite I> der Warheit getreu, wenn er sagt: „ Der von
„einzelnen Führern dieser Partei öffentlich ausgesprochene Zweck
„ist der, die Regierung zu bewegen, das Offrzmm der Frei-
„schaaren selbst zu übernehmen, den Krieg gegen Luzern, dessen

„Ausgang ihnen Unheil brachte, nunmehr mit den oiganisirten
„Bataillonen von Staatswegen von Kanton zu Kamon zu führen.
„Zu diesem Gewaltakte sollte die Regierung durch jene
Opposition hingedrängt werden u. s. w." Kein vernünftiger Mensch
hat je diese Ansicht gehabt, und wenn ein? solche Ansicht von
Einzelnen, waS nicht zu billigen wäre, ausgesprochen worden
ist, so berechtigt dieß die Regierung nicht, aus einem einzelnen
Faktum einen so allgemeinen Schluß zu ziehen. Wm» solche
Aeußerungen wirklich geschehen sind, so ist eS fatal, Staler ist
es aber noch, wenn von Seile der Regierung aus einzelnen,
unvorsichtig gethanen Aeußerungen ein solcher Schluß abstrahirt
wird. Mir scheint ein solcher Umstand dafür zu zeugen, daß
nicht volle Unbefangenheit bei Abfassung und Genehmigung des

Berichtes obgewaltet hat. So sind eine Menge Stellen im
Bericht, welche sich nicht rechtfertigen lassen. Wer erstaunt z. B.
nicht, wenn er auf pass. 12 liest: „Die Wichtigkeit dieser That-



„sache und die Leichtigkeit des Umschlngens einer solchen an-

„ fänglich politischen Agitation in eine kommunistische muß u. s, w."
Tit., ich will Sie fragen, ob man ze m unserm Kanton
kommunistische Tendenzen bemerkt, und ob sich irgendwie und irgend
wo Sinn sur selbige gezeigt bat. Kommunistische Tendenzen
in unserm Kanton sind ein Hirngespiimst. Was ist ein
Kommunist einer, welcher Alles theilen will und nur einen
gemeinschaftlichen Besitz anerkennt. Ob ein solches System bei uns
Anklang finden würde, werden Sie gewiß am beßten würdigen
können, und eine solche Befürchtung kömmt mir fast lächerlich
vor. Aus pl»A 13 beißt es: „Die als illegal bezeichnete
Opposition vereinigte sich vorzüglich in dem vor wenig Monaten
.gegründeten Volksverein." Ich hätte erwartet, daß im
Berichte selbst Thatsachen angeführt würden, welche eine solche
schwere Anklage rechtfertigen; ich habe aber nichts gesunden,
waS einen solchen Vorwurf rechtfertigt. Er muß also als
unrichtig angenommen werden, sobald nicht Beweise dafür vorhan-
den sind. Auf pax 15 heißt es: „Sicher ist es vorzüglich die-
»sem Kunstgriffe, wodurch das durch sich selbst Ungesetzliche in

„ das Gewand scheinbarer Legalität eingehüllt wird, beizumessen,
„daß eine nahmhaste Zahl von Beamten jener Opposition
„sich angeschlossen hat, welche gerade vermöge ihrer amtlichen
„Stellung berufen gewesen waren, jedem Versuche der Anstre-

„ bung ungesetzlicher Zwecke mit Entschiedenheit sich zuwidersetzen."
Tit., von Zweien Eins, entweder hat der Volksverein gesetzliche
Tendenzen, und dann soll es keinem Beamteten zum Vorwürfe
gemacht werden, wenn er in denselben trittet, oder er versteckt,
wie der Bericht vorgibt, Ungesetzliches in das Gewand scheinbarer

Legalität, dann ist es eine Wohlthat, wenn Beamte
eintreten und an den Verhandlungen Antheil nehmen, denn aus
diese Weise werden sie am Ersten in Fall gesetzt, die ungesetz-
lichen Tendenzen aufzudecken und zu bekämpfen. Ich kann es
daher den Beamten, welche in guter Absicht in den Verein
getreten sind, nicht übel nehmen, und eben so wenig dürste ich
eS wagen, alle diejenigen Beschuldigungen einem Vereine zu
machen, an welchem nicht nur viele Beamte, sondern auch eine
Menge Mitglieder dieser hohen Behörde Antheil nehmen. Ich
komme zu einem wichtigen Punkt. Auf 16 des Berichtes
heißt es: „Weniger bestimmte, aber keineswegs unbestimmte
„Indizien liegen ferner vor, wclche annehmen lassen, es hade
„die erwähnte Opposition oder wenigstens ein Theil derselben,
„beabsichtigt, eine Toralrevision der Verfassung, aber nicht auf
„die durch das Grundgesetz im §. 96 klar vorgezeichnete Weise,
„sondern durch Aufstellung eines Verfassungsralhes, mithin auf
„verfassungswidrigem Wege zu Stande zu dringen." Aus zwA.
21 wird das Nämliche, mit andern Worten, nochmal wiederholt,
undes wird der illegalen Opposition ganz besonders zum Vorwürfe
gemacht, day sie eine Verfassungsrevision nicht durch den Großen
Rath, sondern durch einen Verfassungsrath bezwecke. Ich für
meine Person ziehe eine Revision auf dem Wege der Eesetzge-
bung vor, aber wenn das Volk zu diesem MvduS und zu einer
Revision durch den Großen Rath kein Zutrauen hat, so wird
es iede auf diese Weise vorgenommene Arbeit verwerfen, und
wir werden niemals zu einer Verfassungsrevision gelangen. Der
Große Rath ist überdieß so beschäftigt mit Arbeiten aller Art,
daß eine gründliche Berathung von ihm nicht erwartet werden
darf.^ Ich behaupte, wenn der damalige Verfassungsrath alle
die Schwierigkeiten, wclche nncr Verfassungsrevision durch den
Großen Rath entgegen stehen, hätte in Betracht ziehen können,
er würde eine solche Bestimmung nicht ausgenommen haben.
Ich glaube auch, man sei an eine Revision der Verfassung durch
den Großen Rath nicht so strikt gebunden, als man es darzustellen

Versuchs, und mir schiene es am Orte, diese Frage dem
eigentlichen Souverän, d. h. dem durch die Versammlungen
repräsentirten Volke, vorzulegen. Dieses wird dann entscheiden;
ob es eine Revision will, und bejahenden Falls, ob selbige durch
den Großen Rath oder durch einen eigenen Versassungsralh
vorgenommen werden solle. — Ich bitte ab, wenn ich etwas
weitläufig werde, indessen ist die Sache so wichtig, daß sie wohl
verdient, daß man einige Zeit auf sie verwende; jedenfalls aber
muß ich die Versammlung ersuchen, etwas weniger Geräusch
zu machen. — Es ist offenkundig, daß der Negierungsrath eine
partielle Revision in Betreff der Vollziehungsgewalt vorgearbeitet
hat und zur Berathung bringen wollte. Es ist mir lieb, daß

dieser Vorschlag nicht vor den Großen Ratb gelangt ist. Denn
eine Revision der vollziehenden Gewalt ist wohl weniger
nothwendig, als es andere Theile unserer Versassung sind, und ob-
schon ich überzeugt bin, daß der RegierungSrath mit der
Beantragung partieller Revision nichts Verwerfliches wollte, so ist
es doch leicht zu begreifen, daß er dieses Projektes wegen
angegriffen wurde, und namentlich wegen der darin beantragten
Beamtenabberufung ohne Angabe irgend eines Motives. Das
ist etwas stark, schon jetzt hat die Regierung dadurch, daß sie

die Beamten von einem Tage zum andern abberufen kann, eine
große Gewalt, und diese Gewalt wird einzig beschränkt dadurch,
daß der Regierungsrath durch vorhandene gesetzliche Bestimmungen
gezwungen ist, bei jeder Abberufung das Motiv anzugeben. Freilich
kann man moliviren, wie man will, aber daS Publikum urtheilt, ob
daS Motiv passe oder nicht, und wenn das Motiv nicht paßt, so wird
man die Abberufung mißbilligen. Die Regierung wird sich also, s»

lange Motive angeben werden müssen, vor ungerechten Abberufungen
hüten, indem das Publikum eine Art moralischer Kontrolle

führt. Giebt man aber einmal dem Regierungsratbe das Recht,
ohneMotivirung abzuberufen, so fällt diese moralische Kontrolle da-
hin, und der Reglerungsrath hat durchaus freie Hand, ihm mißbeliebige

Beamte nach Belieben abzuberufen. Wäre vor fünf oder sechs

Iahren ein solcher Vorschlag von Seite der Regierung gemacht
worden, man würde gesagt haben, sie wäre nicht recht bei
Sinnen. Tit., solche Vorschläge, wie diese partielle Versas-
sungsrevision, sind nicht geeignet, um Zutrauen zu erwecken,
und ich bin wirklich froh, daß der Projekt hier nicht zur
Berathung gekommen ist. Im Laufe der Berathung ist gesagt
worden, der Herr Landammann selbst habe ein VerfassungS-
projekt entworfen, oder doch wenigstens an einem solchen
mitgeholfen. Tit., so geschickt bin ich nicht, und eS ist mir in
dieser Beziehung von dem betreffenden Herrn Redner zu viel
Ehre angethan worden. Meine Antheilnahme an dem
fraglichen VersassungSprsfekte besteht einfach darin, daß ich ein
Exemplar des fraglichen Projekts, welches ich früher gar nicht
kannte, kaufte und desim Dnrchlescn meine Bemerkungen dazu
machte, wie ich es in der Regel thue, wenn ich etwas
lese. Ich komme nun zum Schlußautrage, welcher Ihnen,
Tit., heute zur Annahme empfohlen wird; würden Sie ihn
nicht annehmen, so erklärt der Regierungsrath sich Ihres
Zutrauens verlustig und will abtreten. Meine Ansicht darüber ist die :

Der Regierungsrath ist vom Großen Rathe niemals in der
Weise angegriffen worden, daß er daraus mit Recht den Schluß
Härte ziehen können, er habe sein Zutrauen verloren. Im Ge-
gentheil hat der Große Rath bei verschiedenen Anlässen, namentlich

aber bei Anlaß deS Loskanses der Gefangenen in Luzern,
seine Verhandlungen gebilligt und dadurch das Zutrauen deutlich
ausgesprochen. Mir hätte es daher in der Stellung des Regie-
rungsrathes geschienen, nach solchen Vorgängen in das
Zutrauen des Großen Rathes keinen Zweifel zu setzen, selbst auch,
wenn die Oppositionspresse die Regierung, sei eS gegründet oder
ungegründet, angreift. Sind die Angriffe begrüntet, und hat
die Regierung wirklich Anlaß dazu gegeben, so wird durch ein
Vertrauensvotum die Sache nicht anders; sind die Angriffe
unbegründet und qualifiziern sich dieselben alS Verdächtigungen,
so hat das Publikum Einsicht genug, um Solches einzusehen,
und es werden solche Verdächtigungen keinen Anklang finden.
Von einem der Herren Präopinanten, vor dessen Verstand ich
alle Achtung habe, wurde ein Beispiel angeführt, um den
heutigen Schritt des RegierungsratheS zu rechtfertigen. Er hat
nämlich gesagt, der RegierungSrath sei einem Diener zu
vergleichen dessen Treue und Ehrlichkeit von verschiedenen Seiten
angegriffen worden wäre, und welcher deßhalb vor seinen Herrn
trete und ihn frage, ob er nach allem Dem, was über ihn
gesagt worden sei, noch so viel Zutrauen zu ihm habe, um ihn
im Dienste zu behalten. Mir scheint, das Beispiel passe nicht.
Denn vorerst ist das Verhältniß des Großen Rathes zum Re-
gierungsrathe nicht dasjenige eines Bedienten zu seinem Herrn,
aber auch angenommen, es wäre so, so würde gewiß kein Herr,
welchem der Diener eine derartige Zumuthung machen würde,
dieselbe zurückweisen und dem Diener sagen: So lange alS ich

dir nicht sage, du hast mein Zutrauen nicht mehr, sollst du
annehmen, eS sei noch vorhanden, und du sollst deine Pflicht
thun; wenn ich dann einmal das Zutrauen nicht mehr zu dir



habe, so will ich es dir dann schon sagen, und dann kannst du

gehen. Tit., der Regierungsrath hat den Großen Rath in eine

bemühende Stellung gesetzt, indem er ihm sagt: Entweder
genehmige den Bericht, oder ich nehme an, ich habe das Zutrauen
verloren, und trete ab. Diese Alternative ist bedauernswerth,
und sie wird viele Mitglieder des Großen Rathes in die schiefe

Stellung setzen, daß sie entweder gegen ihre Ueberzeugung
unbedingt zum Antrage des ReglerungSrathes stimmen, oder dann,
um ihrer Ueberzeugung nicht Gewalt anzuthun, den Regie-
rungSrath zum Rücktritte zu nöthigen. Der Regierungsrath
kömmt aber eben so sehr in eine schiefe Stellung, indem er durch
diese Alternative gerade Dasjenige nicht erfahrt, was er erfahren

möchte, nämlich ob die in letzter Zeit von ihm begangenen
Handlungen die Billigung des Großen Rathes erhalten. Mir
scheint, der Antrag des Herrn Vogel vermeide die vom
Regierungsrathe gestellte Alternative, ohne ihn zum Rücktritte zu
nöthigen. Schließlich muß ich noch auf eine Bemerkung
erwidern, welche fast wie ein Vorwurf geklungen hat. Der
Berichterstatter des Kruninalgesetzduches hat nämlich gesagt, er habe
sich bei der letzten Großrathssitzung vier Tage hintereinander
bereit erklärt, über den Kriminalgesetzesentwurf zu rapporNren,
es habe aber der Herr Landammann keine Zeit gefunden, um
von dem Anerbieten Gebrauch zu machen. Tit., das ist richtig;
Herr Regierungsrath Weber hat sich bereit erklärt, über den

Kriminalgesetzesentwurf zu rapportiren, aber es waren wichtige
Geschäfte da, welche auf sofortige Erledigung warteten; so z. B.
mehrere Anträge des Baudepartements über Straßenbauten,
welche, wenn man sie nicht behandelt hätte, um ein volles Jahr
später zur Ausführung gekommen wären; ferner ein Gesetz über
Zollerleichterungen der Grenzbewohner u. s. w. Tit., wenn
ich hätte hoffen dürfen, baß der Große Rath noch einige Tage
beieinander geblieben wäre, so würde ich eS mir zur Pflicht
gemacht haben, den Kriminalgesetzesentwurf zur Behandlung
zu bringen. Aber die Anzahl der Mitglieder des Großen Rathes
hatte sich bereits so vermindert, daß ein längeres Zusammensein

nicht zu erwarten war, und so ist es mir leid, daß ich
von dem Anerbieten des Herrn Regierungsratheö Weber nicht
Gebrauch machen konnte. Daß der Entwurf nicht zur endlichen
Behandlung kam, ist nicht seine Schuld, ich glaube aber, auch
mir sei dabei keine Schuld beizumessen. Es war ein Drang,
nach Hause zu gehen, welcher die Behandlung noch vieler
anderer Geschäfte unmöglich machte. Das hingegen will ich
versprechen, daß in der nächsten Sitzung, so viel an mir, der
Entwurf zur Behandlung kommen soll. Tit., eS thut mir leid,
daß ich zum Antrage des Regierungsrathes wegen der Form,
in der er gestellt ist, nicht stimmen kann. Meine Gesinnungen
gegen den Regierungsrath sind freundschaftlich, und Niemand
mehr als ich, wünscht, daß er bleibe; ich glaube auch, er
könne bleiben, ohne seinem gegebenen Worte untreu zu werden,
wenn der Antrag des Herrn Vogel vom Großen Rathe
angenommen wird; ich für meine Person stimme zu demselben.

Zur Berichtigung des gestrigen Votums des Herrn Ober-
richterö Marti wird noch ein Auszug aus dem Manual des

Regierungsrathes verlesen, eine Ueberweisung des von
Herrn Marti bezeichneten Artikels des VvlkSfreundeS an
die Justizsektion enthaltend.

Kohler, Regierungsstatthalter, zieht seinen Antrag zurück
und schließt sich demjenigen des Herrn Vogel an.

Abstimmung.
1) Will man über den Gegenstand auf irgend

eine Weise eintreten 146 Stimmen.
Will man denselben von der Hand weisen 4l „

2) Will man sofort eintreten 170 „
Will man den Gegenstand an eine

Kommission weisen 10 „
0) Will man den Antrag des Gutachtens mit

der vom Herrn Berichterstatter zugegebenen

und von Herrn Hünerwadel
vorgeschlagenen Modifikation 137

Will man diesen Antrag beiseitssetzen 42 „

Auf den Antrag deS Herrn Landammanns wird durch's
Handmehr beschlossen, die Genehmigung des Protokolls über
die Verhandlungen dieser außerordentlichen Sitzung des Großen
Rathes nach bisheriger Uebung dem Herrn Landammann und
dem Herrn Schulthkißen zu übertragen.

Herr Landammann. Unser Geschäft ist hiermit beendigt,

T>t. Ich danke Ihnen für Ihre Ausdauer und Ihre mir
bezeigte Nachsicht. Indem ich Ihnen von Herzen eine glück-

ê liche Heimreise wünsche, erkläre ich diese außerordentliche Sitzung
des Großen Rathes als geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 12 Uhr.)

Berichtigung.
Tit.

Ich habe in meinem Votum der gedruckten Großrathsverhandlungen

zwei Auslassungen und an einem andern Orte,
einige Worte, welche >ch nicht gesprochen, bemerkt und bin
deßwegen so frei, wenn es wenigstens nicht zu spät ist, Sie zu
bitten, folgende Berichtigung aufzunehmen:

Auf der zweiten Spalte der pa^. 3 von Nr. 30 zweite
Linie nach der Frage in Bezug auf die Zustände von Preußen,
Sachsen zc. ist der Satz, wodurch der darauffolgende allein
verständlich wird, ausgelassen, nemlich: Das wird gewiß
keinem Vernünftigen einfallen."

Auf der 32sten Linie derselben Spalte nach dem Worte
„Vorgange" sollte als Einschaltung stehen: „den man im
damaligen Momente ziemlich allgemein als
einen sehr unklugen Akt ansah."

Auf der ersten Spalte der pax. 4, 7te und 8te Linie stehen
die Worte: „gewiß von der Mehrheit des Volks." —
Diese habe ich nicht gesprochen und habe auch nicht die dadurch
entstehende Idee gehabt, denn ich fürchtete die bezeichnete Wirkung

deS Mittels an derjenigen moralischen Person (Regierung),
für welche daS Mittel bestimmt war.

Or. Lehmann.
A. Krankenhaus den 27. Sept. 1845.
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